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Mitteilung

des Ministeriums fiir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Gesetz zur Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts
und zur Stirkung der Biirger- und Offentlichkeitsbeteiligung
im Umweltbereich

hier: Evaluation nach Artikel 4

Landtagsbeschluss

Der Landtag hat am 13. November 2014 das Gesetz zur Vereinheitlichung des
Umweltverwaltungsrechts und zur Stirkung der Biirger- und Offentlichkeitsbetei-
ligung im Umweltbereich verabschiedet. Artikel 4 sieht darin vor (vgl. Gesetzes-
beschluss Drucksache 15/6137):

,»Das Ministerium fiir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft evaluiert die Rege-
lungen des Umweltverwaltungsgesetzes zur fiiihen Offentlichkeitsbeteiligung iiber
einen Zeitraum von fiinf Jahren ab Inkrafitreten dieses Gesetzes. Der Landtag ist
tiber das Evgebnis der Evaluierung zu unterrichten. *

Bericht

Mit Schreiben vom 8. Dezember 2020, Az.: 1-02112020/2, berichtet das Ministe-
rium fiir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft wie folgt:

Mit dem Umweltverwaltungsgesetz des Landes wurde zum 1. Januar 2015 bun-
desweit erstmalig eine verpflichtende friihe Offentlichkeitsbeteiligung fiir
Grof3vorhaben eingefiihrt. Mit der Regelung verbunden war, die Auswirkungen
iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren zu evaluieren und den Landtag iiber das Er-
gebnis zu unterrichten. In der Anlage iibersende ich den Abschlussbericht des
Deutschen Forschungsinstituts fiir 6ffentliche Verwaltung, welches vom Umwelt-
ministerium mit der Evaluierung beauftragt wurde. Die Ergebnisse darf ich wie
folgt kurz zusammenfassen:
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1. Gegenstand und Ablauf der Evaluierung

Ziel der Evaluation war die Uberpriifung der verfolgten Ziele, die Ermittlung der
Wirkungen und die Auswertung der Erfahrungen aus der Praxis. Im Evaluations-
zeitraum von 2015 bis 2019 fiihrte das Forschungsinstituts fiir 6ffentliche Verwal-
tung (FOV) langfristige Untersuchungen und Wirkungsanalysen der von den 6f-
fentlichen und privaten Vorhabentrigern durchgefiihrten friihen Offentlichkeits-
beteiligung durch, die im Laufe des Jahres 2020 ausgewertet wurden.

Frithe Offentlichkeitsbeteiligung, darin stimmen alle Akteure iiberein, ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil bei der Planung und Durchfiihrung von GroB- und Infra-
strukturvorhaben. Die friihe Offentlichkeitsbeteiligung soll dazu beitragen, Kon-
flikte zu entscharfen und mit allen Beteiligten tragféhige Losungen zu erarbeiten.
In Baden-Wiirttemberg ist Biirgerbeteiligung eine mittlerweile seit vielen Jahren
gelebte Praxis. Eine wichtige Ausprigung stellt hierbei die friihe Offentlichkeits-
beteiligung nach dem Umweltverwaltungsgesetz dar. So sollen Biirgerinnen und
Biirger sowie alle Betroffenen und Beteiligten bei bedeutsamen Grofvorhaben
frithzeitig einbezogen werden.

Durch das Umweltverwaltungsgesetz wurde die frithe Biirgerbeteiligung zu einer
verpflichtenden Vorgabe fiir alle Vorhabentrager. Zwar schaffen Gesetze alleine
noch keine Beteiligungskultur, jedoch kénnen sie dazu beitragen, dass die frithe
Offentlichkeitsbeteiligung noch stirker zu einem selbstverstindlichen Planungs-
bestandteil wird.

Die Evaluation des Umweltverwaltungsgesetzes erfolgte ex-post. Eine umfassen-
de Evaluation der Aufwinde, eingesetzten Formate und Teilnehmenden wurde
anhand der von den Regierungsprisidien iibermittelten Daten in den Jahren 2015
bis 2019 vorgenommen. Die Datengrundlage bildeten 140 Vorhaben, fiir die im
Berichtszeitraum rund 2.150 Fragebdgen ausgewertet wurden. Des Weiteren wur-
den 94 offentliche und private Vorhabentriger mit Hilfe einer Online-Umfrage
befragt. Eine Tiefenanalyse erfolgte bei 15 ausgewéhlten Vorhaben.

2. Bewertung

2.1 Gesamtbewertung

Die Evaluation kommt grundsitzlich zu einem positiven Ergebnis. Die Ziele der
frithen Offentlichkeitsbeteiligung konnten weitgehend realisiert werden. Dies ist
auch die Ansicht der befragten Vorhabentriger. Die friihe Offentlichkeitsbeteili-
gung konnte sich zu einem festen und selbstverstdndlichen Bestandteil bei der
Planung und Durchfiihrung von Vorhaben entwickeln. Trotz der grundsétzlich
positiven Bewertung hat die Evaluation auch Optimierungspotenziale identifiziert
(siehe bei 2.8).

2.2 Vergleich der 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager

Das Umweltverwaltungsgesetz wendet sich sowohl an 6ffentliche als auch an priva-
te Vorhabentrdger. Die durchgefiihrten Analysen konnten insoweit keine signifikan-
ten Unterscheide identifizieren. Es spielte weniger eine Rolle, ob das Vorhaben
durch einen privaten oder 6ffentlichen Vorhabentréger durchgefiihrt wurde. Als ent-
scheidend haben sich vielmehr andere Faktoren erwiesen: Rahmenbedingungen und
Umfang des Vorhabens sowie Grofle und Ressourcenlage des Vorhabentragers.

In Bezug auf die Ressourcen verfiigen beispielsweise die Regierungsprisidien iiber
fiir die Offentlichkeitsbeteiligung zustindige Referentinnen und Referenten und da-
mit tiber fest institutionalisierte Strukturen. Kommunale Vorhabentriger haben da-
gegen flir die Wahrmehmung dieser Aufgaben oftmals keine eigene Struktur. Bei
den privaten Unternehmen war eine dhnliche Diskrepanz zu beobachten: Wahrend
grofe Unternehmen mit Hilfe eigener Abteilungen und personeller Ressourcen um-
fangreiche OffentlichkeitsbeteiligungsmaBnahmen planen und durchfiihren, verfii-
gen kleinere Unternehmen iiber keine entsprechenden zeitlichen, fachlichen und
personellen Ressourcen. Die unterschiedliche Ressourcenlage hatte nicht nur Aus-
wirkungen auf die Planung und Durchfiihrung der entsprechenden Formate, son-
dern auch in Bezug auf die Kommunikation wéhrend des Verfahrens.



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

Hinsichtlich der Bewertung dhneln sich die 6ffentlichen und privaten Vorhaben-
triger weitgehend. Die Auswirkungen der friilhen Offentlichkeitsbeteiligung auf
die Verfahrensakzeptanz wurden von beiden Vorhabentragern dhnlich positiv be-
wertet. In Bezug auf die Vorhabensakzeptanz fiel die Bewertung in beiden Féllen
ambivalenter aus. Auch in Bezug auf den internen Nutzen der frithen Offentlich-
keitsbeteiligung gab es kaum Differenzen zwischen den 6ffentlichen und privaten
Vorhabentrigern. Die relativ positive Bewertung des Nutzens basierte auf der
Wahrmehmung, dass durch die friihe Offentl1chkeltsbetelllgung der Arbeitsauf-
wand fiir die Offentlichkeit sichtbar wird, eine Vertrauensbasis aufgebaut werden
kann, Konflikte frithzeitig identifiziert werden und eine gute Vorbereitung fiir das
spétere formelle Verfahren ermdglicht wird.

2.3 Planung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung

Die Planung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung war abhiingig von der GroBe
des Vorhabentrigers sowie den damit zusammenhéngenden Ressourcen und (per-
sonlichen) Erfahrungen. In der Gesamtschau, und ungeachtet der hohen Profes-
sionalitit groer Unternehmen und der Regierungsprisidien, schien die Planung
der frithen Offentlichkeitsbeteiligung ein eher schrittweiser Prozess zu sein, der
sich aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen und Erfahrungen ergab. Als
zentrale Informationsquelle hat sich der Leitfaden fiir eine neue Planungskultur
der Landesregierung Baden-Wiirttemberg (Planungsleitfaden) erwiesen.

Die Dauer der Planungsprozesse war sehr unterschiedlich und vor allem abhéngig
vom jeweiligen Vorhaben. So gab es Vorhaben, bei denen die Planung der frithen
Offentlichkeitsbeteiligung innerhalb einer Woche erfolgte, andere Vorhabentra-
ger berichteten dagegen von langwierigen Planungsphasen. Grundsétzlich positiv
auf die Planung wirkte sich ein Beteiligungsscoping und eine Umfeldanalyse aus.

2.4 Akteure und Atmosphére

In der Regel waren alle Beteiligten, Betroffenen und Interessengruppen von Be-
ginn an involviert. Da bei einigen Vorhabentrdgern ein Mangel an Ressourcen
herrschte, fand die Beauftragung externer Dienstleister relativ hdufig statt. Deren
Aufgaben lagen insbesondere in der Planung, der Organisation und der Modera-
tion der frithen Offentlichkeitsbeteiligung. Die Zusammenarbeit mit den Dienst-
leistern wurde von den Vorhabentragern grundsitzlich positiv bewertet, insbeson-
dere wegen der hierdurch entstandenen Arbeitsentlastung und deren Beitrag zur
Versachlichung der Atmosphire. Was die wahrgenommene Atmosphédre angeht,
so konnte im Zeitverlauf eine positive Entwicklung beobachtet werden, denn im
Vergleich zum Beginn der Verfahren schitzten die Befragten die Atmosphére als
vertrauensvoller ein. Diese positive Beurteilung basierte nicht zuletzt auf der
Wahrnehmung einer weitgehend gleichberechtigten Beteiligung aller Akteure.

2.5 Offentlichkeitsbeteiligungsformate

Im Rahmen der untersuchten Vorhaben kam eine groBe Bandbreite unterschied-
licher Formate und Maflnahmen zum Einsatz. Die eingesetzten Formate erhielten
von den teilnehmenden Stakeholdern unterschiedliche Bewertungen. Als gut wur-
den Formate bewertet, wenn ein klarer Aufbau, eine verstindliche Aufbereitung
der Inhalte, die Einbindung aller Betroffenen, gemeinschaftlich abgestimmte For-
mate, eine frithzeitige Durchfiihrung, eine neutrale und professionelle Moderation
sowie die Beriicksichtigung und Anhérung aller Belange wahrgenommen wurde.
Eine ausschlieBlich negative Bewertung erfolgte dann, wenn die frithe Offentlich-
keitsbeteiligung als Alibi-Veranstaltung wahrgenommen wurde.

2.6 Auswirkungen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung
Konsensbildung:
Eine wesentliche Zielsetzung von frither Offentlichkeitsbeteiligung ist das Er-

reichen eines Konsenses unter den Akteuren in Bezug auf das Vorhaben, das
Verfahren oder Einzelaspekte. Die Analysen konnten verdeutlichen, dass bei den
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offentlichen Vorhabentrdgern mehrheitlich ein Konsens erreicht werden konnte. Al-
lerdings nicht vorbehaltlos, vielmehr gaben relativ viele Befragte an, dass zwar ein
Konsens erreicht wurde, diesen jedoch nicht alle Teilnehmenden richtig fanden.
Dennoch wurde von den Teilnehmenden der Konsens akzeptiert und mitgetragen.
Bei den privaten Vorhabentrdgern fiel diese Einschitzung weniger positiv aus: Bei
fast der Hilfte der Vorhaben konnte kein Konsens erzielt werden.

Konfliktminderung:

Biirgerinnen und Biirger sowie Interessengruppen erwarten von der friihen Of-
fentlichkeitsbeteiligung haufig, dass sie Einfluss auf unterschiedlichste Aspekte
des Vorhabens ausiiben konnen. In dieser Hinsicht zeichneten die Analysen ein
positives Bild. Den Vorhabentrigern wurde hdufig eine Offenheit fiir Verdnde-
rungen attestiert. In der Gesamtheit dominierte bei den Interviewten die Wahrneh-
mung, dass sich die MaBnahmen konfliktmindernd ausgewirkt hatten. Ein wichti-
ger Gesichtspunkt ist auch die Steigerung der Akzeptanz. Hier konnte eine Steige-
rung der Verfahrensakzeptanz belegt werden. Fiir die Vorhabensakzeptanz domi-
nierte vor allem bei den privaten Vorhabentriigern die Ansicht, dass die Offent-
lichkeitsbeteiligung keinen Einfluss ausgeiibt habe.

2.7 Bewertung und Nutzen

Grundsitzlich haben die Untersuchungen eine positive Bewertung der friihen Of-
fentlichkeitsbeteiligung ergeben. Dies wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass
einerseits eine Mitwirkung bei weiteren Beteiligungsschritten in den jeweiligen
Vorhaben von allen Interviewten bejaht wurde und andererseits bei zukiinftigen
Vorhaben die meisten der Befragten zu einer erneuten Beteiligung bereit wéren.
Die giinstige Beurteilung lag auch an der positiven Bilanz, die die meisten Betei-
ligten in Bezug auf ihre Erwartungen (Transparenz, Information, Diskussions- und
Beteiligungsbereitschaft der Vorhabentriger, Akzeptanzsteigerung und Konflikt-
reduzierung) zogen. So sahen die meisten Interviewten ihre Erwartungen an die
friihe Offentlichkeitsbeteiligung als erfiillt an. Mehrheitlich wurde sowohl von 6f-
fentlichen Vorhabentrigern als auch von privaten Unternehmen ein Nutzen iden-
tifiziert. Der Wert liege insbesondere in der Steigerung der Transparenz, im
wertschitzenden Umgang mit Biirgerinnen und Biirgern, Betroffenen und Inte-
ressengruppen, in der Konfliktreduzierung bzw. der frithzeitigen Identifikation
von Problemlagen. Auch habe die rechtliche Verankerung der friihen Offentlich-
keitsbeteiligung zu einer Steigerung ihrer Bedeutsamkeit gefiihrt.

2.8 Optimierungspotenziale

Die durchgefiihrten Analysen belegen, dass die frithe Offentlichkeitsbeteiligung
nach dem Umweltverwaltungsgesetz weitgehend positive Auswirkungen hatte und
auf breite Zustimmung seitens der Vorhabentrdger, Betroffenen und Interessen-
gruppen stie3. Gleichwohl wurden folgende Optimierungspotenziale erkennbar:

Die Planung und Durchfiihrung friiher Offentlichkeitsbeteiligung erfordert fach-
liche, zeitliche und personelle Ressourcen. Bei kleineren und mittelstdndischen
Unternehmen, aber auch bei kommunalen Vorhabentrigern fehlen diese Ressour-
cen héufig. In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung von Strategien erforder-
lich, um weitere Unterstiitzungsleistungen anbieten zu kdnnen, beispielsweise
durch Verbénde und Behorden. Die Untersuchungen haben auch ergaben, dass Be-
ratungsbedarf, insbesondere fiir kleinere und mittlere private sowie fiir kommunale
Vorhabentrager besteht. Aufseiten der Vorhabentrdger wurde wiederholt der Be-
darf nach zusétzlicher Expertise in Bezug auf Moderationstechniken deutlich. Eine
stirkere Einbindung von Wirtschafts- und Interessensverbénden, als Quelle von In-
formationen und als Austauschforum, sollte erfolgen.

Untersteller

Minister fiir Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft
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Umweltverwaltungsrechts und zur Starkung der Bur-
ger- und Offentlichkeitsbeteiligung im Umweltbe-
reich (Umweltverwaltungsgesetz)

Speyer, Oktober 2020

Friederike Bickmann
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Dr. Silke I. Keil
Katharina Buhren
Lucia Scharpf
Prof. Dr. Dr. h.c. (NUM) Jan Ziekow



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

Inhaltsverzeichnis
Management SUMMAIY .......c.ciiiiccrieeiiiicsseeresssssssseesssssssssseesssssssssssessssssssnsesssssssssnssessssssssnsnns 5
1 EiNIIUNG ..ottt 12
2 Evaluation des Umweltverwaltungsgesetzes

2. HINEEIGIUNG ...ttt e et e et e e e e e e e neaas
2.2 Auftrag der Evaluation und Evaluationsansatz

3 Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren ...........c............ 14

3.1 Verfassungs-, unions- und volkerrechtlicher Rahmen
3.2 Bestehende Regelungen ...
3.2.1 FBrMIChEe OB ....c.ooeeeeieeeeeceeeeeeeeee e
3.21.1 OB nach dem UVPG ........c.ccoooeveveeeceeene.
3.21.2 Planfeststellungsverfahren ...
3.213 Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchGi. V. m. §§ 1 ff. 9.

3214 Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungs- und Fachplanen,
RaumordnungsVverfahren.............uuvvi e
3.2.2 Friihe und nicht-férmliche OB jenseits von § 2 UVWG
3.3 Die Funktionen von Verwaltungsverfahren und Offentlichkeitsbeteiligung in der

Planung und Genehmigung von Infrastrukturanlagen ................cc..cccooiiiiiiieiees

4 Die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 2 UVWG ........c.c.coevecemreeemrcenseenseeesessssessssenns

4.1 DAS UVWG ettt et e et e e e et e et e et et e e s
4.2 § 2 UVwG: Inhalt, Anwendungsbereich und Adressatenkreis

4.3 § 2 UVwG: Verhaltnis zu anderen Vorschriften ...

431 VWV OBttt ettt nn

4.3.2 §25 LVWVIG BW ..ottt et e e e e neea s

4.3.3 Bundesrechtliche Regelungen Uber das Verwaltungsverfahren
4.4  Verknupfung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 2 UVwG mit dem

formlichen Verwaltungsverfahren ... 35

5 Methodisches Vorgehen...........ccccoiiieminiiiniis s e 38

5.1 UntersuchungSAESIAN ....c..vvmiiii et 38

5.2  Datenbasis fir die flachendeckende umfassende Analyse von Vorhaben.............. 39

5.2.1 Datenbasis flr die Wirkungsanalyse und Auswahl der Vorhaben........................ 40
5.2.2 Ausgewahlte Vorhaben fiir die Wirkungsanalyse...........ccccoceeiiiiniiinii e,
5.2.3 Quantitative ANalySen ...........cooiiiiiiiiii s

5.2.4 Qualitative Erhebungen..........cccoouiiiiiiiiiiici e

5241 Leitfadengestitzte Interviews: Ziel und Methode
5242 Interviewpartnerinnen und -partner, Zeitpunkt, Dauer und Auswertung der
1) G YT ST 44

6 Empirische Evaluationsergebnisse.........c.cccoviiimiiiimnieisn e 46

6.1 Kosten und Aufwande
6.1.1 Personalaufwande...........
6.1.2 Normstellen ........cccoociiiiiiieeee e
6.1.3 Koordinierungstéatigkeiten innerhalb der RP
B.1.4  KOSEEN ...t et
6.1.5 ZUSAMMENTASSUNG ....ccitiiiiiiitii ittt ettt s




Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

6.2 Informationen Uber Vorhabentrager, Vorhaben, Funktionen und Tatigkeiten........... 57
6.2.1 Vorhaben der RP im Anwendungsbereich des § 2 UVwG
6.2.2 Vorhaben kommunaler und privater Vorhabentrager-.............

6.2.3 Informationen Uber Vorhabentrager ............ooveiiiiiiiiiiei e
6.2.4 ZUSAMMENTASSUNG .. ..ciitiiiitieiiiieiit ettt sttt st et

6.3  Zeitpunkt und Gestaltung der Offentlichkeitsbeteiligung...........cooccveeevececieerccieeene
6.3.1 Durchflihrung und GriiNde...........oiiiiiiiiiiiie e
6.3.2 Startpunkt der frinen OB ..........cocooiiioiieeeeeeeee e
6.3.3 Kommunikation (iber Ziele und Méglichkeiten der frihen OB...............ccccceurnen.e. 67
6.3.4 ZusammeENnfasSUNG........ccoccuuiiieeiiiiiieieee e e eieiee e e e esenaee e e e e

6.4  Vorbereitung und Planung der Offentlichkeitsbeteiligung
B.4.1 PlanUNGSPIOZESSE ...eeiiiiieiiiieiee e ettt e e e e ettt e e e e s st ee e e e e esebereeeeeesnsareeaeeeaannreeeeeeans
6.4.2 Einbindung der Stakeholder .............ccooiiiiiiiiiiici e
6.4.3 Planungsressourcen
6.4.4 ZUSAMMENTASSUNG ....coitiiiitiiitiiitie ittt ettt st sae et naeeenaee s

B.5  AKIBUIE. ..ttt ne e e e s e neaas
6.5.1 DUIChfURIENAE.......eiiiee et e

6.5.1.1 Offentliche VOrhabentrager ..........c.cueveveueueeeeeeeeeeee e
6.5.1.2 Private Vorhabentrager
6.5.2 TeINENMENAE. ...t e
6.5.2.1  Offentliche VOrhabentrager ..............ccevriiiiveriieiiieeeeeieeeee s
6.5.2.2 Private Vorhabentrager
6.5.3 Externe Dienstleister

6.5.3.1 Beauftragung externer Dienstleister durch 6ffentliche Vorhabentrager-.....81
6.5.3.2 Beauftragung externer Dienstleister durch private Vorhabentrager .......... 83

6.5.4 Stimmung und Vertrauen zwischen den Akteuren
6.5.4.1 Sicht der &ffentlichen Vorhabentrager
6.5.4.2 Sicht der privaten Vorhabentrager............ccooceviiiiiiiiiii e,

6.5.5 ZUSAMMENTASSUNG ....ccitiiiiiiitiiitieeit ettt nnee s

6.6  Formate.. ...

6.6.1 Verwendete Formate durch die RP

6.6.2 Verwendete Formate offentlicher und privater Vorhabentrager ............ccccceeen. 93

6.6.3 Formatauswahl und Formatinformiertheit.................ocooiiiiiiiii e 95

6.6.4 Zielrichtung und Bewertung der Formate aus Sicht der Stakeholder................... 97

6.6.5 ZUSAMMENTASSUNG ....cciuiiiitiiiiiiiitie ettt an 99

6.7  Auswirkungen der Offentlichkeitsbeteiligung auf Planung, Einstellungen und
AKZEPEANZ ...ttt

6.7.1 Einfliisse der frihen OB auf Planungen und Konsensfindung

6.7.2 Verfolgte Ziele der Vorhabentrager...........cccccovoueiiieiiiiinieiiie e
6.7.2.1 Ziele in Bezug auf das Beteiligungsverfahren ............c.cccocoiiiiiiiiiene
6.7.2.2 Ziele in Bezug auf das Genehmigungsverfahren und das Vorhaben...... 112

6.7.3 Auswirkungen der friinen OB ...........ccooiiieeieeeeee e
6.7.3.1 Moglichkeit der Einflussnahme durch Stakeholder
6.7.3.2 Einfluss auf die Konflikthaftigkeit ...
6.7.3.3 Einfluss auf Verfahrens- und Vorhabensakzeptanz .............cccccccccooe. 122

6.7.4 ZUSAMMENTASSUNG ....ceiiiiiiiiiiiie e et e e e e e e e e st e e e e e s e e e e e sesaaa e e e e e e ennraeeaeas

B.8  RESSOUMCEIN ....c.vviiiiiiieee et ieee et e et e ae st ee e ataeessseassssaesesnnesesneesasnsseansasaeansssseesassnanes

6.9 Kommunikation und Umgang mit Ergebnissen
6.9.1 Externe Kommunikation der ErgebnisSse ..........cccoveiiiiiiiiiiiiiiii e
6.9.2 Interner Umgang mit den Ergebnissen........c.ccoccviiieie i




Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

6.10 Nutzen und Bewertung des § 2 UVWG ...
6.10.1 Nutzen und Mehrwert aus Sicht der Vorhabentrager
6.10.2 Bewertung der OB aus Sicht der Stakeholder........................
6.10.3 ZUSAMMENTASSUNG .. ..uviiiieieiiiiieiee e e e ettt e e e e ete e e e e et eeaeeessneneeeaeeeesnnsneeeeeeeesannnes

7 Zusammenfassende Betrachtung aller Ergebnisse und Optimierungspotenziale139

7.1 Vergleich der offentlichen und privaten Vorhabentrager............cccooeeeeveeicveencnenen. 141
7.2 AURWENAE ..ot s e st e e st s e e e e e nns e e e s nae e nnae s 143
7.3 Planung und Start der friithen Offentlichkeitsbeteiligung..........cccccoovveeiivcceicvnnnee, 143
7.4  Akteure und AIMOSPRETE ..o 143
7.5  Offentlichkeitsbeteiligungsformate: Charakter, Auswahl und Bewertungen .......... 144

7.6 Auswirkungen der frithen Offentlichkeitsbeteiligung
7.7  Bewertung und Nutzen
7.8  Optimierungspotenziale

LiteraturverzeiChnis ...t e e e e e s s s s s s s s s s s s s mmnnnes
TabelleNVerZeIiChNIS .........iiiiiiiiiee i s e s s e e s e s e s na s s s s e s s e s nnnnsssssseeesnnnnnsssn
AbbilduNgSVerzeiChnis ...........cccciiiiiiciiie e nn e an e e e s e s annnes

AbKUrzungsverzeiChnNis ........cccveiiinienee i 157



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

Management Summary

Das Umweltministerium von Baden-Wiirttemberg hatte das Deutsche Forschungsinstitut fiir
dffentliche Verwaltung (FOV) mit der Evaluierung des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Um-
weltverwaltungsrechts und zur Starkung der Biirger- und Offentlichkeitsbeteiligung im Umwelt-
bereich (Umweltverwaltungsgesetz - UVwG) beauftragt. Ziel der Evaluation war die Uberpri-
fung der mit der Einfiihrung des UVwG verfolgten Ziele, die Ermittlung der Wirkungen und die
Auswertung der Erfahrungen aus der Praxis. Im Evaluationszeitraum von 2015 bis 2019 fihrte
das FOV langfristige Untersuchungen und Wirkungsanalysen der von den éffentlichen und
privaten Vorhabentragern durchgefiihrten friinen Offentlichkeitsbeteiligung (OB) im Gesamten
und den OB-MaRnahmen im Speziellen durch.

Frihe OB, darin stimmen Akteure aus der Wissenschaft und Politik, den Verbanden und Ge-
meinden, der Presse und Blrgerinitiativen sowie der Bevdlkerung uberein, ist ein unverzicht-
barer und selbstverstandlicher Bestandteil bei der Planung und Durchfiihrung von Infrastruk-
turvorhaben. Gegen diese artikuliert sich immer wieder Widerstand, wobei sich die Proteste
sowohl gegen die Vorhaben selbst als auch gegen den Ablauf der Planungs- und Entschei-
dungsprozesse richten. Der Umgang mit diesen Protesten stellt die Vorhabentrager immer
wieder vor neue Herausforderungen. OB soll in diesem Zusammenhang dazu beitragen, be-
lastende Konflikte zu entscharfen und, gemeinsam mit allen Betroffenen, Interessierten und
Stakeholdern, tragféahige Losungen zu erarbeiten.

In Baden-Wiirttemberg ist Birgerbeteiligung eine bereits seit vielen Jahren gelebte Praxis. Die
geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen bieten Mdglichkeiten fiir eine intensive Mitwirkung
der Offentlichkeit. Eine Méglichkeit stellt u. a. das UVwG dar, das das Land sowie kommunale
und private Vorhabentrager verpflichtet, mehr Mitsprache bei Infrastrukturmaf3nahmen zu er-
mdoglichen. Bei der Formulierung des UVwG war die Suche nach besseren Méglichkeiten der
formellen (also der gesetzlich vorgeschriebenen) friihen Birgerbeteiligung handlungsleitend.
So sollen Birgerinnen und Blirger sowie Stakeholder bei bedeutsamen Infrastrukturvorhaben
frihzeitig einbezogen werden. Durch das UVwG wurde die Blrgerbeteiligung von einer Kann-
zu einer Mussvorgabe und somit fir alle Vorhabentrager verbindlich. Ziel des UVwG ist u. a.
die Entwicklung einer neuen Planungs- und Beteiligungskultur mit Hilfe eines neuen regulato-
rischen und institutionellen Rahmens. Zwar andern Gesetze alleine keine Beteiligungskultur,
jedoch kénnen sie dazu beitragen, dass frilhe OB noch stérker zu einem selbstversténdlichen
Bestandteil jeder Planung von Infrastrukturvorhaben wird. Das UVwG trat am 1. Januar 2015
in Kraft.

Datenbasis sowie Erhebungs- und Auswertungsverfahren

Die Evaluation des UVwG erfolgte ex-post und kombinierte sowohl flichendeckende als auch
systematisch ausgewahlte Analysen. Eine flachendeckende Evaluation der Aufwande, einge-
setzten Formate und Teilnehmenden wurde durch die von den RP Ubermittelten Daten in den
Jahren 2015 bis 2019 realisiert Die Datengrundlage bildeten 140 Vorhaben, fir die im Be-
richtszeitraum rund 2150 ausgefiilite Fragebdgen Ubermittelt wurden. Mit Hilfe der statisti-
schen Programmpakete SPSS und R wurden die Daten deskriptiv ausgewertet. Des Weiteren
wurden im Rahmen der ex-post-Evaluation 94 6ffentliche und private Vorhabentrager mit Hilfe
einer standardisierten Onlineumfrage in Bezug auf viele Aspekte befragt, unter anderem nach
den Wirkungen frilher OB. Diese Daten wurden mit Hilfe der erwahnten statistischen Pro-
grammpakete anhand uni-, bi- und multivariater Auswertungsverfahren untersucht. Eine Tie-
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fenanalyse der Wirkungen erfolgte schlieBlich bei 15 Vorhaben, die auf der Grundlage theore-
tisch und empirisch abgeleiteter Kriterien ausgewahlt und mit Hilfe qualitativer leitfadenge-
stutzter Interviews untersucht wurden.

Gesamtbewertung

Die Evaluation kommt grundsatzlich zu einem positiven Ergebnis. Das Ziel der Entwicklung
einer neuen Planungs- und Beteiligungskultur konnte in weiten Teilen realisiert werden. Dieses
Fazit ist das Ergebnis einer Reihe von Einzelaspekten, aber auch die Ansicht der befragten
Vorhabentrager. Birgerbeteiligung wurde auch vor der Einfihrung des UVwG durchgefihrt,
allerdings war die (mdglichst friihzeitige) Umsetzung einer OB teilweise abhangig von den Er-
fahrungen und Kompetenzen sowie dem Willen der mit der OB betrauten Personen. Durch die
Einflhrung des UVwG entstand auch bei den Durchflihrenden ein neues Bewusstsein und die
frihe OB konnte sich zu einem festen und selbstverstandlichen Bestandteil bei der Planung
und Durchfiihrung von Vorhaben entwickeln. U. a. durch das UVwG wurde ein rechtlicher Rah-
men geschaffen, der die Forderung der Burgerinnen und Burger nach mehr Beteiligung ernst
nimmt, indem klare und verbindliche Vorgaben zu mehr Information existieren und die Még-
lichkeit fir mehr Partizipation institutionalisiert wurde. Ungeachtet der grundsatzlich positiven
Bewertung des UVwWG hat die Evaluation auch Optimierungspotenziale identifiziert, die nach
der Darstellung der wesentlichen Ergebnisse beschrieben werden.

Vergleich der 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager

Das UVwG wendet sich als Gesetz an alle Vorhabentrager im Land, d. h. sowohl an 6ffentliche
als auch an private Vorhabentréager. Die durchgefiihrten Analysen konnten keine scharfe
Trennlinie zwischen privaten einerseits und 6ffentlichen Vorhabentragern andererseits identi-
fizieren. Vielmehr hingen die Einstellungen, Bewertungen und Erfahrungen der Vorhabentra-
ger und Stakeholder von anderen Faktoren als der Tragerschaft ab. Es spielt weniger eine
Rolle, ob das Vorhaben durch einen privaten oder &ffentlichen Vorhabentrager durchgefiihrt
worden war. Als entscheidend haben sich vielmehr andere Faktoren erwiesen: Rahmenbedin-
gungen und Umfang des Vorhabens sowie GrofRe und Ressourcenlage des Vorhabentragers.

In Bezug auf die Ressourcen verflugen beispielsweise Regierungsprasidien (RP) Uber eigene
OB-Referentinnen und Referenten und damit {iber fest institutionalisierte Strukturen zur Vor-
bereitung der OB. Kommunale Vorhabentrager haben dagegen fiir die Wahrnehmung dieser
Aufgaben keine eigene Struktur. Bei den privaten Unternehmen war eine ahnliche Diskrepanz
aufgrund unterschiedlicher GréRen und Ressourcen zu beobachten: Wahrend grof3e Unter-
nehmen mit Hilfe eigener Abteilungen und personeller Ressourcen umfangreiche OB-MaR-
nahmen planen und durchfihren kénnen, verfiigen kleinere Unternehmen lber keine entspre-
chenden zeitlichen, fachlichen und personellen Ressourcen. Die unterschiedliche Ressour-
cenlage hatte nicht nur Auswirkungen auf die Planung und Durchfiihnrung der OB-Formate,
sondern auch in Bezug auf die Kommunikation wahrend des Verfahrens und die nachtragliche
Evaluation durchgefiihrter Malnahmen. So fand eine institutionalisierte Form der Evaluation
nur bei grofleren Unternehmen statt. Bei kleineren Unternehmen, Kommunen und auch bei
den RP wurden die OB-MaRnahmen zwar im Nachgang teilweise intern erdrtert, eine syste-
matische Evaluation fehlte jedoch grofitenteils wegen fehlender personeller Ressourcen.

Hinsichtlich der Bewertung von Wirkungen der friilhen OB &hneln sich die éffentlichen und
privaten Vorhabentrager weitgehend. So entsprechen sich die Wahrnehmungen beider Typen
von Vorhabentragern in Bezug auf die Konflikthaftigkeit, die Konflikithemen und den Umgang
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mit Konflikten. Dass die Konflikthaftigkeit im Gesamten eher als gering eingeschatzt wurde,
war nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, dass die meisten Stakeholder ihre Erwartungen
als erfiillt angesehen hatten, ungeachtet der Tragerschaft des Vorhabens. Die Auswirkungen
der friihen OB auf die Verfahrensakzeptanz wurden von beiden Typen von Vorhabentrégern
ebenfalls &hnlich positiv bewertet. In Bezug auf die Vorhabensakzeptanz fiel die Bewertung in
beiden Fallen ambivalenter aus.

Auch in Bezug auf den wahrgenommenen internen Nutzen der friihen OB gab es kaum Dif-
ferenzen zwischen den 6ffentlichen und privaten Vorhabentragern. Die relativ positive Bewer-
tung des Nutzens basierte auf der Wahrnehmung, dass durch die frilhe OB der Arbeitsaufwand
fur die Offentlichkeit sichtbar werde, eine Vertrauensbasis aufgebaut werden kénne, Konflikte
frihzeitig identifiziert werden und eine gute Vorbereitung fiir den formalen Prozess madglich
sei. Teilweise berichteten 6ffentliche Vorhabentrager von einer professionelleren Organisation
aufgrund der veranderten Rahmenbedingungen.

Planung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung

Die Professionalisierung der Planung von OB war, wie bereits ausgefiihrt, auf unterschiedli-
chem Niveau und abhangig von der GréRRe des Vorhabentragers sowie den damit zusammen-
hangenden Ressourcen und (persénlichen) Erfahrungen. In der Gesamtschau, und ungeach-
tet der hohen Professionalitit groBer Unternehmen und der RP, schien die Planung der OB
ein eher schrittweiser Prozess zu sein, der sich aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen
und Erfahrungen ergab und stellte weniger ein systematisiertes und formalisiertes Vorgehen
dar. Als zentrale Informationsquelle zur Vorbereitung der Planung hat sich der zur Einfihrung
der VwV OB erstellte Leitfaden fiir eine neue Planungskultur der Landesregierung Baden-
Wirttemberg (Planungsleitfaden) erwiesen, und zwar sowohl bei 6ffentlichen als auch bei pri-
vaten Vorhabentragern. Private Vorhabentrager informierten sich zudem relativ haufig tber
Webseiten zur Vorbereitung der OB-MaRnahmen.

Die Lange der Planungsprozesse war sehr unterschiedlich und vor allem abhangig von dem
jeweiligen Vorhaben. So gab es Vorhaben, bei denen die Planung der OB innerhalb einer
Woche erfolgte, andere Vorhabentrager berichteten dagegen auch von jahrelangen Planungs-
phasen. Grundsatzlich positiv auf die Planung wirkten sich nach Ansicht der Vorhabentrager
das Beteiligungsscoping und die Umfeldanalyse aus. Durch den Einsatz beider Methoden sei
eine frihzeitige Identifikation und Einbindung relevanter Akteure moglich gewesen.

Akteure und Atmosphare

An der friilhen OB nahmen viele Akteure teil und in der Regel waren alle Stakeholder seit Be-
ginn der OB involviert. Da bei einigen Vorhabentrigern ein Mangel an Ressourcen zur Planung
und Durchfiihrung von OB herrschte, fand die Beauftragung externer Dienstleister relativ ex-
tensiv statt. Deren Aufgaben lagen insbesondere in der Planung und Organisation der OB,
Moderation und Erstellung von Gutachten. Die Zusammenarbeit mit den Dienstleistern wurde
von den Vorhabentragern grundsatzlich positiv bewertet, insbesondere wegen der hierdurch
entstandenen Arbeitsentlastung und deren Beitrag zur Versachlichung der Atmosphare. Was
die wahrgenommene Atmosphare angeht, so konnte im Zeitverlauf eine positive Entwicklung
beobachtet werden, denn im Vergleich zum Beginn der Verfahren schatzten die Befragten die
Atmosphare als vertrauensvoller ein. Diese positive Beurteilung basierte nicht zuletzt auf der
Wahrnehmung einer weitgehend gleichberechtigten Beriicksichtigung der Belange aller Ak-
teure.
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Offentlichkeitsbeteiligungsformate: Charakter, Auswahl und Bewertungen

Im Rahmen der untersuchten Vorhaben kam eine grof3e Bandbreite unterschiedlicher Formate
und MaBRnahmen zum Einsatz, wobei das Angebot vorrangig auf informierenden und anhéren-
den Formaten lag. Die Auswahl der Formate erfolgte durch die 6ffentlichen Vorhabentrager
insbesondere auf der Grundlage der Umfeldanalyse oder des Beteiligungsscopings, welche
die Betroffenheiten und die Akteure verdeutlichen konnten. Des Weiteren spielten Beteili-
gungsgruppen und Projektbeirate eine wichtige Rolle fiir die gemeinschaftliche Erarbeitung
geeigneter Formate. Bei den privaten Vorhabentrager waren fir die Entscheidung Uber die
Formate die Stimmung vor Ort und die Rickmeldungen der Betroffenen starker relevant. Des
Weiteren wurden in der Regel bewusst Formate gewahlt, die Vor-Ort-Beteiligung ermdglichten.
Fir die Planung und Durchfiihrung der Formate flihlten sich die Vorhabentrager einerseits gut
informiert, identifizierten aber andererseits auch interne Optimierungspotenziale.

Die eingesetzten Formate erhielten von den teilnehmenden Stakeholdern unterschiedliche Be-
wertungen. Als gut wurden OB-Formate bewertet, wenn ein klarer Aufbau, eine verstandliche
Aufbereitung der Inhalte, die Einbindung aller Betroffenen, gemeinschaftlich abgestimmte For-
mate, eine friihzeitige Durchfiihrung, eine neutrale und professionelle Moderation sowie die
Berlicksichtigung und Anhorung aller Belange wahrgenommen wurde. Ambivalent wurden
Formate bewertet, wenn die Bedenken nur unzureichend berticksichtigt wurden, der Umgang
mit den Ergebnissen unklar war, keine regelmaRige Informierung stattfand, groRRe zeitliche Ab-
stdnde bei der Durchfiihrung einzelner Formate bestanden und die Grenzen der Beteiligung
nicht transparent dargestellt wurden. Eine ausschlieRlich negative Bewertung seitens der Sta-
keholder erfolgte aufgrund folgender Faktoren: falscher bzw. spater Zeitpunkt der friihen OB,
Wahrnehmung als Alibi-Veranstaltung, unverstandliche Darstellung und Vermittlung der In-
halte und fehlende Ergebnisoffenheit.

Auswirkungen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung

Eine wesentliche Zielsetzung von OB ist das Erreichen eines Konsenses unter den Akteuren
in Bezug auf das Vorhaben, das Verfahren oder Einzelaspekte des Vorhabens und Verfah-
rens. Die Analysen konnten in diesem Zusammenhang verdeutlichen, dass bei den o&ffentli-
chen Vorhabentragern mehrheitlich ein Konsens erreicht werden konnte. Allerdings nicht vor-
behaltlos, vielmehr gaben relativ Viele an, dass zwar ein Konsens erreicht wurde, diesen je-
doch nicht alle Teilnehmenden richtig fanden. Dennoch wurde von den Teilnehmenden der
Konsens akzeptiert und mitgetragen. Bei den privaten Vorhabentragern fiel deren Einschat-
zung weniger positiv aus: Bei fast der Halfte der Vorhaben konnte kein Konsens erzielt werden.
MaRgeblich fiir eine Konsensbildung waren u. a. die teilnehmenden Akteure: So belegten mul-
tivariate Analysen einen kausalen Zusammenhang zwischen einer Konsensfindung, je mehr
Vertreterinnen und Vertreter von Kommunen teilnahmen. Auf der anderen Seite wirkte sich
eine steigende Anzahl teilinehmender Biirgerinitiativen negativ auf die Konsensfindung aus.

Birgerinnen und Biirger sowie Stakeholder erwarten von OB-Mafinahmen héufig, dass sie
Einfluss auf unterschiedliche Aspekte in Bezug auf das Vorhaben ausiiben kénnen. In dieser
Hinsicht zeichneten die Analysen ein positives Bild. Den Vorhabentragern wurde seitens der
Stakeholder haufig eine Offenheit fiir Veranderungen attestiert. Der wahrgenommene Einfluss
auf die Konflikthaftigkeit vermittelte ebenfalls ein positives Bild, denn in der Gesamtheit domi-
nierte bei den Interviewten die Wahrnehmung, dass sich die OB-MaRnahmen konfliktmindernd
ausgewirkt hatten. Gleichwohl unterstreicht diese Erwartungshaltung der Stakeholder die Not-
wendigkeit den Rahmen und die Grenzen der friihen OB von Beginn an deutlich zu machen,
um falsche Erwartungen zu verhindern. Ob und in welchem Umfang Konflikte auftraten, war
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auch abhéngig von den beteiligten Akteuren und deren Einstellungen und Verhalten. Die po-
sitive Wirkung externer Moderatorinnen und Moderatoren bzw. Mediatorinnen und Mediatoren
fir eine sachliche und konstruktive Gesprachsatmosphéare wurde durchgangig hervorgeho-
ben.

Eine zentrale Wirkung, die héaufig von Vorhabentrégern als Ziel von OB-MaRnahmen formuliert
wird, ist die Steigerung der Akzeptanz. In diesem Zusammenhang haben die Analysen eine
positive Wirkung auf die Verfahrensakzeptanz belegen konnen. Akzeptanzsteigernde Fakto-
ren waren dabei vor allem die Transparenz und regelmafiige Kommunikation Gber den Stand
des Verfahrens sowie tUiber den Umgang mit den Ergebnissen seitens der Vorhabentrager. Die
Vorhabensakzeptanz konnte im Vergleich weniger gesteigert werden. Hier dominierte vor al-
lem bei den privaten Vorhabentragern die Ansicht, dass die OB keinen Einfluss auf das jewei-
lige Vorhaben ausgetibt habe.

Bewertung und Nutzen

Grundsatzlich haben die Untersuchungen eine positive Bewertung der friihen OB seitens der
Stakeholder ergeben. Dies wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass einerseits eine Mitwir-
kung bei weiteren Beteiligungsschritten in den jeweiligen Vorhaben von allen Interviewten be-
jaht wurde und andererseits bei zuklnftigen Vorhaben die meisten der Befragten zu einer er-
neuten Beteiligung bereit waren. Die glinstige Beurteilung lag auch an der positiven Bilanz,
die die meisten Stakeholder in Bezug auf ihre Erwartungen (Transparenz, Informierung der
Betroffenen, Diskussion- und Beteiligungsbereitschaft der Vorhabentrager, Akzeptanzsteige-
rung und Konfliktreduzierung) zogen. So sahen die meisten Interviewten ihre Erwartungen an
die OB durch die von den Vorhabentragern durchgefiihrten Malnahmen als erfiillt an.

Was den wahrgenommenen Nutzen der friihen OB angeht, unterschieden sich die Ausfiihrun-
gen zwischen privaten und 6ffentlichen Vorhabentragern kaum. Mehrheitlich wurde sowohl fir
offentliche Vorhabentrager als auch fir die Behérde bzw. das private Unternehmen ein Nutzen
identifiziert. Der Wert liege insbesondere in der Steigerung der Transparenz, im wertschatzen-
den Umgang mit Birgerinnen und Birgern, in der Konfliktreduzierung bzw. der friihzeitigen
Identifikation von Problemlagen, in der friihzeitigen Informierung, dem Verfligbarmachen loka-
len Wissens und dadurch in der besseren Vorbereitung auf das formale Verfahren.

Bei der Frage nach einem Mehrwert durch das UVwG fir die Planung und Durchfiihrung der
OB unterschieden sich die Ansichten der Vorhabentrager. Die Interviewten verwiesen darauf,
dass der Mehrwert insbesondere von den Merkmalen der Vorhaben abhangig sei, beispiels-
weise vorhandenen Gestaltungsspielrdumen und dem Umfang eines Vorhabens. Offentliche
Vorhabentrager berichteten von einer professionelleren Organisation aufgrund der verander-
ten Rahmenbedingungen. Des Weiteren hatte die rechtliche Verankerung zu einer grundsatz-
lichen Steigerung der Bedeutsamkeit der OB gefiihrt.

Optimierungspotenziale

Die durchgefiihrten Analysen belegen, dass die mit dem UVwG einhergehenden Veranderun-
gen weitgehend positive Auswirkungen hatten und auf breite Zustimmung seitens der Vorha-
bentrager und Stakeholder stieBen. Gleichwohl verdeutlichen die Ergebnisse der Untersu-
chungen auch Optimierungspotenziale, die sich vorrangig auf Beratungs- und Unterstltzungs-
leistungen fokussieren:
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Ressourcen

Die Planung und Durchfiihrung friher OB, die durch die Einfiihrung des UVWG verbindlich
verankert wurde, erfordert fachliche, zeitliche und personelle Ressourcen. Bei kleineren und
mittelstandischen Unternehmen, aber auch bei kommunalen Vorhabentragern fehlen diese
Ressourcen haufig. In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung von Strategien zu empfeh-
len, um Unterstitzungsleistungen anbieten zu kénnen, beispielsweise durch Verbande und
Ubergeordnete Behorden. Eine offene Kommunikation mit den Vorhabentragern lber beste-
hende und fehlende personelle und zeitliche Ressourcen sowie Bedarfe wird empfohlen.

Beratung

Dieser Aspekt schliet sich nahtlos an den zuvor dargestellten Gesichtspunkt der Ressourcen
an. Die Untersuchungen ergaben einen gro3en Beratungsbedarf durch Ansprechpartnerinnen
und -partner im Umweltministerium (sowie in den Genehmigungsbehorden) fir kleinere und
mittlere private sowie fur kommunale Vorhabentrager. Notwendig seien vielfaltige Beratungs-
leistungen, beispielsweise in Bezug auf die strategische Planung, die Ressourcen- und Zeit-
planung sowie die Zielgruppen- und Umfeldanalyse. Des Weiteren wurde haufig eine unzu-
reichende Informationslage in Bezug auf die Anforderungen, die sich durch das UVwG erge-
ben haben, angefuhrt. In diesem Zusammenhang sollte geprift werden, durch wen und wann
eine Informierung erfolgen kann, damit eine frilhe OB im Sinne und nach den Voraussetzun-
gen des UVwG erfolgen kann.

Erstellung eines Leitfadens

Eine weitere hilfreiche Unterstiitzung bei der Planung und Durchfiihrung friiher OB ist den
Untersuchungen zu Folge ein pragmatischer und kurzer Leitfaden mit den wichtigsten Infor-
mationen und Checklisten. Dieser sollte die wesentlichen Aspekte in verstandlicher Form auf-
bereiten: Vorstellung geeigneter und erprobter OB-Formate mit Bezug zu unterschiedlichen
Verfahrensstanden, Voraussetzungen fir die Planung und Durchfiihrung, Modellprojekte zur
Veranschaulichung von Méglichkeiten und Grenzen friiher OB, geeignete MalRnahmen zur
Konfliktminimierung und Konsensfindung, Angaben (ber eine addquate Kommunikation, Gber
Moderationstechniken und den Datenschutz. Der Planungsleitfaden im Zusammenhang mit
der VwV OB wird als zu umfangreich und wenig praxistauglich eingeschatzt.

Schulungsbedarfe

Auf Seiten der Vorhabentrédger wurde wiederholt der Bedarf nach zuséatzlicher Expertise in
Bezug auf Moderationstechniken deutlich. Zwar wurde vor allem ein Mangel an zeitlichen Res-
sourcen Kkritisiert, jedoch auch fehlende fachliche Ressourcen fihrten dazu, dass externe
Dienstleister beauftragt wiirden. Im Zusammenhang mit Schulungsbedarfen wurde auch auf
Wissensdesiderate beim Datenschutz hingewiesen.

Zusammenarbeit mit Verbdnden

Eine starkere Einbindung von und Kooperation mit Wirtschafts- und Interessensverbanden
wird dringend empfohlen. Die Analysen zeigten deutlich deren wichtige Unterstiitzungsleistun-
gen bei der Planung der friihen OB, als Quelle von Informationen und Materialien sowie als
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Austauschforum von Erfahrungen und Wissen in Bezug auf die Planung und Durchfiihrung
anstehender und zukiinftiger frither OB bei Vorhaben. Verbande stellen somit einen Ankniip-
fungspunkt dar, die vom UVwG betroffenen Vorhabentréager zu erreichen und diesen Unter-
stlitzung zentral und niedrigschwellig anzubieten.

Institutionalisierung von Wissen und Erfahrungen

Sowohl bei den privaten als auch bei den &ffentlichen Vorhabentragern werden die Erfahrun-
gen und das gesammelte Wissen nicht systematisch dokumentiert, gesichert und verfiigbar
gemacht. Vielmehr ist der professionelle Umgang mit den Ergebnissen und dem Wissen eine
Folge verflgbarer Ressourcen. Hier sollte ein Weg gefunden werden, um alle Vorhabentra-
gern bei der Entwicklung eines internen Wissensmanagement zu unterstutzen.

Fazit

Durch die Einfiihrung des UVwG wurde die frilhe OB verbindlich verankert. Diese rechtlichen
Rahmenbedingungen bilden eine wichtige Grundlage dafiir, dass OB fiir alle Beteiligten ver-
bessert wird, auch indem die Vorhabentriger zu einer vorausschauenden Beteiligung der Of-
fentlichkeit verpflichtet werden. Grundsatzlich betrifft der Anwendungsbereich des UVwG sehr
unterschiedliche Arten von Vorhabentragern bzw. Vorhaben, die in gleichem Umfang unter-
stitzt und befahigt werden sollten, damit die Zielsetzungen des UVwG erreicht werden kon-
nen.
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1 Einleitung

Der vorliegende Abschlussbericht enthalt eine Darstellung der im Rahmen der Evaluierung
des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Starkung der Biir-
ger- und Offentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich von 2015 bis 2019 durchgefiihrten Ana-
lysen und erzielten zentralen Ergebnisse.

Die Evaluation fUhrte im Laufe der Untersuchung langfristige Aufwandsberechnungen und Wir-
kungsanalysen mit Hilfe quantitativer und qualitativer Erhebungs- und Auswertungsverfahren
durch. Einfihrend werden zunachst Anlass und Hintergrund der Evaluation dargestellt (Kapitel
2). Dabei wird auch der die Evaluierung leitende Ansatz skizziert.

OB ist ein vielschichtiges Phanomen, dessen Planung und Durchfithrung unter spezifischen
Rahmenbedingungen erfolgt. Daher werden der verfassungs-, unions- und volkerrechtliche
Rahmen der OB in Planungs- und Zulassungsverfahren skizziert und bestehende Beteili-
gungsvorschriften mit Relevanz fir die Planung und Zulassung von Infrastrukturvorhaben er-
ldutert. Des Weiteren gibt Kapitel 3 einen Uberblick (iber Funktionen und Bedeutung der OB
im Verwaltungsverfahren.

§ 2 UVWG normiert die Pflicht zur Durchfiihrung einer friilhen OB. Zum besseren Verstandnis
werden in Kapitel 4 die Inhalte, Anwendungsbereiche und der Adressatenkreis des UVwG
dargestellt. AnschlieRend erfolgt eine Betrachtung des Verhaltnisses des UVwG zu anderen
Vorschriften.

Das methodische Vorgehen wird vor der Darstellung der empirischen Ergebnisse geschildert
(Kapitel 5). In diesem Zusammenhang werden das Untersuchungsdesign, die Datenbasis und
die Erhebungs- und Auswertungsverfahren beschrieben.

Kapitel 6 stellt die Ergebnisse der uni-, bi- und multivariaten Analysen fir zentrale Aspekte in
Unterkapiteln dar, wobei jedes dieser Unterkapitel mit einer Zusammenfassung der zentralen
Erkenntnisse abschliefl3t. Da unter den § 2 UVwG Vorhaben sowohl in &ffentlicher als auch in
privater Tragerschaft fallen, wird in den einzelnen Kapiteln auf die entsprechenden Besonder-
heiten — falls vorhanden — eingegangen.

Zunachst erfolgt eine Prasentation der Analysen Gber die von den Vorhabentragern eingesetz-
ten Kosten und Aufwande (Kapitel 6.1). Dabei werden samtliche bei den Vorhabentragern an-
gefallenen Aufwande beschrieben und die Ergebnisse der Normstellenberechnungen geschil-
dert. Nach Darstellung der Vorhaben sowie der unterschiedlichen offentlichen und privaten
Vorhabentrager (Kapitel 6.2) werden die Griinde fiir die Durchfilhrung der friihen OB erértert
und vergleichend der Beginn der frilhen OB sowie die Kommunikation (iber deren Ziele und
Méglichkeiten beleuchtet (Kapitel 6.3). Eine wesentliche Grundlage fiir eine erfolgreiche OB
stellt die Planung derselben dar. Daher erfolgt eine Prasentation der Untersuchungen ber die
Planungsprozesse, die Einbindung der Stakeholder in diese sowie Uber die den Vorhabentra-
gern zur Verfligung stehenden Ressourcen (Kapitel 6.4). AnschlieBend werden die Ergebnisse
der Analysen in Bezug auf die durchfihrenden und teilnehmenden Akteure dargestellt (Kapitel
6.5). Dabei wird auch auf die besondere Rolle externer Dienstleister eingegangen. Des Wei-
teren werden in diesem Unterkapitel die Resultate in Bezug auf die Stimmung und Zusam-
menarbeit zwischen den Akteuren bei den Vorhaben erlautert. Da sich friihe OB insbesondere
auf die Durchfiihrung von OB-Formaten bezieht, werden die eingesetzten Formate und MaRk-
nahmen ausfiihrlich prasentiert (Kapitel 6.6). Dabei werden sowohl die Griinde fur die Auswahl
der Formate und die Kenntnisse (iber bestehende Formate beleuchtet als auch die Bewertun-
gen der Formate seitens der Stakeholder beschrieben. Grundsétzlich geht es bei der Planung
und Durchfiihrung von OB um einen Dialogprozess, der eine Wirksamkeit entfalten soll. Daher
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wurden die Einflussfaktoren der OB auf die Planung, Konsensfindung, Konflikthaftigkeit und
Akzeptanz mit Hilfe deskriptiver und multivariater Verfahren geprift und deren Resultate ein-
geordnet (Kapitel 6.7). Die von den Vorhabentragern verwendeten Ressourcen werden im An-
schluss dargestellt (Kapitel 6.8), gefolgt von den Ergebnissen der Analysen Uber die Kommu-
nikation zwischen den Akteuren sowie dem Umgang mit den wéhrend der friihen OB gewon-
nenen Ergebnissen (Kapitel 6.9). Abschliefend werden die Befunde Uber den Nutzen und die
Bewertung der friihen OB seitens der beteiligten Akteure geschildert (Kapitel 6.10).

Der vorliegende Bericht schliel3t mit einer zusammenfassenden Betrachtung der Ergebnisse
und, darauf aufbauend, mit Empfehlungen fiir die weitere Entwicklung der friilhen OB im Rah-
men des § 2 UVwG (Kapitel 7).

2 Evaluation des Umweltverwaltungsgesetzes

2.1 Hintergrund

Am 13. November 2014 hat der Landtag von Baden-Wiurttemberg das Gesetz zur Vereinheit-
lichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Stéarkung der Birger- und Offentlichkeitsbetei-
ligung im Umweltbereich beschlossen. Das im Januar 2015 in Kraft getretene Gesetz be-
zweckt die umfassende und Ubersichtliche Regelung der Verwaltungstatigkeit mit Umweltbe-
zug in einem Gesetz und soll neue MaRstébe bei der Biirger- und Offentlichkeitsarbeit, dem
Zugang zu Umweltinformationen und bei der Rechtssetzung setzen. Die wichtigsten inhaltli-
chen Neuerungen sind die Verpflichtung, die Offentlichkeit bei besonders umweltbedeutsamen
Vorhaben friihzeitig zu beteiligen, die gesetzliche Verankerung der Umweltmediation als wich-
tiges Instrument der Konfliktldsung, die starkere Betonung des Umweltinformationsrechts als
Grundlage fiir die effektive Teilhabe der Birgerinnen und Blrger an Entscheidungsprozessen
und die Starkung der Beteiligungsmaoglichkeiten der Umweltverbénde. Im Rahmen des UVwG
wurden die Bestimmungen tber Umweltvertraglichkeitspriifungen (UVP) und strategische Um-
weltprifungen (SUP), das Umweltinformationsrecht sowie Vorschriften Gber umweltrechtliche
Ziele, Verwaltungsverfahren und die Anerkennung von Umweltverbanden zusammengefiihrt.!

2.2 Auftrag der Evaluation und Evaluationsansatz

Auftragsgegenstand war die Evaluierung des UVwG des Landes Baden-Wirttemberg. Das
Umweltministerium hatte das FOV beauftragt, den Evaluationsgegenstand flachendeckend
und langfristig zu evaluieren. Ziel der Evaluation war es, den Nutzen der frilhen OB fiir die
unterschiedlichen Vorhabentrager zu uberprifen, die Wirkungen zu ermitteln und die Erfah-
rungen der Praxis auszuwerten. Dariiber hinaus zielte das Evaluationsvorhaben darauf ab,
den entstandenen Ressourcenaufwand bei den Vorhabentragern zu ermitteln.

Die Zielsetzung der Evaluation des UVWG ist methodisch bei der Evaluation der VwV OB be-
reits abgebildet. In ihrer Absicht zielen beide Regelungen in die gleiche Richtung. Entspre-
chend ahneln sich auch die Untersuchungsdesigns der Evaluationen. Die seit dem 1. Januar
2015 bei den RP im Rahmen der Evaluation der VwV OB erhobenen Daten entsprechen zum
Grofteil dem, was die Evaluation des UVwG ebenfalls verlangt. Fir die Erhebung der Daten
wurde gemeinsam mit den RP ein Konzept entwickelt, das eine lickenlose Dokumentation und
Vergleichsméglichkeiten aller relevanten Vorhaben gewéhrleistet. Wahrend bei der VwV OB
drei verschiedene Phasen relevant waren (friihe, nicht-férmliche und nachlaufende OB), ist

1 Siehe ausfiihrliche Erlauterungen in Kapitel 3 und 4.
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aus Sicht des UVWG lediglich eine Phase notwendig: die friihe OB. Nach den Ergebnissen der
Evaluation der VwV OB machen die Vorhaben der friihen OB zwei Drittel aller relevanten Vor-
haben aus. Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem UVwG und der VwV OB ist, dass das
UVWG, anders als die VwV OB, alle Vorhabentrager zur Durchfiihrung einer friihen OB ver-
pflichtet, d. h. sowohl &ffentliche (auch kommunale) als auch private Vorhabentréger.2 Damit
ergaben sich fiir die Evaluation des UVwG neue Anforderungen, indem auch die privaten Vor-
habentrager in die Evaluation einbezogen werden mussten sowie Land- und Stadtkreise, so-
weit es die Genehmigung UVP-pflichtiger Vorhaben betraf. Entsprechend wurden alle relevan-
ten Vorhaben ermittelt und alle bedeutsamen Stakeholder durch den Auftragnehmer in die
Evaluation miteinbezogen.

Die Evaluation erfolgte auf der Basis unterschiedlicher standardisierter Erhebungsinstru-
mente, die mit dem Auftraggeber abgestimmt wurden. Zur Ermittlung der Aufwande und Wir-
kungen wurde zum einen auf die Daten der RP zuriickgegriffen, zum zweiten lagen durch eine
durchgeflhrte Onlineumfrage bei privaten und 6ffentlichen Vorhabentragern weitere Daten zur
Untersuchung vor und zum dritten wurden die Wirkungen im Rahmen exemplarisch ausge-
wahlter Vorhaben analysiert. In der Gesamtschau war es dadurch méglich, viele Einzelaspekte
vertieft zu untersuchen (z. B. Konflikthaftigkeit, Akzeptanz, Bewertungen, Einstellungen und
Erfahrungen).?

Das FOV hat in enger Abstimmung mit dem Umweltministerium sowie der Steuerungsgruppe,
bestehend aus FOV sowie Vertreterinnen und Vertretern aller RP (insbesondere aus den be-
troffenen Abteilungen 4 und 5 sowie der Koordinierungsstelle) das UVwG mit Hilfe eines ex-
post Evaluationsansatzes untersucht. Die ex-post Evaluationen wurden nach Abschluss der
MaRnahmen durchgefiihrt und erfolgten ergebnisorientiert, zusammenfassend und bilanzie-
rend, um die Wirksamkeit zu Uberpriifen und zu untersuchen. Des Weiteren analysierte das
FOV teilweise flichendeckend, welche Aufwénde die im Rahmen der OB eingesetzten MaR-
nahmen und Téatigkeiten erzeugten.

3 Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren

Infrastrukturvorhaben wie Stralen, Hochwasserriickhalteraume oder Mdllverbrennungsanla-
gen wirken sich in vielgestaltiger Weise auf ihr Umfeld aus. Daher miissen anlasslich ihrer
Planung und Genehmigung umfassende Informationen eingeholt und verarbeitet werden. Dies
erfolgt mittels mehrpoliger Verwaltungsverfahren,* die nicht nur die Zulassungsbehérde® und
den potentiellen Anlagenbetreiber involvieren, sondern auch einen dritten Personenkreis,® der
unterschiedlich weit gezogen sein kann: Betroffene, denen durch das Vorhaben eine Rechts-

2 Siehe ausfiihrliche Erlauterungen in Kapitel 4.

3 Siehe ausflihrliche Erlauterungen in Kapitel 5.

4 Mehrpolige Verwaltungsverfahren gelangen zur Anwendung, wenn eine Vielzahl widerstreitender Interessen be-
troffen ist, vgl. Schmidt-ABmann, in: Hoffmann-Riem/ders. et al. (Hg.), GL VWR, § 27, S. 56 ff.; ders., Das allge-
meine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, S. 306 ff.

5 Im Planfeststellungsverfahren wird funktional zwischen der verfahrensfiihrenden Anhérungs- und der genehmi-
genden Planfeststellungsbehdrde unterschieden, vgl. § 73 VWVfG einerseits und § 74 VwVfG andererseits. Or-
ganisatorisch handelt es sich jedoch meist um dieselbe Behorde. So ist gemaR § 37 Abs. 8 Stralengesetz fur
Baden-Wiirttemberg (StraRenG BW) das RP sowohl Anhérungs- als auch Planfeststellungsbehérde fiir den Bau
von LandesstralRen. Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts versto3t eine derartige Identitat nicht gegen
verfassungsrechtliche Anforderungen, vgl. nur BVerwGE 58, 344 (346 f.); 120, 87 (99).

6 Daneben werden weitere Behorden eingebunden, deren fachlicher Aufgabenbereich beriihrt ist, vgl. § 73 Abs.
2 VWVfG, § 10 Abs. 5 BImSchG, § 19 Abs. 4 Landesplanungsgesetz (LPIG).
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oder Interessenverletzung droht, oder die allgemeine Offentlichkeit.” Die Einbindung dieses
dritten Personenkreises in das Verwaltungsverfahren wird im Folgenden naher untersucht.

Dabei sei betont, dass Gegenstand dieser Untersuchung die Verfahrens-, nicht aber die Ent-
scheidungsbeteiligung ist. Offentlichkeitsbeteiligung (OB) im hier betrachteten Sinn unter-
scheidet sich von direktdemokratischen Instrumenten wie Blirgerentscheiden;? sie wirkt sich
auf den Prozess der Entscheidungsfindung aus, die eigentliche Entscheidung verbleibt aber
bei den gesetzlich dafiir bestimmten Behdrden. Dies bringt mit sich, dass Inhalte aus Beteili-
gungsverfahren, auch wenn sie von der Behérde zur Kenntnis genommen und beriicksichtigt
wurden, im Ergebnis einer Entscheidung nicht immer sichtbar sind.® Ein Grund dafir ist, dass
zwingend zu beachtende Bestimmungen ungeachtet der Beteiligungsinhalte eine bestimmte
Entscheidung fordern kénnen. Ein weiterer Grund betrifft die in Planungsverfahren zur Anwen-
dung gelangenden Abwagungsentscheidungen. Sie missen eine Vielzahl von Faktoren in
Ausgleich bringen, von denen einige so gewichtig sein kénnen, dass andere nicht oder nur
begrenzt zum Tragen kommen.

Im Folgenden werden der verfassungs-, unions- und vélkerrechtlichen Rahmen der OB in Pla-
nungs- und Zulassungsverfahren skizziert (3.1), und bestehende Beteiligungsvorschriften mit
Relevanz fiir die Planung und Zulassung von Infrastrukturanlagen erlautert (3.2). Ein Uberblick
iiber Funktionen und Bedeutung der OB im Verwaltungsverfahren schlieRt dieses Kapitel ab
(3.3).

3.1 Verfassungs-, unions- und voélkerrechtlicher Rahmen

Der Gesetzgeber ist nicht vollig frei in der Entscheidung Uber die Ausgestaltung von Verwal-
tungsverfahren, die der Planung und Zulassung von Infrastrukturanlagen dienen. Verfassung,
Unions- und Vdlkerrecht stellen Anforderungen an deren Organisation und Ablauf. Auf der
einen Seite stehen Bestimmungen und Grundsatze, die eine Einbindung von Dritten in admi-
nistrative Planungs- und Entscheidungsprozesse fordern. Auf der anderen Seite sind der Ein-
bindung — teilweise durch dieselben Bestimmungen und Grundsatze — Grenzen gesetzt.

Die Notwendigkeit einer partizipativen Verfahrensgestaltung Iasst sich erstens aus der Verfah-
rensdimension der Grundrechte ableiten. Diese fordert, dass im Vorfeld von Verwaltungsent-
scheidungen mit erheblichem Gefahrenpotential fir Gesundheit, Eigentum und andere Rechte
Dritter ein Verwaltungsverfahren stattfindet, das den drohenden Rechtsverletzungen hinrei-
chend Rechnung tragt. Wesentlicher Bestandteil eines solchen Verfahrens ist die Einbindung
der Entscheidungsbetroffenen.’® Die genaue Ausformung der grundrechtlich induzierten Be-
teiligung unterliegt dem Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers.'! Denkbar ist sowohl eine
rein schriftliche AuRerungsmaglichkeit als auch die direkte Interaktion von Antragstellenden,
Behérden und Offentlichkeit in einem Erdrterungstermin; der Kreis der Beteiligungsberechtig-

7 Beispiel fir ein Verfahren ohne Offentlichkeitsbeteiligung ist das in § 73 Abs. 6 VWVfG geregelte Plangenehmi-
gungsverfahren.

8 Vgl. Planungsleitfaden, S. 3.

9 Im Rahmen der nach § 39 VwV{G erforderlichen Entscheidungsbegriindung muss die Behdorde allerdings offen-
legen, welche Erwégungen ihrem Ergebnis zugrunde liegen. Ziff. 8.5.2 VwV OB konkretisiert dieses Erfordernis,
vgl. unten, 5.4, S. 34Fehler! Textmarke nicht definiert..

10 Vgl. BVerfGE 53, 30 (57 ff., 66); 45, 297 (330 ff.).

1 Vgl. BVerfGE 53, 30 (61); 56, 216 (236, 242); 69, 1 (25 ff.), Denninger, in: HStR, 3. Aufl., § 193, Rn. 32 ff,;
Schmidt-ABmann, in: HStR, 3. Aufl., § 109, Rn. 26 ff., 29.
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ten kann sich auf die unmittelbar Rechtsbetroffenen beschranken oder bis hin zur Popularbe-
teiligung reichen.'? Zur genauen dogmatischen Verortung werden verschiedene Ansatze ver-
treten. Das Bundesverfassungsgericht stiitzt sich in der Milheim-Kéarlich-Entscheidung auf
eine Schutzpflicht, die es aus der objektivrechtlichen Dimension des Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grund-
gesetz (GG)i. V. m. Art. 19 Abs. 4 GG ableitet."® In der Literatur werden Art. 1 Abs. 1 GG und
das Rechtsstaatsprinzip als erganzende Anknlipfungspunkte betrachtet.'*

Rechtsstaats- und Demokratieprinzip bilden eine weitere Grundlage fiir BeteiligungsmalRnah-
men; teilweise wird auch auf das Sozialstaatsprinzip rekurriert'®. So zahlen die Gewahrung
rechtlichen Gehdrs und die Information von Entscheidungsbetroffenen zu den konkreten An-
forderungen, die das Rechtsstaatsprinzip an Verwaltungsverfahren stellt.'® Einige Autorinnen
und Autoren betrachten die Verfahrensbeteiligung als Beitrag zur Demokratisierung des Ver-
waltungshandelns, da sie einen Transparenz- und Informationszuwachs bewirke. Gerade vor
planerischen Entscheidungen, deren Inhalt gesetzlich nur gering determiniert sei und einem
groRen behdrdlichen Gestaltungsspielraum im Einzelfall unterliege, férdere die Verfahrensbe-
teiligung die Teilhabe Dritter am Prozess der staatlichen Willensbildung.'” Wie flr die Verfah-
rensdimension der Grundrechte gilt auch hier, dass die einfachgesetzliche Ausformung der
verfassungsrechtlichen Anforderungen in den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers fallt.'8

Pflichten zur partizipativen Verfahrensgestaltung resultieren schlieRlich aus dem Unions- und
Vélkerrecht.® Die zweite Saule der Arhus-Konvention sieht vor, dass die betroffene Offentlich-
keit in umweltrelevanten Entscheidungsverfahren der Verwaltung tiber Méglichkeiten der In-
formation und Stellungnahme verfiigt.2° Gleiches gilt fiir die Offentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie
der Européischen Union (EU), die die Anforderungen der Arhus-Konvention im Jahr 2003 um-
setzte.2! Heute finden sich Bestimmungen (iber die OB in umweltrelevanten Verwaltungsver-
fahren in verschiedenen EU-Richtlinien, so in der UVP-Richtlinie,?2 der SUP-Richtlinie?® oder

12 vgl. Guckelberger, DOV 2006, S. 97 (103); Fiir einen Uberblick iiber zahlreiche Beitrage aus der Literatur vgl.
Hellmann, Die Offentlichkeitsbeteiligung in vertikal gestuften Zulassungsverfahren, S. 190 ff.

13 Vgl. BVerfGE 53, 30 (57 ff.); aus der Literatur vgl. nur Bliimel, Grundrechtsschutz durch Verfahrensgestaltung,
S. 23 (29 ff.); Hesse, EUGRZ 1978, S. 427 (434 ff.); Schenke, Verwaltungsblatter fir Baden-Wirttemberg
(VBIBW) 1982, S. 313 (318 ff.); Schmidt-ABmann, in: HStR, 3. Aufl., § 109, Rn. 21 ff.

14 Vgl. Kopp, Verfassungsrecht und Verwaltungsverfahrensrecht, S. 4, 16, 54 ff.; Schenke, VBIBW 1982, S. 313
(318); Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 9 VWVfG Rn. 50.

15 Vgl. Haberle, Vereinigung der deutschen Staatslehrer (VWDStRL) 30 (1972), S. 43 (92 ff.).

16 Vgl. Hett, Offentlichkeitsbeteiligung bei atom- und immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, S. 192
ff.; Kopp, Verfassungsrecht und Verwaltungsverfahrensrecht, S. 8 f., 62.

7 Vgl. Burgi, NVwZ 2012, S. 277 (280); Ossenbdihl, Welche normativen Anforderungen stellt der Verfassungs-
grundsatz des demokratischen Rechtsstaates an die planende staatliche Tatigkeit?, B 1 (127); Rossen-Stadlffeld,
in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ARmann et al. (Hg.), GL VWR, § 29, Rn. 70 ff.; Schmidt-ABmann, in: HStR, 3. Aufl.,
§ 109, Rn. 36 f. Als notwendig zur demokratischen Legitimation der Verwaltungsentscheidung wird die Verfah-
rensbeteiligung jedoch nur selten betrachtet, fiir ein Beispiel vgl. Fisahn, Demokratie und Offentlichkeitsbeteili-
gung, S. 323 ff., 332 ff. Insoweit dominiert der Gedanke, dass das im Grundgesetz verankerte Prinzip der —
reprasentativen — Demokratie den direkten Beitrag der Birger begrenzt, vgl. unten, S. 6.

18 Vgl. die Nachweise oben, Fn. 12.

19 Vgl. Erbguth, UPR 2018, S. 121 ff., B.1.2.

20 vgl. Art. 6 Ubereinkommen {iber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs-

verfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten, 25.06.1998, ratifiziert in Deutschland am

15.01.2007, Bundesgesetzblatt (BGBI) 2007 II, S. 1392 ff.

Vgl. Art. 2 Abs. 2, Art. 3 Ziff. 4 RL 2003/35/EG vom 26.05.2003, ABI. L 156, S. 17 ff. Art. 3 RL 2003/35/EG

bewirkte eine Anderung der UVP-Richtlinie, RL 85/337/EWG vom 27.06.1985, ABI. L 175, S. 40 ff. In Reaktion

darauf verabschiedete der nationale Gesetzgeber im Jahr das Umweltrechtsbehelfsgesetz, BGBI. |, S. 753 ff.,
und das Offentlichkeitsbeteiligungsgesetz, BGBI. | S. 2819 ff., welches Anderungen im UVP-Gesetz und fach-
rechtlichen Bestimmungen wie dem BImSchG bewirkte.

22 \/gl. Art. 6 Abs. 2, 3 RL 2011/92/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 (iber die
Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten &ffentlichen und privaten Projekten, ABI L 26, 28.1.2012, S. 1 ff.

23 \Vgl. Art. 6 RL 2001/42/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 Uber die Priifung
der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme, ABI. L 197, 21.07.2001, S. 30 ff.
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der Industrieemissionsrichtlinie.?* Die daraus resultierenden Anforderungen sind detailliert. Art.
6 Abs. 4, 5 der Arhus-Konvention verlangt, dass eine frilhe Offentlichkeitsbeteiligung (Friihe
OB) stattfindet und dass Antragstellende von staatlicher Seite zur friihzeitigen Einbindung der
Offentlichkeit angeregt werden. Abs. 2 und 6 listen umfassende behérdliche Informations-
pflichten auf. Im deutschen Verwaltungsrecht bewirkten die volker- und unionsrechtlichen An-
forderungen grundlegende Anderungen. Zu nennen sind die Lockerung der materiellen Prak-
lusionsregelung im Planfeststellungs- und immissionsschutzrechtlichen Verfahren®> und die
gesunkenen Anforderungen an die gerichtliche Geltendmachung einer fehlerhaften Umwelt-
vertraglichkeitspriifung.?®

Eine erste Grenze erfahrt die Beteiligung im Verwaltungsverfahren durch Grundrechte. Sind
Antragstellende oder Vorhabentrager grundrechtsberechtigt,?” erwachst innen aus Art. 2 Abs.
1,12 Abs. 1, 14 Abs. 1 S. 1 GG ein Anspruch auf Genehmigung?® oder abwagungsfehlerfreie
Entscheidung.?® Im ersten Fall ist die Zulassung bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen
zu erteilen und kann nicht unter Verweis auf ein ungiinstiges Ergebnis der OB verweigert wer-
den.3® Im zweiten Fall verfiigt die Behdrde (iber einen gréReren Spielraum; Inhalte der OB
kann sie aber — bedingt durch das Gebot der gerechten Abwagung — nur im Rahmen einer
dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit geniigenden Abwagung beriicksichtigen.3' Hinzu
kommen grundrechtliche Wirkungen im Vorfeld des Zulassungsverfahrens. Der oder die An-
tragstellende oder Vorhabentragende legt die wesentlichen Charakteristika des Vorhabens,
dessen wirtschaftliches Risiko er/sie tragt, eigenstandig fest. Auf Standort, GroRe, Kapazitat
oder technische Grundziige eines Vorhabens kann die Offentlichkeit daher nur in Gestalt von
Anregungen oder Empfehlungen Einfluss nehmen. Ob sie berilcksichtigt werden, entscheidet
der Vorhabentrager im Antrag auf Verfahrenseroffnung oder im weiteren Verfahrensverlauf.3?

Inhaltliche Einschrankungen fiir die Bedeutung des im Zuge von BeteiligungsmafRnahmen Ein-
gebrachten fiir die Vorhabenzulassung resultieren aus dem Rechtsstaatsprinzip. Die Geset-
zesbindung der Verwaltung fordert ebenso wie der Gewaltenteilungsgrundsatz, dass Grund-
satzentscheidungen des Gesetzgebers durch die Behdrde im konkreten Vorhabenzulassungs-
verfahren nicht in Frage gestellt werden. Sind beispielsweise Technologien wie die Atom- oder
Kohlekraft gesetzlich als Formen der Energienutzung vorgesehen, kann die Anwohnerin bzw.
der Anwohner A anlasslich der Genehmigung eines Kraftwerks im Ort O nicht mit dem Einwand

24 \Vgl. Art. 24 RL 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 (iber Indust-
rieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung), ABI. L 337, 17.12.2010,
S. 17 ff.

Bedingt durch die Rechtsprechung des EuGH gilt im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach
§ 10 BImSchG und in UVP-pflichtigen Planfeststellungsverfahren nur noch eine formelle Praklusionsregelung.
Vgl. dazu unten, 4.2.1.2, S. 9, und 4.2.1.3, S. 12.

Nach einer Anderung von § 4 Abs. 1a UmwRG gilt, dass die Kausalitat eines Verfahrensfehlers fiir den Inhalt
der Entscheidung im Zweifel vermutet wird. Infolgedessen wird die Aufhebung einer verfahrensfehlerhaften Ent-
scheidung im Vergleich zu § 46 VWVfG erleichtert, vgl. EuGH, RS C-72/12, European Case Law Identifier (E-
CLI):EU:C:2013:712, Rn. 52 f.; RS C-137/14, ECLI:EU:C:2015:683, Rn. 62. Dazu Greim, Bayrische Verwal-
tungsblatter 2014, S. 517 (523); dies., NuR 2014, S. 81 (82).

Grundrechtsberechtigt sind private Antragstellende und Vorhabentrager. Nach teilweiser vertretener Ansicht
auch privatwirtschaftliche Unternehmen mit einer Minderheitsbeteiligung der 6ffentlichen Hand, vgl. dazu Sel-
mer, in: HAB GR, § 53, Rn. 9 ff.

So im Verfahren nach § 10 BImSchG, vgl. Jarass, in: Jarass BImSchG, § 6 Rn. 45.

So im Planfeststellungsverfahren, vgl. BVerwGE 48, 56 (59); 56, 110 (116); Ziekow, VWV{G, §74 VwVfG Rn. 18.
Vgl. Schenke, VBIBW 1982, S. 313 (319); Ziekow, Neue Formen der Birgerbeteiligung?, D 79.

Vgl. BVerwGE 97, 143 (149 f.); Ramsauer/Wysk, in: Kopp/Ramsauer, § 72 VWVfG Rn. 41; Ziekow, VWV{G, § 74
Rn. 9. Fiir eine Gegenliberstellung von Genehmigung und Planfeststellung vgl. Wahl, Deutsches Verwaltungs-
blatt (DVBI) 1982, S. 51 (53 ff.).

Vgl. BT-Drs. 17/9666, S. 15; Burgi, Neue Zeitschrift fir Verwaltungsrecht (NVwZ), 2012, S. 277 (278).
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durchdringen, diese Technologie gehe grundsatzlich mit Gefahren einher, die er/sie nicht hin-
nehmen wolle.3® Auch liber Grenzwerte fiir Larm oder Schadstoffe, die abstrakt-generell in
Verordnungen festgelegt sind, kann die Behdrde nicht disponieren.3* Der ebenfalls im Rechts-
staatsprinzip wurzelnde Grundsatz der Rechtssicherheit fordert im Verbund mit den Grund-
rechten des Vorhabentragers, dass eine Entscheidung Uber Zulassung oder Ablehnung des
Vorhabens nicht Gibermafig verzdgert wird. Dies rechtfertigt, dass Partizipationsmdglichkeiten
zeitlich begrenzt oder nur optional vorgesehen werden.3®

3.2 Bestehende Regelungen

Der Realisierung von Infrastrukturvorhaben gehen verschiedene Planungs- und Zulassungs-
maRnahmen voraus. Die insoweit relevanten Regelungen sehen eine Einbindung der Offent-
lichkeit in das férmliche Verwaltungsverfahren vor (4.2.1). Daneben besteht die Mdglichkeit
einer friihen und nicht-férmlichen Offentlichkeitsbeteiligung (nicht-férmliche OB) (4.2.2).

3.2.1 Foérmliche OB

Uber die verwaltungsrechtliche Zulassung einer Infrastrukturanlage wird (iberwiegend im Rah-
men eines Planfeststellungsverfahrens (4.2.1.2) oder eines immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens entschieden (4.2.1.3). In diesen Verfahren findet eine OB ebenso statt
wie im Raumordnungsverfahren und anlasslich der Aufstellung von Raumordnungs- und Fach-
planen (4.2.1.4). Regelungen Uber die erforderlichen BeteiligungsmaRnahmen finden sich zum
einen in den jeweiligen Verfahrensordnungen, zum anderen im Gesetz Uber die Umweltver-
traglichkeitsprifung (UVPG). Da dieses fachrechtslibergreifend fiir Verfahren mit besonderer
Umweltrelevanz gilt, sei es an erster Stelle erértert (4.2.1.1).

3.2.1.1 OB nach dem UVPG

Das UVPG regelt besondere Verfahrensanforderungen fiir die Zulassung von Infrastrukturan-
lagen und die Aufstellung von Raumordnungs- und Fachplanen, die mit erheblichen Umwelt-
auswirkungen einhergehen.3¢ Im Einzelnen sieht es zwei Instrumente vor: die UVP fir Anlagen
und die strategische Umweltpriifung (SUP) fir Plane. In ihrer Eigenschaft als unselbsténdige
Verfahren bediirfen die UVP und SUP stets eines Tragerverfahrens. Dies bedeutet, dass sich
der Ablauf des Anlagenzulassungs- oder Planaufstellungsverfahrens grundsatzlich nach den
Bestimmungen des jeweiligen Fachrechts bemisst. Ausgangspunkt ist somit zum Beispiel das
Planfeststellungsverfahren nach §§ 73 f. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) oder das Ver-
fahren zur Aufstellung eines Abfallwirtschaftsplans nach §§ 31 f. Kreislaufwirtschaftsgesetz

33 vgl. Hett, Offentlichkeitsbeteiligung bei atom- und immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, S.
123.

34 Maglich ist jedoch, dass ein Vorhabentrager im Einzelfall seine Bereitschaft erklart, Schutzvorkehrungen zu tref-
fen, die Uber das gesetzlich geforderte MaR hinausgehen. Zu den daraus resultierenden Wirkungen fur das
Planfeststellungsverfahren vgl. BVerwG, NVwZ 2018, S. 1799 (1802 f.).

35 Vgl. Hellmann, Die Offentlichkeitsbeteiligung in vertikal gestuften Zulassungsverfahren, S. 223.

36 Konkretisiert wird der Anwendungsbereich des Gesetzes in den Anlagen. Anlage 1 listet Kriterien auf, die die
UVP-Pflichtigkeit einer Anlage begriinden, Anlage 5 legt fest, welche in unterschiedlichen Fachgesetzen gere-
gelten Plane und Programme, SUP-pflichtig sind.
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(KrWG). Die UVP-gesetzlichen Bestimmungen begriinden das Erfordernis, das jeweilige Ver-
fahren um zusatzliche Schritte zu erganzen oder Frist- und Formbestimmungen zu modifizie-
ren.%’

Ist eine Anlage umweltvertraglichkeitsprufungspflichtig (UVP-pflichtig), unterliegt das Verfah-
ren ihrer Zulassung den in §§ 15 ff. UVPG normierten Anforderungen.3 Dazu zahlt die Pflicht,
die Umweltauswirkungen des Vorhabens in einer Zusammenfassung zu dokumentieren und
anlasslich der Zulassungsentscheidung zu bertiicksichtigen.3® AuRerdem verlangen §§ 18 Abs.
1, 21 UVPG eine OB, die zwei Bestandteile aufweist: Erstens die Méglichkeit zur Information
und schriftlichen AuRerung iiber das Vorhaben, zweitens die Durchfilhrung eines Erérterungs-
termins, in dem eine miindliche Auseinandersetzung iiber die schriftlichen AuBerungen statt-
findet. Die SUP schliel3t vergleichbare Schritte ein. Auch hier sind die Umweltauswirkungen
des Plans zu dokumentieren und in der abschlieRenden Entscheidung zu beriicksichtigen.°
Eine OB muss gemaR § 42 UVPG stattfinden. Allerdings kann sie sich auf Information und
schriftliche AuRerungsmaglichkeit beschranken; ein Erdrterungstermin muss nicht stattfinden.

Ausfiihrliche Regelungen enthalt das UVPG zur grenziiberschreitenden OB. §§ 54 ff. UVPG
verlangen, dass anlasslich der Realisierung von Vorhaben und Planen mit entsprechender
Wirkung eine Einwendungsmdglichkeit fir Blrgerinnen und Blirger von Nachbarstaaten be-
steht. AuRerdem sehen sie vor, dass auslandische Vorhaben und Informationen Uber beste-
hende AuRerungsrechte den betroffenen Deutschen bekannt gemacht werden.

3.2.1.2 Planfeststellungsverfahren

Planfeststellungsverfahren dienen der Zulassung raumbedeutsamer Infrastrukturanlagen wie
StralRen, Eisenbahntrassen, WasserstralRen oder Energieleitungen. Bundes- und Landesver-
waltungsverfahrensgesetz enthalten in §§ 72 ff. eine Regelung des Verfahrensablaufs, die
durch eine Verweisung im jeweiligen Fachrecht zur Anwendung gelangt.*! So verlangt bei-
spielsweise § 17 Abs. 1 S. 1 Bundesfernstralengesetz (FStrG) ein Planfeststellungsverfahren
fir Bau und Anderung von BundesfernstralRen, § 17 Abs. 1 S. 3 FStrG verweist fiir das Ver-
fahren auf §§ 72 ff. des Bundesverwaltungsverfahrensgesetzes. Ein Planfeststellungsverfah-
ren nach Landesverwaltungsverfahrensgesetz ist gemaf § 37 Abs. 1 S. 1 StraRenG BW fiir
Bau oder Anderung von Landesstralen erforderlich.

Der Ablauf einer Planfeststellung lasst sich in drei Abschnitte einteilen: (1) Vor Beginn des
eigentlichen, gesetzlich geregelten Planfeststellungsverfahrens erarbeitet der Vorhabentrager
eigenverantwortlich den Plan, den Antrag auf Zulassung des Vorhabens.*? (2) Dessen Einrei-

37 Vgl. beispielsweise unten, 4.2.1.2.

38 Zu den Auswirkungen des UVP-Gesetzes auf das Stadium vor Eréffnung des férmlichen Zulassungsverfahrens
vgl. unten, 4.2.2.

39 Vgl. §§ 24, 25 UVPG.

40 Ein Unterschied zwischen UVP und SUP liegt in der Anzahl der Dokumente Uber die Umweltauswirkungen. Die
UVP findet in antragsgebundenen Zulassungsverfahren Anwendung; sie setzt einen Umweltbericht des Vorha-
bentragers (§ 16 UVPG) und eine zusammenfassende Darstellung der Behdrde (§ 24 UVPG) voraus. Die in
Planungsverfahren stattfindende SUP kennt nur einen Umweltbericht der Planungsbehérde (§ 40 UVPG).

41 Vgl. Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 72 VWVfG Rn. 72. Die landes- und bundesrechtlichen
Bestimmungen stimmen, bedingt durch den Grundsatz der Simultangesetzgebung, (iberein. Im Folgenden wird
aus Griinden der Ubersichtlichkeit nur auf das Bundesverwaltungsverfahrensgesetz verwiesen.

42 Vgl. Hénig, UPR 2001, S. 374 ff.; Neumann/Kilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 72 VwVfG Rn. 48.
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chung initiiert als besondere Form der Antragstellung das in § 73 VwVfG geregelte Anhérungs-
verfahren.*? (3) Dritter Abschnitt ist das in § 74 Abs. 1 - 5 VWVfG geregelte Entscheidungsver-
fahren. In ihm entscheidet die Planfeststellungsbehdrde Uber die Zulassung des Vorhabens.*4
Die férmliche OB findet ausschlieRlich wahrend des Anhérungsverfahrens statt. In seinem Ver-
lauf werden zusatzlich zu den vom Antragstellenden mit seinem/ihrem Antrag zuganglich ge-
machten und von der Zulassungsbehdrde ermittelten weitere entscheidungserhebliche Infor-
mationen gesammelt. Daflir sind zwei Instrumente vorgesehen: die Beteiligung der Behdrden,
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben beriihrt ist, und die férmliche OB. Da von plan-
feststellungspflichtigen Vorhaben regelmagBig ein groBer Personenkreis betroffen ist, sieht §
73 VwWVSG fiir die OB eine besondere Form der Anhdrung vor, die sich aus zwei Schritten
zusammensetzt:

Der Plan, der alle wesentlichen Charakteristika des Vorhabens wie Standort, GréRRe, Kapazitat
und technische Umsetzung ausweisen muss, wird gemal § 73 Abs. 3 Satz 1 VwVfG fir die
Dauer eines Monats o6ffentlich ausgelegt. Zur Einsichtnahme ist jedermann und jedefrau be-
rechtigt, bestimmten Personengruppen steht zudem ein AuRerungsrecht zu: Betroffene, deren
Belange durch das Vorhaben berihrt werden, kénnen gemal § 73 Abs. 4 S. 1 VwWVfG Ein-
wendungen geltend machen, Umweltverbande kénnen nach § 73 Abs. 4 S. 5 VwWVfG eine
Stellungnahme abgeben. Da der Begriff der Belange im Sinne von § 73 Abs. 4 S. 1 VWVfG
neben subjektiven Rechten alle rechtlichen, wirtschaftlichen und ideellen Interessen ein-
schlieRt, die eine bestimmte Erheblichkeit und Relevanz im Einzelfall erlangen,*® steht das
Einwendungsrecht einem relativ groRen Personenkreis zu. Die Verbandsbeteiligung ist unab-
hangig von einer drohenden Verletzung subjektiver Rechte, steht aber nur solchen Vereini-
gungen zu, die Uber eine Anerkennung nach § 3 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz) ver-
figen. Inhaltlich bezieht sich der Begriff der Einwendung auf ,sachliches, auf die Verhinderung
oder die Modifizierung des beantragten Vorhabens abzielendes Gegenvorbringen®,*® mit dem
kundgetan wird, eine Beeintrachtigungen eigener Rechte oder Belange nicht hinnehmen zu
wollen.#” Stellungnahmen sind objektiv-rechtliche AuRerungen, weisen aber auch auf Defizite
des Vorhabens hin.*8 Die in § 73 Abs. 4 VWVfG vorgesehenen Auerungen missen also einen
Bezug zum konkreten Vorhaben aufweisen, allgemeine Fragen und Angste zur grundsétzli-
chen Funktionsweise oder Gefahrlichkeit einer Technologie kénnen im Rahmen der férmlichen
Beteiligung ebenso wenig geltend gemacht werden wie reine Verbesserungsvorschlage. Die
Frist fur die Abgabe von Einwendungen und Stellungnahmen betragt nach § 73 Abs. 4 S. 1
VwV{G zwei Wochen; langere Fristen gelten fir Verfahren im Anwendungsbereich des UVP-
Gesetzes. § 21 Abs. 2 UVPG fordert grundsétzliche eine einmonatige AuRerungsfrist, § 21
Abs. 3 UVPG ermdglicht der Behoérde in Verfahren mit umfangreichen Planunterlagen eine
langere, maximal dreimonatige Frist festzusetzen. § 73 Abs. 4 S. 3, 6 VWVfG sieht zudem vor,
dass sowohl private Einwendende als auch Umweltverbande materiell prakludiert sind, wenn
ihre AuRerungen nicht fristgerecht eingehen.*® In der Praxis entfaltet diese Regelung nur be-

3 Vvgl. § 73 Abs. 1 S. 1 VwVfG. . BVerwG, DOV 1980, S. 516 (516); Lieber, in: Mann/Sennekamp/
Uechtritz, § 73 Rn. 26, 28; Neumann/Kilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwWVfG Rn. 15.

44 Vgl. Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 Rn. 1 f., Neumann/Kulpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73
VwWVfG Rn. 2 f.

45 Vgl. BT-Drs. 15/3441, S. 24; BVerwGE 48, 56 (65); 107, 215 (219); 111, 276 (281 f.); Lieber, in: Mann/Senne-
kamp/Uechtritz, § 73 VwWVfG, Rn. 183 ff.

46 BVerwGE 60, 297 (300).

47 Vgl. BVerwGE 131, 316 (325); Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVIG Rn. 177; Neumann/Kiilp-
mann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwWVfG, Rn. 82 f.

48 \/gl. BT-Drs. 17/9666, S. 19; BVerwGE 118, 15 (17 f.); BVerwG, NVwZ 2004, S. 861 (863); Guckelberger, Natur
und Recht 2010, S. 835 (839); Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwWVfG, Rn. 178, 201 f., 205 ff.

49 Vgl. BVerwGE 104, 79 (83); BVerwG, NVwZ 1995, S. 903 (904); Lieber, in: Mann/Senne-kamp/Uechtritz, § 73
VwVFG Rn. 259; Ziekow, VWVfG, § 73 Rn. 53.
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grenzte Wirkung, da § 21 Abs. 4 S. 1 UVPG und § 7 Abs. 4 UmwRG eine rein formelle Prak-
lusionswirkung fur UVP-pflichtige Planfeststellungsverfahren anordnen.5° Sie schlief3t, anders
als die materielle Préaklusionswirkung, die gerichtliche Geltendmachung einer verfristeten Au-
Rerung nicht aus. Damit entfallt die wesentliche, aus der Praklusion resultierende Einschran-
kung, denn im behérdlichen Verfahren ist die Beriicksichtigung verfristeter Auferungen nicht
schlechthin ausgeschlossen.5' Hintergrund der Regelung in § 21 Abs. 4 S. 1 UVPG ist ein
Konflikt von § 73 Abs. 4 S. 3, 6 VWVfG mit den Anforderungen der UVP-Richtlinie.5? Deren Art.
11 fordert nach Auffassung des Europaischen Gerichtshofes (EuGH), ,einen méglichst weit-
reichenden Zugang“ zur gerichtlichen Kontrolle von Verwaltungsentscheidungen und eine
L=umfassende” RechtmaRigkeitskontrolle zu gewahrleisten.5® Zudem sei eine materielle Prak-
lusionsregelung weder aus Griinden der Verfahrenseffizienz noch der Rechtssicherheit erfor-
derlich.5*

Zweiter Baustein der formlichen OB im Planfeststellungsverfahren ist der Erérterungstermin.
Er ermdglicht eine direkte Kommunikation zwischen Anhdrungsbehérde, Vorhabentrager so-
wie Einwendenden und Stellungnehmenden. Grundsatzlich ist der Termin nicht 6ffentlich, Aus-
nahmen sind nach §§ 73 Abs. 6 S. 6, 68 Abs. 1 S. 3 VWVfG zuléssig und werden namentlich
fir Pressevertreterinnen und Pressevertreter regelmafRig gewahrt®. Gegenstand der Erorte-
rung sind die zuvor erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen; im Verlauf des Termins
soll die Sachverhaltsaufklarung vervollstandigt und dem Anhoérungsrecht der Betroffenen
Rechnung getragen werden. AulRerdem dient er der Befriedung von Interessenkonflikten, denn
Einwendungen und Stellungnahmen sollen nach Moglichkeit erledigt werden.5” Die Leitung
des Termins obliegt nach § 73 Abs. 6 S- 1 VWVfG der Anhdrungsbehérde, die sich an zwei
Grundsatzen orientieren muss: ,substantielle Anhérung“s® einerseits und ,straffe Verhand-
lungsfiihrung” andererseits.>® Im Grundsatz statuiert § 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG eine Pflicht zur
Durchfiihrung des Eroérterungstermins. Fachplanungsrechtliche Bestimmungen wie § 18a
UVPG oder § 17a FStrG sehen jedoch Verzichtsmdglichkeiten vor. Entbehrlich ist der Termin
einerseits in einfach gelagerten, wenig konfliktreichen Fallen, in denen Einwendungen und

50 Vgl. BT-Drs. 18/9526, S. 47, 43. Zum unionsrechtlichen Hintergrund vgl. EuGH, RS C-137/14, E-

CLI:EU:C:2015:683, Rn. 76 ff.; Klinger, ZUR 2016, S. 41 ff.; Schlacke, ZUR 2013, S. 195 (202). Beachtlich ist in

diesem Zusammenhang § 5 UmwRG. Er gilt fiir Verbandsklagen und die nach § 4 UmwRG zulassigen Individu-

alklagen und sieht eine materielle Praklusion von Einwendungen vor, deren verspatetes Vorbringen missbrauch-

lich oder unredlich ist, vgl. BT-Drs. 18/9526, S. 41.

Vgl. BVerwGE 60, 297 (301 f.); Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwVfG, Rn. 239 ff., 261;

Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwVfG Rn. 89.

Richtlinie 2011/92/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 {iber die Umweltvertrag-

lichkeitspriifung bei bestimmten &ffentlichen und privaten Projekten, ABI L 26, 28.1.2012, S. 1 ff. Zu den hinter

§ 21 UVPG stehenden Erwagungen vgl. BT-Drs. 18/9526, S. 47.

53 Jeweils Vgl. EuGH, RS C-137/14, ECLI:EU:C:2015:683, Rn. 80 f.

54 Vgl. EuGH, RS C-137/14, ECLI:EU:C:2015:683, Rn. 80 f. Damit bestatigt der EuGH die Zweifel, die das BVerwG

in seiner Entscheidung NVwZ 2015, S. 82 (84) an der Unionsrechtskonformitéat der Préklusionsvorschriften au-

Rert. Vgl. dazu Stier/Buchsteiner, DVBI 2015, S. 1518 (1520 f.). Fur kritische Stimmen bereits vor der Entschei-

dung des EuGH vgl. Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwWVfG, Rn. 253 ff.; Schlacke, ZUR 2013, S.

195 (202).

Nach § 73 Abs. 6 VwWVfG ist der Erdrterungstermin zwingender Bestandteil des Planfeststellungsverfahrens,

fachrechtliche Bestimmungen wie § 17a FStrG und § 18a AEG sehen die Mdglichkeit vor, auf den Erdrterungs-

termin zu verzichten.

56 \Vgl. Kdmper, Bader/Ronellenfitsch, § 73 VWVIG Rn. 68; Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVG Rn.
302.

57 Vgl. BT-Drs. 7/910, S. 88; BVerwGE 60, 297 (304); BVerwG, NVWZ-RR 1998, S. 90 (91); Lieber, in: Mann/Sen-

nekamp/Uechtritz, § 72 VWVfG, Rn. 170 f.; ders., in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVfG Rn. 272; Ziekow,

VwVfG, § 73 Rn. 57. Zu den insoweit diskutierten Funktionsdefiziten vgl. unten, 4.3, S. 17.

BVerwGE 75, 214 (227).

59 Ramsauer/Wysk, in: Kopp/Ramsauer, § 73 VWVfG, Rn. 131 f. Zur Verhandlungsfiihrung aus praktischer Per-
spektive vgl. Biillesbach/Diercks, DVBI 1991, S. 469 (474 ff.).
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Stellungnahmen ohne mindliche Erdrterung erledigt werden kdnnen, andererseits in beson-
ders konfliktreichen Konstellationen, die nicht erwarten lassen, dass im Erérterungstermin ein
Fortschritt erzielt wird.s°

Neben dem Planfeststellungsverfahren bietet das in § 74 Abs. 6 VWVfG geregelte Plangeneh-
migungsverfahren eine vereinfachte Mdglichkeit der Anlagenzulassung. Es schlie3t keine
formliche OB ein, UVP-pflichtige Vorhaben sind daher grundsétzlich von seinem Anwendungs-
bereich ausgenommen.%' Er erstreckt sich vielmehr auf Falle, in denen eine umfassende Be-
teiligung nicht erforderlich ist, da nur geringfigige Beeintrachtigungen privater Rechte drohen
oder ein Einverstandnis der Betroffenen vorliegt.?? Verbleibende Einwendungen kénnen Dritte
nach den allgemeinen Vorschriften der §§ 28, 13 VwVfG geltend machen.®?

3.2.1.3 Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG i. V. m. §§ 1 ff. 9. BImSchV

Eine immissionsschutzrechtliche Anlagengenehmigung nach § 4 BImSchG (Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz) ist Voraussetzung fiir Errichtung, Betrieb und wesentliche Anderung® von
Anlagen, die mit La&rm- oder Schadstoffemmissionen von erheblichem Ausmal einhergehen
oder aufgrund anderer Gefahren die Erheblichkeitsschwelle (berschreiten.®® Eine abschlie-
Rende Aufzahlung aller genehmigungsbediirftigen Anlagen findet sich in Anhang 1 der 4. BIm-
SchV (Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes). Sie umfasst
Kohle- und Gaskraftwerke zur Stromerzeugung® ebenso wie Windkraftanlagen®’, groRe Tier-
mastbetriebe®® und Abfallentsorgungsanlagen®. Fiir das Verfahren der Genehmigungsertei-
lung existieren wie im Fachplanungsrecht zwei Auspragungen. § 10 BImSchG, §§ 1 ff. 9. BIm-
SchV normieren ein formliches, § 19 BImSchG° ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren.
Letzteres gilt wie die Plangenehmigung fiir Anlagen mit geringeren Auswirkungen auf Umwelt
und Nachbarschaft, die nicht den Anforderungen des UVPG unterliegen;”" eine OB findet nur
im férmlichen Verfahren statt.”

60 vgl. BT-Drs. 16/3158, S. 38. Fellenberg, in: Hermes/Sellner/Fehling, § 18a AEG, Rn. 112; Kramer, Allgemeines

Eisenbahngesetz, § 18a AEG vor Rn. 1.

Ausnahmen kénnen fachrechtlich angeordnet sein. Beispielsweise ermdglicht § 17b Abs. 1 Nr. 1 FStrG die Plan-

genehmigung von Fernstralen, verlangt aber zugleich eine Offentlichkeitsbeteiligung, die den UVP-rechtlichen

Anforderungen genligt.

62 \/gl. BT-Drs 13/3995, S. 10; BT-Drs 13/1445, S. 7; Neumann/Kilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwVfG
Rn. 222 ff.

63 \/gl. Schink, in: Knack/Henneke, § 74 VWVfG, Rn. 270.

64 Vgl. § 4 Abs. 1 S. 1 BImSchG, § 16 Abs. 1 BImSchG.

65 \Vgl. Jarass, in: Jarass BImSchG, § 4 Rn. 2, 14. Eine Einschrankung erfahrt die Genehmigungspflicht fir Anlagen,

die keinen gewerblichen oder wirtschaftlichen Zwecken dienen, vgl. § 4 Abs. 1 S. 2 BImSchG.

Vgl. Ziff. 1.1 Anhang 1 der 4. BImSchV; Jarass, in: Jarass BImSchG, § 4 Rn. 17.

Vgl. Ziff. 1.6 Anhang 1 der 4. BImSchV.

Vgl. Ziff. 7.1 Anhang 1 der 4. BImSchV.

Vgl. Ziff.8.1 Anhang 1 der 4. BImSchV.

70 Auch fir dieses Verfahren gilt der (iberwiegende Teil der 9. BImSchV, vgl. Jarass, in: Jarass BImSchG, § 19 Rn.

14.

Vgl. Jarass, in: Jarass BImSchG, § 19 Rn. 7. Anlagen, die im vereinfachten Verfahren genehmigt werden, sind

in Anhang 1 der 4. BImSchV mit einem ,V* gekennzeichnet, Anlagen, die ein formliches Verfahren voraussetzen

mit einem ,G*. Trotz Kennzeichnung mit einem ,V* ist ein formliches Genehmigungsverfahren erforderlich, sofern

eine Anlage nach den Voraussetzungen des UVP-Gesetzes UVP-pflichtig ist, vgl. § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ¢, Nr. 2

4. BImSchV.

72 Vgl. § 19 Abs. 2 BImSchG.
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Anlagen, die dem férmlichen Genehmigungsverfahren unterliegen, wirken sich wie planfest-
stellungsbeddrftige Vorhaben regelmaflig auf einen grofReren Kreis von Dritten aus. Daher
folgt die OB nach § 10 BImSchG und § 73 VwVfG einem vergleichbaren Grundschema.’

Gemal § 10 Abs. 3 S. 2 BImSchG, § 10 Abs. 1 S. 1 9. BImSchV sind die Antragsunterlagen
einen Monat zur offentlichen Einsichtnahme auszulegen. Anschlielend kdnnen Einwendun-
gen erhoben und ein Erdrterungstermin durchgefiihrt werden.” Anders als im Planfeststel-
lungsverfahren ist die Einwendungsberechtigung nicht an eine drohende Verletzung eigener
Rechte oder Interessen gebunden, § 10 Abs. 3 S. 4 BImSchG, § 12 9. BImSchV sehen eine
Popularbeteiligung vor.”> Gleichwohl bezieht sich der Begriff der Einwendung auch in § 10
Abs. 2 S. 4 BImSchG nur auf kritische AuRerungen mit Bezug zum konkreten Vorhaben, Ein-
wendende missen erlautern, welche Rechtsgutsgefahrdungen oder Beeintrachtigungen zu
befiirchten sind.”® Die regulédre Einwendungsfrist nach § 10 Abs. 3 S. 4 BImSchG betragt wie
im Fachplanungsrecht zwei Wochen. Eine verlangerte Frist von einem Monat gilt erstens ge-
manR § 10 Abs. 3 S. 4 HS 2 BImSchG fir Anlagen, die bedingt durch ihr erhéhtes Gefahrenpo-
tential der Industrieemissionsrichtlinie”” unterliegen.”® Zweitens wirkt sich § 21 Abs. 2, 3 UVPG
auch auf immissionsschutzrechtliche Verfahren aus, die einer UVP-Pflicht unterliegen.”® Nach
§ 10 Abs. 3 S. 5 BImSchG sind verfristete Einwendungen prakludiert. Infolge der unionsrecht-
lich veranlassten Reformen des Umweltverfahrensrechts handelt es sich um eine rein formelle
Praklusion,®® eine gerichtliche Durchsetzung ist somit weiterhin moglich. Dies gilt insbeson-
dere fur Umweltschutzvereinigungen, die uUber eine Anerkennung nach dem UmwRG verfi-
gen. Sie sollen die Genehmigungsbehdrde nach § 10 Abs. 3a BImSchG unterstiitzen, indem
sie ihren Sachverstand im Genehmigungsverfahren einbringen; eine Pflicht zur Beteiligung im
behordlichen Verfahren wird damit jedoch nicht begriindet.8!

Der Erorterungstermin ist im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren geman §
10 Abs. 6 BImSchG optional und wird nach § 18 Abs. 5 S. 1 9. BImSchV vor Erérterung aller
Einwendungen beendet, wenn sein Zweck erreicht ist.82 § 16 9. BImSchV prazisiert die Vo-
raussetzungen seines Wegfalls; die dabei zum Ausdruck kommenden Uberlegungen liegen

73 Die beiden Zulassungsentscheidungen unterscheiden sich darin, dass der Antragstellende im immissionsschutz-
rechtlichen Verfahren einen Anspruch darauf hat, dass die Genehmigung bei Vorliegen der gesetzlichen Vo-
raussetzungen erteilt wird, wahrend der Planfeststellungsbeschluss in den Uberwiegenden Fallen auf einer ein-
zelfallbezogenen Abwagung beruht. Da letztere alle entscheidungserheblichen Belange in Ausgleich bringen
muss, hat der Vorhabentrager lediglich einen Anspruch auf fehlerfreie Abwagung, vgl. oben, 4.1, Fn. 29, 31. Die
immissionsschutzrechtliche Anlagengenehmigung wurzelt im Gewerberecht, die in Art. 2 Abs. 1, 12 Abs. 1, 14
Abs. 1 S. 1 GG verankerte Gewerbefreiheit grundrechtsberechtigter Anlagenbetreiber bt hier bestimmenden
Einfluss aus, wahrend in der Planfeststellung, deren Usprung im Eisenbahnrecht liegt, die staatliche Inanspruch-
nahme von Raum und damit der Eingriffscharakter im Mittelpunkt steht, vgl. Jarass in: Jarass BImSchG, § 4 Rn.
1; Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 72 VWVfG, Rn. 7 ff.

Vgl. § 10 Abs. 3 S. 4, Abs. 6 BImSchG, §§ 14 ff. 9. BImSchV.

Vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 10 BImSchG Rn. 124. Der Begriffe der ,Belange” im Sinne
von § 73 Abs. 4 S. 1 VwVfG wird allerdings so weit verstanden, dass sich der Kreis der AuRerungsberechtigten
im Planfeststellungsverfahren de facto kaum von einer Popularbeteiligung unterscheidet, vgl. Gurlit, JZ 2012, S.
833 (837).

Vgl. BVerwG, NVwZ 2012, S. 176 (178); Jarass, in: Jarass BImSchG, § 10 Rn. 83. Zum Begriff der Einwendung
im Sinne von § 73 Abs. 6 VWVfG vgl. oben, 4.2.1.2, S. 8.

Richtlinie 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 lber Industrieemissionen
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung), ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17.

78 Vgl. Jarass, NVwZ 2013, S. 169 (170).

79 Abs. 2 sieht eine einmonatige, Abs. 3 eine bis zu dreimonatige Auslegungsfrist vor, vgl. oben, 4.2.1.2, S. 9.

80 Vgl. BT-Drs. 19/9526, S. 49, 47; Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 10 BImSchG Rn. 179 f., 180;
Jarass, in: Jarass BImSchG, § 10 Rn. 94. § 21 Abs. 4 S. 1 UVPG entfaltet im Anwendungsbereich des § 10 Abs.
3 BImSchG mithin keine konstitutive Wirkung. Vgl. aber oben, 4.2.1.2, S. 9, zur Wirkung auf das Planfeststel-
lungsverfahren

Vgl. BVerwG, NVwZ 2015, S. 1532 (1534); BT-Drs. 18/9526, S. 49, 47. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umwelt-
recht, § 10 BImSchG Rn. 179b; Jarass, in: Jarass BImSchG, § 10 Rn. 91.

82 V/gl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 10 BImSchG Rn. 210, 229.
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auch den fachplanungsrechtlichen Ausnahmen vom Erfordernis des Erdrterungstermins zu
Grunde. Es handelt sich um Falle, in denen keine erdrterungsbedirftigen Einwendungen er-
hoben wurden oder eine Erérterung aus anderen Griinden aus Sicht der Behorde nicht erfor-
derlich ist.83 Im Gegensatz zum Planfeststellungsverfahren ist der immissionsschutzrechtliche
Erorterungstermin grundsatzlich 6ffentlich.8* Die inhaltliche Leitlinie der konzentrierten Ver-
handlungsfiihrung einerseits und substantiellen Erérterung andererseits gilt jedoch fir beide
Verfahrensregime.®

3.2.1.4 Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungs- und Fachplanen, Raumord-
nungsverfahren

Gegenstand des Planfeststellungs- und des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens ist die Zulassung eines bestimmten Vorhabens an einem bestimmten Standort. Sie
bildet den letzten Schritt eines mehrstufigen Planungsprozesses, der die MaBnahmen der
Fachplanung und raumlichen Gesamtplanung bertcksichtigen muss. Auch diese MalRnahmen
schlieRen eine férmliche Beteiligung der Offentlichkeit ein.

Die raumliche Gesamtplanung erfolgt durch Raumordnungsplane, die das Gebiet eines Bun-
deslandes oder einzelner Regionen gliedern. Sie legen Bereiche flr Freiraum, Siedlungen und
deren Weiterentwicklung fest und weisen potentielle Standorte flr Infrastrukturanlagen aus.%®

Im Verfahren zur Aufstellung der Plane findet eine OB statt. § 9 Abs. 4 S. 1 LPIG verlangt die
Einbeziehung der Offentlichkeit in die Ausarbeitung des Landesentwicklungsplans, § 12 Abs.
3 S. 1 LPIG trifft die gleiche Aussage flir Regionalplane.8” Konkret gilt jeweils, dass der Plan-
entwurf zur Einsichtnahme ausliegen und jedermann Gelegenheit zur Stellungnahme haben
muss. Die Stellungnahmen sind zu prifen, ihre Urheberinnen und Urheber werden (ber das
Ergebnis der Prifung informiert.8 Eine Pflicht, dieses Ergebnis im weiteren Verlauf der
Planaufstellung zu beriicksichtigen und entsprechende Uberlegungen zu dokumentieren,
ergibt sich im Zusammenhang mit der SUP-Pflicht von Landesentwicklungs- und Regional-
plan. § 2a Abs. 6 Nr. 1 b LPIG fordert, dass sich die Planbegriindung im Rahmen der Umwelt-
prifung mit den Inhalten des Beteiligungsverfahrens befasst.®

Fur bestimmte, in § 1 Raumordnungsverfahren (ROV) genannte Vorhaben wird vor Eréffnung
des Planfeststellungs- oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ein
Raumordnungsverfahren durchgefiihrt.® Dazu zahlen beispielsweise Windkraftanlagen ab ei-
ner bestimmten GréRenordnung®' oder Bundesfernstraken.®? Das in § 15 ROG, §§ 18 f. ff.
LPIG geregelte Raumordnungsverfahren bezieht sich auf ein konkretes Vorhaben an einem
konkreten Standort und beurteilt es unter raumordnerischen Gesichtspunkten. Dabei findet

83 Vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 10 BImSchG Rn. 210. Zur Entbehrlichkeit des Erorterungs-
termins im Fachplanungsrecht vgl. oben, 4.2.1.2, Fn. 55.

84 \Vgl. § 18 Abs. 1 S. 1 9. BImSchV.

85 \Vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 10 BImSchG Rn. 180.

86 \Vgl. § 13 Abs. 5 Nr. 3 ROG.

87 Die landesrechtlichen Vorschriften konkretisieren die Anforderungen des § 9 Abs. 2 ROG, vgl. BT-Drs. 18/10883,
S. 47.

88 Vgl. § 9 Abs. 4 S. 2,6, Abs. 5LPIG, § 12 Abs. 3 S. 2, 6, Abs. 4 LPIG.

89 Die SUP-Pflicht resultiert aus § 35 Abs. 1 Nr. 1, Anlage 5 Ziff. 1.6 UVPG. Das Verfahren der SUP bemisst sich
nicht nach §§ 39 ff. UVPG, vielmehr verweist § 48 UVPG auf das Raumordnungsrecht, vgl. Spannowsky, in:
Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG § 8 Rn. 17.

% Auf Antrag des Vorhabentragers kann ein Raumordnungsverfahren auch vor der Zulassung anderer Anlagen
durchgefiihrt werden, vgl. § 18 Abs. 1 S. 2 LPIG.

91 Vgl. § 1 Ziff. 1 ROV.

92 \Vgl. § 1 Ziff. 8 ROV.
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insbesondere eine Auseinandersetzung mit Standort- oder Trassenalternativen statt.9 Die OB
ist verbindlich vorgesehen; sie erstreckt sich nach § 19 Abs. 5 LPIG auf ein Informations- und
AuBerungsrecht, die eingegangenen AuRerungen sind im weiteren Verfahrensverlauf zu be-
riicksichtigen.%

Weitere Relevanz fiir Planfeststellungs- und immissionsschutzrechtliche Genehmigungsver-
fahren entfalten Fachplane, die beispielsweise im Stralen-, Wasser- oder Abfallrecht Bedarf
und Standorte fir Infrastrukturanlagen eingrenzen. Auch sie werden in Verfahren aufgestellt,
die partizipative Elemente einschlieRen. Die — landesweit geltenden — Abfallwirtschaftsplane
treffen Aussagen Uber den kiinftigen Bedarf an Deponievolumen und Entsorgungsanlagen,
auBerdem muissen sie Bereiche im Landesgebiet vorsehen, auf denen neue Deponien und
Entsorgungsanlagen errichtet werden kénnen.% Die Offentlichkeit kann gemaR § 32 Abs. 2
KrWG Einsicht in den Planentwurf nehmen und Stellungnahmen abgeben, die im weiteren
Verlauf zu beriicksichtigen sind. Zudem verlangt § 32 Abs. 3 S. 1 Kr'WG eine 6ffentliche Do-
kumentation des Beteiligungsverfahrens und der Uberlegungen, die den Planinhalt erkléren.
Fallt ein Abfallwirtschaftsplan in den Anwendungsbereich des UVPG, richtet sich die OB im
Planaufstellungsverfahren nicht nach § 32 KrWG, sondern nach den — héheren — Anforderun-
gen der §§ 39 ff. UVPG.%

In anderen Bereichen des Fachrechts entfalten die Partizipationsanforderungen des UVPG
eine konstitutive Wirkung. Der Bundesverkehrswegeplan legt diejenigen Fernstrallen, Eisen-
bahntrassen und WasserstralRen fest, fir die im jeweiligen Planungszeitraum ein Realisie-
rungsbedarf besteht. Da er gemafl § 35 Abs. 1 Nr. 1, Anlage 5 Ziff. 1.1 UVPG einer SUP
unterzogen werden muss, ist vor seiner Verabschiedung eine OB nach MaRgabe von § 42
UVPG durchzufiihren.®”

Auch im Verfahren (ber die Aufstellung von Hochwasserrisikomanagementplanen nach § 75
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) resultiert die Notwendigkeit einer OB aus der SUP-Pflicht.%8

3.2.2 Friithe und nicht-formliche OB jenseits von § 2 UVwWG

Die unter 3.2.1 erlauterten Regelungen beziehen sich auf den Zeitraum zwischen Eroffnung
und Abschluss des Verwaltungsverfahrens. Sie setzen Beteiligungsinstrumente fest, die abs-
trakt-generell geltenden Anwendungsvoraussetzungen, Form-, Frist- und Inhaltsanforderun-
gen unterliegen. Daneben existieren Beteiligungsformate, die nicht Teil des geregelten Ver-

9 \Vgl. § 15 Abs. 1 S. 3ROG, § 18 Abs. 2 S. 3 LPIG. Der Verweis der landesrechtlichen Vorschrift auf § 15 Abs. 1

S. 3 ROG stellt klar, dass sich die Prifung nicht auf die vom Vorhabentrager betrachteten Alternativen be-

schrankt, vgl. BT-Drs. 18/10883, S. 54; Kiimper, UPR 2018, S. 463 (474).

Die bundesrechtliche Vorschrift des § 15 Abs. 3 ROG verlangt seit 2017 keine optionale, sondern eine ver-

pflichtende Offentlichkeitsbeteiligung, vgl. BGBI. 2017 |, S. 1245 (1249); BT-Drs. 18/10883, S. 55. § 19 LPIG sah

eine entsprechende Pflicht bereits vor, vgl. Landesplanungsgesetz (LPIG) in der Fassung vom 10. Juli 2003,

GBI. 2003, S. 385.

Vgl. § 30 Abs. 1 S. 2 Nr. 2, Abs. 2 KrWG.

Vgl. § 32 Abs. 4 KrWG; Kropp, in: Giesberts/Reinhardt, Umweltrecht, § 32 KrWG Rn. 11.

Anlasslich der Aufstellung des aktuellen Bundesverkehrswegeplans 2030 fand die Offentlichkeitsbeteiligung vom

21.03.2016 bis 02.05.2016 statt. Planentwurf und Umweltbericht waren im Internet und an verschiedenen Orten

im Bundesgebiet einsehbar; Stellungnahmen konnten schriftlich, elektronisch und zur Niederschrift abgegeben

werden, ein Erorterungstermin fand nicht statt, vgl. https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Arti-

kel/G/BVWP/bundesverkehrswegeplan-2030-oeffentlichkeitsbeteiligung.html (letzter Zugriff:

18.05.2019).

98 \/gl. Guckelberger, UPR 2012, S. 361 ff., IV.1.3. SUP-pflichtig sind Hochwasserrisikomanagementpléane gemaR
§ 35 Abs. 1 Nr. 1, Anlage 5 Ziff. 1.3 UVPG.
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waltungsverfahrens sind. Sie kdnnen vor Eréffnung des Verfahrens ansetzen oder ein zusatz-
liches Partizipationsforum wahrend und nach seiner Durchflihrung schaffen und zeichnen sich
durch ihre vereinfachte Anpassungsfahigkeit an die Umstande des konkreten Falls aus.

Einige der zusatzlichen Beteiligungsformate sind ausdriicklich geregelt. § 3 Abs. 1 S. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) sieht vor Aufstellung eines Flachennutzungs- oder Bauleitplans eine
frihe OB vor. § 25 Abs. 3 VWVIG gilt firr alle Vorhaben, die nicht nur unwesentliche Auswir-
kungen auf die Belange einer groReren Zahl von Dritten haben kénnen.®® Mithin kommt die
Vorschrift vor zahlreichen Raumordnungs-, Planfeststellungs- und immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren zur Anwendung; eine UVP-Pflicht des Vorhabens setzt sie nicht
voraus.'® Eine akzeptanzfordernde Wirkung kann die friihe Beteiligung nur bei entsprechen-
der Motivation des Vorhabentragers entfalten; ist letzterer grundrechtsberechtigt, steht ihm
aulRerdem die Freiheit zu, die wesentlichen Eckpunkte des Vorhabens im Rahmen der Antrag-
stellung selbst festzulegen. Infolgedessen sieht § 25 Abs. 3 VWVfG keine Pflicht zur Durchfiih-
rung der Beteiligung vor und Uberlasst dem Vorhabentrager die Ausgestaltung von Form und
Ablauf.’0" § 25 Abs. 3 S. 1, 3 VWVIG verlangt lediglich, eine — prinzipiell weit zu verstehende
— betroffene Offentlichkeit Gber das Vorhaben und seine Auswirkungen zu informieren und
eine AuRerungs- und Erérterungsmoglichkeit zu schaffen'02. Die erlangten Ergebnisse miis-
sen Offentlichkeit und Behérden nach § 25 Abs. 3 S. 4 VwVfG zwar mitgeteilt werden'%, dem
Vorhabentrager steht es aber frei, ihnen im Antrag auf Planfeststellung oder Genehmigung
Rechnung zu tragen oder nicht'®. Die Planfeststellungs- oder Genehmigungsbehérde wird in
§ 25 Abs. 3 S. 1 VWVIG dazu verpflichtet, den Vorhabentrager zur frihen OB anzuhaltens,

Eine mit § 25 Abs. 3 VwWVfG wortgleich Gbereinstimmende Regelung enthalt § 25 Abs. 3 des
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes Baden-Wiirttemberg.'® Folglich erstreckt sich auch
die landesrechtliche Bestimmung auf Vorhaben, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf
die Belange einer gréferen Zahl von Dritten haben kénnen.'” In Abgrenzung zu § 25 Abs. 3
des Bundesverwaltungsverfahrensgesetzes miissen diese Vorhaben den Verfahrensgesetzen
des Landes unterliegen, beispielsweise die Planfeststellung von Landesstraen.08

9 Die Offentlichkeitsbeteiligung soll nach § 25 Abs. 3 S. 2 VWVfG vor Antragstellung stattfinden; spater kann sie
zwar erfolgen, wird aber ihren Zielen nur noch eingeschrankt gerecht, vgl. Kallerhoff/Fellenberg, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, § 25 VwVfG Rn. 72.

100 § 25 Abs. 3 S. 5 VWVfG sieht eine Subsidiaritat gegentiber anderen Beteiligungsverfahren vor Antragstellung
vor. Angesichts der Tatsache, dass die frilhe Offentlichkeitsbeteiligung vor dem Hintergrund von Konflikterfah-
rungen mit dem Ziel der Akzeptanzsteigerung eingefiihrt wurde, wird die Subsidiaritatsklausel Gberwiegend eng
ausgelegt. Die Beteiligung im Rahmen von Raumordnung und Scoping soll beispielsweise nicht darunter fallen,
vgl. Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (324); Hertel/Munding, NJW 2012, S. 2622 (2623); Herrmann, Bader/Ronel-
lenfitsch, § 25 VWVfG, Rn. 29. Fir eine Beurteilung in Abhangigkeit der im konkreten Fall vorweggenommenen
Inhalte Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVfG, Rn. 22.

101 Vgl. Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (756). Kritisch zur weitreichenden Freiheit des Vorhabentragers Appel, Frihe
Burgerbeteiligung und Vorhabenakzeptanz, S. 341 (352).

102 vgl. Engel/Pfau, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 25 VwVIG, Rn. 47; Neumann/Kiilpmann, in: Stel-

kens/Bonk/Sachs, § 73 VWVfG, Rn. 2b.

103 \gl. Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwVfG, Rn. 22.

104 vgl. Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (324); Hertel/Munding, NJW 2012, S. 2622 (2624 f.).

105 \gl. Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwVIG, Rn. 22; Neumann/Kilpmann, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, § 73 VWVfG, Rn. 2b; Ziekow, NVWZ 2013, S. 754 (756), teilweise mit ndheren Ausfiihrungen
zur Frage, ob Anhdrungs- oder Planfeststellungsbehdrde Adressatin der Verpflichtung sind.

106 GBI 2005, S. 350.

107 Vgl. § 25 Abs. 3 S. 1 LVWVIG.

108 \/gl. § 37 Abs. 8 StraRenG BW, § 1 Abs. 1 LVWVfG BW. Fir die Planfeststellung von Bundesstralen gilt gemé&n
§ 17 Abs. 1 S. 2 FStrG das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes, ebenso fiir die Planfeststellung von
Hochwasserriickhalterdumen oder Deichen, vgl. § 70 Abs. 1 HS 2 WHG. Auch das Verfahren nach § 10 BIm-
SchGi. V. m. §§ 1 ff. 9. BImSchV stellt eine bundesrechtliche Regelung dar, fir die § 25 Abs. 3 Bundesverwal-
tungsverfahrensgesetz gilt.
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Abzugrenzen ist die frihe OB von Verfahren der Antragsberatung. Solche Verfahren sind in §
2 9. BImSchV oder — in Gestalt des Scopings — in § 15 UVPG explizit geregelt; im Planfest-
stellungsverfahren entsprechen sie einer verbreiteten Praxis'®® Anders als § 25 Abs. 3 VWV{G,
§ 25 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz fiir Baden-Wirttemberg (LVWVfG BW) und § 2 Ge-
setz zu Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Starkung der Biirger- und Of-
fentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich fiir das Land Baden-Wirttemberg (UVwG) dienen
sie jedoch nicht dazu, Akzeptanz und Transparenz des Verfahrens zu fordern,'"® sondern viel-
mehr der inhaltlichen Qualitat der Antragsunterlagen.'!" Infolgedessen binden sie einen ande-
ren Personenkreis ein und sehen andere Inhalte vor. § 2 Abs. 2 9. BImSchV nennt als Betei-
ligte Antragstellende und Behdrden; eine OB sieht er nicht vor. Auch im Fachplanungsrecht
sind nur Vorhabentrager und Behdrden involviert.''? Ziel des Scoping-Verfahrens nach § 15
UVPG ist es, den Vorhabentrager oder den/der Antragstellende Uber notwendige Inhalte des
UVP-Berichts zu beraten. Dazu sind ihm nach § 15 Abs. 1 S. 3 UVPG behdrdlicherseits Infor-
mationen zur Verflgung zu stellen.''® Daneben kdnnen weitere Punkte, namentlich die Zeit-
planung, erortert werden. Der Teilnehmerkreis kann hier gemaR § 15 Abs. 3 UVPG neben
Fachbehdrden, Sachverstiandigen und Umweltschutzvereinigungen auch die Offentlichkeit
einschlieffen'"4.

Fir die Phase nach Er6ffnung des Raumordnungs-, Planfeststellungs- und immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens existiert mit § 4 UVwG eine ausdriickliche Vorschrift
Uber eine informelle Beteiligungsmalnahme.''® Sie besagt, dass Genehmigungs- und Anho-
rungsbehdrden die Durchfiihrung einer Umweltmediation anregen kénnen, sofern die Reali-
sierung eines umweltbedeutsamen Vorhabens erhebliche Konflikte zwischen Vorhabentrager
und Betroffenen erwarten lasst.!'®

Zusatzliche Partizipationsforen wahrend und nach dem gesetzlich geregelten Verwaltungsver-
fahren setzen jedoch keine ausdriickliche gesetzliche Grundlage voraus. Dies folgt aus dem
in § 10 S. 1 VwVfG verankerten Grundsatz der Nichtférmlichkeit des Verwaltungsverfahrens.''”
Somit kénnen Projektbeirate, runde Tische oder Mediationsverfahren initiiert werden, wenn
dies zur Lésung von Konflikten oder zur Akzeptanzsteigerung fiir sinnvoll erachtet wird. Bei-
spiele wie Erweiterung des Flughafens Frankfurt (Main) um die Start- und Landebahn Nord-
West belegen, dass in der Praxis von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht wird.'18

109 Zu Zulassigkeit und Grenzen der Antragsberatung vgl. BVerwGE 75, 214 (231); 139, 150 (155). Nach Ansicht
von Kdmper statuiert § 25 Abs. 2 VwWVfG eine Pflicht zur Beratung vor Antragstellung, vgl. ders., in: Bader/Ronel-
lenfitsch, § 73 Rn. 12.

110 vgl. BT-Drs. 17/9666, S. 15, 16 f.; Engel/Pfau, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 25 VwV{G, Rn. 45.

111 vgl. BT-Drs. 18/11499, S. 87; Beckmann, in: Landmann/Rohmer, § 5 UVPG, S. 14, 16; Klages, in: Gies-
berts/Reinhardt, § 35 KrWG, Rn. 9; Kment, in: Hoppe UVPG, § 5 UVPG, Rn. 22.

112 vgl. Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 Rn. 2a; Schink, in: Knack/Henneke, § 73 Rn. 20.

113 vgl. Kment, in: Hoppe UVPG, § 5 UVPG, Rn. 1. Das Verfahren kann nach Ansicht des Bundesverwaltungsge-

richts auch noch nach Einreichung des Planfeststellungsantrags stattfinden, vgl. BVerwG, NVwZ 2011, S. 680

(682).

Vgl. Beckmann, in: Landmann/Rohmer, § 5 UVPG, S. 14 ff.. Ausfiihrlich zum Scopingtermin Kment, in: Hoppe

UVPG, § 5 UVPG, S. 13 ff.

Nach § 4 Abs. 2 S. 2 UVwWG BW soll die Umweltmediation bereits vor Verfahrenseréffnung beginnen, eine

Durchfiihrung wahrend des Verfahrens ist dadurch aber nicht ausgeschlossen, vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 50. Zu

den mit der Parallelitdt von Mediation und Verwaltungsverfahren einhergehenden Problemen vgl. Holzna-

ger/Ramsauer, in: Hafft/v. Schlieffen, Handbuch Mediation, 3. Aufl. 2016, § 40 Rn. 2; Siegel, NVwZ 2012, S.

1003 (1005).

116 Naher zu § 4 UVwWG BW Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (324 ff.).

7 vgl. BVerwG, NVwZ 2011, S. 1256 (1258); Siegel, DVBI 2012 S. 1003 (1004); Schmitz, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, § 9 VWVfG Rn. 181; Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (756).

118 Vgl. dazu Mehler, NVwZ 2012, S. 1288 ff.
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AbschlieRend seien die Verwaltungsvorschrift der Landesregierung zur Intensivierung der OB
in Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV OB)'"° und der Planungsleitfaden'?® erwahnt.
Auch sie treffen Regelungen zur friihen und nicht-férmlichen OB (nicht-férmliche OB). Die VwV
OB ist eine Verwaltungsvorschrift fiir die Behérden des Landes Baden-Wiirttemberg. Sie ent-
halt Ausfihrungsbestimmungen, die die gesetzlichen Anforderungen in § 25 Abs. 3 VwVfG
sowie in §§ 10, 24, 25 Abs. 1, 2, 39 und 72 ff. VwVfG konkretisieren.'?' Ihr Anwendungsbereich
erstreckt sich auf Vorhaben, die einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 10
BImSchG oder einem Planfeststellungsverfahren nach §§ 72 ff. VwVfG unterliegen, in zeitli-
cher Hinsicht sind sowohl das Raumordnungsverfahren als auch die Anlagenzulassung bzw.
Planfeststellung erfasst.’?? Die VwV OB sieht drei verschiedene Instrumente vor: die friihe OB
vor Beginn des gesetzlich geregelten Verwaltungsverfahrens, die parallel zum gesetzlichen
Verfahren stattfindende nicht-férmliche und die nach seinem Abschluss stattfindende nachlau-
fende Offentlichkeitsbeteiligung (nachlaufende OB). Ob eines der drei Instrumente zur Anwen-
dung gelangt, wird jeweils mit Blick auf den konkreten Fall im Rahmen eines Beteiligungssco-
pings und einer Umfeldanalyse ermittelt.'?> Der Planungsleitfaden stellt anders als die VwV
OB keine Rechtsnorm dar. Vielmehr handelt es sich um eine erlauternde Ergénzung zur VwV
OB, die die Funktionen von Gesetzeskommentar, Handbuch und Laieninformation in sich ver-
eint. Daher ist der Planungsleitfaden nicht nur an die Behérden des Landes, sondern auch an
auch an Biirgerinnen und Biirger sowie Vorhabentrager adressiert.'?*

3.3 Die Funktionen von Verwaltungsverfahren und Offentlichkeitsbeteili-
gung in der Planung und Genehmigung von Infrastrukturanlagen

Den unter 4.2 untersuchten Verwaltungsverfahren zur Planung und Genehmigung von Infra-
strukturanlagen werden in der rechtspolitischen und -soziologischen Diskussion mehrere
Funktionen zugeschrieben.?5 Die nahere Auseinandersetzung mit dieser Diskussion macht
deutlich, dass die frihe und nicht-férmliche OB eine sinnvolle Erganzung zur férmlichen OB
darstellt. MaRnahmen der OB leisten einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung der Verfah-
rensfunktionen; umfassend fallt dieser Beitrag dann aus, wenn sowohl férmliche als auch friihe
und nicht-férmliche Beteiligungsmalinahmen in das Verfahren integriert werden.

Dem Verwaltungsverfahren kommen zwei Funktionen zu, die maRgeblich durch die férmliche
OB erflillt werden. Dabei handelt es sich erstens um die Effektivitatsfunktion.'2® Inr zufolge soll
das Verfahren dazu beitragen, dass die Behdrde eine sachlich richtige, mit den materiell-in-
haltlichen Anforderungen Ubereinstimmende Entscheidung trifft.'?” Diese, im Rechtsstaats-
prinzip verankerte Funktion wird durch diejenigen Verfahrenselemente geférdert, die die ent-
scheidungserheblichen Informationen vermitteln.'?® Dazu zahlen nicht nur fachbehordliche

119 GABI. 2014, S. 22 ff.

120 Staatsministerium Baden-Wiirttemberg, Planungsleitfaden.

121 vgl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (195).

122 vgl. Ziff. 2, 3 VwV OB.

123 Ausfilhrlich zu Inhalt Grundgedanken und Anwendungsbereich der VwV Offentlichkeitsbeteiligung Erler/Arndt,
VBIBW 2014, S. 81 ff.

124 Vgl. Erler/Arndt, VBIBW 2014, S. 81 (90).

125 Vgl. Gurlit, VVDStRL 70 (2011), S. 227 (238 ff.); Wahl, VVDStRL 41 (1983), S. 151 (157).

126 Vgl. Gurlit, VVDStRL 70 (2011), S. 227 (238); Piinder, in: Ehlers; ders.; Burgi (Hg.), Allgemeines Verwaltungs-
recht, § 13, Rn. 13.

127 Vgl. BVerwGE 98, 339 (345); Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwVfG, Rn. 9; Neumann/Kiilpmann,
in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwWVfG, Rn. 11; Ziekow, VWVfG, § 73 Rn. 1.

128 Vgl. BVerwGE 98, 339 (345); Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVfG, Rn. 92, 175; Piinder, in:
Ehlers; ders.; Burgi (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, § 13, S. 13 f. mit Verweis auf BVerfGE 46, 325 (333);
53, 30 (74).
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Stellungnahmen und die von Antragstellenden oder Vorhabentréagern zur Verfahrenseréffnung
eingereichten Unterlagen, sondern auch die Konsultation der Offentlichkeit. Durch Stellung-
nahmen und Einwendungen von Interessierten oder Betroffenen'?® erlangt die Behdrde Kennt-
nis von Belangen, die bestimmten Inhalten eines Raumordnungsplans oder der Realisierung
eines Vorhabens mdglicherweise entgegenstehen. Umweltverbanden wird aufgrund ihres be-
sonderen Sachverstands in § 18 Abs. 1 S. 3 UVPG sogar eine Berater- oder Unterstltzerrolle
im férmlichen Verfahren zugewiesen.3° Auch die nicht-férmliche OB férdert die Effektivitat des
Verwaltungsverfahrens. Dies gilt insbesondere fir MalRnahmen, die vor Eroffnung eines an-
tragsgebundenen Zulassungsverfahrens stattfinden. In diesem Stadium trifft der/die Antrag-
stellende oder der Vorhabentrager wesentliche Entscheidungen, die spater nur eingeschrank-
ten Anderungen zugénglich sind. Ergehen hier Hinweise zu Gesichtspunkten, die zunachst
Uibersehen wurden, kann die Qualitat der Planung nachhaltig gesteigert werden. 3!

Von zentraler Bedeutung ist die férmliche OB fiir den Rechtsschutz durch Verwaltungsverfah-
ren. Den von einem Infrastrukturvorhaben ausgehenden Gefahren fur Gesundheit, Eigentum
oder andere Rechtsguter ist bereits im Planungs- und Zulassungsverfahren Rechnung zu tra-
gen.'® Dies lasst sich verwirklichen, indem eine umfassende Information iber das Vorhaben
und seine voraussichtlichen Wirkungen erfolgt und potentielle Verletzte die Gelegenheit erhal-
ten, auf mogliche Beeintrachtigungen hinzuweisen. Im Hinblick auf Rechtsstaatsgebot und all-
gemeinen Gleichheitssatz missen dabei einheitliche, allgemein verbindliche Standards herr-
schen. Sie kommen in den verbindlichen Form-, Frist- und Inhaltsanforderungen zum Aus-
druck, denen die férmliche OB unterliegt.’33 Verfahren zur Planung und Zulassung von Infra-
strukturanlagen sollen auRerdem den Ausgleich der unterschiedlichen, von der MaRnahme
beriihrten Interessen férdern,'3* zur Befriedung etwaiger Konflikte beitragen?3® und die Akzep-
tanz des Entscheidungsfindungsprozesses starken.'3® Hergeleitet werden diese drei Funktio-
nen aus dem Rechtsstaats- und dem Demokratieprinzip sowie aus dem Unionsrecht.'3” Ver-
wirklicht werden sie vor allem durch MaRnahmen der OB."38 Die oben erlauterten Instrumente

129 Vgl. die unter 3.2.1 beschriebenen Beteiligungsrechte im Planfeststellungs-, Raumordnungs- und immissions-
schutzrechtlichen Verfahren, sowie die Beteiligungsrechte nach dem UVP-Gesetz.

130 \gl. BT-Drs. 18/9526, S. 47 mit Verweis auf BVerwGE 152, 10 Rn. 25.

31 Vgl. Staatsministerium Baden-Wiirttemberg, Planungsleitfaden, S. 9; Kallerhoff/Fellenberg, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, § 25 VWVfG Rn. 65.

132 V/gl. oben, 4.1, S. 2.

133 Vgl. BVerfGE 53, 30 (77); 61, 82 (114 f.); BVerwGE 75, 213 (227); Piinder, in: Ehlers; ders.; Burgi (Hg.), Allge-

meines Verwaltungsrecht, § 13, Rn. 16; Bliimel, Grundrechtsschutz durch Verfahrensgestaltung, S. 23 (29 ff.);

Hett, Offentlichkeitsbeteiligung bei atom- und immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, S. 192 ff.;

Schenke, VBIBW 1982, S. 313 (320 ff.).

Vgl. Schmidt-ABmann, in: HStR, 3. Aufl., § 109, Rn. 60; Schneider, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ARmann et al.

(Hg.), GL VwR, § 28, Rn. 3.

Vgl. Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VWVfG, Rn. 11; Wahl, VVDStRL 41 (1983), S. 151

(157); Wiirtenberger, VVDStRL 58 (1999), S. 139 (166 f.).

Vgl. Gurlit, VVDStRL 70 (2011), S. 227 (244); Schneider, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ARmann et al. (Hg.), GL

VWR, § 28, Rn. 6; Wiirtenberger, NJW 1991, S. 257 (259 ff.); ablehnend Kurz, Juristische Aspekte der Offent-

lichkeitsbeteiligung, S. 14, 32 f..

Vgl. Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVfG, Rn. 10 f.; Wirtenberger, NJW 1991, S. 257 (261).

Kritisch zur Herleitung der Akzeptanzfunktion aus dem Demokratieprinzip Gurlit, VVDStRL 70 (2011), S. 227

(244 f. Fn. 83); Kunig/Rublack, Jura 1990, S. 1 (10 f.). Zur Begrenzung der Akzeptanzfunktion durch das Rechts-

staatsprinzip vgl. Schmidt-ABmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, S. 103; Schoch, Die

Verwaltung 25 (1992), S. 21 (31 f.); Wiirtenberger, NJW 1991, S. 257 (259). Zum Unionsrecht vgl. Erbguth,

UPR 2018, B.1.2; RL 2003/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.05.2003 Uber die Be-

teiligung der Offentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pléne und Programme, ABI. L

156, vom 25.06.2003, S. 17 ff. Erwagungsgrund Nr. 3.

138 \/gl. Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VWVfG, Rn. 11; Schmidt-ABmann, in: HStR, 3. Aufl.,
§ 109, Rn. 61; Schneider, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ARmann et al. (Hg.), GL VwR, § 28, Rn. 3; Wahl,
VVDStRL 41 (1983), S. 151 (159); Wiirtenberger, VVDStRL 58 (1999), S. 139 (166 f.).
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der formlichen OB kénnen die insoweit relevanten Gesichtspunkte jedoch nur teilweise an-
sprechen.

Die seit 2017 verbindliche OB im Raumordnungsverfahren'3® muss eine umfassende Betrach-
tung von Planungsalternativen einschlieRen, die gegebenenfalls iiber die Uberlegungen des
Vorhabentragers hinausreicht.’*® Vor Eréffnung des Zulassungsverfahrens angesiedelt, er-
maoglicht sie eine 6ffentliche Diskussion uber die Grundzuge des Projekts in einem Zeitraum,
in dem diese noch beeinflusst werden kénnen. !

Von geringerer Wirkung ist die férmliche Beteiligung nach Eréffnung des Zulassungsverfah-
rens. Sie entfaltet nur begrenzten Einfluss auf das ,,Ob“ der Vorhabenrealisierung, den Stand-
ort oder Planungsalternativen.’#? Der Antrag auf Planfeststellung oder immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung bezieht sich auf ein bestimmtes Vorhaben an einem bestimmten Standort,
Alternativen missen im Verfahren nur noch beriicksichtigt werden, wenn sie sich ,aufdran-
gen”," weil sie beispielsweise im Anhorungsverfahren thematisiert wurden.'# Aufgrund ihrer
Bedeutung fiir den Rechtsschutz unterliegt die Beteiligung im Zulassungsverfahren zudem
klaren Form- und Fristerfordernissen, inhaltlich kénnen nur solche Aspekte thematisiert wer-
den, die Stellungnahmen oder Einwendungen im Sinne von § 73 Abs. 4 S. 1 VwWVfG, § 10 Abs.
3 S. 4 BImSchG darstellen.'5 Beispielsweise fiir die Erlauterung komplexer naturwissen-
schaftlich-technischer Fragen ist dort kein Raum. Dies gilt auch fir etwaige Motive, die die
tieferen Beweggrunde fir Widerstédnde gegen spezifische Vorhaben darstellen, z. B. die Angst
vor einer Veranderung des vertrauten Landschaftsbilds oder dem Wertverlust des eigenen
Grundstiicks, versteckte Konflikte, die anladsslich des Verfahrens ausgetragen werden'46 oder
grundlegende Vorbehalte gegen eine Technologie oder einem Anlagentyp.'4” Entsprechend
kritisch wird ihr Potential beurteilt, in konfliktbehafteten Situationen fiir Befriedung zu sorgen
oder die Akzeptanz des Verfahrens und der behérdlichen Entscheidung zu fordern. 48

Die Uberlegung, ergénzend zur férmlichen OB flexible Formen des Austauschs zu etablieren,
z. B. in Form einer OB vor Eréffnung des Planfeststellungs- oder immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens, ermdglicht die 6ffentliche Einflussnahme auf den Vorhabentrager,
ehe mit der Antragstellung wesentliche Festlegungen getroffen sind.'#® Nach Antragstellung

139 Vgl. oben, 4.2.1.4, S. 18.

140 vgl. BT-Drs. 18/10883, S. 30, 54 f. § 15 ROG wurde mit Wirkung vom 29.11.2017 geandert, vgl. BGBI |, S. 1245
ff. Zur akzeptanzforderlichen Wirkung einer Offentlichkeitsbeteiligung im Raumordnungsverfahren vgl. auch
Erbguth, UPR 2018, IV.3.b.

141 Vgl. Durner, ZUR 2011, S. 354 (358); Gurlit, JZ 2012, S. 833 (839). Diesem Gedanken tragt auch die VwV
Offentlichkeitsbeteiligung Rechnung, vgl. unten, 5.3.2, S. 28.

42 Vgl. oben, 4.2.1.2,S.12,4.2.1.3, S. 16.

143 BVerwG, NVwZ 1991, S. 781 (784).

144 Vgl. BVerwG, NVwZ 1997, S. 908 (910); BVerwGE 75, 214 (239); Erbguth, NVwZ 1992, S. 209 (212); Lieber,
Legitimation durch Fachplanungsverfahren?, S. 177 (182); Ziekow, VWVfG, § 74 Rn. 31.

45 Vgl. oben, 4.2.1.2,S.13,4.2.1.3, S. 16.

146 Arndt, VBIBW 2017, S. 240 (243) verweist beispielhaft auf die langwéhrende Rivalitat zweier Teilorte, die sich
anlasslich der Genehmigung eines Windparks als versteckte Konfliktquelle erweist.

147 Vgl. Planungsleitfaden, S. 31; Appel, Friihe Biirgerbeteiligung und Vorhabenakzeptanz, S. 341 (347); Amndt,
VBIBW 2017, S. 240 (242 f.); Brettschneider,, S. 219 (221 ff.).

148 \gl. Appel, Friihe Biirgerbeteiligung und Vorhabenakzeptanz, S. 341 (346 f.); Erbguth, UPR 2018, S. 121 ff.,
B.Il.2.; Gurlit, JZ 2012, S. 833 (835 ff.); speziell zum Erdrterungstermin GalBner/Holznagel/Lahl, Mediation, S.
14 ff.; Schink, Zeitschrift fir Gesetzgebung 2011, S. 226 (239 ff.); Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (343 f.); Wiir-
tenberger, Die Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen, S. 125; Ziekow, Neue Formen der Burgerbeteili-
gung?, S. D 43.

149 Vgl. BT-Drs. 17/9666, S. 15; LT-Drs. 15/5487, S. 4; Appel, Friihe Birgerbeteiligung und Vorhabenakzeptanz,
S. 341 (351, 353 ff.); Gurlit, JZ 2012, S. 833 (839); Erbguth, UPR 2018, S. 121 ff., B.lll.2.b.; Steinberg, ZUR
2011, S. 340 (344). Zur geschichtlichen Entwicklung der Forderung nach einer friihen Offentlichkeitsbeteiligung
Durner, ZUR 2011, S. 354 (356 f.).
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kénnen runde Tische, Projektbeirate oder Mediationsverfahren die oben beschriebenen Ein-
schrankungen der férmlichen OB ausgleichen.'s® Im Rahmen des Erdrterungstermins kénnen
Interessenausgleich und Konfliktbefriedung in gewissem Umfang erzielt werden. So kann die
Zusage bestimmter Schutzvorkehrungen dazu fliihren, dass das Larmschutzbediirfnis eines
Anwohnenden befriedigt wird, in anderen Fallen mag das direkte Gesprach zur Klarung von
Missverstandnissen fiihren. 5" Eine Uberwindung grundsatzlicher Konflikte oder Akzeptanzde-
fizite scheitert aber meist an den zeitlichen und inhaltlichen Grenzen, denen der Erorterungs-
termin in seiner Eigenschaft als Teil des gesetzlichen Verwaltungsverfahrens unterliegt.!5?
Nicht-férmliche MafRnahmen bieten demgegeniiber den Vorteil, liber einen langeren Zeitraum
ohne Ergebnisdruck durchgefiihrt werden zu kénnen, inhaltlich kann eine Vielzahl von Fragen
zur Sprache kommen. Die fehlende Verbindlichkeit nicht-formlicher Beteiligungsverfahren ist
jedoch nicht frei von Nachteilen. So kann weder erzwungen werden, dass alle relevanten Ak-
teure am Verfahren teilnehmen, noch, dass dort ausgesprochene Zusagen eingehalten wer-
den.'3 Weitere Probleme bereitet die Integration der nicht-férmlich erlangten Ergebnisse in
das formliche Verfahren.'%*

Eine letzte Funktion von Verfahren zur Planung und Genehmigung von Infrastrukturanlagen
liegt darin, die Effizienz der Entscheidungsfindung zu gewahrleisten. Sie wurzelt im Rechts-
staats- und im Demokratieprinzip'®® und ist dem Umstand geschuldet, dass die personellen,
finanziellen und zeitlichen Ressourcen der Verwaltung begrenzt sind. Anlasslich der Bewalti-
gung eines einzelnen Verfahrens ist daher eine adaquate Kosten-Nutzen-Relation anzustre-
ben. Dabei gilt, dass ein effizientes nicht mit einem maoglichst kurzen, auf wenige Teilneh-
mende beschrankten Verfahren gleichzusetzen ist. Komplexe Zulassungsentscheidungen set-
zen einen gewissen Mindestaufwand im Vorfeld voraus, um inhaltlich richtig, konfliktarm und
somit gerichtsfest zu sein.'® Zur so verstandenen Effizienzfunktion des Verwaltungsverfah-
rens tragen die unterschiedlichen Formen der Offentlichkeitsbeteiligung insoweit bei, als sie
entscheidungserhebliche Informationen vermitteln und die Méglichkeit eréffnen, Konflikte vor
Erteilen der Zulassungsentscheidung zu losen.'%”

4 Die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 2 UVwG

§ 2 UVWG normiert die Pflicht zur Durchfiihrung einer frilhen OB. Er gilt fiir Vorhaben, die der
Pflicht zur Planfeststellung oder zur UVP nach Anhang 1 des UVPG unterliegen.'®® Wie die

150 \gl. LT-Drs. 15/5487, S. 50; Gurlit, JZ 2012, S. 833 (840); Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (347); Wulfhorst, DOV
2011, S. 581 (588); zuriickhaltend Erbguth, UPR 2018, S. 121 ff., B.Il.2 und B.II1.2.b. Zur Offentlichkeitsbeteili-
gung nach Erteilung der Vorhabenzulassung vgl. Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (345).

51 Gegen den umfassenden Verzicht auf den Erorterungstermin daher Gurlit, JZ 2012, S. 833 (837, 840); Stein-
berg, ZUR 2011, S. 340 (343 f.).

152 Guckelberger, DOV 2006, S. 97 (101); Hett, Offentlichkeitsbeteiligung bei atom- und immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren, S. 123 ff.; Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (343 f.).

183 Vgl., S. 340 (345 1.).

154 vgl. unten, 5.4, S. 39.

155 Vgl. Vgl. Kopp, Verfassungsrecht und Verwaltungsverfahrensrecht, S. 200 ff.; Schmidt-ABmann, in: Hoffmann-
Riem/ders. et al. (Hg.), GL VwWR, § 27, Rn. 85; Schneider, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ARmann et al. (Hg.), GL
VWR, § 28, Rn. 5. Teilweise wird sie auch aus dem haushaltswirtschaftlichen Grundsatz des Art. 114 Abs. 2 S.
1 GG abgeleitet, vgl. Wiirtenberger, VVDStRL 58 (1999), S. 139 (144 Fn. 15).

156 Vgl. Piinder, in: Ehlers; ders.; Burgi (Hg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, § 13, Rn. 19; Wahl, VVDStRL 41
(1983), S. 151 (164 f.); Erbguth, DOV 2009, S. 921 ff.; Schmidt-ABmann, in: Hoffmann-Riem/ders. et al. (Hg.),
GL VwR, § 27, S. 89 f..

157 \gl. BT-Drs. 17/9666, S. 15; LT-Drs. 15/5487, S. 4 f., 59; Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (344).

158 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 59; Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (194).
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unter 4.2.2'%9 erlauterten Regelungen zahlt er nicht zur férmlichen OB im Verfahren der Plan-
feststellung oder Anlagenzulassung. Vielmehr bezieht er sich auf den Zeitraum vor Verfah-
renserdffnung.

4.1 Das UVwG

Das 2015 in Kraft getretene UVwG bezweckt die umfassende und lbersichtliche Regelung der
Verwaltungstéatigkeit mit Umweltbezug in einem Gesetz. In seinem Rahmen wurden die Best-
immungen Uber UVP und SUP, das Umweltinformationsrecht sowie ,allgemeine Vorschrif-
ten“1%% Gber umweltrechtliche Ziele, Verwaltungsverfahren und die Anerkennung von Umwelt-
verbanden zusammengefihrt.'®' Die Regelung entspricht also dem allgemeinen Teil eines lan-
desrechtlichen Umweltgesetzbuchs.'8? § 2 UVwG ist Teil der allgemeinen Vorschriften, unter
denen sich mit § 4 auch eine Bestimmung Uber die Umweltmediation findet, die vor oder wah-
rend des Planfeststellungs- oder Zulassungsverfahrens stattfinden kann.%3

4.2 § 2 UVwG: Inhalt, Anwendungsbereich und Adressatenkreis

§ 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Star-
kung der Biirger- und Offentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich normiert die Pflicht zur
Durchfiihrung einer friilhen OB. Diese Pflicht trifft den Vorhabentrager und gilt ungeachtet
der Tatsache, ob es sich um einen privaten Vorhabentrager oder eine staatliche Stelle han-
delt. Kommunen, Land und Bund zahlen daher ebenso zum Adressatenkreis der Vorschrift
wie private Anlagenbetreiber.'®* Mit der Pflicht des Vorhabentragers korrespondiert jedoch
kein subjektives Recht der Teilnehmenden; die beteiligungsberechtigte Offentlichkeit hat so-
mit keinen gerichtlich durchsetzbaren Anspruch auf Durchfiihrung der friihen OB.165

Da § 2 Abs. 1 S. 1 UVwWG keine Muss-, sondern eine Soll-Bestimmung enthalt, kann im Aus-
nahmefall eine frithe OB unterbleiben. Dies ist beispielsweise dann denkbar, wenn keine Kon-
flikte mit Anwohnerinnen und Anwohnern drohen, weil das relevante Vorhaben im Industrie-
gebiet realisiert werden soll."®¢ Hinter dieser Regelungstechnik steht die Uberlegung, dass sich
ibermaRige oder unnétige OB negativ auf die Mitwirkungsbereitschaft der potenziellen Teil-
nehmenden auswirkt.'67

Wiahrend die VwV OB sowohl vor dem Raumordnungs- als auch vor dem Zulassungsverfahren
eine friihe Beteiligung vorsieht,®8 |asst § 2 Abs. 1 UVwWG ein einmaliges friihes Beteiligungs-
verfahren geniligen. Es soll nach Abs. 1 Satz 1 der Vorschrift spatestens vor Antragstellung,
also vor Eréffnung des gesetzlich geregelten Planfeststellungs- oder Anlagenzulassungsver-
fahrens stattfinden.'®® Eine friihzeitige Durchfilhrung vor dem Raumordnungsverfahren ist
dadurch nicht ausgeschlossen. Im Einzelnen fordert § 2 Abs. 1 UVwG eine Information ber

159 Vgl. oben, S. 12.

160 3o die Uberschrift des ersten Teils, §§ 1 ff. UVwG BW.

81 Vgl. Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (321).

162 \/gl. LT-Drs. 15/5487, S. 1, 4; Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (321 f.).

63 V/gl. oben, 4.2.2, S. 6.

164 Vgl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (196); Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323).

165 \/gl. LT-Drs. 15/5487, S. 60; Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323).

166 \Weitere Beispiele in LT-Drs. 15/5487, S. 60.

67 Vgl. Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323).

168 \/gl. Ziff. 2. und 3 VwV OB.

169 § 10 Abs. 1 S. 1 BImSchG besagt ausdriicklich, dass das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren
mit Antragstellung eréffnet wird. Zur Antragsbedurftigkeit des Planfeststellungsverfahrens vgl. Neumann/Kiilp-
mann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwWVfG, Rn. 15.

32

36



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

A

das Vorhaben und seine erwarteten Auswirkungen, auflerdem muss der Vorhabentrager der
Offentlichkeit Gelegenheit zur AuRerung und Erérterung geben. Beteiligungsberechtigt ist je-
dermann und jedefrau, auch Personen denen durch das Vorhaben keine Nachteile drohen,
denn § 2 Abs. 1 UVWG richtet sich an die ,Offentlichkeit” im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 2 UVwG,
nicht an die ,betroffene Offentlichkeit* im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 3 UVWG. Die Regelung
betont die Eigenverantwortlichkeit des Vorhabentragers, was daran deutlich wird, dass die
Verantwortung fiir die Durchfiihrung der frihen OB nicht den Genehmigungsbehérden, son-
dern dem Vorhabentrager zugewiesen wird. Aufierdem entscheidet er nach § 2 Abs. 1 S. 4
UVwG dariiber, ob nach Information und AuRerungsméglichkeit eine Erérterung verzichtbar
ist; nach Abschluss der Beteiligung ist er fiir die Bekanntmachung der Ergebnisse zustandig.'”®
Vor diesem Hintergrund ist es konsequent, dass ihn nach § 2 Abs. 2 UVwG die Kostenlast
trifft.

Der sachliche Anwendungsbereich des § 2 UVwG lasst sich positiv und negativ eingrenzen.
Die Bestimmung gilt fir Vorhaben, die der Pflicht zur Durchfiihrung einer UVP oder eines Plan-
feststellungsverfahrens unterliegen. Damit enthalt sie drei positive Anwendungsvoraussetzun-
gen. (1) ,Vorhaben* im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 UVwG sind Mal3nahmen, die sich auf die
Errichtung oder Anderung von Anlagen oder auf einen Eingriff in Natur und Landschaft bezie-
hen. Dazu zahlen der Bau einer Windfarm, eines Industriebetriebs oder einer Strafle ebenso
wie die Ausbaggerung eines Flusses. Plane, insbesondere Flachennutzungs- und Bebauungs-
plane, fallen aus dem Anwendungsbereich von § 2 Abs. 1 UVwG heraus.'”" (2) Planfeststel-
lungspflichtig sind solche Vorhaben, fir die im Fachrecht, beispielsweise im Stralen-, oder
Wasserhaushaltsgesetz die Durchfihrung eines Planfeststellungsverfahrens nach § 72 ff.
LVwWVIG BW oder §§ 72 VwVfG angeordnet ist."”2 Ein Plangenehmigungsverfahren genlgt
insoweit nicht.'”3 (3) Die Pflicht zur Durchfiihrung einer UVP ergibt sich aus § 35 Abs. 1 Nr. 1
UVPG i. V. m. Anhang 1 zum UVPG."™ § 2 UVWG betrifft nur solche Vorhaben, deren Zulas-
sung tatsachlich eine UVP einschlief3t. Folglich gilt er nicht, sofern das UVP-Gesetz eine Vor-
prifung vorsieht und diese negativ ausfallt.’”®

Negativ eingegrenzt wird der Anwendungsbereich des § 2 UVwG durch die Subsidiaritatsre-
gelung in Abs. 3. AbschlieRende bundesrechtliche Vorschriften (iber eine friihe OB wie § 9
NABEG und § 7 Abs. 2 Nr. 1, 2 Standortauswahlgesetz (StandAG) beanspruchen demnach
Vorrang, § 2 Abs. 1 UVwWG gilt also nicht fiir die Gesamtheit der Vorhaben, die UVP- oder
planfeststellungspflichtig sind. Die praktische Wirkung dieser Subsidiaritdtsregelung ist gegen-
wartig gering.

§ 25 Abs. 3 LVwVfG BW und § 25 Abs. 3 VWVfG enthalten ihrerseits eine Subsidiaritatsklausel.
Ihr jeweiliger Satz 5 besagt, dass sie nicht zur Anwendung gelangen, wenn Regelungen des
besonderen Verwaltungsverfahrensrechts eine frilhe OB verbindlich vorschreiben. Diese Vo-
raussetzungen treffen auf § 2 Abs. 1 UVwG zu'"®. Auch die in § 15 Abs. 3 ROG vorgesehene
OB im Raumordnungsverfahren suspendiert nicht von der Anwendung des § 2 Abs. 1
UVwG."" Sie bezieht sich — dem Inhalt des Raumordnungsverfahrens entsprechend — nur auf

170 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 49.

171 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 58. Dort auf die Differenzierung des UVPG zwischen Vorhaben einerseits und Planen
und Programmen andererseits verwiesen.

72 \/gl. oben, 4.2.1.2, S. 6.

173 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 60.

174 Vgl. oben, 4.2.1.1, S. 5. Anhang 2 ist nicht relevant, da die dort aufgezahiten Plane und Programme keine
,Vorhaben® im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 UVwG BW sind.

175 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 60.

178 Vgl. Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323); Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (755 f.).

77 Im Ergebnis ebenso Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (324).
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eine Beurteilung unter raumordnerischen Gesichtspunkten, wohingegen eine ,andere Rechts-
vorschrift“ im Sinne von § 2 Abs. 3 UVwG einen inhaltlich vergleichbaren Priifumfang voraus-
setzt.'™®

4.3 § 2 UVwG: Verhaltnis zu anderen Vorschriften

Anwendungsbereich und Adressatenkreis von § 2 UVwG sind von anderen Vorschriften abzu-
grenzen. Namentlich von § 25 Abs. 3 des Landes- und Bundesverwaltungsverfahrensgesetzes
sowie von den Bestimmungen der VwV OB.

431 VwVv OB

Vorhaben, fiir die die Vorschriften iiber die frilhe OB in der VwV OB gelten, unterfallen weit-
gehend auch dem Anwendungsbereich des § 2 Abs. 1 UVwWG.'® In ihrer Eigenschaft als In-
nenrecht gilt die VwV OB nur fiir Behdrden des Landes. Sie enthalt Vorschriften, die die Re-
gelungen iiber die friilhe OB in verschiedenen Gesetzen konkretisieren, unter anderem in § 2
Abs. 1 UVWG."® |hr sachlicher Anwendungsbereich ist kleiner als derjenige des § 2 UVwG.
Sie gilt fir Vorhaben, die eine Planfeststellung oder ein Genehmigungsverfahren nach § 10
BImSchG voraussetzen, wahrend § 2 UVwWG neben der Planfeststellungs- auf die UVP-Pflicht
Bezug nimmt, die auch baurechtlich zu genehmigende Anlagen einschlief3t.'8!

4.3.2 §25LVwVIG BW

Im Verhaltnis zu § 25 Abs. 3 LVWVfG BW verfiigt § 2 UVwG Uber einen engeren sachlichen
Anwendungsbereich. Er beschrankt sich auf umweltrelevante Vorhaben und ist durch formale
Kriterien — Erforderlichkeit eines Planfeststellungsverfahrens oder einer UVP — eingegrenzt. §
25 Abs. 3 LVWVfG BW hingegen betrifft auch Vorhaben ohne signifikanten Umweltbezug, die
nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer groeren Zahl von Dritten haben
kénnen. Dabei kann es sich beispielsweise um den Bau eines Substitutionszentrums, einer
Moschee oder einer Justizvollzugsanstalt handeln, fiir die sich eine friihe OB aufgrund ander-
weitig motivierter Konflikte anbietet.®2

Da § 2 Abs. 1 UVwWG die OB zwingend vorschreibt, beansprucht er in seinem sachlichen An-
wendungsbereich Vorrang vor § 25 Abs. 3 LVwVfG BW. Grund dafir ist die in § 25 Abs. 3 S.
5 LVWVFG BW enthaltene Subsidiaritatsregelung.'®

Hinsichtlich seines Adressatenkreises geht § 2 Abs. 1 UVwG Uber § 25 Abs. 3 LVWVfG BW
hinaus. § 2 Abs. 1 UVwG statuiert Pflichten fir Vorhabentrager; dabei kann es sich um staat-
liche Stellen oder Private handeln. § 25 Abs. 3 LVWVfG BW ist an Behdrden adressiert und
verpflichtet sie zur Einwirkung auf den Vorhabentrager.'8* Anders als nach § 25 Abs. 3 LVWVG

178 \gl. zum wortgleichen § 25 Abs. 3 S. 5 VWVfG BT-Drs. 17/9666, S. 17; Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (755 f.).

179 In den Anwendungsbereich der VwV OB, nicht aber des § 2 UVwWG BW fallen immissionsschutzrechtliche An-
lagen, die die Grenzwerte fir eine Genehmigungspflicht nach § 10 BImSchG, nicht aber die (h6heren) Grenz-
werte fiir eine UVP-Pflicht erreichen, vgl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (194).

180 \/gl. LT-Drs. 15/5487, S. 60; Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (193).

181 vgl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (194).

182 V/gl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192 (194); Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323).

183 \Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 46 f.; Feldmann, NVwZ 2015, S. 321 (323); Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (755).

184 § 25 Abs. 3 LVWVIG BW stellt daher einen Unterfall der Beratungspflicht dar, vgl. Arndt, VBIBW 2015, S. 192
(194).
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BW ist nach § 2 Abs. 1 UVWG nicht nur die betroffene Offentlichkeit, sondern jedermann be-
teiligungsberechtigt.

4.3.3 Bundesrechtliche Regelungen iiber das Verwaltungsverfahren

Gemal § 1 Abs. 3 UVwG gehen abschlieRende Regelungen im Bundesrecht den Regelungen
im UVwG vor. Insoweit ist § 73 BImSchG zu beachten, der landesrechtliche Abweichungen
von den Verfahrensvorschriften des § 10 BImSchG grundsatzlich ausschlieRt. Die frihe OB
setzt allerdings vor Antragstellung und damit vor Er6ffnung des Verfahrens nach § 10 Bim-
SchG an; gleiches gilt fur Planfeststellungsverfahren auf Grundlage von §§ 72 ff. VWVfG. Somit
ist fur die frihe OB nach § 2 UVwWG ein weiter Anwendungsbereich eréffnet, der auch das
Vorfeld bundesrechtlich geregelter Verwaltungsverfahren einschlie3t.'® Fiir das Verhaltnis zu
§ 25 Abs. 3 VWVFG gilt das zu § 25 Abs. 3 LVwWVfG BW Gesagte.

4.4 Verkniipfung der frilhen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 2 UVWG mit
dem formlichen Verwaltungsverfahren

Die friihe OB ist dann erfolgreich, wenn sie dem Gedanken der ,Responsivitit*'8¢ Rechnung
tragt. Sowohl im gesetzlich geregelten Verwaltungsverfahren als auch in der behérdlichen Ent-
scheidung muss sichtbar werden, inwieweit die Ergebnisse eines frihen Beteiligungsverfah-
rens gewurdigt wurden. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die Mdglichkeit ungenutzt bleibt,
durch das erganzende friihe Verfahren einen Transparenzzuwachs, eine Akzeptanzsteigerung
oder eine Verfahrensbeschleunigung zu erzielen.'®” Dies lasst sich erreichen, indem die In-
halte des frihen Beteiligungsverfahrens schriftlich festgehalten werden und die Anhdérungs-
oder Zulassungsbehodrde darauf Bezug nimmt, beispielsweise im Rahmen eines ,Verfahrens-
plans” zu Beginn des Zulassungsverfahrens.'® Die am Verfahrensende ergehende Zulas-
sungsentscheidung fallt umso responsiver aus, je intensiver sie begriindet wird. Sie soll darle-
gen, welche Ergebnisse der friihen OB Beriicksichtigung fanden und aus welchen Griinden
dies bei anderen Ergebnissen nicht der Fall war.'® § 2 Abs. 1 UVwG trifft Regelungen, in
denen diese Gedanken zum Ausdruck kommen. Satz 5 sieht vor, dass der Vorhabentrager
Behérden und Offentlichkeit das Ergebnis der friihen Beteiligung mitteilt. Satz 7 gibt den Be-
horden auf, die Erkenntnisse'® der Beteiligung in das Zulassungsverfahren einzubeziehen. %!

Gleichzeitig sind die Grenzen zu beachten, die der gesetzliche Rahmen und die planungs-
rechtliche Dogmatik der Verkniipfung von informeller Beteiligung und gesetzlichem Verwal-
tungsverfahren setzen. Das Prinzip der GesetzmaRigkeit der Verwaltung fordert die strikte
Trennung von informeller Beteiligung und formlichem Verfahren.'92 Daraus folgt insbesondere,
dass in Verfahren, in denen die Zulassungsbehdrde dem Abwagungsgebot unterliegt, keine

185 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 59, 62.

186 Ziekow, Neue Formen der Birgerbeteiligung?, D 139.

187 \/gl. Ziekow, Neue Formen der Birgerbeteiligung?, D 108 f., 139.

188 Ziekow, Neue Formen der Blrgerbeteiligung?, D 108, vgl. auch ders., Neue Formen der Blirgerbeteiligung?, D
81, 148.

189 \/gl. Ziekow, Neue Formen der Birgerbeteiligung?, D 139.

190 |n der VwV OB beziehen sich die ,Erkenntnisse” der Beteiligung, liber den Begriff ,Ergebnisse” hinaus, nicht
nur auf Ansichten und AuRerungen der Teilnehmenden des Beteiligungsverfahrens, sondern auch auf zuséatz-
liche Schlussfolgerungen, die aus dem Beteiligungsverfahren gezogen werden kdnnen, vgl. Arndt, DVBI 2015,
S. 6 (9); Erler/Arndt, VBIBW 2014, S. 81 (89).

191 Vgl. LT-Drs. 15/5487, S. 62.

192 vgl. Siegel, DVBI 2012, S. 1003 (1004 f., 1006).
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Vorabbindung eintreten darf, die zu einem Abwagungsausfall fiihrt.'® Im Anwendungsbereich
des § 2 UVWG betrifft dieses Problem die Planfeststellung und die Genehmigung baulicher
Anlagen, die § 35 BauGB unterfallen. Inhaltlich bezieht es sich darauf dass die Behodrde die
Freiheit haben muss, ihre Entscheidung unter Einbezug aller entscheidungserheblichen Be-
lange zu treffen und auf Grundlage einer eigensténdig vorgenommenen Gewichtung festzule-
gen, welche Belange im Konfliktfall Vorrang und beanspruchen und welche zuriicktreten mus-
sen.’ Eine unzulassige Beschneidung dieser Freiheit kann durch Festlegungen oder Ab-
sprachen zwischen der Zulassungsbehérde und Verfahrensbeteiligten eintreten. Beispiels-
weise darf dem Vorhabentrager nicht schon im Zuge der Antragstellung zugesichert werden,
dass die Wahl einer bestimmten Planungsvariante sicher genehmigungsfahig ist.'% Vergleich-
bare Probleme kénnen im Zusammenhang mit informellen Beteiligungsverfahren auftreten. So
darf weder vor noch wahrend des gesetzlichen Zulassungsverfahrens eine Vereinbarung ge-
troffen werden, die die Planfeststellungsbehdrde dazu verpflichtet, bestimmte Inhalte in den
Planfeststellungsbeschluss aufzunehmen.'% Demgegeniiber ist es unproblematisch, wenn ein
Beteiligungsverfahren lediglich der Informationssammlung dient oder wenn der Vorhabentra-
ger Zusagen macht. Der Trager kann sich dazu verpflichten, die Ergebnisse einer friihen OB
in seinen bzw. ihren Antrag auf Planfeststellung oder Genehmigung zu Ubernehmen.'®”
Ebenso anzuerkennen sind faktische Bindungswirkungen, die aus Vereinbarungen in der fri-
hen oder nicht-férmlichen OB resultieren.'9® So miissen sich die Betroffenen in der férmlichen
Beteiligung des Planfeststellungsverfahrens nicht mit drohenden Beeintrachtigungen ausei-
nandersetzen, die der Vorhabentrager — in Ubereinstimmung mit der frihen OB — nicht bean-
tragt; vielmehr ist eine neue Einwendungsmaglichkeit nach § 73 Abs. 8 S. 1 VWVfG zu schaf-
fen, wenn die Behorde diese Beeintrachtigungen nach einem ersten Erérterungstermin in Be-
tracht zieht.'%® Faktische Bindungswirkungen kommen auch dann zum Tragen, wenn die zu-
stdndige Behorde das Ergebnis eines Beteiligungsverfahrens in einen Planungsakt (iber-
nimmt;2% dabei ist sicherzustellen, dass die Ubernahme nicht automatisch erfolgt und sich auf
rechtmafige Beteiligungsergebnisse beschrankt.?’' Die Gefahr, dass eine nach § 2 UVwG
durchgefilhrte OB derartige Probleme hervorruft, ist als gering zu betrachten. Verantwortlich
fur die Durchfiihrung der Beteiligung ist der Vorhabentrager; die Behdrde trifft, anders als in §
25 Abs. 3 LVWVFG BW und § 25 VwWVfG, auch keine Hinwirkungspflicht.

Ein zweites Problem, die Praklusion von AuRerungen, die allein in der friihen OB getatigt wur-
den, hat nach gesetzgeberischen Reformen im Planungsrecht an Tragweite verloren. GemaR

193 Vgl. Mehler, NVwZ 2012, S. 1288 (1290); Steinberg, ZUR 2011, S. 340 (345 f.).

194 Vgl. BVerwGE 45, 309 (317 f.); 75, 214 (229 ff.); BVerwG, NVwZ 2011, S. 1256 (1258); Schink, in: Knack/Hen-
neke, § 74 VWVfG, Rn. 132, 134; Ziekow, VWVfG, § 74 Rn. 39.

Vgl. BVerwG, NVwZ 2011, S. 1256 (1258); Neumann/Kiilpomann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwWVfG, Rn. 2a.
Vgl. BVerwG, NVwZ 2011, S. 1256 (1258); kritisch dazu Siegel, DVBI 2012, S. 1003 (1005 f.). NVwZ 2018,
1799 (1803) stellt klar, dass eine Berlcksichtigung auf freiwilliger Basis in den Grenzen des Abwagungsgebots
mdglich ist.

Vgl. Mehler, NVwZ 2012, S. 1288 (1288, 1290) mit Verweis auf den Verzicht auf Nachtflige im Planfeststel-
lungsantrag zur Erweiterung des Flughafens Frankfurt (Main) um die Start- und Landebahn Nord-West. Vgl.
auch Siegel, DVBI 2012, S. 1003 (1007); Ziekow, Neue Formen der Biirgerbeteiligung?, D 101.

Vgl. Holznagel/Ramsauer, in: Haft/v. Schlieffen (Hg.), Handbuch Mediation, § 40, Rn. 5 f.; Siegel, DVBI 2012,
S. 1003 (1007); Wagner, DVBI 2014, S. 150 (155).

Vgl. BVerwG, NVwZ 2012, S. 1314 (1315 f.); dazu Mehler, NVwZ 2012, S. 1288 (1290).

So geschehen anlasslich der Erweiterung des Flughafens Frankfurt (Main) um die Start- und Landebahn Nord-
West. In der wahrend des Raumordnungsverfahrens durchgefiihrten Mediation wurde ein Nachtflugverbot ver-
einbart. Dieses Ergebnis wurde im Landesentwicklungsplan des Landes Hessen gewirdigt, vgl. Mehler, NVwZ
2012, S. 1288 (1289); Verordnung lber die Anderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vom 22. 6.
2007, Gesetz- und Verordnungsblatt | (GVBI 1), S. 406, 111.1 und IV.1. Anlasslich der Planfeststellung war der im
LEP verrechtlichte Inhalt zum Nachtflugverbot als Grundsatz der Raumordnung in der Abwagung verstarkt zu
gewichten, vgl. BVerwG, NVwZ 2012, S. 1314 (1328 f.).

201 Vgl. Siegel, DVBI 2012, S. 1003 (1007); Ziekow, Neue Formen der Biirgerbeteiligung?, D 110.
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§ 21 Abs. 4 UVPG, § 7 Abs. 4 UmwRG und § 10 Abs. 3 BImSchG gilt fur Verfahren im Anwen-
dungsbereich des § 2 UVWG nunmehr eine rein formelle Praklusionsregelung.2°? Unter den
materiellen Praklusionsregelungen bewirkte die Missachtung der gesetzlichen Form- und Frist-
anforderungen, dass weder ein Anspruch auf Erdrterung einer Einwendung im Verwaltungs-
verfahren bestand noch die Méglichkeit ihrer gerichtlichen Geltendmachung.?%3 Beitrage aus
frlihen Beteiligungsverfahren mussten gegebenenfalls wiederholt werden.?%* Die nunmehr gel-
tende, formelle Praklusion fiihrt nicht mehr zum Verlust der Klagemdglichkeit, sie schlief3t le-
diglich den Anspruch der Einwendenden auf Erdrterung ihres Belangs im Verwaltungsverfah-
ren aus.?% Infolgedessen steigt auch die praktische Bedeutung des in § 24 VwVfG verankerten
Amtsermittlungsgrundsatzes. Er verpflichtet die Behdérde dazu, alle abwagungs- und entschei-
dungserheblichen Tatsachen zu ermitteln und anlésslich der Entscheidung zu bertcksichti-
gen.2% Wenngleich er auch unter der materiellen Praklusionsregelung galt, war die Dispositi-
onsfreiheit der Behdrde durch das Erfordernis eingeschrankt, den Ausschluss der gerichtlichen
Geltendmachung prakludierter Einwendungen wirksam abzusichern.?” Mit dem Wegfall dieser
Einschrankung unterliegt die Behorde einer weitreichenden Pflicht zur Berticksichtigung ver-
fristeter AuRerungen.2%8 Von ihrer Ermittlungspflicht sind diejenigen Inhalte ausgenommen, die
sich nicht unmittelbar aufdrangen, da den Einwendungs- und Stellungnahmeberechtigten aus
den Beteiligungsrechten des § 73 Abs. 4 VWVfG und § 10 Abs. 3 BImSchG zugleich eine
Mitwirkungsobliegenheit erwéchst. 2% Fiir AuRerungen in der frihen OB gilt damit ein differen-
ziertes Ergebnis: (1) Inhalte, die der Vorhabentrager der Behdrde entsprechend seiner Pflicht
aus § 2 Abs. 1 S. 5 UVwG mitteilt, werden als Teil der Antragsunterlagen Gegenstand des
Zulassungsverfahrens.?'? Sind sie entscheidungserheblich, miissen sie von der Behérde auch
dann beriicksichtigt werden, wenn sie in der férmlichen OB nicht erneut zur Sprache kommen.
(2) Inhalten, die nicht nach § 2 Abs. 1 S. 5 UVwG mitgeteilt werden, muss die Behoérde nicht
aktiv nachgehen. Sie missen im férmlichen Beteiligungsverfahren wiederholt werden, um
nicht der formellen Praklusion zu unterfallen. Grund dafiir ist, dass die friilhe OB vor Antrag-
stellung und damit in einem Zeitraum erfolgt, in dem die Zustandigkeit der Anhérungs- und
Zulassungsbehorden noch nicht begriindet ist.2'' § 2 Abs. 1 S. 7 UVwG fiihrt zu keinem ande-
ren Ergebnis. Die Vorschrift besagt, dass die Erkenntnisse der Beteiligung in das Zulassungs-
verfahren einbezogen werden und ist in Zusammenschau mit der oben erlauterten Mitteilungs-
pflicht des Vorhabentragers aus § 2 Abs. 1 S. 5 UVwG zu lesen. Mithin verpflichtet sie die
Behorde zur Berlicksichtigung der mitgeteilten Beteiligungserkenntnisse, nicht aber dazu, wei-
tere Ermittlungen anzustellen.

202 \/gl. oben, 4.2.1.1, S. 5,und 4.2.1.2, S. 6.

203 \gl. oben, 4.2.1.2, S. 6; Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VWVfG, Rn. 261; Neumann/Kiilomann,
in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73 VwVfG, Rn. 89; Ziekow, VWVfG, § 73 Rn. 53.

204 \/gl. Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (759). Verfristet ist insbesondere auch eine verfriint abgegebene Einwendung
oder Stellungnahme, vgl. BVerwG, 01.04.2005, 9 VR 6/05, Rn. 5; Ziekow, VWVfG, § 73 Rn. 53.

205 \/gl. oben, 4.2.1, S. 5.

206 \/gl. Engel/Pfau, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 24 VwVIG Rn. 8; Ziekow, Ziekow, VWVfG § 24 Rn. 2.

207 Vgl. BVerwG, NVwZ 1996, S. 399 (400); NuR 1998, S. 647 (649); Neumann/Kiilpmann, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, § 73 VWVfG, Rn. 89a; Schink, in: Knack/Henneke, § 73 VWVfG,, Rn. 123.

208 \/gl. BVerwGE 60, 297 (309 f.); BVerwG, NVwZ-RR 1999, 296; Engel/Pfau, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, §
24 VwWVfG Rn. 51; Kallerhoff/Fellenberg, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VWVfG, § 24 VwVfG Rn. 54 f.; Lieber,
in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 73 VwWVfG,, Rn. 261; Neumann/Kilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, § 73
VwVfG, Rn. 89; diess. § 74 Rn. 63.

209 \/gl. BVerwGE 59, 87 (103 f.); Engel/Pfau, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, § 24 VwV{G Rn. 44; Kallerhoff/Fel-
lenberg, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VWVfG, § 24 VwVfG Rn. 28.

210 Vgl. BT-Drs. 17/9666, S. 17; Ziekow, NVwZ 2013, S. 754 (759).

211 Vgl. Arndt, Arndt, DVBI 2015, S.6 (7); Burgi, NVwZ 2012, S. 277 (278).
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5 Methodisches Vorgehen

Im Folgenden werden das Untersuchungsdesign, die Erhebungs- und Auswertungsmethoden
und die Datenbasis erlautert.

5.1 Untersuchungsdesign

Die Evaluation des UVwG erfolgte ex-post und kombinierte sowohl flachendeckende als auch
systematisch-ausgewahlte Analysen. Eine flachendeckende Evaluation der Aufwande, einge-
setzten Formate, Teilnehmenden etc. wurde in zweierlei Hinsicht realisiert. Zum einen auf der
Grundlage der Daten einer bei allen Vorhabentragern durchgefiihrten standardisierten Online-
befragung in Bezug auf Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des UVwG fielen.?'2 Zum
anderen auf Basis der Daten, die aufgrund der parallel laufenden Evaluation der VwV OB von
den RP in Bezug auf UVwG-relevante Vorhaben tbermitteltet wurden. Diese Daten wurden
jeweils aufbereitet und mit Hilfe der statistischen Programmpakete SPSS und R ausgewertet.
Grundlage der ex-post-Evaluation waren sowohl quantitative Erhebungen in Form von stan-
dardisierten Befragungen der Vorhabentrager als auch qualitative Erhebungen in Form leitfa-
dengestutzter Interviews bei Stakeholdern und Vorhabentrédgern in Bezug auf ausgewahlte
Vorhaben. Die eingesetzten Methoden werden nachfolgend eingehend dargestellt.

Das zweistufige Verfahren (flachendeckende und systematisch-ausgewahlte Analyse) wurde
gewahlt, um einerseits Aussagen (ber die in der Breite eingesetzten OB-MafRnahmen, Teil-
nehmenden und Aufwande treffen zu kdnnen (flachendeckende Analyse). Andererseits, um
tiefergehende Wirkungsanalysen durchfiihren zu kénnen (systematisch-ausgewahlte Ana-
lyse). Wirkungsanalysen erfordern dabei andere Erhebungs- und Auswertungsverfahren als
eine in die Breite angelegte Evaluation. Daher wurden fur die jeweiligen Evaluationsabschnitte
passgenaue Erhebungs- und Auswertungsverfahren entwickelt und angewendet.

Das Untersuchungsdesign wurde seit Beginn der Evaluation in Absprache mit dem Auftragge-
ber kontinuierlich weiterentwickelt. Aufgrund der parallel laufenden Evaluation der VwV OB
bestand eine Steuerungsgruppe aus Mitgliedern der Stabsstelle der Staatsratin fir Zivilgesell-
schaft und Blrgerbeteiligung, Vertreterinnen und Vertretern der RP sowie den Projektverant-
wortlichen des FOV und diente als Plattform des Austausches (iber die Methoden und Vorge-
hensweise der Datenerhebung sowie einer transparenten Kommunikation aller an der Evalu-
ation beteiligten Akteure durch regelmafRige Koordinierungstreffen. Diese Steuerungsgruppe
wurde auch zur Absprache Uber Inhalte und Erhebungsinstrumente der Evaluation des UVwG
genutzt. Die Instrumente zur Erhebung der Personalstunden sowie der Beteiligungsinhalte der
durchgefiihrten friihen OB der RP wurden in einer Pretestphase von Oktober bis Dezember
2014 getestet und durch die Rickmeldungen der Steuerungsgruppe hinsichtlich der Pra-
xistauglichkeit angepasst. Die Erhebung des Personalaufwands sowie der Beteiligungsinhalte
der frithen OB erfolgte von Januar 2015 bis Dezember 2019 und die standardisierte Onlinebe-
fragung fand im Herbst 2019 statt (flachendeckende Erhebung). Zur Durchfiihrung der Wir-
kungsanalyse entwickelte das Evaluationsteam ein Untersuchungsdesign und stellte dieses
im Marz 2019 im Umweltministerium vor. Nach projektinternen Diskussionen und Abstimmun-

212 Dje Vorhaben, die fiir das Jahr 2019 von den RP an das FOV gemeldet wurden, wurden nicht in die Daten-
grundlage der Onlinebefragung aufgenommen werden, da 2019 die Vorbereitung und Durchfihrung der On-
linebefragung stattfand.
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gen wurden das Untersuchungsdesign und die Erhebungsinstrumente angepasst. Die Exper-
tinnen- und Experteninterviews wurden zwischen Februar und Marz 2020 gefiihrt. Die einzel-
nen Erhebungsinstrumente und Methoden werden im Folgenden einzeln erlgutert.

5.2 Datenbasis fiir die flichendeckende umfassende Analyse von Vorha-
ben

Vonseiten der RP wurden fiir den Zeitraum 2015 bis 2019 alle Aufwande, welche unter das
UVWG fielen, in Form von Arbeitsstunden an das FOV (ibermittelt. Hierzu konnte auf das von
den RP verwendete Arbeitszeitblatt CATS® (SAP)?'® zurlickgegriffen werden. Durch die
CATS® Arbeitszeitblatter ist es unterschiedlichen Personen maglich, ihren zeitlichen Aufwand
auf ein gemeinsames Vorhaben zu buchen. Hierdurch konnten die monatlich zeitscharfen Ar-
beitsstunden aus den Abteilungen 4 und 5 der RP, die sich auf den Arbeitsaufwand der friihen
OB bezogen, erfasst werden. Ebenso wurde auch der mit den Beteiligungsaktivitaten verbun-
dene Koordinierungsaufwand aller unter die VwV OB fallenden OB-MaRnahmen innerhalb ver-
schiedener Arbeitseinheiten der RP monatsscharf abgebildet. Um den UVwG-relevanten An-
teil des Koordinierungsaufwands abzubilden, wurde der unter das UVwG fallende Anteil des
Koordinierungsaufwands errechnet.

Neben diesen Daten standen dem Evaluationsteam fiir die flachendeckende und umfassende
Analyse weitere Informationen zur Verfligung. So wurden von den RP monatlich Fragebdgen
in Form von Excel-Tabellen ausgefiillt und dem Evaluationsteam fiir die Jahre 2015 bis 2019
Ubermittelt. Im Sample befanden sich 140 Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des
UVWG fallen und von den RP an das FOV im Evaluationszeitraum gemeldet wurden. Fiir diese
Vorhaben wurden im Berichtszeitraum 2150 monatlich ausgefillte Tabellen/Fragebdgen Gber-
mittelt. Fiir 169 Vorhaben der RP wurden zudem Personalstunden, die im Rahmen der OB
angefallen sind, an das FOV gemeldet. Die Personalstunden umfassen sowohl vorhabenspe-
zifische Aufwande als auch Koordinierungstatigkeiten und sonstige Aufwande, die im Rahmen
der Umsetzung der frilhen OB angefallen waren. Auf der Grundlage dieser Daten konnten
umfassende Analysen wichtiger Parameter in Bezug auf die RP vornehmen.

Da sich das UVwG auch auf weitere Akteure bezieht, mussten zusatzliche Daten erhoben
werden. Daflr erfolgten im Jahr 2016 sowie 2019 Abfragen bei allen Land- und Stadtkreisen
Baden-Wiurttembergs zur Ermittlung von Vorhaben, die in dem Verantwortungsbereich von
Kommunen und privaten Vorhabentrager lagen und in den Geltungsbereich des UVwG fielen.
Die erste Erhebung erfolgte fiir den Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2016. Hierzu schrieb das
baden-wirttembergische Ministerium fir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, unter Einbezug
des Landkreis- sowie Stadtetages Baden-Wirttembergs, alle unteren Verwaltungsbehérden
an und fragte bei diesen alle 6ffentlichen und privaten Vorhaben ab, welche aufgrund ihrer
besonderen Umweltbedeutsamkeit zu einer friihen OB verpflichtet waren (§ 2 UVwWG). Eine
zweite Erhebung fiir den Zeitraum 01.01.2017 bis 30.06.2019 erfolgte durch das FOV im
Juli/August 2019. Bei dieser Erhebung reichten 36 Landkreise und kreisfreie Stadte von den
landesweit 44 vorhandenen unteren Verwaltungsbehérden innerhalb der zweimonatigen
Rickmeldungsfrist die relevanten Angaben ein.

213 Das Arbeitszeitblatt CATS® (Cross-Application Time Sheet) stellt ein “anwendungsiibergreifendes Werkzeug
zur Erfassung von Arbeitszeiten und Tatigkeiten” des Software-Unternehmens SAP dar. Néheres hierzu:
https://help.sap.com/doc/3394c1536ca9b54ce10000000a174cb4/3.6/de-
DE/d33dba53422bb54ce10000000a174cb4.html (Stand 28.07.2020).
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Auf der Grundlage der ersten und zweiten Erhebung umfasste das Sample insgesamt 180
Vorhaben. Die standardisierte Onlineumfrage wurde sowohl bei den privaten und kommunalen
Vorhabentragern (auf Grundlage der Erhebungen bei den Landkreisen und kreisfreien Stad-
ten) als auch bei den RP als Vorhabentrager durchgefiihrt (auf Grundlage der von den RP
monatlich Ubermittelten Informationen). Insgesamt 94 Vorhabentrdger nahmen an der On-
lineumfrage im Herbst 2019 teil. Die auf dieser Grundlage gewonnenen Daten konnten sowohl
fur die flachendeckende als auch fir die Wirkungsanalyse eingesetzt werden.

5.2.1 Datenbasis fiir die Wirkungsanalyse und Auswahl der Vorhaben

Die Wirkungsanalyse basierte neben den Daten der Onlineumfrage auf weiteren Informatio-
nen. Die Wirkungsanalyse sollte Aufschluss Uber die Einstellungen und Bewertungen der Sta-
keholder und Vorhabentriger geben sowie die Auswirkungen der OB auf Aspekte wie unter
anderem Konflikthaftigkeit, Akzeptanz, Transparenz und Kommunikation in Bezug auf die Vor-
haben prifen. Um die Zusammenhange und Prozesse in ihrer Gesamtheit bei einem Vorhaben
verstehen und nachvollziehen zu kdnnen, waren unter anderem intensive und umfangreiche
leitfadengestitzte Interviews notwendig. Da aus zeitlichen Griinden eine Realisierung entspre-
chender Interviews nicht flr alle gemeldeten Vorhaben mdglich war, mussten einige Vorhaben
nach systematischen Gesichtspunkten ausgewahlt werden. Zur Auswahl der Vorhaben wur-
den theoretisch und empirisch abgeleitete Kriterien entwickelt, die mit dem Auftraggeber dis-
kutiert und abgestimmt wurden. Mit Hilfe Gbergreifender und vorhabenspezifischer Kriterien
war eine sinnvolle Auswahl von Vorhaben mdéglich, die die Hauptbasis fir die Wirkungsanalyse
darstellten. Wie in Tabelle 1 dargelegt, handelte es sich um vier tibergreifende und vier vorha-
benspezifische Kriterien:

Tabelle 1: Kriterien zur Auswahl der Vorhaben

Ubergreifende Kriterien Vorhabenspezifische Kriterien
Mittlere/hohe durchschnittliche Aufwande ‘ Beteiligungsformate mit unterschiedlichen Zielsetzungen
Vorhabentréger ‘ Konflikthaftigkeit
Infrastrukturbereiche Einsatz externer Unterstiitzung
Aktualitat der Verfahren Varianz beteiligter Akteursgruppen

Jedes einzelne Kriterium der Gibergreifenden Kriterien war dabei fir die Auswahl der Vorhaben
mafgeblich und musste erfiillt sein:

- Mittlere/hohe Aufwénde der OB: Bei den ausgewéhlten Vorhaben sollte eine konstant
mittlere bis hohe Anzahl an Personenstunden aufgewendet worden sein, um zu garan-
tieren, dass eine fir die Evaluation ausreichende Anzahl an BeteiligungsmaRnahmen
durchgeflhrt bzw. eine gewisse Anzahl an Stakeholdern beteiligt wurden.?'4

214 Dieses Kriterium konnte nur fir die Vorhaben berlicksichtigt werden, fir die die RP als Vorhabentrager Infor-
mationen uber die Aufwande Uibermittelt hatten.
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Vorhabentrédger: Im Sample sollten sich sowohl Vorhaben befinden, bei den die RP als
Vorhabentrager flir Landes- und Bundesvorhaben verantwortlich waren als auch kom-
munale und private Vorhabentrager.

Infrastrukturbereiche: Die ausgewahlten Vorhaben sollten sowohl aus den Bereichen
der StraRBen- (im Falle der RP: Abteilung 4), der Gewasserinfrastruktur (im Falle der
RP: Abteilung 5) als auch weiterer Infrastrukturbereiche wie Bergbau, Eisenbahn oder
Energieversorgung stammen.

Aktualitét der Vorhaben: Unter der Auswahl sollten sich keine ruhenden Projekte inner-
halb oder anschliefend an den Evaluationszeitraum von 2015 bis 2019 befinden.

Die vorhabenspezifischen Kriterien dienten der Abdeckung relevanter Aspekte, um ein mog-
lichst breites Spektrum von Vorhaben in die Fallauswahl zu integrieren. Es handelte sich dabei
um folgende Kriterien:

5.2.2

Beteiligungsformate mit unterschiedlichen Zielrichtungen: Bei den ausgewahlten Vor-
haben sollte eine breite Varianz an Beteiligungsformaten, auch in Bezug auf die damit
verbundenen Zielsetzungen vertreten sein. Die Zielsetzungen wurden unterschieden
nach dem Grad der Beteiligung: Information, Anhérung und Beteiligung.

Konflikthaftigkeit. Die ausgewahlten Vorhaben sollten sowohl eine hohe als auch ge-
ringe Konflikthaftigkeit aufweisen. Die Konflikthaftigkeit eines Vorhabens wird in Anleh-
nung an die Definition des Begriffs in der VwV OB2'5 beispielsweise durch die ableh-
nende Haltung mehrerer Kommunalvertretungsorgane definiert.

Externe Unterstiitzung: Der Prozess der OB wurde durch einen externen Dienstleister
(beispielsweise Moderatorinnen und Moderatoren oder Mediatorinnen und Mediatoren,
Konflikt-/Projektmanagement) unterstutzt.

Varianz beteiligter Akteursgruppen: An den ausgewdhlten Vorhaben waren verschie-
dene Stakeholder beteiligt. Diese umfassen unter u. a. (Abteilungen anderer) RP,
Fachbehoérden, Burgerinitiativen, Burgerinnen und Blrger, Kommunen und Landkreise
sowie Verbande.

Ausgewahlite Vorhaben fiir die Wirkungsanalyse

Nach einer Vorstellung und Diskussion des Vorgehens und der Kriterien im Mai 2019 im
Staatsministerium Baden-Wiirttemberg sowie den im Nachgang gefiihrten Diskussionen und
Abstimmungen einigte sich das Projektteam auf die in Tabelle 2 dargestellten 20 Vorhaben,
die fur die Wirkungsanalyse herangezogen wurden.

215 ywV OB Zziff. 8.3: ,Von groRem Konfliktpotenzial ist auszugehen, wenn mehr als 3000 Einwendungen vorge-
bracht, sich mehr als zehn Kommunalvertretungsorgane ablehnend zu dem Vorhaben geduRert haben oder die
Anhorung nach Nummer 7.2 zu einer solchen Konflikteinschatzung fiihrt. Zur Vertiefung kann eine Mediation
angeregt werden.”
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Tabelle 2: Ausgewahlte Vorhaben fiir die Wirkungsanalyse

Vorhaben Vorhabentrager Infrastrukturbereich
Netzverstédrkung Ostalbkreis Privat Energieerzeugung
Erweiterung Kiesabbau Krauchenwies Privat Bergrecht
Windenergieanlagen bei Pfullendorf Privat Energieerzeugung
Erweiterung Steinbruch Gundelsheim Privat Bergrecht
Windpark Am Sauberg Privat Energieerzeugung
Kiesabbau Herrschaftsholz Privat Bergrecht
Kalksteinbruch Plettenberg Privat Bergrecht
Steinbruch Buchen-Gétzingen Privat Bergrecht
Windpark Elzach-Gschasikopf Privat Energieerzeugung
Hochwasserriickhaltebecken Oppenweiler Kommune Gewasser & Hochwasserschutz
Hermann-Hesse-Bahn Kommune Eisenbahn
Hochwasserriickhaltebecken Bohrertal Kommune Gewasser & Hochwasserschutz
Hochwasserschutz Véllkofen Kommune Gewa & Hoch schutz
Hochwasserschutz Krauchenwies Kommune Gewasser & Hochwasserschutz
Hochwasserschutz Sulzmoosbach Kommune Gewa & Hoch schutz
Riickhalteraum Elisabethenwoért RP Gewasser & Hochwasserschutz
B 31 West 2. Bauabschnitt Breisach - Gottenheim RP Strallen
Leimbach/Landgraben RP Gewasser & Hochwasserschutz
Radschnellweg Mannheim-Heidelberg RP Strallen
GFI10004 Wyhl/Weisweil RP Gewa & Hoch schutz

Wie anhand der Tabelle zu erkennen ist und aufgrund der Kriterien vorgesehen war, konnten
verschiedene Vorhabentrager und Infrastrukturbereiche in die ausgewahlten Vorhaben einge-
bunden werden. So konnten neun Vorhaben, die von privaten Vorhabentragern durchgefiihrt
wurden, sechs Vorhaben, die von kommunalen Vorhabentragern, und finf Vorhaben, die von
RP als Vorhabentragern durchgefiihrt wurden, in die Fallauswahl aufgenommen werden. Hin-
sichtlich der Infrastrukturbereiche wurden vier Vorhaben aus dem Bereich Energieerzeugung,
finf Vorhaben aus dem Bereich Bergrecht, acht Vorhaben aus dem Bereich Gewasser und
Hochwasserschutz, zwei Vorhaben aus dem StralRen-Infrastrukturbereich und ein Vorhaben
aus dem Bereich Eisenbahn in die Fallauswahl integriert. Dabei handelt es sich um unter-
schiedliche Vorhaben hinsichtlich der (regionalen) Bedeutung, der Konflikthaftigkeit sowie der
Aufwande fir die Vorhabentrager. So ist beispielsweise der Radschnellweg Mannheim-Hei-
delberg ein bedeutungsschweres Vorhaben, da dies eine der drei Pilotstrecken fiir Radschnell-
wege des Landes Baden-Wdrttemberg darstellt und eine Vielzahl von Akteuren in die Vorbe-
reitung und Planung des Radweges eingebunden sind. Auch der Rickhalteraum Elisabethen-
wort und der 2. Bauabschnitt der B31 West sind hinsichtlich ihrer finanziellen und regionalen
Auswirkungen konfliktreiche und bedeutsame Vorhaben. Andere Vorhaben wie beispielsweise
die Kiesabbau-Vorhaben beschranken sich in der regionalen Bedeutung und Konflikthaftigkeit
auf eine deutliche kleinere Flache und betroffene Blrgerinnen und Birger bzw. Kommunen.
Mit dieser Fallauswahl konnten somit die oben genannten Kriterien abgedeckt werden und
ermdglichten die Untersuchung unterschiedlicher Vorhaben, die vom Anwendungsbereich des
§ 2 UVwG tangiert sind.
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5.2.3 Quantitative Analysen

Die von den RP Ubermittelten Arbeitszeitstunden sowie die von den RP monatlich ausgefillten
Fragebogen, die Informationen iiber die friihe OB enthielten, mussten zunéchst in einem auf-
wandigen Verfahren aufbereitet werden. Diese Aufbereitung war notwendig, um die Daten mit
Hilfe der statistischen Programmpakete SPSS und R auswerten zu kénnen. Es wurden vor-
rangig deskriptive Analysen durchgefiihrt. Darliber hinaus waren bi- und multivariate Analysen
zur Untersuchung von kausalen Zusammenhangen maoglich.

Die Fragebdgen, die die RP ausflllten, enthielten Informationen

- Uber das Vorhaben,

- Uber die Aufwande,

- ob ein Beteiligungsscoping durchgefiihrt worden war,

- Uber die Teilnehmenden des Beteiligungsscoping,

- ob eine Umfeldanalyse durchgefiihrt worden war,

- ob ein Fahrplan erarbeitet wurde,

- tiber die eingesetzten OB-Formate,

- iiber die Teilnehmenden der frilhen OB,

- Uber die Auswirkungen auf die Planungen, Diskussionen und die Antragstellung.

Wie bereits erwahnt, wurde des Weiteren eine Onlineumfrage im Herbst 2019 mit Vorhaben-
tragern durchgefiihrt, die aufgrund des UVwG neben den RP zur Durchfiihrung von OB ver-
pflichtet sind und ein UVwG-relevantes Vorhaben geplant und umgesetzt hatten. Dabei han-
delte es sich um kommunale und private Vorhabentrager sowie die RP als Vorhabentrager.
Diesen Vorhabentrdgern wurde mit einem begleitenden Schreiben des Umweltministeriums
ein Link mit der Bitte um Beteiligung zugesandt. Die Adressen hatte das FOV durch die bereits
erwahnte Abfrage bei den Landkreisen und RP erhalten.

Fir diese Erhebung wurde ein Fragebogen mit Erhebungsinstrumenten entwickelt und mit
dem Auftraggeber abgestimmt. Dieser umfasste 34 meist geschlossene Fragen und behan-
delte folgende Aspekte:

- Vorhaben,

- Aufwande,

- Akteure, Teilnehmende und Dienstleister,

- Formate,

- Auswirkungen auf Planung, Einstellungen und Akzeptanz,
- Umgang mit Ergebnissen,

- Ressourcen.

Insgesamt beteiligten sich 94 Vorhabentrager an der Onlineumfrage. Damit stand eine breite
Datengrundlage fir die Auswertung mit den bereits erwahnten statistischen Softwarepakten
zur Verfligung.

5.2.4 Qualitative Erhebungen

Neben den quantitativen Erhebungen wurden qualitative Methoden angewendet, um eine tie-
fergehende Analyse der OB bei allen UVwG-relevanten Vorhaben vornehmen zu kénnen. Die
qualitative Analyse ermoglicht es durch kausal-analytische und interpretative Auswertungen
des Datenmaterials, Einblicke in und ein Verstandnis Gber die Bewertungen, Zielvorstellungen
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und Kritik der OB verschiedener Akteursgruppen (im Vergleich) zu erhalten. Nur dadurch war
eine Wirkungsanalyse madglich.

5.2.4.1 Leitfadengestiitzte Interviews: Ziel und Methode

Die qualitative Methode der leitfadengestiitzten Expertinnen- und Experteninterviews ermég-
licht es, einerseits Kontextwissen sowie andererseits, subjektive Bewertungen und Einschat-
zungen Uber den Forschungsgegenstand zu erhalten.?'® Expertinnen und Experten zeichnen
sich dabei durch ihr spezifisches Wissen aus, das dazu beitragt, den Forschungsgegenstand
fir AuRenstehende versténdlich zu machen und hinsichtlich des Forschungsinteresses den
Forschungsgegenstand zu strukturieren.?'” Die Expertinnen und Experten haben dabei haufig
am Forschungsgegenstand mitgearbeitet und diesen mitgestaltet bzw. beeinflusst.2'®

Ziel der Interviews war es, (1) interne Einblicke in die Planung, Vorbereitung und Durchfiihrung
der OB-MaRnahmen zu erhalten; (2) Einschatzungen und Erfahrungen aller am Vorhaben be-
teiligten Stakeholder zu gewinnen und (3) Wahrnehmungen und Beurteilungen in Bezug auf §
2 UVWG zu erhalten.

5.2.4.2 Interviewpartnerinnen und -partner, Zeitpunkt, Dauer und Auswertung der In-
terviews

Fir die leitfadengestitzten Interviews wurden relevante Stakeholdergruppen identifiziert: Ne-
ben den Vorhabentrdgern wurden Gemeinden, Verbéande, Burgerinitiativen und externe
Dienstleister fiir die Interviews ausgewahlt. Blirgerinnen und Blirger wurden fiir die Interviews
nicht als Stakeholdergruppe ausgewahit. Diese stellten im Rahmen der Interviews eine nicht
klar abgrenzbare und heterogene Gruppe dar. Interviews mit einzelnen Blirgerinnen und Bir-
gern wirden somit nur vereinzelte Meinungen dieser Stakeholdergruppe darstellen. Fir jedes
Vorhaben wurden entsprechende Akteure der Stakeholdergruppen identifiziert und fiir die In-
terviews angefragt. Insgesamt wurden 99 Stakeholder bzw. Vorhabentrager fur ein Interview
per Mail oder Telefon angefragt. Insgesamt konnten 48 Interviews realisiert werden. Davon
wurden 13 Interviews mit den Vorhabentrdgern der oben genannten Verfahren geflhrt, flnf
Interviews wurden mit Birgerinitiativen?'9, acht Interviews wurden mit Verbandsvertreterinnen
und -vertretern®?, 16 Interviews wurden mit Birgermeisterinnen und Bilrgermeistern bzw. Re-
ferentinnen und Referenten anliegender Kommunen und sechs Interviews mit an den Verfah-
ren beteiligten Dienstleistungsunternehmen??! gefiihrt. Fir finf der 20 identifizierten Vorhaben
konnten keine Interviewpartnerinnen und -partner gewonnen werden. Tabelle 3 zeigt die Ver-
teilung der Interviews unter den Vorhaben und den Stakeholdern bzw. Vorhabentragern.

216 Vgl. Bogner et al. (2014), S.2; Blatter et al. (2018), S. 47.

217 \Vgl. Bogner et al. (2014), S. 13.

218 Vgl. Blatter et al. (2018), S. 54.

219 Die Interviews wurden mit Vorsitzenden oder Mitgliedern der Birgerinitiativen gefihrt.

220 Interviewt wurden beteiligte Verbande — darunter waren sowohl Naturschutzverbande als auch Regional- und
Landwirtschaftsverbande sowie ein Radverkehrsverband. Die Interviews wurden mit Referentinnen und Refe-
renten oder (regionalen) Leitungspersonen der Verbande gefiihrt.

221 Interviewt wurden Dienstleister, die in den folgenden Bereichen tatig waren: Projektsteuerung, Prozess- und
Konfliktmanagement, Beratungsbiiro.
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Zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Interviews wurde ein Leitfaden erstellt, den die inter-
viewten Stakeholder nach Zusage zum Interview im Voraus erhalten hatten. Fir die einzelnen
Stakeholdergruppen wurden einzelne Leitfaden entwickelt. Die Leitfaden basierten inhaltlich
auf theoretischen Grundlagen sowie den Vorgaben des UVwG. Der Leitfaden fur die Interviews
mit den Vorhabentragern basierte dartber hinaus auf den Angaben und Ergebnissen der zu
diesem Zeitpunkt bereits durchgefiihrten quantitativen Onlinebefragung der Vorhabentrager.
Diese einzelnen Leitfaden wurden entsprechend den individuellen Angaben in der Onlinebe-
fragung an die jeweiligen Interviewpartnerinnen und -partner angepasst. Somit konnten ein-
zelne quantitative Aspekte der Onlinebefragung durch qualitative Interviewfragen eingehend
beleuchtet und erortertet werden.

Die telefonisch durchgefiihrten Interviews wurden im Februar und Marz 2020 gefiihrt und dau-
erten jeweils 20-90 Minuten. Zur Auswertung der Interviews wurde eine Audioaufnahme der
Telefongesprache nach Zustimmung der Interviewten erstellt, die anschlieRend in Form eines
zusammenfassenden Transkripts verschriftlicht wurde. Die Audiodateien wurden nach Been-
digung der Auswertung geldscht und die Aussagen der Interviewten in anonymisierter Form
ausgewertet.

Die Interviews wurden mit inhaltsanalytischen Verfahren ausgewertet. Dafiir wurde auf Grund-
lage des Fragebogens ein Kategoriensystem erstellt. Die Kategorien wurden einzelnen Inter-
viewaussagen zugeordnet und ausgewertet. Anhand des Interviewmaterials wurden weitere
(evaluative) Kategorien erstellt und damit das Kategoriensystem erganzt. Zur qualitativen Aus-
wertung der Interviews wurde die Software MAXQDA, eine Software zur computergestitzten
qualitativen Daten- und Textanalyse, genutzt.

6 Empirische Evaluationsergebnisse

Zunéchst werden in diesem Kapitel die Kosten und Aufwande, die fiir die Vorhabentrager ent-
standen sind, dargestellt. Das anschlieRende Unterkapitel informiert Gber die relevanten Vor-
haben und Vorhabentrager und danach erfolgt ein Uberblick tiber die Vorhaben im Untersu-
chungszeitraum, bei denen eine friihe OB durchgefiihrt worden ist. Uber die Vorbereitung der
Planungsprozesse, die durchfiihrenden und teilnehmenden Akteure und die durchgefiihrten
Formate werden in den folgenden Unterkapiteln berichtet. Danach werden ausflhrlich die Aus-
wirkungen der OB auf verschiedene Einstellungen, die Planung und die Akzeptanz der Betei-
ligten erdrtert. In einem weiteren kurzen Kapitel wird beleuchtet, wie die Vorhabentrager die
Ressourcen zur Durchfiihrung der friilhen OB bewerten. Das Kapitel schlieRt mit der Prasen-
tation der erfolgten Kommunikation und dem Umgang mit den Ergebnissen sowie mit der Be-
urteilung des Nutzens und der Bewertung des § 2 UVwG seitens der Stakeholder und Vorha-
bentrager. Eine zusammenfassende Darstellung aller Ergebnisse erfolgt am Ende des Kapi-
tels.

6.1 Kosten und Aufwande

Nachfolgend werden zunachst die Auswertungen in Bezug auf die Personalaufwande darge-
stellt, gefolgt von den Aufwendungen, die flr die Koordinierungstatigkeiten anfielen. Des Wei-
teren werden die vom Evaluationsteam berechneten Normstellen vorgestellt sowie die durch
andere Tatigkeiten verursachten externen Kosten. Abschlielend werden die Resultate zusam-
menfassend dargestellt.
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6.1.1 Personalaufwande

Die Personalaufwande der RP wurden monatsscharf erfasst und fiir die Vorhaben ausgewer-
tet, die in den Anwendungsbereich des UVwG fielen. Die Aufwande werden innerhalb der RP
durch das Stundenerfassungssystem bzw. die Arbeitszeitblatter CATS® dokumentiert (CATS-
Stunden). Im Rahmen der Evaluation des UVwG (sowie der VwV OB) wurden zur projektspe-
zifischen Aufzeichnung der Stunden mit den RP Excel-Tabellen zur Meldung des Aufwands
erstellt. Diese wurden quartalsweise an das Evaluationsteam zur Auswertung des Personal-
aufwands gesendet. Im Folgenden werden die von den RP fiir die frihe OB im Rahmen des
UVwG aufgewendet Stunden prasentiert und in Relation zu verschiedenen OB-Formaten de-
tailliert dargestellt.

Fiir die friihe OB im Rahmen der Evaluation des UVwG wurden zwischen 2015 und 2019 von
Seiten der RP 51.800,9 Stunden fiir 169 Vorhaben aufgewendet, die in den Anwendungsbe-
reich des UVwG fielen. Abbildung 1 zeigt den Zeitverlauf von 2015 bis 2019. Die Anzahl der
Stunden blieb im beobachteten Zeitraum auf einem Niveau von rund 3.000 Stunden pro Quar-
tal relativ ahnlich, mit leichnt abnehmender Tendenz. Die Abnahme der Stunden kann u.U.
durch eine gesteigerte Effizienz in der Vorbereitung und Durchfilhrung von OB-Prozessen er-
klart werden. Es ist jedoch auch méglich, dass die Stundenanzahl abhangig von der GroRRe
und Bedeutung der Vorhaben war.

Abbildung 1: Stundenaufwand der RP fiir die Quartale 2015-2019

4.000
3.500
3.000
2.500
2.000
1.500
1.000
500
0
1/15 2/15 3/15 4/15 1/16 2/16 3/16 4/16 1/17 2/17 3/17 4/17 1/18 2/18 3/18 4/18 1/19 2/19 3/19 4/19

Alle RP, 2015-2019

Zwischen 2015 und 2019 wurden monatlich im Durchschnitt 863,4 Stunden fiir die frihe OB
in den 169 Vorhaben aufgewendet. Ein nach den aufgebrachten Personalstunden vorgenom-
men Einteilung der Vorhaben zeigte, dass sich die Anzahl der aufgewendeten Stunden zwi-
schen den einzelnen Vorhaben deutlich unterscheidet: Der Umfang der Stunden fir ein Vor-
haben reichte von iber 6.000 Stunden bis zu wenigen Stunden in dem vierjahrigen Erhebungs-
zeitraum. Anhand der Tabelle 4 wird deutlich, dass nur fiir wenige Vorhaben sehr hohe perso-
nelle Aufwande anfielen. Ansonsten verteilten sich die Aufwande sehr &hnlich: Wenige Stun-
den bei 57 Vorhaben, zwischen 10 und 100 Stunden bei 63 Vorhaben sowie zwischen 100
und 1.000 Stunden bei weiteren 51 Vorhaben.

47

51



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

52

Tabelle 4: Kategorisierung aufgewendeter Personalstunden der RP

CATS-Stunden Anzahl Vorhaben
>0-10 44

>10-100 63

>100-1000 51

>1000 1

Gesamt 169

Der objektiv dokumentierte Aufwand sagt jedoch noch nichts dariiber aus, wie hoch der Zeit-
aufwand subjektiv empfunden wurde. Daher wurden alle Vorhabentrager im Rahmen der stan-
dardisierten Onlinebefragung gebeten, eine Einschatzung abzugeben, wie hoch der Zeitauf-
wand fiir die frihe OB war. Dies wurde anhand einer Skala von 1 (sehr wenig) bis 5 (sehr viel)
abgefragt. Demnach (siehe Abbildung 2) wurde weder von den 6ffentlichen noch von den pri-
vaten Vorhabentragern der Aufwand als hoch oder als niedrig empfunden.

Abbildung 2: Eingeschitzter Zeitaufwand fiir die friilhe OB

Privater VHT

n=16 34
Offentliche VHT
n=45 3.3
Insgesamt
n=61 33
1 2 3 4 5
Sehr Sehr
wenig viel

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

6.1.2 Normstellen

Von den 169 Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des UVwG fielen und fiir die Perso-
nalstunden gemeldet wurden, waren 104 Vorhaben dem Bereich StraRenbau (Abteilung 4)
und 65 Vorhaben dem Bereich Gewasser (Abteilung 5) zugeordnet. Die bereits erwahnte An-
zahl der von den RP eingesetzten Personenstunden von 2015 bis 2019 fiir die frihe OB betrug
dabei 51.800,9 Personalstunden. Basierend auf den gemeldeten durchschnittlichen monatli-
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chen Personalstunden wurden folgend die Normstellen fiir jedes RP anhand der VwV-Kosten-
festlegungen des Ministeriums fir Finanzen Baden-Wirttemberg vom 16. Januar 2014 (fur
das Jahr 2015), vom 11. November 2015 (fur die Jahre 2016 bis 2018) und vom 2. November
2018 (fur das Jahr 2019) berechnet. Die Normstellen beinhalten dabei den vollstandigen Stel-
lenbedarf, der fiir den Aufwand an OB benétigt wird. Die Normstellen berechnen sich aus den
folgenden Kostentragern: Die gemeldeten vorhabenspezifischen Personalstunden, die gemel-
deten Stunden flr die Koordinierungstatigkeiten (allgemeine Koordinierungstatigkeiten sowie
Koordinierungstatigkeiten fiir Abteilung 4 und 5) und die spezifischen Aufwande. Der Sammel-
kostentrager ,spezifische Aufwande® umfasst die durchschnittlichen aufgewendeten Aufwande
pro Monat fiir die Posten Mitwirkung als Trager 6ffentlicher Belange (TOB) bei diversen Vor-
haben) und BeteiligungsmaRnahmen der Genehmigungsbehdorde fiir Dritte (Dritte).??? Die Ko-
ordinierungstatigkeiten sowie die spezifischen Aufwande wurden, wie bereits erlautert, mit ei-
nem Anteil von 68 Prozent in der Berechnung der Normstellen beriicksichtigt. Aus den jewei-
ligen Personalstundentragern wurde ein monatlicher Durchschnitt fiir den Zeitraum 2015 bis
2019 errechnet. Dieser Durchschnitt wird durch die in den VwV-Kostenfestlegungen vorgege-
ben monatlichen zu leistenden Stundenumfangsschnitt geteilt und ergibt somit die entspre-
chenden Normstellen.?22 Zum einen werden die Normstellen je RP sowie fiir alle RP fiir die
Jahre 2015 bis 2019 fir vorhabenspezifischen Personalaufwande (aufgegliedert in Abteilung
4 [unterschieden Aufwanden fir Landesvorhaben oder aber Bundesauftragsverwaltung] und
5), Koordinierungstatigkeiten sowie spezifische Aufwéande einzeln dargestellt. Zum anderen
werden aus der Summe der vorhabenspezifischen Stunden, der Koordinierungstatigkeiten so-
wie der spezifischen Aufwande die gesamten Normstellen fiir ein RP bzw. fiir alle RP darge-
stellt.

Die folgenden Tabellen 5-8 stellen den durchschnittlichen Stundenaufwand pro Monat in den
Jahren 2015 bis 2019 der verschiedenen RP sowie aller RP (Tabelle 9) dar.

Im RP Freiburg wurden insgesamt 403,4 Personalstunden pro Monat fiir die Abteilungen 4
und 5, allgemeine Koordinierungsaufwande, Koordinierungsaufwande fiir Abteilung 4 und 5
sowie fur spezifische Aufwande aufgewendet. Dies entspricht 2,9 Normstellen (siehe Tabelle
5). Die meisten Stunden entfielen in dem RP Freiburg auf Projektstunden fiir Vorhaben der
Abteilung 5 (128,1 durchschnittlichen Personalstunden pro Monat). Im Vergleich dazu waren
die aufgewendeten Projektstunden pro Monat in Abteilung 4 mit 70,7 durchschnittlich aufge-
wendeten Stunden pro Monat geringer. Hierbei entfielen die meisten aufgewendeten Stunden
auf Vorhaben, bei denen der Bund Vorhabentrager war (67,5 Stunden durchschnittlich/Monat,
96,5 Prozent). Umgerechnet in Normstellen entsprach der Aufwandsbedarf in Abteilung 4 ins-
gesamt einer halben Normstelle (0,5), wovon fast alle Aufwande fiir Bundesvorhaben einge-
setzt wurden (0,49 Normstellen, 96 Prozent). Der Bedarf an Normstellen in Abteilung 5 lag mit
0,9 Normstellen im Monat deutlich héher. Weiter war der Koordinierungsaufwand fiir die Ab-
teilungen 4 und 5 relativ hoch. In Abteilung 4 fielen durchschnittlich pro Monat 69,1 Stunden
fir den Koordinierungsaufwand an. Fir Abteilung 5 wurden 116,1 Stunden an durchschnittli-
chem Aufwand pro Monat Gbermittelt. Allerdings umfassten die Koordinierungsposten der Ab-
teilung 5 des RP Freiburg auch den Aufwand an Koordinierungstatigkeiten des integrierten
Rheinprogramms (IRP), worauf der relativ hohe Unterschied zwischen den Koordinierungsauf-
wanden der Abteilungen 4 und 5 unter anderem zuriickzufiihren ist. Vergleichend hierzu war

222 |m Gegensatz zur Berechnung der Normstellen im Rahmen der Evaluation der VwV OB werden unter den spe-
zifischen Aufwénden nicht die Personalstunden fiir Hinwirkungen im Rahmen von Planfeststellungsverfahren
(PFV), RPV oder § 10 BImSchG beriicksichtigt. Dies sind keine unter dem § 2 UVwG zu leistenden Tatigkeiten
der RP.

223 Aus den VwV-Kostenfestlegungen von 2014, 2015 und 2018 ergibt sich im Schnitt ein monatlich zu leistender
Stundenumfang von 138,41 Stunden.
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der durchschnittliche allgemeine Koordinierungsaufwand pro Monat mit 18 aufgewendeten
Personalstunden sehr gering. Ebenso lag der Stundenaufwand fiir spezifische Aufwande im
Durchschnitt mit 1,5 Stunden pro Monat sehr niedrig.

Tabelle 5: Normstellen RP Freiburg 2015-2019

Durchschnittlicher Auf- Normstelle
wand / Monat (138,4h/Monat)

Projektstunden Abteilung 4 70,7 0,5

Davon Bund 67,5 0,5

Davon Land 3,2 0,02
Projektstunden Abteilung 5 128,1 0,9
Allgemeiner Koordinierungsaufwand 18 0,1
Koordinierungsaufwand Abteilung 4 69,1 0,5
Koordinierungsaufwand Abteilung 5% 116,1 0,8
Spezifische Aufwande 1,5 0,01
Insgesamt 403,4 2,9

Im RP Karlsruhe wurden in den Jahren von 2015 bis 2019 durchschnittlich 456,3 Stunden an
Aufwand pro Monat fir Projekte der Abteilungen 4 und 5, fir den allgemeinen Koordinierungs-
aufwand, Koordinierungsaufwand der Abteilungen 4 und 5 sowie spezifische Aufwande einge-
setzt (siehe Tabelle 6). Dies entsprach 3,3 Normstellen pro Monat fir den evaluierten Zeit-
raum.

Ein Vergleich der Abteilungen verdeutlichte, dass Abteilung 5 (210,4 Stunden pro Monat) mehr
als doppelt so hohe Aufwande hatte als Abteilung 4 (91,2 Stunden pro Monat). Im Bereich
StralRe war der Aufwand fir Bundes- und Landesvorhaben im RP Karlsruhe fast gleich hoch:
Durchschnittlich worden im Monat 42,7 Stunden fir Landesvorhaben (0,3 Normstellen) und
48,5 Stunden fir Bundesvorhaben (0,4 Normstellen) aufgewendet.

Somit ergab sich fir die aufgewendeten Projektstunden der Abteilung 4 insgesamt ein Norm-
stellenbedarf von 0,7. In Abteilung 5 lag der Normstellenbedarf mehr als doppelt so hoch: 1,5.
Wahrend sich in Abteilung 4 mit durchschnittlich 30,5 aufgewendeten Stunden pro Monat ein
Normstellenbedarf von 0,2 Normstellen ergab, lag der Normstellenbedarf fiir Koordinie-
rungstatigkeiten der Abteilung 5 mit 0,3 Normstellen etwas héher (41,4 Stunden pro Monat).
Fir allgemeine Koordinierungstatigkeiten (78,9 Stunden pro Monat) und spezifische Aufwande
(4,0 Stunden pro Monat) durch das RP Karlsruhe Ubermittelt und ergaben 0,6 Normstellen
bzw. 0,03 Normstellen.

224 Die Koordinierungstatigkeiten fiir das integrierte Rahmenprogramm (Landesbetrieb Gewé&sser) wurden

dem Koordinierungsaufwand fiir Abteilung 5 zugewiesen. Der durchschnittliche Aufwand hierfir lag bei durch-
schnittlich 96,6 Stunden pro Monat, was einer Normstelle von 0,7 entspricht.
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Tabelle 6: Normstellen RP Karlsruhe 2015-2019

Durchschnittlicher Auf- Normstelle
wand/Monat (138,4h/Monat)

Projektstunden Abteilung 422 91,2 0,7

Davon Bund 48,56 0,4

Davon Land 42,7 0,3
Projektstunden Abteilung 5 210,4 1,5
Allgemeiner Koordinierungsaufwand 78,9 0,6
Koordinierungsaufwand Abteilung 4 30,5 0,2
Koordinierungsaufwand Abteilung 5 41,4 0,3
Spezifische Aufwande 4,0 0,03
Insgesamt 456,3 3,3

Fir das RP Stuttgart wurden insgesamt durchschnittlich 336,8 Stunden pro Monat flr die Jahre
2015 bis 2019 an Aufwand an das FOV (ibermittelt (siehe Tabelle 7), wobei keine Angaben fiir
aufgewendete Projektstunden der Abteilung 5 Ubermittelt wurden. Fir Abteilung 4 wurden
durchschnittlich 61,8 Projektstunden pro Monat aufgewendet. Die deutliche Mehrheit der Pro-
jektstunden wurden fiir Vorhaben aufgewendet, bei denen der Bund Vorhabentrager war. Hie-
rauf entfielen 87,5 Prozent (54,4 Stunden pro Monat) der Projektstunden, was 0,4 Normstellen
entsprach. Insgesamt ergab sich ein in Normstellen umgerechneter Aufwand an Personalstun-
den von einer halben Stelle (0,4). Die Ubrigen 12,5 Prozent (3,4 Stunden pro Monat) wurden
fir Vorhaben aufgewendet, die durch das Land als Vorhabentrager durchgefiihrt wurden. Dies
entsprach 0,02 Normstellen.

Fir Abteilung 5 wurden zwar keine vorhabenspezifischen Projektstunden gemeldet. Dennoch
wurden durchschnittlich 22,8 Stunden pro Monat fiir Koordinierungsaufwande der Abteilung 5
(0,2 Normstellen) gemeldet. Der Koordinierungsaufwand in Abteilung 4 lag dagegen mit durch-
schnittlich 73,9 Stunden pro Monat deutlich héher. Am héchsten fiel der allgemeine Koordinie-
rungsaufwand im RP Stuttgart mit durchschnittlich 170,2 Stunden pro Monat aus, was 1,2
Normstellen entsprach. Sehr gering waren die eingesetzten Stunden fiir spezifische Aufwande
(8,3 Stunden pro Monat, 01 Normstellen).

225 Bei einem Vorhaben der Abteilung 4 lag die Tragerschaft des Vorhabens zu 50 Prozent beim Bund und zu 50
Prozent beim Land. Dies wurde entsprechend bei der Berechnung der Aufwande und Normstellen differenziert
fir Bund und Land berticksichtigt.
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Tabelle 7: Normstellen RP Stuttgart 2015-2019

Durchschnittlicher Auf- Normstelle
wand / Monat (138,4h/Monat)

Projektstunden Abteilung 4 61,8 0,4

Davon Bund 58,4 0,4

Davon Land 3,4 0,02
Projektstunden Abteilung 5 - -
Allgemeiner Koordinierungsaufwand 170,2 1,2
Koordinierungsaufwand Abteilung 4 73,9 0,5
Koordinierungsaufwand Abteilung 5 22,8 0,2
Spezifische Aufwande 8,3 0,1
Insgesamt 336,8 24

Tabelle 8 zeigt, dass im RP Tibingen insgesamt durchschnittlich 375,7 Stunden pro Monat an
Personalaufwand anfielen, was 2,7 Normstellen durchschnittlich pro Monat bedeutete. Ein
sehr groRer Anteil aller investierten Personalstunden (266,7 Stunden pro Monat) entfiel auf die
Projektstunden von Abteilung 4, was 1,9 Normstellen entsprach. Hiervon entfielen fast alle
Stunden (251,0 Stunden pro Monat) auf Vorhaben, bei denen der Bund Vorhabentrager war,
was 1,8 Normstellen bedeutete. Fir Landesvorhaben wurden dagegen durchschnittlich nur
15,7 Stunden pro Monat investiert, was 0,1 Normstellen entsprach. Im Vergleich der Abteilun-
gen wurden in Abteilung 5 durchschnittlich viel weniger Stunden pro Monat investiert als in
Abteilung 4 (34,6 Stunden im Monat, 0,2 Normstellen). Die Aufwande fiir Koordinierungstatig-
keiten waren dagegen sehr dhnlich.?%6 An allgemeinem Koordinierungsaufwand wurden im RP
Tlbingen durchschnittlich 49,7 Stunden pro Monat aufgewendet. Den geringsten Anteil an
aufgewendeten Personalstunden machten die spezifischen Aufwénde mit durchschnittlich 3,5
Stunden pro Monat aus.

Tabelle 8: Normstellen RP Tiibingen 2015-2019

Durchschnittlicher Auf- Normstelle
wand/Monat (138,4h/Monat)

Projektstunden Abteilung 4 266,7 1,9

Davon Bund 251,0 1,8

Davon Land 15,7 0,1
Projektstunden Abteilung 5 34,6 0,2
Allgemeiner Koordinierungsaufwand 49,7 0,4
Koordinierungsaufwand Abteilung 4 11,4 0,1
Koordinierungsaufwand Abteilung 5% 9,8 0,1
Spezifische Aufwande 8IS 0,03
Insgesamt 375,7 2,7

226 Den Koordinierungstatigkeiten der Abteilung 5 wurde im Falle des RPT der Kostentréger Projekt VwV OB Koor-
dinierung Zuarbeit Landesbetrieb Gewasser zugerechnet.

227 Der Aufwand fiir die Projekt VwV OB Koordinierung Zuarbeit Landesbetrieb Gewésser lag im Durchschnitt bei
6,1 Stunden pro Monat, was einer Normstelle von 0,04 entsprach.

52

56



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

Tabelle 9 zeigt alle durchschnittlichen Aufwande zusammengefasst fir alle RP dar.??® Dabei
zeigt sich noch einmal deutlich, dass zum einen die vorhabenspezifischen Aufwéande der Ab-
teilungen 4, insbesondere die unter der Tragerschaft des Bundes von den RP als Auftragsver-
waltung durchgefiihrt werden, und 5 sowie zum anderen auch die allgemeinen Koordinierungs-
kosten die groften Personalaufwande binden.

Tabelle 9: Normstellen aller RP 2015-2019

Durchschnittlicher Auf- Normstelle
wand/Monat (138,4h/Monat)

Projektstunden Abteilung 4 490,3 3,52

Davon Bund 425,3 3,1

Davon Land 65,0 0,5
Projektstunden Abteilung 5 3731 2,7
Allgemeiner Koordinierungsaufwand 316,7 2,4
Koordinierungsaufwand Abteilung 4 184,9 1,3
Koordinierungsaufwand Abteilung 5% 120,2 0,9
Spezifische Aufwénde®! 17,3 0,1
Insgesamt 1.502,4 10,9

6.1.3 Koordinierungstatigkeiten innerhalb der RP

Die Tatigkeiten fir Koordinierung subsumierten eine Reihe von Aktivitdten. So handelte es
sich dabei zum einen um allgemeine Koordinierungstéatigkeiten sowie um Koordinierungstatig-
keiten fir die beiden Abteilungen 4 und 5 (KT Abt. 4 und 5), die entsprechende Projekte als
Vorhabentradger umsetzen. Zum anderen wurden weitere Posten wie die Beteiligung der RP
als Genehmigungsbehérde fiir Dritte und die Mitwirkung als TOB bei diversen Vorhaben im
Rahmen dieser Koordinierungstatigkeiten als spezifische Aufwénde erfasst.?*2

Um Aussagen uber die Koordinationstatigkeiten und spezifischen Aufwande treffen zu kénnen,
griff das Evaluationsteam auf die von den RP dokumentierten Aufwande zurtick. Da die Doku-
mentation der Koordinierungstatigkeiten im Rahmen der VwV OB erfolgte, enthielten diese
Angaben Aufwande fiir Koordinierungstatigkeiten fiir den ausschlieBlichen Anwendungsbe-
reich der VwV OB. Dieser ist jedoch nicht deckungsgleich mit dem UVwG ist.233 So wurden fiir
die Vorhaben, die in den Anwendungsbereich der VwV OB fielen, 68 Prozent der Stunden fiir

228 Aufgrund der durchschnittlichen Berechnung der Aufwande aller RP kommt es zu einer Abweichung der gesam-
ten Normstellen von der Aufsummierung der einzelnen gesamten Normstellen der RP.

229 Die Summe unterscheidet sich aufgrund unterschiedlicher Rundungen um 0,1 Normstellen von der Darstellung
des Bundes- und Landesvorhaben.

230 Der Aufwand fiir die Projekt VwV OB Koordinierung Zuarbeit Landesbetrieb Gewésser lag im Durchschnitt bei
6,1 Stunden pro Monat, was einer Normstelle von 0,04 entsprach.

21 Spezifische Aufwande umfassen die Aufwénde fiir TOB, BImSchG, Dritte, und alle Hinwirkungen, die aufsum-
miert wurden.

232 Die Hinwirkung der RP auf dritte Vorhabentrager im Rahmen von PFV, ROV und § 10 BImSchG entfallt, da in §
2 UVwG lediglich die Vorhabentrager verpflichtet sind und somit die Hinwirkungspflicht gegeniber Dritten ent-
fallt.

233 Beispielsweise Koordinierungen im Rahmen von ROV oder § 10 BImSchG-Vorhaben bzw. nicht-férmliche und
nachlaufende OB.
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die friihe OB aufgewendet. Da die friihe OB, die im Rahmen der VwV OB erbracht wurde, bis
auf wenige Vorhaben deckungsgleich mit den Vorhaben ist, die im Rahmen des § 2 UVwG
erbracht wurde, kann davon ausgegangen werden, dass eben jene 68 Prozent des Stunden-
aufwands auch fiir UVwG relevante Vorhaben aufgewendet wurde.??* Im Folgenden werden
die Stunden fiir Koordinierungstatigkeiten im Zeitraum 2015 bis 2017 dargestellt, da nur flr
diesen Zeitraum alle drei Phasen der OB im Rahmen der VwV OB evaluiert wurden und somit
nur fiir 2015 bis 2017 der Anteil fir die frihe OB berechnet werden konnte.

Die in Abbildung 3 dargestellte Verteilung stellt somit eine Schatzung des Koordinierungsauf-
wands dar, der fiir die friihe OB entstanden sein kénnte. Die Verteilung gibt jedoch einen be-
lastbaren Eindruck Uber den Koordinierungsaufwand. So wurden im beobachteten Zeitraum
24.468,2 Stunden fiir Koordinierungstatigkeiten aufgewendet.

Abbildung 3: Koordinierungstitigkeiten und spezifische Aufwéande der RP, 2015-2017

2% 1%

25%
Mitwirkung TOB
Genehmigungsbehdérde
AKT Koordinierung
0,
7% KT Abt. 4
KT Abt. 5
25%

Zunachst wird deutlich, dass knapp die Halfte (47 Prozent) dieser Tatigkeiten einerseits fir die
allgemeine Koordinierung von OB-Prozessen (AKT Koordinierung) sowie 50 Prozent fiir die
Koordinierung von friiher OB innerhalb der Abteilungen 4 und 5 aufgewendet wurde (jeweils
25 Prozent). Eine marginale Rolle spielten Koordinierungsaktivitdten (3 Prozent) die Mitwir-
kung als TOB sowie BeteiligungsmalRnahmen als Genehmigungsbehérde. Vergleicht man die
Aufwande fir Koordinierungstatigkeiten mit den Stunden, die projektbezogen eingesetzt wur-

234 Die Aufwande fiir die friihe OB im Rahmen der VwV OB sind bis auf das bereits erwéhnte Wegfallen der Hin-
wirkungspflicht deckungsgleich.
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den, so wird deren Bedeutsamkeit deutlich: Mit einem Anteil von 42 Prozent banden Koordi-
nierungstatigkeiten einen erheblichen Anteil des Gesamtstundenaufwands (siehe Abbildung
4)_235

Abbildung 4: Aufwande fiir Koordinierungstatigkeiten und Vorhaben, 2015-2017

1%

22%
m Sonstige (TOB und
Genehmigungsbehdrde)

AKT
KT Abt. 4

S8 12% KT Abt. 5

Vorhaben UVwG 2015-2017

7%

6.1.4 Kosten

Nachfolgend werden die Kosten fiir private und 6ffentliche Vorhabentrager auf der Grundlage
der Angaben in der standardisierten Onlineumfrage dargestellt. In diesem Zusammenhang soll
vorab darauf hingewiesen werden, dass sich die Anzahl der Antworten der jeweiligen Vorha-
bentragergruppe (kommunal, privat, RP) deutlich unterscheidet. So lagen dem Evaluations-
team wesentlich mehr Angaben von 6ffentlichen als von privaten Vorhabentragern vor, was
bei der Interpretation der Werte berticksichtigt werden muss. Des Weiteren werden im Folgen-
den die Kosten flr externe Dienstleister prasentiert.

Kosten friihe OB

Um die Kosten der frilhen OB zu ermitteln, wurden die Vorhabentréger im Rahmen der stan-
dardisierten Onlinebefragung gefragt, wie viel Prozent der Gesamtkosten auf die friihe OB
entfielen. Die Angaben der privaten und 6ffentlichen Vorhabentréger unterschieden sich dabei

235 Sonstige Aufwande (,Sonstige®), die in Abbildung 4 dargestellt sind umfassen die Hinwirkung der RP im Rahmen
von PFV, ROV, § 10 BImSchG, die BeteiligungsmaRnahmen der Genehmigungsbehérden fir Dritte und die
Mitwirkung als Trager &ffentlicher Belange.
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nicht wesentlich (siehe Abbildung 5). Im Durchschnitt investierten 6ffentliche Vorhabentrager
mit durchschnittlich 12,5 Prozent etwas weniger als private Vorhabentrager (15,9 Prozent).

Abbildung 5: Anteilige Kosten fiir die frilhe OB

Privater Vorhabentrager

n=13 15,9%

Offentlicher Vorhabentrager

oad 12,5%

0% 2% 4% 6% 8% 10% 12% 14% 16% 18%
Durchschnitt der anteiligen Kosten in %

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Kosten fiir externe Dienstleister

Neben den Aufwanden fiir Personalstunden und Koordinierungstatigkeiten fielen Kosten fiir
externe Dienstleister im Rahmen einiger UVwG relevanter Vorhaben an. Dies gilt sowohl fiir
die RP und kommunale Vorhabentrager als auch fiir private Unternehmen. In der standardi-
sierten Onlineumfrage wurde der prozentuale Anteil der Kosten fir die Dienstleister an den
Gesamtkoste abgefragt. Leider gaben nur sehr wenige Vorhabentrager diese prozentualen
Kosten an, sodass an dieser Stelle auf eine Darstellung der Ergebnisse verzichtet wird, da die
wenigen Aussagen nicht reprasentativ sind.

Jedoch konnten Kosten fir externe Dienstleister hinsichtlich der Vorhaben ausgewertet wer-
den, fur die von den RP im Zeitraum der Evaluation eine frihe OB durchgefiihrt worden waren.
Da dem FOV aufgrund der parallel laufenden Evaluation VwV OB vonseiten aller RP neben
monatsscharfen Personalstundenaufwande ab 2016 auch die jahrlichen Ausgaben fir Sach-
kosten sowie Honorare vorliegen, kénnen fir den Zeitraum 2016 bis 2019 ebenso Angaben
Uber unter das UVwG fallende Vorhaben gemacht werden, bei welchen ein RP Vorhabentrager
war. Insgesamt wurden entsprechend durch die RP flur den Zeitraum 2016-2019 externe Kos-
ten uber insgesamt 1.070.895,33€ Ubermittelt. Hiervon entfielen 884.723,58€ (82,62 Prozent)
auf Honorarkosten und 186.171,75€ (17,38 Prozent) auf Sachkosten.

Unter Honorare fielen typischerweise Dienstleistungen wie Gutachten und technische Unter-
suchungen/Planungen, Moderationskosten, Konzipierung, Herstellung und Ubersetzung von
Infotafeln, Erstellung von Grafiken und Photographien sowie die Durchfiihrung von Drohnen-

56

60



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

flugen, Konzipierung von Infoflyern/Plakaten, Erstellung von Dokumentarfilmen/Visualisierun-
gen, Beratung und organisatorische Unterstiitzung (Kommunikation, Projektsteuerung) sowie
Protokollierungsarbeiten.

Unter die anfallenden Sachkosten entfielen: Raummieten, Verpflegungen/Catering, techni-
sche Mieten (Konferenztechnik, Toilettenanlagen, Heizkosten), Transportmittel (Busfahrten,
Fahrtkostenerstattung), Druckkosten Materialien, Gebiihren und Kiinstlersozialabgabe.

Insgesamt lieRen sich 35,3 Prozent (377.944,08€) der durch die RP Ubermittelten externen
Aufwande UVwG-Vorhaben aus dem Infrastrukturbereich Straf3e (Abteilung 4) zuordnen, wah-
rend 64,7 Prozent (692.951,25€) der externen Kosten aus dem Infrastrukturbereich Gewasser
und Hochwasserschutz (Abteilung 5) stammten.

6.1.5 Zusammenfassung

Im beobachteten Evaluationszeitraum wurden 169 Vorhaben untersucht, die in den Anwen-
dungsbereich des UVwG fielen. Belastbare Aussagen Uber Aufwénde und Kosten waren flr
Vorhaben mdglich, bei denen die RP Vorhabentrager waren. So Ubermittelten die RP dem
Evaluationsteam im Zeitraum 2015 bis 2019 detaillierte Informationen liber die von ihnen auf-
gewendeten Stunden fiir die friihe OB und fiir die angefallenen Koordinierungstatigkeiten und
spezifischen Aufwande. Insgesamt wurden in dem genannten Zeitraum 51.800,9 Stunden von
allen RP aufgewendet, wobei die Anzahl der Stunden vorhabenabhéngig war. Entsprechend
wurden die aufgewendeten Stunden insbesondere fiir vorhabenspezifische Tatigkeiten ver-
bucht, nur wenige entfielen auf allgemeine Koordinierungstatigkeiten.

6.2 Informationen lUiber Vorhabentrager, Vorhaben, Funktionen und Tatig-
keiten

Im Folgenden werden die Vorhabentrager, Verfahrensarten sowie Planungszustandigkeiten
getrennt nach o6ffentlichen und privaten Vorhabentragern der im Zeitraum der Evaluation fal-
lenden Vorhaben dargestellt. Wie bereits erwahnt, verpflichtet § 2 UVwG sowohl 6ffentliche
als auch private Vorhabentrager zur Durchfiihrung von OB-MaRnahmen. Auf Grundlage der
monatlichen Datenerhebung bei den RP sowie der an zwei Zeitpunkten (2016 und 2019)
durchgefiihrten Erhebung bei den Land- und Stadtkreisen Baden-Wiirttembergs kénnen Aus-
sagen Uber die im Zeitraum der Evaluation in den Anwendungsbereich des § 2 UVwG fallen-
den Vorhaben getroffen werden. Von den RP wurden 140 Vorhaben im Evaluationszeitraum
berichtet. Von den Land- und Stadtkreisen wurden insgesamt 180 Vorhaben gemeldet. Somit
bildeten im Evaluationszeitraum insgesamt 320 Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des
§ 2 UVWG fielen, die Basis der Analysen.?%

6.2.1 Vorhaben der RP im Anwendungsbereich des § 2 UVwWG

Informationen Uber die Vorhaben, bei denen die RP Vorhabentrager waren, hatte das Evalu-
ationsteam Uber die von den RP monatlich ausgefullten Fragebdgen seit 2015. Dabei wurden

2% Eine Darstellung der Evaluationszeitraume erfolgte in Kapitel 5.
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unter anderem Informationen Uber die Verfahrensart, die Infrastrukturbereiche sowie die Vor-
habenstrager dokumentiert23’.

Von den 140 von den RP im Evaluationszeitraum gemeldeten Vorhaben wurden 124 Vorhaben
als Planfeststellungsverfahren durchgefiihrt (88,6 Prozent); bei den restlichen Vorhaben
wurde keine Verfahrensart gemeldet. Bei 66 Vorhaben war das Land Vorhabentrager (47,1
Prozent). 51 Vorhaben wurden als Bundesauftragsverwaltung durchgefihrt (36,4 Prozent) und
ein Vorhaben wurde durch einen offentlich-rechtlichen Dritten als Vorhabentrager durchge-
fahrt.2%8

Bei den von den RP durchgefiihrten Vorhaben wurde lediglich bei knapp einem Viertel der 140
Vorhaben ein Beteiligungsscoping (in Verbindung mit einer UVP) durchgefiihrt (21,4 Prozent
bzw. 2,1 Prozent in Verbindung mit einer UVP). Im Unterschied zu den unter die VwV OB
fallenden Vorhaben, sind die Vorhabentrager, die in den Anwendungsbereich des § 2 UVwG
fielen, nicht dazu verpflichtet.

77 der gemeldeten Vorhaben waren dem Bereich Stralle zugeordnet (55 Prozent — Abteilung
4). 63 Vorhaben wurden im Bereich Gewasser/Umwelt von den Abteilungen 5 der RP durch-
gefihrt (45 Prozent).

6.2.2 Vorhaben kommunaler und privater Vorhabentrager

Nach § 2 Abs. 1 UVwG sind Vorhabentrager, ungeachtet der Tatsache ob es sich um einen
privaten Vorhabentrager oder eine éffentliche Stelle handelt, dazu verpflichtet, eine friihe OB
durchzufiihren. Zum einen handelte es sich dabei um die bereits erwahnten Vorhaben, die von
den RP als Vorhabentrager durchgefiihrt wurden. Des Weiteren werden auch kommunale und
private Vorhaben, welche in die Zustéandigkeitsbereiche der 35 Landkreise und neun kreis-
freien Stadte als Genehmigungsbehdrde fallen, unter das § 2 UVwG verortet. Um alle fur die
Evaluation relevanten Vorhaben zu erfassen, wurden im Zuge der Evaluation zwei Vollerhe-
bungen in den Jahren 2016 und 2019 durchgefihrt (siehe Kapitel 5). Dabei konnten insgesamt
180 Vorhaben fir die Evaluation erfasst werden. Die 180 Vorhaben setzen sich wie folgt zu-
sammen: Im Zeitraum vom 01.01.2015 bis zum 31.12.2016 wurden von 44 unteren Verwal-
tungsbehdérden 108 Vorhaben gemeldet, wobei 43 auf offentliche und 65 auf private Vorha-
bentrager zurickgingen. Fir den zweiten Erhebungszeitraum vom 01.01.2017 bis zum
30.06.2019 wurden von 36 unteren Verwaltungsbehérden insgesamt 72 Vorhaben genannt,
wobei 23 auf 6ffentliche und 49 auf private Vorhabentrager entfielen.

Gemeldete Vorhaben zwischen 2015 und 2016

Von den 108 in den Jahren 2015 und 2016 gemeldeten Vorhaben, die von einem 6&ffentlichen
Vorhabentrager durchgefiihrt wurden, waren zwei Drittel aus dem Infrastrukturbereich Gewas-
ser und Hochwasserschutz (75 Prozent, 32 Nennungen, siehe Abbildung 6) Hierunter fielen
beispielsweise Renaturierungen, Hochwasserddmme, EntlastungsmafRnahmen sowie weitere
Hochwasserschutzmafinahmen wie Rickhaltebecken oder Durchlassbauwerke. Unter den
genannten Vorhaben finden sich sowohl Neubauten/Erneuerungen und Erweiterungen als

287 Durchgefiihrt wurden die 140 Vorhaben von den RP. Jedoch war es beispielsweise im Falle der Bundesauf-
tragsverwaltung moglich, dass eine andere 6&ffentliche Stelle ausfiihrender Vorhabentrager war (in diesem Fall
der Bund), die RP jedoch die durchfihrenden Vorhabentrager waren.

238 Auch hier fehlten bei den restlichen Vorhaben Angaben zu den Vorhabentragern.

58

62



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 16 /9423

auch Instandsetzungen. Neun Prozent der gesamten Vorhaben stammen aus dem Bereich
Eisenbahn (vier Nennungen) und betreffen regionale Schienennetze. Weitere sieben Prozent
(drei Nennungen) umfassen Deponie-Vorhaben. Im gleichen Umfang (sieben Prozent) waren
Vorhaben aus dem Infrastrukturbereich Stral’e dabei (drei Nennungen: Ortsumfahrungen und
Radweg). Die restlichen zwei Prozent betrafen ein Vorhaben aus dem Bereich Energieerzeu-
gung (Wasserkraftanlage in kommunaler Tragerschaft).

Abbildung 6: Offentliche Vorhaben nach § 2 UVwG, Zeitraum 2015-2016
Zustandigkeitsbereich Landkreise und kreisfreie Stadte

7% 2%
7%

m Eisenbahn
Energieerzeugung
Gewasser und Hochwasserschutz
Deponien
Strallen

75%

Bei den privaten Vorhabentragern stammten fiir den Zeitraum 2015 bis 2016 35 Prozent der
Vorhaben (23 Nennungen) aus dem Bereich Bergrecht (insbesondere Bau- und Erweiterungs-
vorhaben von Steinbriichen) sowie in gleichem Umfang aus dem Bereich Eisenbahn, die Vor-
haben bezliglich Schienennetze in privater Tragerschaft betreffen (siehe Abbildung 7). Weitere
22 Prozent der Vorhaben (14 Nennungen) stammten aus dem Infrastrukturbereich Energieer-
zeugung, wobei es sich um Bauvorhaben fir Windenergieanlagen sowie Stromleitungsbauten
oder Anlagenbauvorhaben handelte. Wenige waren den Bereichen Gewasser und Hochwas-
serschutz (Finf Prozent, z. B. Tiefbrunnenbohrungen und Wasserriickhaltebecken) und dem
Deponiebereich zugeordnet (drei Prozent).
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Abbildung 7: Private Vorhaben nach § 2 UVwG Zeitraum, 2015-2016 Zustandigkeitsbe-
reich Landkreise und kreisfreie Stadte
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Gemeldete Vorhaben zwischen 2017 und 2019

Wie bereits erwéhnt, konnten in der zweiten durch das FOV durchgefiihrten Erhebung Riick-
meldungen von 36 Landkreisen und kreisfreien Stadten ausgewertet werden. An Vorhaben
nach § 2 UVwG fir den Zeitraum 01.01.2017 bis zum 30.06.2019 wurden 72 Vorhaben ge-
nannt, wobei ein Drittel auf 6ffentliche und zwei Drittel auf private Vorhabentrager zuriickgin-
gen (siehe Abbildung 8).

Abbildung 8: Vorhaben nach § 2 UVwWG Zeitraum 2017-30.06.2019 Zustandigkeitsbe-
reich Landkreise und kreisfreie Stadte
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Vorhabentrager
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Ahnlich wie in der ersten Erhebung stammten nahezu alle &ffentlichen Vorhaben aus dem
Bereich Gewasser und Hochwasserschutz (96 Prozent, 22 Nennungen, siehe Abbildung 9).
Nur ein Vorhaben fiel in einen sonstigen Infrastrukturbereich (OkokontomaRnahme).

Abbildung 9: Offentlichen Vorhaben nach § 2 UVwG Zeitraum 2017-30.06.2019 Zustin-
digkeitsbereich Landkreise und kreisfreie Stadte

m Gewasser und
Hochwasserschutz

Sonstiges:
OkokontomaRnahme

Die Verteilung der Vorhaben, die von privaten Vorhabentragern durchgefihrt wurden, fiel in
Bezug auf die Bereiche breiter aus (siehe Abbildung 10). Der groRte Anteil war den Bereichen
Energieerzeugung (41 Prozent bzw. 20 Nennungen) und Bergrecht (35 Prozent bzw. 17 Nen-
nungen) zugeordnet. Die restlichen Nennungen entfielen zu 14 Prozent auf Gewasser und
Hochwasserschutz (sieben Nennungen), jeweils mit vier Prozent auf Eisenbahn und Stral3en-
bahnen/O-Busse (je zwei Nennungen) sowie eine Nennung auf den Infrastrukturbereich De-
ponien (zwei Prozent).
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Abbildung 10: Private Vorhaben nach § 2 UVwG Zeitraum 2017-30.06.2019 Zusténdig-
keitsbereich Landkreise und kreisfreie Stadte
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6.2.3 Informationen iiber Vorhabentrager

Neben diesen Basisinformationen konnten durch die standardisierten Onlineumfragen bei 94
Vorhabentragern weitere Informationen gewonnen werden. Dariiber hinaus lieferten durchge-
fihrte Interviews Einblicke Uber die personellen Ressourcen innerhalb der 6ffentlichen Behor-
den und Unternehmen.

Von den 94 Vorhabentragern beteiligten sich deutlich mehr &ffentliche (71) als private (23)
Vorhabentrager an der Umfrage. Als 6ffentliche Vorhabentrager nahmen zum einen die vier
RP Baden-Wiirttembergs teil: Freiburg, Karlsruhe, Stuttgart und TlUbingen. Zum anderen be-
teiligten sich verschiedene Kommunen (sechs Gemeinden und ein Stadtkreis) und Gemeinde-
verbande. Die GréRRe der Kommunen, gemessen an der Einwohnerzahl, variierte dabei erheb-
lich: Die Anzahl lag, nach Angabe der Befragten, zwischen 59 und 2.264.469 Personen. Ent-
sprechend unterschiedlich war die Ausstattung personeller Ressourcen.

Weitere Informationen (iber Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten bei der friihen OB wur-
den im Rahmen der vertieften Untersuchung ausgewabhlter Vorhaben ermittelt. Dabei zeigten
sich deutliche Unterschiede zwischen den Vorhabentragern, in gréReren Unternehmen bzw.
Behorden (RP) und kleineren Unternehmen bzw. Behdérden (insbesondere Kommunen). So
sind bei den RP in erster Linie, neben der jeweiligen Projektleitung, die Referentinnen und
Referenten fiir OB in den jeweils zusténdigen Abteilungen fiir die Planung und Durchfilhrung
des OB-Prozesses zustandig. Im Falle eines interviewten kommunalen Vorhabentragers exis-
tierte keine fiir die OB zustandige Gruppe oder Abteilung innerhalb des Zweckverbands. Das
Personal, das fiir den Verband tatig war, wurde vielmehr von den beiden Kommunen gestellt,
die den Zweckverband gebildet hatten. Diese Information ist ein Indiz fir die unterschiedliche
personelle Ressourcenausstattung fir die Planung und Durchfiihrung von OB. So verfiigen
die RP insbesondere durch die im Zuge der VwV OB neu geschaffenen Stellen der OB-Refe-
rentinnen und Referenten Ulber vergleichsweise gute personelle Kapazitaten.
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Nicht nur bei den Kommunen war die GréRe sehr unterschiedlich, auch die an der Umfrage
teilgenommenen privaten Vorhabentrager unterschieden sich, gemessen an der Zahl der Mit-
arbeitenden. Die Anzahl der Mitarbeitenden bewegte sich zwischen vier und 16.000. Entspre-
chend unterschiedlich fiel die Institutionalisierung der OB aus. So berichteten vier der inter-
viewten privaten Vorhabentriger, dass keine eigensténdige Abteilung bzw. eigens fiir die OB
zusténdige Personen existieren. Die OB wiirde von den Projektleiterinnen und -leitern bzw.
Geschéaftsflihrerinnen und -fiihrern neben den Aufgaben des Projektmanagements durchge-
fuhrt. Zwei der grofteren Unternehmen gaben dagegen an, dass eine bzw. mehrere Abteilun-
gen und Gruppen in ihrem Unternehmen existieren wiirden, die fiir die OB zusténdig seien.
Weitere Varianten fiir OB-Zustandigkeiten bei den privaten Vorhabentragern waren: PR-Ab-
teilung, verschiedene Gruppen und die eigene Unternehmenskommunikations-abteilung. Die
deutlichen Differenzen in der Ressourcenausstattung fiir OB-Tétigkeiten haben in der Folge
erhebliche Folgen fiir die Planung und Ausgestaltung der OB. Jedoch ungeachtet der gravie-
renden Unterschiede und Mdglichkeiten, die auch bei den 6ffentlichen Vorhabentragern zu
beobachten sind, fielen alle privaten Vorhaben unter die Verpflichtung zur Durchfihrung einer
frihen OB nach § 2 UVwG.

6.2.4 Zusammenfassung

Im Evaluationszeitraum fielen 140 Vorhaben, die von den RP als Vorhabentrager durchgefiihrt
wurden, unter den Anwendungsbereich des § 2 UVwG, wobei mehr als ein Drittel der Vorha-
ben als Bundesauftragsverwaltung durchgefiihrt wurden. Die von den 6ffentlichen und privaten
Vorhabentragern vorliegenden Informationen offenbarten groRe Unterschiede hinsichtlich der
Grofle der Kommune/des Unternehmens und in Bezug auf die personelle Ressourcenausstat-
tung. In Abhéngigkeit von der GréRe der Kommune bzw. des Unternehmens existierten OB-
Abteilungen und entsprechende Fachkrafte. So verfligten kleinere Kommunen und Unterneh-
men weniger Uber entsprechende Ressourcen als groe Kommunen und Unternehmen sowie
die mit zusatzlichen Stellen ausgestatteten RP.

6.3 Zeitpunkt und Gestaltung der Offentlichkeitsbeteiligung

Eines der zentralen Erfolgskriterien informeller OB ist ein méglichst friihzeitiger Beginn der
Information, Kommunikation und Einbindung von Birgerinnen und Biirgern, da so bestehende
Gestaltungsmdglichkeiten bestmaoglich genutzt werden kénnen. Bedenken, Anregungen,
Ideen etc. kdnnen friihestmdglich in den Prozess mit aufgenommen werden. Die Frage nach
dem richtigen Zeitpunkt ist jedoch auch projektabhangig, zudem bei groRen Infrastrukturvor-
haben auch das Dilemma des Beteiligungsparadox virulent wird: Zu einem frithen Zeitpunkt
ist ein Vorhaben meist zu unkonkret und das o6ffentliche Interesse entsprechend gering. Je
konkreter das Vorhaben wird, desto gréRer wird das 6ffentliche Interesse, wobei zugleich die
Einfluss- und Gestaltungsmdglichkeiten schwinden. Eine sinnvolle Orientierung kénnen dabei
die formellen zentralen Planungsschritten darstellen. Der Planungsleitfaden betont in beson-
derem Umfang die Bedeutung einer friilhen OB. Diese soll Birgerinnen und Biirger méglichst
friihzeitig einbeziehen, um deren Belange zu berilicksichtigen und Konflikte zu antizipieren. Mit
Hilfe der friihen OB soll noch vor der Antragsstellung, soweit keine gesetzliche Bedarfsplanung
vorliegt, iber den Bedarf oder Alternativen gesprochen werden.

Bei den meisten der befragten Vorhabentrager war die friilhe OB bereits abgeschlossen (siehe
Abbildung 11). Insofern stellen die in diesem und den nachfolgenden Kapiteln dargestellten
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Ergebnisse retrospektive Bewertungen dar und ermdglichten weitreichende Einblicke in die
Erfahrungen und Beurteilungen.

Abbildung 11: Stand der friihen OB
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

6.3.1 Durchfiihrung und Griinde

In welchem Umfang eine frithe OB seitens der 6ffentlichen und privaten Vorhabentréger durch-
gefihrt wurde, zeigt Abbildung 12. Die Ergebnisse der Onlineumfrage verdeutlichten, dass
rund zwei Drittel aller Vorhabentrager eine frilhe OB durchgefiihrt hatten. Davon waren 56
Befragte offentliche (73,7 Prozent) und 20 Befragte private Vorhabentrager (26,3 Prozent).
Anders ausgedriickt: Rund ein Drittel hatten demnach keine friihe OB durchgefiihrt. Das
UVwG formuliert fiir die Durchfiihrung von OB eine Soll-Verpflichtung, aber keine Muss-Be-
stimmung.
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Abbildung 12: Durchfiihrung der friihen OB
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Die Vorhabentréager, die keine friihe OB umgesetzt hatten, gaben unterschiedliche Griinde
dafiir an. Offentliche Vorhabentrager verwiesen darauf, dass das Vorhaben keine frilhe OB
erforderlich gemacht habe, das Planungsstadium zu friih oder zu weit vorangeschritten sei,
die Betroffenheiten und das Interesse der Blirgerinnen und Biirger zu gering seien sowie das
Vorhaben im Gesamten unstrittig sei. Private Vorhabentrager hatten auf Nachfrage nur ange-
geben, dass keine frilhe OB erforderlich sei.

Nicht nur die Griinde fir den Entschluss, eine frilhe OB nicht durchzufiihren, wurden bei den
Vorhabentragern abgefragt. Des Weiteren wurden sie um eine Einschatzung Uber ihr zukiinf-
tiges Verhalten gebeten, d. h. ob sie bei zukiinftigen und vergleichbaren Vorhaben (Grof3e, Art
des Bauvorhabens, Ortlichkeit, AusmaR der Betroffenheit) wieder keine friihe OB durchfiihren
wirden. Die Antworten fielen unterschiedlich aus: Acht der 15 befragten Vorhabentragern wiir-
den weiterhin darauf verzichten, die anderen sieben tendierten dagegen zur Durchfiihrung ei-
ner OB. Die Antworten machten deutlich, dass die Entscheidung zur Durchfiihrung von OB
stark projektabhangig war und insbesondere von den jeweiligen Rahmenbedingungen geleitet
wurde. Des Weiteren erhéhten positive Erfahrungen bei der Durchfiinrung von OB auf Seiten
der Vorhabentrager die Wahrscheinlichkeit, auch zukilnftig entsprechende MalRnahmen ein-
zusetzen. Die Entscheidung gegen den zukiinftigen Einsatz lag auf Seiten der 6ffentlichen
Vorhabentrager unter anderem in der wahrgenommenen niedrigen Effizienz. So stiinden Auf-
wand und Nutzen in keinem Verhaltnis. Dartuber hinaus wurden die Fragen der Notwendigkeit
und des Interesses bei den Biirgerinnen und Blirger thematisiert. So sei es wichtig, abzuschat-
zen, ob das Interesse am Vorhaben groR genug sei, um OB-MaRnahmen einzusetzen. Des
Weiteren gabe es Vorhaben, die unstrittig seien und keine weitreichenden OB-MaRnahmen
erforderten. Vielmehr sei bei entsprechenden unstrittigen Vorhaben die Information Uber eine
Webseite ausreichend.

Private Vorhabentrager fiihrten als Grund fiir den zukiinftigen Verzicht auf friihe OB einzig den
zu hohen Personalaufwand an.
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6.3.2 Startpunkt der friihen OB

Nach MaRgabe der Beteiligungsforschung ist der Startpunkt der friihen OB entscheidend fiir
den Erfolg einer OB und des Vorhabens als Ganzes. Daher wurde im Rahmen der Onlineum-
frage der Startpunkt der OB-MaRnahmen gepriift. Abbildung 13 zeigt die Ergebnisse in Ab-
hangigkeit vom Vorhabentrager. Die Antwortskala sah drei unterschiedliche Startzeitpunkte
vor: Der frilheste Mdgliche war der Start nach Entstehen der Projektidee. Der etwas spatere
Zeitpunkt war der Start nach der Grundsatzentscheidung und der dritte, spateste Zeitpunkt fur
OB-MaRnahmen war im Rahmen der Vorplanung. Die Antworten offenbarten deutliche Diffe-
renzen zwischen 6ffentlichen und privaten Vorhabentragern. Offentliche Vorhabentrager be-
gannen mit OB-MafRnahmen sowohl nach der Grundsatzentscheidung als auch nach der Vor-
planung, d. h. eher relativ spat. Nur bei sehr wenigen Vorhabentréagern fiel der Start der OB
bereits mit der Projektidee zusammen. Private Vorhabentrager starteten im Vergleich dazu die
OB entweder bereits nach Entstehung der Projektidee (sehr friih) oder nach der Vorplanung
(relativ spat) und auerst selten nach der Grundsatzentscheidung fir die Realisierung des
Vorhabens.

Insgesamt gaben finf Befragte in der Kategorie ,Sonstiges” einen anderen Startzeitpunkt fur
die friihe OB an. Von diesen Befragten waren drei 6ffentliche Vorhabentrager und zwei private
Vorhabentrager. Die éffentlichen Vorhabentrager gaben an, dass die friihe OB mit dem Ab-
schluss einer Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) zur Standortwahl und somit vor Beginn der
Vorplanung begonnen hatte. Auch wurde angegeben, dass die friihe OB mit dem Planungs-
beginn oder wahrend der Vorplanung begonnen hatte. Die privaten Vorhabentrager wiederum
gaben als sonstige Zeitpunkte des Beginns der frilhen OB den Abschluss aller Untersuchung
oder durchgefiihrte Scopingtermine an.

Abbildung 13: Startzeitpunkt der friihen OB
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6.3.3 Kommunikation iiber Ziele und Mdglichkeiten der friihen OB

§ 2 Abs. 1 S. 2 UVwG halt die Vorhabentrager dazu an, die Ziele, die Mittel der Umsetzung
des Vorhabens sowie die Auswirkungen der baulichen Ma3nahmen des Vorhabens gegen-
iiber der Offentlichkeit transparent zu machen. Nach Einschéatzung aller interviewten Vorha-
bentrager wurde diesen Zielen und Vorgaben der Transparenz entsprochen. Auch die bauli-
chen Maflnahmen und Auswirkungen seien bei allen vertieft untersuchten Vorhaben gegen-
tiber der Offentlichkeit kommuniziert worden. Die Kommunikation der Ziele, Mittel und Auswir-
kungen erfolgte dabei durch verschiedene Formate (Informationsveranstaltungen, bilaterale
Gesprache, Begehungen etc.); insbesondere Projekthomepages wurden genutzt, um kontinu-
ierliche Informationen Uber die Vorhaben transparent zu machen. Wahrend die Ziele haufig
bereits zu Beginn der Projekte kommuniziert wurden, wurden die Mittel und Auswirkungen je
nach Projektfortschritt und -planung sowie auch teilweise erst auf Nachfragen der Beteiligten
angesprochen (insbesondere Umweltauswirkungen wurden erst im Verlauf der OB themati-
siert).

Die Vorhabentrager wurden dariiber hinaus im Rahmen der Interviews gefragt, inwiefern be-
stehende Gestaltungsspielrdaume kommuniziert wurden. Vertreterinnen und Vertreter der RP
verwiesen darauf, dass die Mdglichkeiten und Grenzen durchgehend und kontinuierlich deut-
lich gemacht worden seien, insbesondere die letztendliche Entscheidungsbefugnis sei klar
kommuniziert worden.

Diese Einschatzungen wurden mit den Bewertungen der Stakeholder verglichen, wobei sich
teilweise Ubereinstimmungen offenbarten: Der GroRteil der Stakeholder gab an, dass die Ge-
staltungsspielrdume kommuniziert worden seien. Gleichzeitig kritisierte jedoch eine Minder-
heit, dass der Rahmen der OB nicht deutlich gemacht worden sei. Widerspriiche in den Aus-
sagen von Stakeholdern zweier Vorhaben wiesen eindrlcklich auf die Notwendigkeit einer
klaren Kommunikation hin. Kritisiert wurde dariiber hinaus von Seiten der Stakeholder eine
mangelnde Transparenz in Bezug auf den Umgang mit Vorschlagen und Hinweisen der betei-
ligten Akteure.

6.3.4 Zusammenfassung

Zum Zeitpunkt der Onlinebefragung war bei den meisten untersuchten Vorhaben die frihe
OB bereits abgeschlossen. Der Startzeitpunkt der friihen OB unterschied sich zwischen priva-
ten und o6ffentlichen Vorhabentragern: Wahrend die 6ffentlichen Vorhabentrager eher spater
starteten, nach der Grundsatzentscheidung bzw. nach der Vorplanung, fiihrten private Vorha-
bentrager OB-MalRnahmen sowohl sehr friih durch - bereits nach der ersten Projektidee - als
auch eher spater - nach der Vorplanung. Im Rahmen der Umfrage gab ein Drittel der Vorha-
bentrager an, keine OB durchgefiihrt zu haben. Dieser Verzicht wurde auf unterschiedliche
Griinde zuriickgefiihrt: mangelndes Interesse auf Seiten der Birgerinnen und Birger, unstrit-
tiges Vorhaben sowie falscher Zeitpunkt. Was die zukiinftige Planung und Durchfiihrung von
OB angeht, so zeigte sich die Halfte der Befragten, die keine OB durchgefiihrt hatten, bereit,
zukunftig entsprechende Maflinahmen durchfiihren zu wollen.

In Bezug auf die Kommunikation der Ziele und Auswirkungen kamen sowohl Vorhabentrager
als auch Stakeholder zu einer positiven Einschatzung. So seien die Ziele und MafRnahmen
ausreichend, friihzeitig und kontinuierlich transparent gemacht worden. Was die Offenlegung
der Gestaltungsspielrdume angeht, variierten die Beurteilungen: Die Vorhabentrager waren
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der Ansicht, diese kommuniziert zu haben und das Gleiche galt fiir die Mehrheit der Stakehol-
der. Gleichzeitig kritisierte eine Minderheit der Stakeholder einen Mangel an Offenheit, was
die Notwendigkeit einer klaren und kontinuierlichen Kommunikation unterstreicht.

6.4 Vorbereitung und Planung der Offentlichkeitsbeteiligung

Im Folgenden werden die Planungsprozesse, verwendeten Ressourcen und die Einbindung
beteiligter Stakeholder in die Vorbereitung der friihen OB thematisiert. Die Planungsprozesse
privater und 6ffentlicher Vorhabentrédger werden in diesem Kapitel gemeinsam dargestellt.

6.4.1 Planungsprozesse

Eine transparente und damit nachvollziehbare Planung und Entwicklung von OB, insbeson-
dere durch eine klare Kommunikation vor und wahrend des Verfahrens, hat einen zentralen
Einfluss auf die Akzeptanz des jeweiligen Verfahrens und von Entscheidungen. Wahrend des
Planungsprozesses werden maRgeblichen Weichenstellungen fiir den Erfolg von OB getrof-
fen. Wie die Planungsprozesse der OB fiir die in der Evaluation UVwWG relevanten Vorhaben
abliefen, wurde im Rahmen der vertieften Analyse durch Interviews mit éffentlichen und priva-
ten Vorhabentragern untersucht. Dadurch sollten sowohl die inhaltlichen und organisatori-
schen Prozessschritte der Planung nachvollzogen werden kénnen als auch Einblicke in die
internen Zusammenhange moglich werden.

Fur die meisten privaten und kommunalen Vorhabentrager, die im Rahmen der Evaluation
interviewt wurden, war die Planung der OB eher ein schrittweiser Prozess, der sich aufgrund
der jeweiligen Rahmenbedingungen sowie Erfahrungen ergab als ein systematisches, forma-
lisiertes und weitgehend vorstrukturiertes Vorgehen. So wiirden die Formate nach den Bedar-
fen der Offentlichkeit bzw. spezifischer Akteure (Gemeinden, Verbénde etc.) ausgewahlt und
auch die Themen der OB wiirden entsprechend den Interessenslagen der Offentlichkeit ge-
wahlt. Allerdings hat dieses reaktive Vorgehen wenig mit einer systematischen Akteurs- und
Umfeldanalyse zu tun. Die Planung wird vielmehr durch zufallige Begegnungen und personli-
che Erfahrungen geleitet. Daher ist es wenig liberraschend, dass der Austausch mit Personen,
die bereits Erfahrungen in der OB hatten, als wichtige Grundlage fiir die eigene Planung an-
geflhrt wurde. Insbesondere Seminare liber dieses Thema wirden wichtige Informations- und
Austauschforen darstellen. Entsprechend lagen detaillierte Ablaufplane, Checklisten o. a. zur
Vorbereitung der OB in den meisten Fallen nicht vor. Ein privater Vorhabentrager berichtete,
dass zwar einzelne Schritte der OB festgelegt seien, diese aber nicht zeitlich verankert wiirden
und das Voranschreiten des OB-Prozesses stark von den Fortschritten der inhaltlichen Pla-
nungen (beispielsweise die Erstellung von Gutachten) abhange. Eine Planung sei aufgrund
unvorhersehbarer Fragen und Themen, die in den Informationsveranstaltungen angeschnitten
werden, nicht mdglich. Eine formalisierte Vorbereitung kénne daher nur eingeschrankt erfol-
gen.

Allerdings war der Grad der Professionalisierung und Systematisierung bei der Planung auch
abhangig von der GrolRe der Unternehmen. Interviews mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
von groReren Unternehmen belegten eine gréRere Expertise in Bezug auf die Planung im Ge-
samten als auch hinsichtlich der Formate im Speziellen. So wurden Vorbesprechungen mit
betroffenen Gemeinden, der Genehmigungsbehdrden sowie betroffenen Anwohnerinnen und
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Anwohnern durchgefiihrt sowie eine Auswahl von Formaten angeboten (Informationsveran-
staltung und Projektwebseite). In einem Fall ging die Institutionalisierung des Planungsprozes-
ses noch weit dartiber hinaus. So wurde auf der Basis eines bestehenden Kommunikations-
konzepts, das den Rahmen und die Richtlinien fiir die OB sowie eine Auflistung von Formaten
mit einer jeweiligen Bewertung beinhaltete, die durchzufihrende OB geplant. Das Konzept
umfasste alle relevanten Parameter, wie beispielsweise Zielvorstellungen, Zeitplane, Formate,
Zielgruppen etc., die auf der Grundlage einer Umfeldanalyse entstanden waren. Diese OB war
darlber hinaus als lernendes System angelegt, indem durch regelmafRige Feedbacks der be-
teiligten Akteure eine kontinuierliche Anpassung des Konzepts sowie der nachfolgenden OB-
Formate erfolgte.

Beteiligungsscoping

Um die Planung von Vorhaben zu professionalisieren, hatte die VwV OB das Instrument des
Beteiligungsscopings eingefiihrt. Die Durchfiihrung von Mafinahmen wéahrend der Phase des
Beteiligungsscoping ist jedoch nur fiir die RP als 6ffentliche Vorhabentrager verpflichtend. Je-
doch waren diese aufgrund der Uberschneidungen zwischen VwV OB und UVwG dazu ange-
halten, ein Beteiligungsscoping auch bei Vorhaben durchzufiihren, die unter das UVwG fielen.
Wie die Interviews verdeutlicht hatten, wurde bei drei der fiinf vertieft untersuchten Vorhaben
ein entsprechendes Beteiligungsscoping vor dem Start der frilhen OB durchgefiihrt wurde.23°
Stellenweise wurde auch von der Erarbeitung eines gemeinsamen Beteiligungsfahrplans be-
richtet. Wahrend des Beteiligungsscopings waren in der Regel die Akteure eingebunden, die
sich auch im weiteren Verlauf beteiligten. Die Einbindung zum Beteiligungsscoping erfolgte
Uber eine aktive Einladung seitens der Vorhabentrager. Auf ein Problem, das sich durch das
Beteiligungsscoping bzw. das Aufstellen eines Beteiligungsfahrplans ergeben kann, hatte ein
RP hingewiesen. So seien die urspriinglich ausgehandelten Formate und zeitlichen Ablaufe
relativ verbindlich festgelegt, was eine flexible Anpassung an verdnderte Rahmenbedingungen
im Laufe der OB erschwere. Allerdings sollte eine Nichteinhaltung von Absprachen unbedingt
vermieden, weil daraus massive Konflikte entstiinden. Ein Vorhabentrager berichtete von einer
Situation, in der nachhaltige und schwerwiegende Konflikte durch die Nichteinhaltung der zu
Beginn festgelegten Ablaufe ausgeldst worden. Vielmehr konnte der Vorhabentrager die Ver-
einbarungen aufgrund einer politischen Entscheidung nicht einhalten. Um dem Dilemma der
Notwendigkeit einer gewissen Flexibilitat auf der einen Seite und der Einhaltung von Abspra-
chen auf der anderen zu begegnen, ging ein Vorhabentrager den Weg der schrittweisen Pla-
nung. Das ermdglichte eine weitreichende Beriicksichtigung der Einwande der Beteiligten und
gleichzeitig blieben die Spielraume fir flexible Anpassungen seitens des Vorhabentragers
grofd genug. Es zeigt sich demnach, dass ein Beteiligungsscoping zwar die Méglichkeit der
Einflussméglichkeiten der Beteiligten hinsichtlich des OB-Prozesses erhdéhen kann, jedoch
auch fir die Vorhabentrager hinsichtlich notwendiger Flexibilitat problematisch sein kann. Ein
entsprechend achtsames Vorgehen ist demnach hinsichtlich des Beteiligungsfahrplans zweck-
dienlich.

Grundsatzlich wurde das Beteiligungsscoping ausschlieBlich als sehr sinnvolles Instrument
der OB wahrgenommen. Aus Sicht der Vorhabentréger eignet es sich insbesondere zur klaren
Definition und Kommunikation der Ziele und Rollen sowie der Regeln der Zusammenarbeit.

239 Einige der Vorhaben begannen noch vor 2015, sodass hier ein Beteiligungsscoping durch die VwV OB noch
nicht obligatorisch war und nicht durchgefiihrt wurde.
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Umfeldanalyse

Eine Umfeldanalyse, deren Ziel und Verfahren auch in der VwV OB dargestellt wird, wurde bei
den vertieft beobachteten Vorhaben im Rahmen der Vorbereitung der friihen OB von fiinf Vor-
habentragern (drei RP und zwei private Vorhabentrager) durchgefihrt. Von einem privaten
Vorhabentrager wurde die Umfeldanalyse als sehr umfangreicher analytischer Prozess be-
schrieben, bei dem auch auf Kommunalberatungen mit regionalem Schwerpunkt zuriickgegrif-
fen werden konnte. Bei den drei RP wurde die Umfeldanalyse ebenfalls als zeitlich intensives
Verfahren wahrgenommen und in Verbindung mit dem Beteiligungsscoping durchgefiihrt. Die
Mehrheit der Vorhabentrager hatte keine Umfeldanalyse durchgefiihrt; haufig erfolgten das
Kennenlernen und die Auseinandersetzung mit den Interessen der Beteiligten im Laufe des
Prozesses ohne schematische Form einer Umfeldanalyse. Ein kommunaler Vorhabentrager
gab an, erst bei der Planung konkreter Formate eine Analyse der Akteure durchgefiihrt zu
haben — durch das sich iberschneidende Personal zwischen den Gemeinden und dem Zweck-
verband als kommunaler Vorhabentrager seien viele Akteure ohnehin bekannt.

Planungsdauer

Die Lange des Planungsprozesses variiert stark und ist insbesondere von dem Vorhaben
selbst abhangig. Zwei private Vorhabentrager gaben konkrete Zeitspannen fir die Planung
einzelner Formate an: Fur die Erstellung bis zur Veréffentlichung von Projektinformationen
wurde eine Woche Vorbereitungszeit angegeben und fir die Planung eines Informationstages
fur die Offentlichkeit wurden zwei Tage Vorbereitungszeit veranschlagt. Ein kommunaler Vor-
habentrager berichtete von einer Vorbereitungszeit von zwei Wochen, wobei dies eine relativ
kurzfristige Planung gewesen sei. Fir die weitere friilhe OB waren sechs Wochen an Planungs-
dauer investiert worden, wobei insbesondere die Woche vor der Durchfiihrung der Formate
am arbeitsintensivsten gewesen sei. Ein Vorhabentrager eines RP berichtete sogar von einem
Jahr Planungszeit, wobei das Scoping hingegen nur ein kurzer Termin gewesen sei. Drei Vor-
habentrager konnten die Dauer der Planung nicht einschatzen: Die Planung der OB wiirde
den gesamten Zeitraum vor dem formellen Verfahren andauern und eine wirkliche Planungs-
phase habe es nicht gegeben. Allerdings sei mit der Planung insgesamt ein immenser Arbeits-
und Kostenaufwand verbunden, da auch externe Planerinnen und -planer mit der Erstellung
zusatzlicher Unterlagen betraut werden mussten. Ein weiterer privater Vorhabentrager sprach
von einer mehrere Monate andauernden Planungsphase fiir die OB, da nicht nur die Formate,
sondern auch die Meilensteine fiir eine OB festgelegt wurden und somit eine umfassendere
und formalere Planung vorgenommen wurde. Die Lange der Planungsphase kann demnach
nicht Gber alle Vorhabentrager hinweg konkret benannt werden und hangt von der GréRe des
Vorhabens sowie insbesondere vom Umfang der Vorbereitungen (beispielsweise Umfeldana-
lyse und Scoping) ab.

6.4.2 Einbindung der Stakeholder

Die Einbindung relevanter Stakeholder in den Planungsprozess war nach der vertieften Ana-
lyse ausgewahlter Vorhaben ein selbstverstandlicher Bestandteil der Planung — auch unab-
hangig von der Durchflihrung (oder Obligation) eines Beteiligungsscopings. Gemeinden spiel-
ten dabei die grofite Rolle, insbesondere bei der Planung von Veranstaltungen sowie der Iden-
tifikation und dem Einbezug relevanter Stakeholder. In einem Fall betonte der Vorhabentrager,
dass die Gemeinden auch bei der Wahl der Methoden eingebunden worden seien, allerdings
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verblieb die endgliltige Festlegung tUber Formate und Methoden beim Unternehmen. Eine Ein-
flussnahme auf die Planung war nach Aussagen der Stakeholder in Bezug auf folgende As-
pekte méglich: Umfang und Methoden der OB sowie diskutierte Themen und relevante Ak-
teure. Jedoch variierte die Wahrnehmung tber den Umfang der Einflussmdglichkeiten erheb-
lich. Insbesondere Vertreterinnen und -vertreter von Blrgerinitiativen kritisierten immer wieder,
dass keine Einbindung stattgefunden habe, aber auch weitere Stakeholder konstatierten in
dieser Hinsicht einen Mangel. Griinde fiir diese ambivalente Wahrnehmung liegen zum einen
in der Unterschiedlichkeit der Vorhaben bzw. dem unterschiedlichen Umgang in der Planung
seitens der Vorhabentrager. Zum anderen kdnnten diese unterschiedlichen Ansichten aus ei-
ner unzureichenden Kommunikation tber Mdglichkeiten und Grenzen von Beteiligung resul-
tieren.

6.4.3 Planungsressourcen

Eine systematische und strukturierte Planung setzt das Vorhandensein entsprechender Doku-
mente, Vereinbarungen, Leitlinien etc. voraus. Zur Verbesserung und Professionalisierung der
OB wurde daher vom Staatsministerium die VwV OB formuliert sowie ein begleitender Pla-
nungsleitfaden herausgegeben, der als Hilfe in der praktischen Planung und Durchfiihrung der
OB fungieren soll. Diese Dokumente stellen allerdings nur eine Quelle dar, die Vorhabentrager
zur Unterstiitzung ihrer OB-MaRnahmen heranziehen kénnen. Abbildung 14 stellt dar, welche
Quellen die Interviewten der vertieft untersuchten Vorhaben angegeben hatten. Der Planungs-
leitfaden rangierte dabei an erster Stelle und wurde mit Abstand am haufigsten als Quelle
angegeben. An zweiter Stelle wurden Dokumente und Leitfaden angefiihrt, die die jeweiligen
Vorhabentrager selbst erstellt hatten. Als weitere niitzliche Hilfen wurden Webseiten, beste-
hende Handblicher von Bundes- und Landesministerien sowie anderer Unternehmen und Be-
hérden sowie die VDI Richtlinien 7000 und 7001 beschrieben. Am wenigsten wurde die Norm
DIN ISO 26000 benannt.
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Abbildung 14: Genutzte Quellen/Dokumente zur Vorbereitung

Planungsleitfaden OB der Landesregierung BaWii 41
Eigene Dokumente/Leitfaden 27

Webseite 18

Leitfaden/Handblicher Bundes-/Landesministerien 12
VDI 7001 11
VDI 7000 11

Leitfaden/Handblicher weiterer Behdérden 9
DIN ISO 26000 3
Leitfaden/Handblicher anderer Unternehmen 2

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45
n=55 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Da die Vorhabentrager in relativ groBem Umfang Dokumente fur die Planung und Durchfiih-
rung von OB selbst erstellten, wurden sie um weitere Auskinfte in dieser Hinsicht gebeten. So
wurden in einem RP interne Vorlagen zur Erarbeitung eines Beteiligungsverfahrens, zum Be-
teiligungsscoping, zur Umfeldanalyse und zum Beteiligungsfahrplan selbst erarbeitet und in-
tern abteilungsiibergreifend genutzt. Des Weiteren wurde angegeben, dass eigene Erfahrun-
gen aus der bisherigen Kommunikation mit Gemeinden sowie Burgerinnen und Burger bzw.
Erfahrungen aus ahnlichen Projekten in Form selbst erstellter Materialien als Vorlage dienten.
Zudem lagen in einzelnen Féllen, insbesondere, bei privaten Vorhabentragern, auch interne
Kommunikationsanweisungen zur Vorbereitung der OB vor. In einem Fall war das bereits an-
gefiihrte Kommunikationskonzept Grundlage fiir die Vorbereitung der OB.

6.4.4 Zusammenfassung

Die Professionalisierung der Planung von OB war in den vertieft untersuchten Vorhaben auf
unterschiedlichem Niveau und eher bei gréReren Unternehmen relativ ausgepragt. Zudem war
der Grad von den vorhandenen Ressourcen und (personlichen) Erfahrungen abhéngig. Grund-
séatzlich schien die Planung der OB ein eher zufélliger Prozess zu sein, der sich aufgrund der
jeweiligen Rahmenbedingungen und Erfahrungen ergab und stellte weniger ein systematisier-
tes und formalisiertes Vorgehen dar. Positiv auf die Formalisierung wirkte sich das Beteili-
gungsscoping aus. Sowohl durch das Scoping als auch durch die Umfeldanalyse war eine
frihzeitige Identifikation und Einbindung relevanter Akteure moglich. Zur Vorbereitung der Pla-
nungsphase wurden nach Angaben der Vorhabentrager insbesondere der Planungsleitfaden
der VwV OB und selbst erstellte Dokumente zur Hilfe herangezogen. Die Lange der Planungs-
prozesse war sehr unterschiedlich und vor allem abhéngig von dem jeweiligen Vorhaben. So
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gab es Vorhaben, bei denen die Planung innerhalb einer Woche erfolgte, andere Vorhaben-
trager berichteten dagegen auch von jahrelangen Planungsphasen.

6.5 Akteure

Die bei einer OB beteiligten Akteure kénnen den gesamten Prozess wesentlich beeinflussen.
Deren offene und konstruktive Grundhaltung ist ebenso wichtig, wie die Bereitschaft, eigene
Positionen und Bewertungen in Frage zu stellen. Das politische Commitment und die ergeb-
nisoffene Bereitschaft zum Dialog stellen wesentliche Erfolgsfaktoren fir das Gelingen von OB
dar. Nur eine aufgeschlossene und wertschatzende Grundhaltung aller Beteiligten ermdglicht
einen Dialog auf Augenhohe.

Welche unterschiedlichen Akteure der OB bei den untersuchten Vorhaben beteiligt waren, wird
nachfolgend dargestellt. Darliber hinaus werden die Bedeutung und Aufgaben externer Dienst-
leister beleuchtet. Des Weiteren werden die Stimmung und Atmosphére zwischen den Akteu-
ren untersucht. Grundlage dieser Ausfihrungen ist die standardisierte Onlineumfrage unter
offentlichen wie auch privaten Vorhabentragern sowie die Expertinnen- und Experteninter-
views unter den Vorhabentragern und Beteiligten der vertieft untersuchten Vorhaben. Bertick-
sichtigt wurden dabei sowohl die verantwortlichen Vorhabentrager, die die friihe OB durchfiihr-
ten, als auch die teilnehmenden Akteure. Spezifika zwischen 6ffentlichen und privaten Vorha-
bentragern werden an entsprechender Stelle in den Unterkapiteln dargestellt.

6.5.1 Durchfiihrende
6.5.1.1 Offentliche Vorhabentriger

Grundsétzlich kann die frithe OB bei Vorhaben von unterschiedlichen Akteuren durchgefiihrt
werden: (1) vom Vorhabentrager selbst, (2) vom Vorhabentrager mit Unterstiitzung anderer
Akteure oder (3) von anderen Akteuren im Auftrag des Vorhabentragers. Von den 54 6&ffentli-
chen Vorhabentriagern im Sample wurde die frilhe OB mehrheitlich in deren alleiniger Verant-
wortung durchgefihrt (29 Nennungen, 53,7 Prozent; siehe Abbildung 15). Sehr haufig wurde
die friihe OB aber auch von den Vorhabentrédgern gemeinsam mit anderen Akteuren geplant
und umgesetzt (24 Nennungen, 44,4 Prozent) durchgefiihrt. Fast nie wurde die Verantwortung
an andere Akteure Ubertragen.
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Abbildung 15: Verantwortliche der OB - 6ffentliche Vorhabentrager

...wurde von uns selbst durchgefiihrt 29

...wurde von uns selbst und anderen

Akteuren durchgefiihrt 24

...wurde von anderen Akteuren im
Auftrag des Vorhabentragers 1
durchgefihrt

0 5 10 15 20 25 30 35
n=54 Anzahl Nennungen

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

OB erfordert professionelle Fachkompetenz und diese kann mit den vorhandenen Personal-
kapazitaten teilweise nicht von den verantwortlichen Vorhabentrdgern tbernommen werden.
Daher wurde in relativ breitem Umfang auf die Unterstiitzung durch externe Dienstleister zu-
rickgegriffen (siehe Abbildung 16). Mit groBem Abstand wurden des Weiteren Kommunen
eingebunden, gefolgt von RP und Landkreisen. In einem Fall war ein Planungsburo involviert
gewesen.

Abbildung 16: Unterstiitzung der 6ffentlichen Vorhabentriger bei der OB durch andere

Akteure
Externe Dienstleister 23
Kommunen 12
RP 6
Landkreise 4
Planungsbiro 1
0 5 10 15 20 25
n=24 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Neben diesem Ergebnis, das auf der Grundlage der Onlineumfrage basiert, wurden die Ver-
antwortlichkeiten auch bei den vertieft untersuchten Vorhaben gepriift. So waren in den RP
vor allem die OB-Referentinnen und Referenten in Zusammenarbeit mit den Projektleiterinnen
und -leitern (sowie gegebenenfalls Projektverantwortlichen) fiir die OB zustandig. Die Abtei-
lungen 4 und 5 der RP hielten jeweils anderthalb bis drei Personalstellen fiir OB-Referentinnen
und Referenten vor. Je nach Bedeutsamkeit des Vorhabens (hinsichtlich politischer Bedeutung
oder der Konflikthaftigkeit) wurden die Referatsleiterinnen und -leiter, Abteilungsleiterinnen
und -leiter, die (")B-Koordinierungsstellen sowie, bei besonders hoher politischer Brisanz des
Vorhabens, die Hausspitzen in die Planung miteinbezogen. Was den Einbezug weiterer Ab-
teilungen angeht, spielten auch Fachabteilungen teilweise bei der Planung der OB eine Rolle.
Des Weiteren waren in der Regel die Pressestellen fir begleitende MaRnahmen involviert.
Keine Relevanz hatten die fiir die Finanzen zustandigen Abteilungen.

Neben den RP waren bei den 6ffentlichen Vorhabentragern auch Kommunen bei den vertieft
untersuchten Vorhaben fiir die Planung und Durchfilhrung von OB zustandig. Die beiden
Zweckverbande, die in kommunaler Tragerschaft Projekte im Anwendungsbereich des UVwG
durchfuhrten, verfiigten nach eigenen Angaben Uber keine eigene Abteilung fiir die Planung
und Durchfiihrung der OB. Das Personal zur Durchfiihrung der Projekte der Zweckverbéande
sei von den (gréRten) Verbandsgemeinden oder vom Landratsamt gestellt worden. Fiir die OB
verantwortlich waren in einem Fall der Geschaftsfiihrer des Zweckverbands, der Biirgermeis-
ter der Verbandsgemeinde, in dem das Vorhaben realisiert werden sollte, der Verbandsvor-
steher sowie der Betriebsbeauftragte. Im Falle des anderen Zweckverbands waren aufgrund
der geringen GroRe des Verbands alle drei Personalstellen in die Planung der OB eingebun-
den, daruber hinaus wurden die Ressourcen des Landratsamts genutzt, insbesondere im Be-
reich Presse- und Offentlichkeitsarbeit.

6.5.1.2 Private Vorhabentrager

Die Verantwortung fir die Durchfiihrung der Vorhaben bei den privaten Vorhabentragern ah-
nelte der der offentlichen Vorhabentrager. Die Zusténdigkeit lag zu gleichen Teilen entweder
bei den Vorhabentragern selbst oder bei den Vorhabentragern gemeinsam mit anderen Akt-
euren (45 Prozent, 9 Nennungen; siehe Abbildung 17). Sehr selten wurde zur kompletten
Durchfiihrung der friihen OB ein anderer Akteur beauftragt.
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Abbildung 17: Verantwortliche der OB - private Vorhabentrager

... wurde von uns selbst und anderen 9
Akteuren durchgefiihrt

... wurde von uns selbst durchgefiihrt 9

... wurde von anderen Akteuren im
Auftrag des Vorhabentragers 2
durchgefihrt

0 2 4 6 8 10
n=20 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Zur Unterstitzung beauftragten auch die privaten Vorhabentrédger insbesondere externe
Dienstleister, gefolgt von Kommunen (siehe Abbildung 18). Im Unterschied zu den 6ffentlichen
Vorhabentragern wurden von Seiten der privaten Vorhabentrager auch Umwelt- und Wirt-
schaftsverbdnde miteinbezogen. Selten waren Landesministerien, RP und Landkreise invol-
viert.

Abbildung 18: Unterstiitzung der privaten Vorhabentriger bei der OB durch andere

Akteure
Externe Dienstleister 8
Kommunen 5
Umweltverband 2

Wirtschaftsverband 1
Landesministerium 1
RP 1
Landkreise 1

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9
n=9 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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In Bezug auf die personellen Ressourcen zur Planung und Durchfiihrung der OB offenbarten
sich deutliche Unterschiede zwischen den beiden gréReren und den kleineren Unternehmen
im Sample. Keines der kleineren Unternehmen verfligte Uber Personalstellen oder Abteilun-
gen, die ausschlieRlich fiir die OB bzw. Offentlichkeitsarbeit zustandig waren. Vielmehr lag die
Verantwortlichkeiten bei den Projektleiterinnen und -leitern. In zwei Féallen wurde die Planung
der OB durch externe Planerinnen und Planer bzw. ein Planungsbiiro unterstiitzt.

Die grofReren Unternehmen verfligten dagegen Uber ausreichende personelle Kapazitéaten. In
beiden Unternehmen waren eigene Abteilungen fiir die Unternehmenskommunikation und PR
zustandig und in Zusammenarbeit mit der Projektleitung maRgeblich fir die Planung der OB
mit verantwortlich. In einem Fall waren neben der Planung weitere Abteilungen (Assetmanage-
ment, Kommunalberaterinnen und -berater etc.) in die Vorbereitung eingebunden, sodass, den
Angaben der Interviewten zufolge, zehn bis 20 Personen fiir die OB zur Verfiigung standen.
Die Méglichkeiten zur Durchfiihrung von OB héngen mafgeblich von den personellen Res-
sourcen ab und in dieser Hinsicht waren groRe Unternehmen deutlich besser aufgestellt als
kleinere Unternehmen.

6.5.2 Teilnehmende
6.5.2.1 Offentliche Vorhabentriger

Im Rahmen der Onlineumfrage wurden die 6ffentlichen Vorhabentrager um Auskunft in Bezug
auf die teilnehmenden Akteure gebeten. Abbildung 19 verdeutlicht die grof3e Bandbreite der
teilnehmenden Akteursgruppen. Von den 54 untersuchten Vorhaben unter offentlicher Trager-
schaft waren nach Angaben der &ffentlichen Vorhabentrdger Gemeindedmter mit Gber 80 Pro-
zent (bei 45 Vorhaben) am haufigsten beteiligt. An zweiter Stelle rangierten betroffene Birge-
rinnen und Blrger sowie interessierte Personen mit jeweils Gber 70 Prozent (bei 39 Vorhaben).
Mebhrheitlich waren dariiber hinaus die Amter der Land- und Stadtkreise beteiligt, gefolgt von
Umweltverbanden und RP. Bei rund einem Drittel der Vorhaben waren Fachbehdrden der Lan-
desverwaltung. Biirgerinitiativen und Unternehmen involviert. Landesministerien, Wirtschafts-
verbande und kommunale Spitzenverbande hatten nur bei wenigen Vorhaben teilgenommen.
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Abbildung 19: Teilnehmende von OB bei Vorhaben unter 6ffentlicher Tragerschaft

Gemeindeamter

Interessierte

Betroffene Blrgerinnen und Burger
Amter von Land-/Stadtkreisen
Umweltverbande

RP

Fachbehorden

Bdrgerinitiativen

Unternehmen

39
39
35
25
24

15
13

45

Wirtschaftsverbande 4
Landesministerien 4

Spitzenverbande 3

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50
n=71 Anzahl Nennungen

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Weitere Stakeholder, die nicht durch die Liste abgedeckt waren, aber als Teilnehmende von
den offentlichen Vorhabentrdgern genannt wurden, waren: Grundstiickseigentiimerinnen und
-eigentimer, landwirtschaftliche Verbande, Fischereien, Jagdverbande, Planungsbiros, Land-
tagsabgeordnete, Vereine und Gaststatten sowie die Presse. Nicht nur Stakeholder und Bur-
gerinnen und Biirger beteiligten sich im Zuge der friihen OB, sondern auch die Genehmigungs-
behérden wurden als weitere Teilnehmende benannt. Als Genehmigungsbehdrden wurden
Kommunen, Kreisverwaltungen, diverse Landratsamter und RP genannt, aber auch stadtische
Abteilungen, die in ihrer Funktion als Genehmigungsbehérde an der frilhen OB teilnahmen.
Betrachtet man die Anzahl der teiinehmenden Akteure, so hatten mit weitem Abstand be-
troffene Biirgerinnen und Biirger sowie interessierte Personen an der friilhen OB teilgenom-
men.

Im Rahmen der Onlineumfrage hatten die 6ffentlichen Vorhabentrager eine grofe Bandbreite
relevanter Stakeholder als Teilnehmende der friihen OB angegeben. Durch Interviews bei den
vertieft untersuchten Vorhaben in 6ffentlicher Tragerschaft wurde geprift, wie sich die Beteili-
gung aus Sicht der Stakeholder darstellt. Es zeigte sich, dass die Akteure in der Regel seit
Beginn der OB an den Vorhaben beteiligt waren (teilweise zeitlich beschrankt durch die Amts-
zeiten von Burgermeisterinnen und -meistern, die Tatigkeiten als Verbandsvorsitzende oder
die Griindung einer Birgerinitiative). Alle interviewten Akteure hatten mindestens ein Jahr
(gréRtenteils mehrere Jahre) Erfahrung mit der OB in den untersuchten Vorhaben, sodass eine
Bewertung der OB seitens dieser Akteure fiir die Evaluation eine valide Grundlage darstellt.

Fast alle der interviewten Stakeholder nahmen an den angebotenen Formaten teil; lediglich
die Burgermeisterinnen und -meister berichteten, dass Formate auch von Vertreterinnen und
Vertretern ihrer Bau- oder Umweltadmter (je nach fachlicher Ausrichtung des Formats) besucht
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wurden. Haufig wurde an mehreren verschiedenen Formaten bzw. Veranstaltungen mitge-
wirkt. Genannt wurden unter anderem regelmafige Projektbegleitkreissitzungen, 6ffentliche
Informationsveranstaltungen, bilaterale Gesprache mit den Vorhabentragern sowie spezielle
Formate fiir ausgewahlte Themen oder eine spezielle Zielgruppe. Auch die Webseiten waren
nach Auskunft der Befragten hilfreich und wurden regelmaRig als Informationsquelle aufgeru-
fen. In einem Fall berichteten mehrere Akteure von der Teilnahme an Onlineformaten.

Die Planung und Durchfiihrung der Formate waren in der Regel auf die Vorhabentréager zu-
rickzufiihren, nur in einem Fall wurden die Formate auf Forderung der Stakeholder umgesetzt.
Bei einem anderen Vorhaben hatte eine Burgerinitiative eine eigene Veranstaltung abgehal-
ten.

Die Formate wurden tberwiegend als hilfreich und adaquat wahrgenommen, nur wenige wur-
den als irrelevant bewertet. Nach Auskunft der Interviewten sei die Durchflihrung einer Vielzahl
an MaRnahmen aufgrund der von allen Stakeholdern eingeschatzten hohen Bedeutsamkeit
der Vorhaben sehr wichtig gewesen. Die hohe Relevanz der Vorhaben ergab sich laut den
Befragten aus folgenden Griinden: Naturschutzbelange, die Verkehrsbelastung vor Ort sowie
die Dringlichkeit der Entlastung, die Schaffung notwendiger Infrastruktur, (landwirtschaftliche)
Betroffenheit durch die baulichen MaRnahmen oder Auswirkungen des Vorhabens, die ver-
kehrspolitische Bedeutung von MalRnahmen in der Region sowie die Bedeutung der zu bear-
beitenden Flache als Naherholungsgebiet.

Sowohl die Onlineumfrage unter den Vorhabentragern als auch die Interviews der Stakeholder
belegten, dass eine umfangreiche OB stattgefunden hatte.

6.5.2.2 Private Vorhabentrager

Ebenso wie die 6ffentlichen Vorhabentrager gaben auch die privaten Vorhabentrager im Rah-
men der standardisierten Befragung an, welche Akteure an der friihen OB teilnahmen und ob
unter den Teilnehmenden Genehmigungsbehérden anwesend waren. Abbildung 20 zeigt bei
den 20 untersuchten privaten Vorhabentragern eine nahezu identische Rangliste der in die
frihe OB-involvierten Stakeholder wie bei den &ffentlichen Vorhabentragern, mit Ausnahme
der Amter von Land- und Stadtkreisen. Diese hatten sich bei den Vorhaben unter éffentlicher
Tragerschaft deutlich haufiger beteiligt als bei den untersuchten Vorhaben unter privater Tra-
gerschaft. Ungeachtet dieser Ausnahme ist die Rangliste identisch: Fast bei allen Vorhaben
waren Gemeindeamter, betroffene Birgerinnen und Biirger sowie interessierte Personen in-
volviert. Bei knapp der Halfte hatten Umweltverbande, RP und Birgerinitiativen teilgenommen.
Weniger prasent waren Unternehmen, Fachbehérden der Landesverwaltung, Landesministe-
rien und Wirtschaftsverbande. Die kommunalen Spitzenverbande beteiligten sich bei keinem
der untersuchten Vorhaben.
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Abbildung 20: Teilnehmende von OB bei Vorhaben unter privater Trigerschaft

Interessierte 17
Betroffene Blirgerinnen und Biirger 17
Gemeindeamter 17
Umweltverbande 9
Birgerinitiativen 8
RP 8
Amter von Land-/Stadtkreisen 7
Unternehmen 5
Fachbehorden 4
Landesministerien 3
Wirtschaftsverbande 2

0 2 4 6 8 10 12 14 16 18
n=23 Anzahl Nennungen

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Im Rahmen der friihen OB nahmen auch bei den von privaten Vorhabentragern durchgefiihr-
ten Vorhaben Genehmigungsbehérden teil. Die Genehmigungsbehdrden waren durch die RP
und verschiedene Landratsamter vertreten.

Die grolRe Bandbreite beteiligter Stakeholder spiegelte sich auch bei den vertieft untersuchten
Vorhaben wider. Hinsichtlich des Zeitpunkts der Teilnahme bzw. der Zeitspanne der Beteili-
gung zeigte sich kein Unterschied zu den Stakeholdern, die an den Vorhaben in 6ffentlicher
Tragerschaft teilgenommen hatten. Auch hier hatten die Akteure meist seit Beginn an der OB
teilgenommen (lediglich eingeschrankt durch die oben genannten Falle). Auch hier wurden in
der Regel verschiedene Formate besucht und regelmafig an den Veranstaltungen teilgenom-
men. Hier zeigte sich jedoch, dass die Gemeinden explizit in die OB durch verschiedene For-
mate, Vorgesprache mit den Vorhabentragern oder Projektvorstellungen in Gemeinderaten,
eingebunden worden waren. Ebenso wie bei den 6ffentlichen Vorhabentragern wurden auch
bei Vorhaben unter privater Tragerschaft einige wenige Veranstaltungen von Stakeholdern
organisiert, in den beobachteten Fallen durch Birgerinitiativen und Gemeinden. Dies war ins-
besondere im Rahmen eines Vorhabens zu beobachten, bei dem mehrere Stakeholder be-
richteten, dass nicht der Vorhabentrager, sondern die beteiligte Gemeinde Veranstaltungen
fir die Offentlichkeit angeboten hatte 240

Auch im Rahmen dieser Interviews wurde die Vorhabensbedeutung als (sehr) hoch einge-
schétzt. Die Griinde gleichen sich mit den bei den 6ffentlichen Vorhabentragern benannten
Aspekten: Naturschutzbelange, die Betroffenheit von Gemeinden bzw. Anwohnerinnen und
Anwohnern durch die baulichen Malnahmen und Auswirkungen des Vorhabens sowie die
Bedeutung der Natur der Region.

240 Die Gemeinde hatte selbst von sich als Partner des Vorhabentragers im Rahmen dieses Projekts gesprochen.
Der Vorhabentréger des Vorhabens konnte nicht fiir ein Interview gewonnen werden.
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6.5.3 Externe Dienstleister

Die Planung und Durchfilhrung der friihen OB erfordert vielfiltige Kompetenzen und nicht
durchgéngig stehen den Vorhabentragern personelle, fachliche und zeitliche Ressourcen in
ausreichendem Umfang zur Verfiigung. Gerade professionelle OB erfordert Expertise in vielen
Bereichen, wie beispielsweise im Projektmanagement, in der Kommunikationsarbeit, bei der
Prozessbegleitung, bei der Moderation etc. In welchem Umfang und mit welchen Aufgaben
offentliche und private Vorhabentrager spezialisierte Dienstleister eingebunden haben, wurde
im Rahmen der Onlineumfrage und durch Interviews untersucht. Dabei wurde auch die Sicht-
weise der Dienstleister analysiert. Thematisiert wurden (auch mit Vorhabentragern und Stake-
holdern) die inhaltlichen Arbeitsauftrage, die Kommunikation im Rahmen des Auftrags sowie
der Aufwand und die Bewertung des Auftrags.

6.5.3.1 Beauftragung externer Dienstleister durch 6ffentliche Vorhabentrager

Bei den von den offentlichen Vorhabentragern durchgefiihrten Projekten wurden bei vier Vor-
haben Dienstleister engagiert?*!. Die Dienstleister sollten mit inrer Expertise in den Bereichen
Projektsteuerung und Moderation helfen.?*> Aufgaben und Beauftragung

So lag die Aufgabe der Projektsteuerungsbiiros in der Koordination, Dokumentation und Or-
ganisation der OB. Das Moderationsbiiro wurde mit folgenden Aufgaben betraut: Organisato-
rische Vorbereitung der Formate, Beratung im OB-Prozess und Moderation von Veranstaltun-
gen. Ein Beratungsunternehmen war in einem dritten Vorhaben engagiert worden und Uber-
nahm sowohl Projektkoordinations- als auch Moderationsaufgaben. Alle engagierten Dienst-
leister hatten mehrere Veranstaltungen unterschiedlicher Formate (6ffentliche Informations-
veranstaltungen, Projektbegleitkreissitzungen etc.) mit durchgefiihrt und im Falle der Projekt-
steuerungsbiros auch die Pressearbeit mitbegleitet.

Die Beauftragung der Dienstleister erfolgte durch die jeweils zustandigen Fachreferate, die
Kommunikation lief jedoch hauptsachlich (iber die Projektleitungen oder zusténdigen OB-Re-
ferentinnen und -Referenten. Der Grad der Involvierung der Dienstleister war relativ hoch,
denn sie waren neben ihren originaren Aufgaben in die jeweils stattfindenden Projektteamsit-
zungen zur Vor- und Nachbereitung eingebunden gewesen.

Griinde fiir die Beauftragung

Die Griinde fir die Beauftragung lagen nach Auskunft der 6ffentlichen Vorhabentrager in per-
sonellen und fachlichen Engpéassen. So habe die Beauftragung externer Dienstleister mit der
Organisation, Koordination und Dokumentation von OB zu einer Arbeitsentlastung gefiihrt.
Daruber hinaus boten die Expertise und die Erfahrungen der Dienstleister einen groRen Mehr-
wert bei der Vorbereitung und Planung der Formate. Die Moderation wurde in einem Vorhaben
in Rahmen des Beteiligungsscopings von beteiligten Akteuren gewiinscht und erméglichte

241 In Rahmen eines Vorhabens, das durch einen kommunalen Vorhabentrager durchgefiihrt wurde, war ein Dienst-
leister im Rahmen des formellen Verfahrens engagiert worden. Da dies auRerhalb des Zeitraums der frilhen
OB und damit auRerhalb des Anwendungsbereichs des § 2 UVWG liegt, wird diese Dienstleistung im Rahmen
dieser Evaluation nicht thematisiert.

242 Dariiber hinaus waren Fachgutachterinnen und -gutachter beauftragt worden, die jedoch nicht im Rahmen der
Evaluation interviewt worden waren.
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eine sachliche Moderation durch einen neutralen Akteur. Die Fachgutachterinnen und -gut-
achter unterstltzten die Vorhabentrager bei der Vorstellung der Fachthemen durch entspre-
chende Expertise.

Vorbereitung und Nachbereitung

Die Dienstleister wurden zur Vorbereitung und Durchfiihrung ihrer Leistungen Uber die Ziele
der OB durch die Vorhabentrager informiert. Diese lagen nach Auskunft der Vorhabentrager
vorrangig in der Informierung, Anhérung und ggf. Beteiligung der Stakeholder. Als weitere As-
pekte wurden die friihzeitige Identifikation potenzieller Konfliktthemen und die darauf folgende
Erarbeitung von Lésungsansatzen zur Vermeidung von Einwanden im formellen Verfahren
genannt. Diese Ziele wurden nach Einschatzung der Dienstleister erreicht, auch weil die durch-
gefihrten Formate passend gewesen waren.

Die durch die Dienstleister begleiteten Formate waren gemeinsam mit dem Projektteam nach
jeder Veranstaltung reflektiert worden. Dabei wurde nicht nur das interne Feedback der betei-
ligten Organisatoren, sondern auch das Feedback der Teilnehmenden eingeholt. Die Bewer-
tungen und Erkenntnisse wurden dokumentiert und flossen in die Organisation und Vorberei-
tung zukunftiger Veranstaltungen ein. Die Ergebnisse der Veranstaltungen (d. h. geschlossene
Kompromisse, Vereinbarungen unter den beteiligten Akteuren bzw. Ergebnisprotokolle) wur-
den durch die Projektsteuerungsbiros dokumentiert (in Form von Zusammenfassungen in
Schrift und Bildern bzw. in Form von Fragen- und Antwortlisten) und den Teilnehmenden via
E-Mail oder projekt-Webseiten zuganglich gemacht.

Bewertung der Leistungen

Die Dienstleister bewerteten den Prozess der Zusammenarbeit mit den Vorhabentragern so-
wie die inhaltliche Organisation als sehr erfolgreich. Insbesondere die Kommunikation und die
Abstimmungsprozesse mit den Vorhabentragern wurden als sehr gut beschrieben. Fir die
Vorbereitung seien alle notwendigen Ressourcen und Informationen sowie ein ausreichend
groRRer Gestaltungsspielraum vorhanden gewesen und die Diskussionen Uber Formate seien
sachlich und stets konstruktiv erfolgt.

Die Stakeholder kamen ebenfalls zu einer positiven Bewertung, wobei sich die Beurteilung in
erster Linie auf die Moderationsleistungen bezog. Die von den Projektsteuerungsbiros tber-
nommenen Tatigkeiten wurden bei der Frage nach der Beurteilung weitgehend ausgeblendet
und spielten keine Rolle. Die Tatigkeit der Moderatorinnen und Moderatoren wurde grundsatz-
lich sehr gut bewertet. Viele hatten die Moderation als professionell und fiir den Beteiligungs-
prozess als positives Element wahrgenommen. So sei eine neutrale und externe Person fiir
den Erfolg von OB-Formaten zentral. Einschréankend verwiesen zwei Stakeholder auf die Ab-
hangigkeit guter Moderationsleistungen von den jeweils mit der Tatigkeit betrauten Personen.
So hatten diese verschiedenen Moderatorinnen bzw. Moderatoren in unterschiedlicher Quali-
tat in dem OB-Prozess erlebt. Nicht durchgangig sei die Moderation professionell und souve-
ran gewesen, vielmehr seien auch Formate durchgefihrt worden, bei denen nicht alle Betei-
ligten durch die Moderation eingebunden gewesen seien.
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Aufwénde

Die Dienstleister hatten ihren jeweils bezifferten Zeitaufwand fiir die Leistungen geschatzt. Das
Projektsteuerungsbiiro hatte angegeben, dass sie fiir die Vor- und Nachbereitung einer Ver-
anstaltung circa eine Woche Zeitaufwand bendtigten. Die Leistungen umfassten ebenfalls die
Kommunikation mit dem Auftraggeber, die im Rahmen der Vor- und Nachbereitung anfiel. Das
Moderationsbuiro konnte die Aufwande nicht pauschal angeben, vielmehr seien diese abhan-
gig von den jeweiligen Veranstaltungen und vom Stand des Vorhabens. So erforderte die Vor-
bereitung zu Beginn des Verfahrens mehr Zeit als zum Zeitpunkt der Interviews, da bereits
Routinen und Konzepte entwickelt worden seien. Das Beratungsunternehmen hatte angege-
ben, dass der Aufwand aufgrund des relativ grolen Umfangs des Vorhabens entsprechend
hoch gewesen sei.

Die Vergabe einzelner Leistungen an externe Dienstleister flhrte zwar auf Seiten der Vorha-
bentrager zu Arbeitsentlastungen. Gleichzeitig verursachte die Beauftragung auch Koordinie-
rungskosten. Der Umfang der Kosten war dabei abhangig von der Art und dem Umfang der
Dienstleistung. Nach Auskunft eines kommunalen Vorhabentragers verursachten Absprachen
bei Moderationsleistungen einen relativ geringen Aufwand. Dagegen erwiesen sich die Ab-
stimmungen Uber die Inhalte von Printprodukten als verhaltnismafig zeitaufwandig. Hinsicht-
lich der Aufschlisselung der Kosten kann auf das Kapitel 6.1.4 verwiesen werden, in dem die
Aufwande flr externe Dienstleister seitens der RP fur Vorhaben im Evaluationszeitraum dar-
gestellt werden.

6.5.3.2 Beauftragung externer Dienstleister durch private Vorhabentrager

Private Vorhabentrager hatten bei sechs der 20 untersuchten Vorhaben Dienstleister beauf-
tragt. Dabei handelte es sich um ein Konfliktmanagementbiro, Projektsteuerungsbiros, Fach-
gutachterinnen und -gutachter sowie Dienstleister fiir Catering und Medientechnik.?*3 Das Kon-
fliktmanagementbiro hatte im Rahmen der Formate Angebote zur Mediation gemacht sowie
die Formate in der Vor- und Durchfiihrung begleitet. Dieses Biiro war aufgrund einer konflikt-
haften Situation durch den privaten Vorhabentrager in den OB-Prozess hinzugezogen worden.
Als Ansprechpartnerin fiir den Dienstleister fungierte die Leiterin der Offentlichkeitsarbeit, re-
gelmaRiger Kontakt bestand jedoch auch zu dem gesamten Projektteam.

Das Konfliktmanagementbiiro war ebenfalls aufgrund einer konfliktbehafteten Atmosphare be-
auftragt worden. Der Vorhabentrager zeigte sich dabei sehr offen gegentber den Ideen des
Dienstleisters. Als Ziel der vereinbarten Leistungen formulierte der Vorhabentrager die Klarung
und L6sung der bestehenden Konflikte sowie die Entwicklung einer offenen und transparenten
Atmosphare. Ersteres Ziel hatte der Dienstleister zu diesem Zeitpunkt als nicht erreichbar an
den privaten Vorhabentrager zuriickgespiegelt. Nach Auskunft des Dienstleisters wurden von
Seiten des Vorhabentragers alle notwendigen Ressourcen und Informationen zur Verfliigung
gestellt. Den Gestaltungsspielraum bei der Vorbereitung der Formate hatte der Dienstleister
als angemessen empfunden.

Bei der Evaluation der durchgefiihrten Veranstaltungen wurden die alle genannten Dienstleis-
ter miteinbezogen. In einem Fall wurde darlber hinaus berichtet, dass auch die Pressereso-
nanz sowie die Reaktionen der Stakeholder im Rahmen der Veranstaltungen eingeholt worden
seien.

243 |n einem Fall fungierte eine Kommune zusatzlich als Dienstleister hinsichtlich der Bereitstellung von Rdumen.
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Die Ergebnisse des Formats (Ergebnisprotokolle, Vereinbarungen etc.) wurden fiir die Offent-
lichkeit aufbereitet und in Form von Zusammenfassungen sowie Fragen- und Antwortlisten auf
der Webseite zuganglich gemacht. An der Dokumentation waren in einem Fall sogenannte
Redaktionsbiirgerinnen und -birger beteiligt gewesen, die sich freiwillig mit der Durchsicht der
Dokumentation beschéaftigt und diese fur die Verdffentlichung freigegeben hatten. Diese Do-
kumente wurden neben der Webseite auch tiber Gemeindeblatter und auf Basis einer von den
Teilnehmenden freiwillig auszufilllenden Kontaktliste verbreitet.

Bewertung der Leistungen

Die Zusammenarbeit mit den Vorhabentragern wurde von Seiten der Dienstleister aufgrund
folgender Aspekte positiv bewertet: unkomplizierte Bereitstellung notwendiger Informationen
und Ressourcen, Offenheit und Vertrauen in Bezug auf die Expertise (Vorbereitung von For-
maten, Moderationsleistungen), offener und respektvoller Austausch von Argumenten.

Die interviewten Stakeholder konnten bei Nachfrage die Dienstleister kaum bewerten, weil le-
diglich die externen Fachgutachterinnen und -gutachter als Dienstleister wahrgenommen wor-
den waren.

Aufwénde

Die Dienstleister konnten keine konkreten Angaben Uber die eingesetzten Kosten und Auf-
wande bei den vertieft untersuchten Vorhaben angeben. Das Konfliktmanagementburo hatte
eine anteilsmaflige Schatzung vorgenommen: So habe die Abstimmung mehr Zeit bean-
sprucht, als die Vorbereitung der Formate an sich. Der grof3te inhaltliche Aufwand sei in die
zielgruppengerechte Aufbereitung der Fachvortrage geflossen. Das Projektsteuerungsbiiro
berichtete, dass der Aufwand nicht pauschal je Format angegeben werden kénne, sondern
von der Konflikthaftigkeit der Vorhaben bzw. der jeweiligen Rahmenbedingungen abhange.

Die Aufwande der Vorhabentrager fiir die Koordinierungstatigkeiten variierte sehr stark?4:
Wahrend zwei Vorhabentrager einen sehr hohen Koordinierungsaufwand (in einem Fall wurde
ein Zeitraum von zwei Wochen fir die Vorarbeiten mit dem Dienstleister genannt) angaben,
schatzte ein anderer Vorhabentrager die Kosten fiir die Koordinierung mit zwei bis drei Stun-
den eher gering ein.

6.5.4 Stimmung und Vertrauen zwischen den Akteuren

Ob eine Birgerbeteiligung erfolgreich verlauft, hangt maflgeblich von den Akteuren und deren
Einstellungen gegeniiber dem Vorhaben und dem Prozess der Beteiligung sowie gegeniber
anderen Akteuren ab. Je vertrauensvoller die Zusammenarbeit erfolgen kann, umso wahr-
scheinlicher ist eine erfolgreiche Durchfiinrung der OB. Um zu untersuchen, welche Stimmung
und Atmosphare zwischen den Akteuren herrschte, hat das Evaluationsteam in den vertieft
untersuchten Vorhaben eine Reihe von Erhebungsinstrumenten entwickelt und im Rahmen
der Onlineumfrage und den Interviews eingesetzt.

244 Nur zwei Vorhabentrager machten hierbei konkrete Angaben zum Koordinierungsaufwand.
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6.5.4.1 Sicht der 6ffentlichen Vorhabentrager

Zunachst wurden die 6ffentlichen Vorhabentrager gebeten, die Atmosphéare mit Hilfe einer
Skala von 1 (viel Misstrauen) bis 5 (viel Vertrauen) einzuschatzen. Im Durchschnitt beurteilten
die 6ffentlichen Vorhabentrager die Stimmung relativ neutral: Sie war zwischen den beteiligten
Akteuren weder von Misstrauen noch von Vertrauen gepragt (Mittelwert von 3,1). Dieser
Durchschnittswert sagt jedoch wenig Uber den Verlauf aus: Wie war die Stimmung zu Beginn
und wie hat sich diese entwickelt? Konnte der Einsatz von OB zu einer Verbesserung der
Atmosphare beitragen? Anhand einer Skala von 1 (mehr Vertrauen) bis 5 (mehr Misstrauen)
sollten die Befragten einschatzen, inwieweit und ob sich die Einstellungen der Akteure veran-
dert hatten. Der Mittelwert von 2,3 verdeutlicht, dass sich eine Verbesserung abzeichnete. So
empfanden die o6ffentlichen Vorhabentrager die Atmosphare deutlich vertrauensvoller als zu
Beginn des Verfahrens.

Die Atmosphare zwischen den beteiligten Stakeholdern wurde in den vertieft untersuchten
Vorhaben unter 6ffentlicher Tragerschaft unterschiedlich wahrgenommen. In einem Teil der
beobachteten Vorhaben hatte sich die Atmosphare zwischen den Akteuren in der Wahrneh-
mung der Stakeholder verbessert. So sei es gelungen, eine konstruktive Arbeitsatmosphare
zu schaffen sowie eine Vertrauensbasis zwischen den Akteuren zu etablieren. Basis der posi-
tiven Entwicklung sei die frihzeitige Informierung aller Stakeholder, die Identifikation regiona-
ler und lokaler Betroffenheiten und die Wahl passender OB-Formate. Dass die beteiligten Per-
sOnlichkeiten einen mafigeblichen Einfluss auf die jeweilige Atmosphére austibten, machte ein
weiterer Vorhabentrager deutlich. Auch der Zeitpunkt des Verfahrens war zentral fiir die Wahr-
nehmung und Entwicklung der Stimmung. So war bei einem Vorhaben die Stimmung zu Be-
ginn von relativem Vertrauen gepragt gewesen, jedoch hatte sich diese nach der Variantenent-
scheidung, die fir viele beteiligte Akteure ein Bruch der Absprachen darstellte, deutlich ver-
schlechtert. Die nach dieser Entscheidung durchgefiihrten Veranstaltungen waren entspre-
chend sehr konfliktreich verlaufen.

Die Einstellungen der Stakeholder gegeniliber den Vorhaben oder Verfahren hatten sich, nach
deren Angaben, mehrheitlich nicht verandert. Nur in wenigen Fallen war eine Verschlechte-
rung gegenuber dem Verfahren berichtet worden. So war in einem Fall der Projektbegleitkreis
als zu grof3 und dadurch nicht ausreichend effektiv wahrgenommen worden. In einem zweiten
Fall hatte die Informierung Uber das Vorhaben zu einer ablehnenden Haltung eines Blrger-
meisters gegenuber dem gesamten Vorhaben gefiihrt. Die negative Entwicklung in einem drit-
ten Fall wurde bereits im Absatz vorher erlautert: Hier hatte die Variantenentscheidung zu
einem Vertrauensverlust der Stakeholder gefiihrt und damit auch die ablehnende Haltung ge-
geniiber dem Vorhaben intensiviert. In einigen Fallen wurden auch positive Veranderungen
der Einstellungen gegeniiber den Vorhaben und Verfahren berichtet: Weil die OB professionell
durchgeflhrt und kritische Stimmen gehért worden seien, hatten sich die Einstellungen gegen-
Uber dem Vorhaben verbessert. Auch die transparenten Darstellungen der Prozesse und Fak-
ten hatten die Einstellungen positiv verandert.

Damit der OB-Prozess von allen Beteiligten als fair wahrgenommen werden kann, ist die weit-
gehend gleichberechtigte Berlicksichtigung und Diskussion der Belange aller Akteure eine we-
sentliche Komponente. Daher wurden die Stakeholder um eine Einschatzung dieses Aspekts
gebeten. Der GrofYteil der interviewten Stakeholder kam zu einer positiven Bewertung: Alle
relevanten Stakeholder seien in ausreichendem Umfang beteiligt worden. Dariiber hinaus hat-
ten sich die Vorhabentrager offen gegeniiber weiteren Vorschlagen relevanter Akteure ge-
zeigt. Diese Vorschlage wurden auf Hinweise anderer Akteure von den Vorhabentragern um-
gesetzt und der Kreis der Beteiligten erweitert.
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Optimierungspotenziale wurden in Einzelfallen formuliert. So kritisierten einige interviewte Sta-
keholder, dass relevante Akteure nicht eingeladen worden seien, bzw. friiher hatten eingebun-
den werden mussen. Beispielsweise wurden hier Gewerbebetreibende und direkt betroffene
Anwohnerinnen und Anwohner genannt sowie eine starkere Einbindung der Kommunen ge-
fordert (insbesondere Einzelgesprache mit Kommunen bei GroRprojekten). Die Gefahr einer
fehlenden oder zu geringen Einbindung von Kommunen und Betroffenen liege in den Folge-
wirkungen, was die Konflikthaftigkeit angeht.?#5 In einem anderen Fall wurde kritisiert, dass der
Vorhabentrager vor allem die Akteure (in diesem Fall Naturschutzverbande) fiir die friihe OB
ausgewahlt hatte, die der Meinung des Vorhabentragers beigepflichtet hatten. Abweichende
Meinungen seien erst spater im OB-Prozess kommuniziert und angehért worden. Thematisiert
wurde von einem Stakeholder das Fehlen jiingerer Menschen bei OB-Prozessen. Es gelte,
Strategien zur Einbindung dieser Zielgruppe zu entwickeln.

6.5.4.2 Sicht der privaten Vorhabentrager

Ebenso wie die 6ffentlichen Vorhabentrager wurden auch die privaten Vorhabentrager im Rah-
men der Onlineumfrage gebeten, die Atmosphare zwischen den beteiligten Akteuren anhand
einer Skala von 1 (viel Vertrauen) bis 5 (viel Misstrauen) einzuschatzen. Die Beurteilung der
privaten deckt sich mit der Bewertung der 6ffentlichen Vorhabentrager: Die Atmosphare war
weder von Vertrauen noch von Misstrauen gepragt ((Mittelwert von 3). Eine Veranderung der
Stimmung im Laufe des Verfahrens konnte — im Gegensatz zu den 6ffentlichen Vorhabentra-
gern — kaum ermittelt werden (Mittelwert von 2,8). Im Rahmen der Vorhaben, die von privaten
Vorhabentragern durchgefiihrt wurden, veranderte sich die Atmosphéare zwischen den betei-
ligten Akteuren im Verlaufe der frithen OB nicht nennenswert.

Von den Stakeholdern wurden die Atmosphare und der Umgang der Akteure als sachlich und
angemessen beschrieben, und dass eine Verbesserung der Atmosphére erreicht werden
konnte. Ein Vorhabentrager berichtete, dass die Atmosphare zu Beginn von 6ffentlichen Ver-
anstaltungen haufig unruhig und, abhangig von einzelnen Akteuren, unsachlich gewesen sei.
Dem Vorhabentrager sei es jedoch durch sachliche Reaktionen gelungen, die Atmosphare zu
verbessern und zu versachlichen.

Eine Anderung der Einstellungen der Stakeholder gegeniiber den Vorhaben oder Verfahren
konnte auch bei den Vorhaben unter privater Tragerschaft kaum ermittelt werden. In einem
Fall hatte sich die Einstellung gegeniiber dem Vorhaben aufgrund der Einbindung von Akteu-
ren aus Sicht eines Stakeholders verbessert. In einem anderen Fall hatte die Zustimmung zu
einem Vorhaben abgenommen, da durch die OB Gutachten transparent gemacht wurden, die
zu einer Ablehnung des Vorhabens von Seiten eines Stakeholders gefiihrt hatte.

Was die gleichberechtigte Berlicksichtigung der Belange aller Stakeholder angeht, kamen die
interviewten Akteure mehrheitlich ebenfalls zu einem positiven Fazit. Nur ein Stakeholder kri-
tisierte eine unzureichende Einbindung von Birgerinnen und Biirgern. Durchgangig war es
nach Ansicht der Stakeholder nicht gelungen, junge Menschen anzusprechen und fiir die OB
zu gewinnen. Wie die Interviews verdeutlichten, waren von Seiten der Stakeholder Anstren-
gungen unternommen worden, um diese Gruppe zielgerecht zu erreichen. So berichtete eine
Gemeinde von Social-Media Aktivitaten. Eine weitere schwer erreichbare Gruppe stellte nach

245 Diesbezuiglich wurde auch in einem Fall das Erwartungsmanagement bei Zufallsblrgerinnen und -blrgern kriti-
siert; hier waren Birgerinnen und Blrger ausgelost worden, die zum Zeitpunkt nach der Auswahl von Vor-
zugstrassen Kommunen vertraten, die nicht wie urspriinglich geplant von den Vorzugstrassen betroffen waren.
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Meinung eines Stakeholders Menschen mit Migrationshintergrund dar. Das Thema der schwei-
genden Masse und die Frage der Erreichbarkeit wurden in den Interviews immer wieder an-
gesprochen. In diesem Zusammenhang verwies ein Stakeholder auf das Spannungsverhaltnis
von Angebots- und Nachfrageseite bei der OB. So bestehe auch eine Holschuld seitens der
Birgerinnen und Birger. Diese hatten eine eigene Verantwortung, sich Uber die Vorhaben zu
informieren und die angebotenen Veranstaltungen der frilhen OB entsprechend zu nutzen.

6.5.5 Zusammenfassung

An der friihen OB nahmen viele Akteure teil und in der Regel waren die Stakeholder seit Be-
ginn der OB beteiligt. Fast bei allen Vorhaben waren Gemeindeamter, betroffene Blrgerinnen
und Birger sowie interessierte Personen involviert. Weitere relevante Akteure waren Umwelt-
verbande, RP und Biirgerinitiativen. Unter den Teilnehmenden befanden sich auch durchgan-
gig Vertreterinnen und Vertreter von Genehmigungsbehdrden. Die relativ starke Einbindung
dieser Akteursgruppen unterschied sich zwischen Vorhaben in 6ffentlicher oder privater Tra-
gerschaft nicht.

Die Planung und Durchfilhrung von OB erfordert zeitliche und fachliche Ressourcen. Nach
Auskunft der Durchfihrenden war haufig in beiderlei Hinsicht ein Mangel zu verzeichnen. Da-
her wurde sowohl von 6&ffentlichen als auch von privaten Vorhabentragern auf die Expertise
externer Dienstleister zurtickgegriffen. Deren Aufgaben lagen insbesondere in der Planung
und Organisation der OB, Moderation und Erstellung von Gutachten. Die Zusammenarbeit mit
den Dienstleistern wurde von den Vorhabentragern grundsatzlich positiv bewertet. Zum einen
fihre die Beauftragung zu einer notwendigen Arbeitsentlastung und zum anderen erhéhe die
Vergabe die Qualitat der Leistungen. In diesem Zusammenhang wurden insbesondere die
Moderationstatigkeiten hervorgehoben. Ein externer und als neutral wahrgenommener Akteur
kénne mafigeblich zu einer Versachlichung der Atmosphéare und damit zu einer erfolgreichen
OB beitragen. Die Beauftragung externer Dienstleister erfolgte in der Regel nur punktuell und
in Bezug auf spezifische Tatigkeiten, d. h. die Durchfilhrung und Verantwortung fiir die OB
verblieb bei den Vorhabentragern. Nur in Einzelfallen wurde die Durchfihrung der gesamten
frihen OB an externe Dienstleister libertragen oder erfolgte in Zusammenarbeit mit anderen
Akteuren, wie beispielsweise Kommunen.

Die Atmosphare und das Vertrauen zwischen Akteuren stellt eine zentrale Komponente fiir
eine erfolgreiche OB dar. Gerade die friihe OB bietet die Chance, eine Vertrauensbasis zwi-
schen den Vorhabentragern und Stakeholdern zu entwickeln und damit die Grundlage fiir eine
konstruktive und wertschatzende Atmosphare zu schaffen. Die Atmosphare wurde seitens der
Vorhabentrager und Stakeholder unterschiedlich wahrgenommen und war haufig abhangig
von einzelnen Personlichkeiten. Die Vorhabentrager und Stakeholder gaben zwar an, dass
sich deren Einstellungen gegeniiber dem Vorhaben oder Verfahren kaum verandert habe.
Gleichzeitig offenbarte die Umfrage, dass die Atmosphare im Laufe des Verfahrens und im
Vergleich zu Beginn als vertrauensvoller empfunden wurde. Insofern konnten positive Wirkun-
gen der OB ermittelt werden. Diese positive Beurteilung basierte nicht zuletzt auf der Wahr-
nehmung einer weitgehend gleichberechtigten Beriicksichtigung der Belange aller Akteure.
Gleichwohl wurde durchgangig auf das Problem einer schweigenden Masse hingewiesen. So
seien insbesondere junge Personen bei der OB unterreprésentiert und es bediirfe entspre-
chender Strategien zum Einbezug dieser Zielgruppe.
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6.6 Formate

Die Beteiligung von Burgerinnen und Blrgern sowie anderen Akteuren bedeutet grundsatzlich
die Bereitstellung beteiligender Angebote durch die fir ein Vorhaben verantwortlichen Akteure.
Das heiRt Vorhabentrager fihren beispielsweise Informationsveranstaltungen durch, die die
Birgerinnen und Burger zur Informierung besuchen kénnen. Die Formate, die durchgefihrt
werden kénnen, sind dabei sehr vielfaltig und unterscheiden sich je nach Zielsetzung und der
zu adressierenden Zielgruppe.

Die Fachliteratur unterscheidet drei Intensitatsstufen von Burgerbeteiligung: (1) Information,
(2) Konsultation/Anhérung und (3) Mitbestimmung/Beteiligung. Die erste Stufe ,Information®
der Birgerinnen und Biirger wird Gber klassische Informationsveranstaltungen verwirklicht und
stellt die notwendige Grundvoraussetzung dar, damit Beteiligung tUberhaupt stattfinden kann.
Die zweite Stufe ,Konsultation/Anhérung” ermdglicht Akteuren, Stellung zu nehmen, Interes-
sen und ldeen einzubringen und von den Vorhabentragern gehért zu werden. Bei der dritten
Stufe ,Mitbestimmung /Beteiligung” kdnnen die Akteure mitentscheiden. Dieser Grad der Be-
teiligung ist jedoch eher selten, da sie die Entscheidungsbefugnis von demokratischen Repra-
sentativorganen in Frage stellen wirde, die ihre Kompetenzen zumindest teilweise abgeben
mussten. In der Regel werden unter Birgerbeteiligung informierende und anhérende Verfah-
ren verstanden, die eine partizipative Erganzung zu den bestehenden reprasentativen Struk-
turen darstellen sollen.

Die friihe OB kann im Rahmen des § 2 UVWG eine grolte Bandbreite unterschiedlicher For-
mate zur Beteiligung einsetzen. Nachfolgend wird Gberprift, welche Beteiligungsformate sei-
tens der Vorhabentrager angeboten wurden, auf welcher Grundlage die Auswahl erfolgte und
wie Formate von den Stakeholdern bewertet wurden. Mit Hilfe der von den RP monatlich aus-
gefiillten Fragebdgen sowie der standardisierten Onlineumfrage bei 6ffentlichen und privaten
Vorhabentragern wurden diese Aspekte untersucht.

6.6.1 Verwendete Formate durch die RP

Insgesamt wurden im Rahmen der frihen OB, die nach § 2 UVwWG von den vier RP Baden-
Wirttembergs umgesetzt wurde, 4.295 Formate durchgeflhrt (siehe Abbildung 21). Dabei
wurden am haufigsten informierende Formate (54,7 Prozent) verwendet. Anhérende Formate
machten 36,6 Prozent der gesamten Formate aus, wahrend beteiligende Formate kaum zum
Einsatz kamen (8,7 Prozent).
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Abbildung 21: Verwendete Formate der RP
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Die RP hatten nicht nur angegeben, wie viele Formate mit welchem Beteiligungsgrad geplant
und durchgefiihrt wurden. Des Weiteren spezifizierten sie die Formate im Hinblick auf die fol-
genden Phasen: Vorbereitung, Durchfiihrung und Nachbereitung. Wie sich der Aufwand auf
die Vorbereitung, Durchfiihrung und Nachbereitung der verschiedenen Formate verhalt, wird
in den nachfolgenden Abbildungen dargestellt. Insgesamt wurden 2.348 informierende For-
mate durchgefiihrt. Wie Abbildung 22 verdeutlicht, wurden am haufigsten informierende For-
mate in der Phase der Vorbereitung von den RP gemeldet (53 Prozent). Die Vorbereitung der
OB-Formate machte somit einen weit gréReren Anteil aus, als die Durchfiihrung oder die
Nachbereitung selbiger. Entsprechend gingen 31,4 Prozent der Meldungen auf informierende
Formate in der Phase der Durchfihrung und 15,6 Prozent der Meldung auf die Phase der
Nachbereitung der durchgefiinrten OB-Formate zurlick.

Abbildung 22: Informierende Formate der RP: Phasen der Umsetzung
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Basierend auf den im Planungsleitfaden genannten OB-Formaten wurde den RP eine Liste
mit unterschiedlichen Formaten vorgelegt, anhand derer sie mitteilen konnten, welche infor-
mierenden Formate in der frihen OB verwendet worden waren. Dariiber hinaus hatten die
Befragten die Mdglichkeit, weitere Formate, die nicht Gber die Liste abgedeckt waren, in der
Rubrik ,Sonstiges* anzugeben.246 Abbildung 23 gibt einen Uberblick tber die konkreten For-
mate, die zur Informierung eingesetzt wurden. Informiert wurden die Beteiligten der frithen OB
am haufigsten in 6ffentlichen Sitzungen (beispielsweise im Gemeinderat oder in Birgerforen),
durch vorhabenbezogene Webseiten und sonstige Formate. Ebenso stellten die Informations-
moglichkeiten wie Pressemitteilungen und Flyer wesentliche informierende Formate dar. We-
niger Verwendung fanden Infostande, Projektplane und Themenbriefe.

Abbildung 23: Informierende Formate der RP

Sitzung 652
Internet 648
Sonstige 477
Pressemitteilungen 306
Flyer 174
Infostéande 40
Projektplane 30
Themenbriefe 21
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Anhoérende Formate wurden im Vergleich zu informierenden Formaten in einem deutlich ge-
ringeren Umfang eingesetzt. Insgesamt wurde 1.573 Mal der Einsatz von anhérenden Forma-
ten gemeldet. Die Verteilung der MaRnahmen auf die unterschiedlichen Phasen fiel relativ
gleichmaRig aus (siehe Abbildung 24).

246 |n der Regel wurden im Rahmen des zur Verfligung stehenden Freitextfelds keine Angaben gemacht, um welche
sonstigen Formate es sich hierbei handelte. Daher kénnen die sonstigen Formate nicht naher erlautert werden.
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Abbildung 24: Anh6érende Formate der RP: Phasen der Umsetzung
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Die Interessen und Ideen der Akteure wurden vor allem durch Vorgesprache mit Betroffenen
und mit Interessenvertreterinnen und -vertretern eingeholt (siehe Abbildung 25). Weiter wur-
den durch Vor-Ort-Begehungen, sonstige anhérende Formate und Konsultationen die Belange
der Akteure in der friihen OB angehért. Biirgersprechstunden wurden eher selten angeboten.
Postwurfsendungen kamen kaum zum Einsatz als anhérendes Format. Das Internet wurde
ebenfalls nur selten zur Anhérung verwendet.

Abbildung 25: Anh6érende Formate der RP
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Beteiligende Formate bieten weitere Mdglichkeiten, um Birgerinnen und Burgern aktiv einzu-
binden. Dadurch sollen gemeinsam mit den Burgerinnen und Burgern sowie weiteren Akteuren
Lésungen erarbeitet und eine Mdglichkeit zur Mitbestimmung bei Entscheidungen gegeben
werden. Diese Form der Beteiligung kann aus den bereits skizzierten Griinden kaum stattfin-
den. Daher wurden diese seitens der RP im Vergleich mit den informierenden und anhérenden
Formaten auch wenig eingesetzt (374 Formate, siehe Abbildung 26). Am haufigsten wurden
sie in der Phase der Vorbereitung (41,1 Prozent) und Nachbereitung (37,7 Prozent) gemeldet.
Die Durchfiihrung machte 20,6 Prozent der Meldungen aus.

Abbildung 26: Beteiligende Formate der RP: Phasen der Umsetzung
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Die konkret eingesetzten Formate zeigt Abbildung 27. Im Rahmen der friihen OB wurden am
haufigsten Projektbeirate durchgefiihrt, bei denen die Akteure zur Mitarbeit eingeladen wurden
und auch, um die Vorhaben fachlich zu begleiten und zu beraten. Ebenso haufig wurden sons-
tige beteiligende Formate durchgefiihrt, die aufgrund fehlender Angaben nicht weiter erlautert
werden kdnnen. Mit dem Format der Runden Tische wurde das Ziel der gleichberechtigten
Teilhabe aller Beteiligten verfolgt und die Vorhabentrager hatten diese bei der friihen OB auch
relativ haufig eingesetzt. Eine gemeinsame Erarbeitung von Leitsdtzen fand nur selten statt.
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Abbildung 27: Beteiligende Formate der RP
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Wie die Abbildungen gezeigt haben, kamen viele Formate in der friihen OB zum Einsatz. Am
haufigsten wurden informierende und anhdrende Formate durchgefiihrt. Beteiligende Formate
wurden nur selten verwendet. Die Vorbereitung der Formate wurde dabei am haufigsten ge-
meldet und nahm somit den groRten Zeitraum in der Umsetzung der Formate ein.

6.6.2 Verwendete Formate 6ffentlicher und privater Vorhabentrager

Im Rahmen der standardisierten Onlineumfrage wurden sowohl kommunale als auch private
Vorhabentrager sowie RP als Vorhabentrager dazu befragt, welche Formate mit welcher Be-
teiligungsintensitat im Rahmen der friihen OB verwendet wurden. D. h. die in der Onlineum-
frage ermittelten Daten sind vergleichbar mit den von den RP Ubermittelten Angaben zu den
Formaten. Damit sind eine vergleichende Analyse und Darstellung der eingesetzten Formate
nachfolgend méglich.

Die Verwendung und die Beteiligungsintensitat der durchgefuhrten Formate kann, basierend
auf der Datengrundlage der standardisierten Onlineumfrage, fiir private und 6ffentliche Vorha-
bentrager differenziert betrachtet werden. Im Rahmen der friihen OB hatten 6ffentliche Vorha-
bentrager (siehe Abbildung 28) am haufigsten die Verbreitung von Informationen iber Web-
seiten und auch das Vorgesprach mit betroffenen Burgerinnen und Burgern genutzt. Ebenso
wurden Vorgesprache mit Interessenvertreterinnen und -vertretern im Rahmen der frithen OB
durchgefihrt. Traditionelle Formen der Informierung wie Pressemitteilungen, Flyer und 6ffent-
liche Sitzungen kamen deutlich seltener zum Einsatz. In sehr geringem Umfang wurden Bir-
gerinnen und Birger Uber Informationsveranstaltungen und Projektbeirate sowie durch Vor-
Ort-Begehungen informiert. Birgersprechstunden sowie Blrgerversammlungen wurden nur
selten angeboten. Gleichermalien selten wurden Informationsstande, Runde Tische oder Me-
diation verwendet.
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Abbildung 28: Verwendete Formate o6ffentlicher Vorhabentrager

Informationen Uber Webseiten 1421
Vorgesprache Betroffene 1252
Vorgesprache Interessenvertretung 763
Pressemitteilungen 198
Flyer 181
Sitzungen 97
Informationsveranstaltungen 70
Projektbeirate 61
Ortsbegehungen 47
Blrgersprechstunden 23
Birgerversammlungen 19
Informationsstande 16
Runde Tische 1 8
Mediation | 1
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Bei den Vorhaben, welche von privaten Vorhabentragern durchgefihrt wurden, wurden am
haufigsten Pressemitteilungen und Informationen in Form von Webseiten als OB-Formate im
Rahmen der friihen OB eingesetzt (siehe Abbildung 29). Vergleichsweise hdufig nahmen Ak-
teure auch an o6ffentlichen Sitzungen (9 Prozent) teil oder aber betroffene Birgerinnen und
Bulrgern sowie Interessenvertreterinnen und -vertreter fanden im Rahmen von Vorgesprachen
Gehor. Flyer, Ortsbegehungen und Informationsveranstaltungen kamen deutlich weniger zum
Einsatz. Projektbeirate wurden nur selten durchgefiihrt, wenn das Vorhaben von einem priva-
ten Vorhabentrager durchgefiihrt wurde. Ebenso fanden auch Birgersprechstunden, Mediati-
onen, Burgerversammlungen und Runde Tische seltener im Vergleich zu den Formaten 6f-
fentlicher Vorhabentrager statt.
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Abbildung 29: Verwendete Formate privater Vorhabentrager

Pressemitteilungen 541
Informationen tber Webseiten 521
Sitzungen 137
Vorgesprache Interessenvertretung 98
Vorgesprache Betroffene 81
Flyer 37
Ortsbegehungen 31
Informationsveranstaltungen 26
Informationsstande 14
Runde Tische 10
Blrgerversammlungen 9
Mediation 1 3
Birgersprechstunden 1 3

Projektbeirate = 1

0 100 200 300 400 500 600
Anzahl der verwendeten Formaten

6.6.3 Formatauswahl und Formatinformiertheit

Die Abbildungen hatten verdeutlicht, welche Formate &ffentliche und private Vorhabentrager
bei den untersuchten Vorhaben fiir die OB ausgewahlt hatten. Dabei handelte es sich vorwie-
gend um informierende und anhérende Malinahmen. Im Rahmen von Interviews wurden die
Griinde fur die Auswahl der Formate beleuchtet. Von den 6ffentlichen Vorhabentragern wur-
den vier Kriterien genannt, die fiir die Formatauswahl bedeutsam waren: Betroffene Akteure,
vorhabenspezifische Aspekte sowie Kontextfaktoren und Erfahrungswissen. So spielten die
durch das (Bau-)Vorhaben betroffenen Akteure eine zentrale Rolle. Weiter wurden als ent-
scheidende Aspekte die bisherige Planungsgeschichte des Vorhabens, der aktuelle Planungs-
stand, die Grofe/der Umfang des Vorhabens, die ortliche Lage des Vorhabens, die Dringlich-
keit der Realisierung und das eigene Erfahrungswissen aus friiheren Vorhaben, in welchen
eine Beteiligung stattfand, angefiihrt. In den Interviews wurde von mehreren Interviewten da-
rauf hingewiesen, dass (analog wie bei der VwV OB) fiir die Formatauswabhl die jeweils vorab
durchgefiihrte Umfeldanalyse entscheidend war.

Vonseiten der privaten Vorhabentrdger wurden sehr haufig die Stimmung vor Ort und die
Ruckmeldungen vonseiten der Bevolkerung in Bezug auf das geplante Vorhaben als auswahl-
entscheidend angegeben. Weiterhin wurden mehrmals die Aspekte Einbezug der politischen
Gremien (Ortsbeirate, Gemeinderate, Vorstellungen der Projekte in Fraktionssitzungen), die
Betroffenheiten, der Projektstand, (kritische) Themenbereiche sowie der faktisch vorhandene
Gestaltungs- und Beteiligungsspielraum genannt. Nur vereinzelt wurden durch die interview-
ten privaten Vorhabentrager die Projekthistorie, Art und Umfang der (Bau-)Mafnahme, die
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Verfahrensart und Vorerfahrungen aus bereits realisierten Vorhaben, in denen eine Beteili-
gung stattgefunden hatte, als wesentliche Griinde zur Auswahl von Beteiligungsformaten er-
wahnt.

Im Vergleich der 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager zeigt sich demnach, dass die Stim-
mung der Birgerschaft vor Ort bzw. der Betroffenen gegenlber dem Vorhaben somit eine sehr
viel entscheidendere Rolle fiir die privaten als fir die 6ffentlichen Vorhabentrager spielte. Letz-
tere ermittelten durch die Umfeldanalyse zunachst den Bedarf und den Kreis der zu beteili-
genden Akteure. Weiter wurden von den 6ffentlichen Vorhabentragern Vorstellungen und Sit-
zungen in Gremien nicht als generelle Griinde zur Auswahl von Beteiligungsformaten genannt.

Neben grundséatzlichen Kriterien wurden die Vorhabentrager auch nach deren Auswahl der
konkreten Formate befragt. In diesem Zusammenhang verwiesen die 6ffentlichen Vorhaben-
trager auf die Ergebnisse der Umfeldanalyse hin. Des Weiteren nannten zwei 6ffentliche Vor-
habentrager das Beteiligungsscoping, welches eine Verstandigung aller Beteiligten iber die
durchzufiihrenden Formate zur Folge hatte. Ebenso konnten in frihzeitig durchgefiihrten Ver-
anstaltungen engagierte Akteure fiir Projektbeirate oder aber Beteiligungsgruppen gewonnen
werden, mit welchen die Formate gemeinsam erarbeitet oder aber zumindest abgesprochen
wurden. Teilweise konnten zu spezifischen Themengebieten Expertengremien gebildet wer-
den, an welchen sich in halboffenen Veranstaltungen weitere Akteure beteiligt hatten. Ein pri-
vater Vorhabentrager berichtete, dass bewusst eine Beteiligung vor Ort durchgefiihrt worden
sei, um direkt Betroffene einzubinden und Rickmeldungen auch aus dem Gemeinderat oder
kommunalen Ausschusssitzungen zu erhalten.

Was die Ziele der Beteiligung und die Griinde fir die Auswahl der Formate angeht, so berich-
teten die Interviewten, dass beide Aspekte sowohl auf den entsprechenden Veranstaltungen
direkt genannt wurden oder aber auch Uber Internetseiten sowie in den lokalen Gemeindeblat-
tern jeweils im Voraus oder im Nachgang kenntlich gemacht wurden. Jedoch wurde die For-
matinformiertheit, also wie gut sich die Interviewten im Allgemeinen Uber Beteiligungsformate
informiert flhlten, nur teilweise als sehr gut wahrgenommen. So gab die Halfte der Befragten
an, dass sie sich gut informiert fihlten.

Offentliche Vorhabentrager aus den RP wiesen auf die Méglichkeit zum internen (landeswei-
ten) Austausch innerhalb der Kerngruppe OB zwischen den RP hin. Weiter besténden gute
Fortbildungsangebote sowie durch die im Zuge der Einfiihrung der VwV OB geschaffenen
neuen Stellen, feste Ansprechpartnerinnen und -partner fir BeteiligungsmaRnamen in den je-
weiligen RP. Zudem bestande die Mdglichkeit, bei fehlendem Wissen oder fehlenden Kapazi-
taten auf externe Dienstleister zurlickzugreifen.

Bei den privaten Vorhabentrager gaben insbesondere Vorhabentrager, die lber eine eigene
OB-Abteilung verfiigten, oder aber bei welchen eine exzellente Vernetzung lber den zugehé-
rigen Landesverband bestand, an, dass diese sich gut oder aber sehr gut Gber Beteiligungs-
formate informiert fUhlten. Weiter wurde angefiihrt, dass gute Fortbildungen und ein Erfah-
rungsaustausch (im eigenen Unternehmen oder aber iber die Verbande landesweit) eine ste-
tige Weiterentwicklung von eigenen internen Unterlagen und Materialen zu Beteiligungsforma-
ten beférdere und zu einer Steigerung des Erfahrungswissens rund um das Thema OB fiihre.

Wie bereits erwahnt, hatte jedoch nur die Halfte der Befragten eine positive Wahrnehmung.
Die andere Halfte der Interviewten sahen in Bezug auf ihre Kenntnisse tber moégliche Beteili-
gungsformate Optimierungspotenziale. Ein offentlicher Vorhabentréger berichtete, dass keine
Schulungen zum Thema OB durchgefiihrt wurden, und dass das Wissen in Bezug auf Beteil-
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gungsformate personenabhangig sei, d. h. abhangig vom Erfahrungsgrad der Durchfiuihren-
den. Optimierungspotenzial bestehe auch in der Institutionalisierung internen Erfahrungswis-
sens und in der Professionalisierung in Bezug auf die Formatauswabhl, insbesondere bei kon-
flikthaften Vorhaben. Die Formatauswahl sollte weniger nach dem earning-by-doing-Prinzip
erfolgen als auf der Grundlage entsprechender fundierter Kenntnisse. Aufgrund fehlender
Kompetenzen seien externe Dienstleister beauftragt worden. Jedoch unterblieben nach Dar-
stellung von Befragten auch OB-MaRnahmen aufgrund mangelnder Expertise und es wurden
lediglich Informationen liber eine eigene Webseite angeboten (Bereitstellung von Dokumenten
und Mdoglichkeit zur Kontaktaufnahme).

6.6.4 Zielrichtung und Bewertung der Formate aus Sicht der Stakeholder

OB-MaRnahmen werden mit unterschiedlichen Zielrichtungen durchgefiihrt. Die Zielrichtung
an denen die Interviewten teilgenommen hatten, wurde von der Mehrzahl als anhérend einge-
schatzt. Etwa gleich viele Interviewte schatzten den Beteiligungsgrad der von ihnen besuchten
Veranstaltungen als beteiligend oder aber informierend ein. Eine Beteiligung fand tiber geson-
derte Veranstaltungen zu spezifischen Themen oder mit einem konkreten Kreis an Betroffenen
(beispielsweise Landwirtschaft) durch Thementische, Projektbeirate oder Vor-Ort-Terminen
(beispielsweise Trassenbegehungen) statt. Von vielen Interviewten wurde berichtet, dass sich
die Formate hinsichtlich der Zusammensetzung und der Struktur bezliglich der Beteiligungs-
ziele der Vorhabentrager differenzierten — d. h. informierende, anhérende oder aber beteili-
gende Formate mit unterschiedlichem Beteiligungsgraden kombiniert durchgefiihrt wurden.
Auch vonseiten der privaten und auch offentlichen Vorhabentrager wurde diese Aussage
mehrfach gestutzt.

Von anhdrenden Formaten wurde insbesondere dann berichtet, wenn die Interviewten ihre
Meinungen, Ansichten und Erfahrungen in das Vorhaben einbringen konnten. Dies implizierte
jedoch keine Beteiligung an der Formatauswahl oder bei der Entscheidung Uber die Bauaus-
fihrungsvariante. Auch von den Naturschutzverbdnden wurde haufig berichtet, dass deren
Expertinnen- bzw. Expertenmeinung zu Naturschutzbelangen angehért wurde. Die Folge der
Anhdérungen seien in der Regel die Erstellung notwendiger naturschutzrechtlicher Gutachten
bzw. ein beobachtbarer Einfluss auf die weitere Vorgehensweise der Projektplanung gewesen.
Ein Interviewter berichtete, dass im Voraus durch den Vorhabentrager anhérende Formate
angekindigt wurden, da sich der Vorhabentrager durch dieses anhérende Format Anregungen
(in Form von Ideen und Vorschlagen) erhoffte.

Informierende Formate wurden benannt, wenn iber den aktuellen Sachstand, die Planungen
und das weitere Vorgehen berichtet wurde. Teilweise fand bei den informierend eingeschatz-
ten Formaten im Nachgang eine Fragerunde statt, mit der Méglichkeit, Einwande zu aufiern.
Der Umgang mit diesen Einwanden blieb jedoch unklar.

Die Bewertungen der durchgefiihrten Formate fielen seitens der Stakeholder sehr unterschied-
lich aus. Wahrend ein Teil die Formate als ausreichend beurteilte, hatte der andere Teil die
Angebote als unzureichend oder unpassend wahrgenommen. Positive Ruckmeldungen ka-
men dabei insbesondere von Birgermeisterinnen und Blrgermeistern von Stadten und Ge-
meinden, wahrend negative Bewertungen von Birgerinitiativen gedufRert wurden.

Das Formatangebot wurde als ausreichend eingeschéatzt, wenn diese klar und verstandlich
aufgebaut waren. Weiter wurde die Auswahl der Formate im Nachgang positiv bewertet, wenn
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diese den weiteren Verlauf des Vorhabens positiv unterstutzten. Genannt wurden diesbezlig-
lich eine zunehmende Sensibilisierung, ein wachsendes Verstandnis auf der Vorhabengeg-
nerseite sowie die breite Beteiligung der Birgerschaft. Kritische Bewertungen in Bezug auf die
Formate wurden ge&uflert, wenn erhebliche zeitliche Verzégerungen (ohne Kommunikation
der Griinde) zwischen Formaten bestanden. Die Betroffenen konnten bei den anschlielend
angebotenen Formaten weniger gut wieder eingebunden werden. Eine fehlende Kommunika-
tion Uber den Umgang mit gesammelten Erkenntnissen der bisherigen Formate flihrte eben-
falls zu einer negativeren Beurteilung der folgenden Formate. Schlief3lich ging einigen Stake-
holdern die Beteiligung nicht weit genug. Auch wenn die durchgefiihrten Formate den Anfor-
derungen von § 2 UVwG entsprechen wiirden, ware eine umfangreichere Beteiligung notwen-
dig gewesen. Als unangebracht oder unzureichend wurden Formate wahrgenommen, die in
ihrer Art und ihrem Umfang der Situation nicht angemessen waren. Als Beispiel wurden grof3e
Informationsveranstaltungen genannt, bei denen sich die Teilnehmenden nicht durch Anmer-
kungen oder Wortmeldungen einbringen konnten oder wenn deren Fragen erst im Nachgang
der Veranstaltung beantwortet worden waren. Weiterhin wurden Formate kritisch bewertet, die
konfliktreiche Themen vermieden und einen sachlichen Dialog vermissen lieRen oder aber
Formate, die die Teilnehmenden als Alibi-OB wahrgenommen hatten.

Die Bewertung der Formate, die in den vertieft untersuchten Vorhaben durchgefiihrt worden
waren, fiel ahnlich aus. Formate wurden gut bewertet, wenn diese angemessen waren, vorab
umfangreiche Vorprifungen und Gesprache stattgefunden hatten, das Verfahren als transpa-
rent und sachlich wahrgenommen wurde, die Durchfiihrung friihzeitig im Verfahren erfolgte
sowie die Inhalte verstandlich aufbereitet und vermittelt wurden. Der Einsatz externer Dienst-
leister wurde positiv beurteilt, wenn sie durch Moderationsleistungen zu einer Versachlichung
der Atmosphare beigetragen hatten. Am positivsten wurden Formate bewertet, bei denen eine
Anhorung der betroffenen Akteure stattfand und deren Meinung im weiteren Verlauf bertck-
sichtigt wurde. Ebenso stieRen Beteiligungen in Kleingruppen oder Projektbegleitkreisen, in-
teraktive Tools wahrend der Veranstaltung und eine gute Personalausstattung aufseiten der
Durchfiihrenden auf Zustimmung der Stakeholder.

Ambivalente Bewertungen wurden geaullert, wenn Bedenken und Anmerkungen nicht oder
nur unzureichend aufgenommen wurden, ein Mangel an regelmafligen Informationen wahrge-
nommen wurde, Formate nur einmalige Aktionen darstellten sowie die Beteiligungsmdglich-
keiten in Projektbegleitkreisen/Blrgerraten sehr eingeschrankt waren. Letztere Anmerkungen
kamen insbesondere dann auf, wenn die Beteiligungsgrenzen seitens des Vorhabentragers
nicht offen kommuniziert wurden und daher die Teilnehmenden mit anderen Erwartungen in
die Formate gingen.

Negativ bewertet wurden Formate der vertieft untersuchten Vorhaben, welche zu einem fal-
schen bzw. spaten Zeitpunkt durchgeflihrt wurden. Auch Vorhaben in denen die Fiille an (tech-
nischen) Informationen aufgrund von Fachbegriffen nicht verstandlich dargestellt werden
konnten, wurden, da hierdurch weder eine Anhérung noch eine Beteiligung mdglich war, kriti-
siert. Weiter wurde auch von Alibiveranstaltungen berichtet, in welchen keine tatsachliche Be-
teiligung maoglich war. Einige Interviewte bemangelten in diesem Zusammenhang insbeson-
dere die fehlende Ergebnisoffenheit, ein intransparentes Vorgehen in Bezug auf den weiteren
Projektverlauf sowie das Fehlen von Formaten, die eine echte Beteiligung ermdglichten.

Eines der untersuchten Vorhaben soll an dieser Stelle hervorgehoben werden, weil alle der
durchgefiihrten Formate von allen interviewten Akteuren als negativ bzw. unangemessen be-
wertet wurde. Ein wesentlicher Grund war die alleinige Entscheidung Uber die Bauausfiihrung
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durch das Ministerium und dieses Vorgehen nicht den Ergebnissen der Beteiligungsformate
entsprach.

6.6.5 Zusammenfassung

Die Auswahl der Formate erfolgte durch die 6ffentlichen Vorhabentrager insbesondere auf der
Grundlage der Umfeldanalyse oder des Beteiligungsscopings, welche die Betroffenheiten und
die betroffenen Akteure verdeutlichen konnten. Des Weiteren spielten Beteiligungsgruppen
und Projektbeirate eine wichtige Rolle fiir die gemeinschaftliche Erarbeitung von geeigneten
Formaten. Bei den privaten Vorhabentrager waren fir die Entscheidung der Formate die Stim-
mung vor Ort und die Riickmeldungen der Betroffenen relevant. Des Weiteren wurden bewusst
Formate gewahlt, die Vor-Ort-Beteiligung ermdglichten. Der Zeitpunkt bzw. die Phase des Vor-
habens wurde von beiden Vorhabentrédgern nur selten als wahlentscheidender Faktor genannt.

Fur die Planung und Durchflihrung der Formate fihlten sich die Vorhabentrager einerseits gut
gerustet aber andererseits identifizierten sie ein erhebliches Optimierungspotenzial. Die Halfte
der Interviewten, die sich als gut informiert einschatzten, flhrte das auf folgende Griinde zu-
rick: Austausch mit Kolleginnen und Kollegen oder Unternehmen derselben Branche (ber
(Dach-)Verbande, Fortbildungsangebote, Einbezug externer Dienstleister und systematische
Aufbereitung und Dokumentation bestehenden Erfahrungswissens. Die andere Halfte fiihrte
fur ihre wahrgenommenen unzureichenden Kompetenzen folgende Aspekte an: kein systema-
tischer Wissensaufbau, -transfer und -austausch, Abhangigkeit der Kompetenzen vom Erfah-
rungsgrad einzelner Personen, keine Fortbildungen, sondern learning-by-doing sowie unzu-
reichende Formatangebote.

Das Formatangebot erhielt von den teilnehmenden Stakeholdern unterschiedliche Bewertun-
gen. Fir eine gute Bewertung waren folgende Griinde maf3geblich: Klarer Aufbau, verstandli-
che Aufbereitung der Inhalte, Einbindung aller Betroffenen, auf der Grundlage von Vorpriifun-
gen und Gesprachen abgestimmte Formate, friihzeitige Durchfiihrung, neutrale und professi-
onelle Moderation sowie Berlcksichtigung und Anhdrung aller Belange. Ambivalent wurden
Formate bewertet, wenn die Bedenken nur unzureichend berticksichtigt wurden, der Umgang
mit den Ergebnissen unklar war, keine regelmaRige Informierung stattfand, grof3e zeitliche Ab-
stédnde bei der Durchfiihrung einzelner Formate bestanden und die Grenzen der Beteiligung
nicht transparent dargestellt wurden. Eine ausschliellich negative Bewertung seitens der Sta-
keholder erfolgte aufgrund folgender Faktoren: falscher bzw. spater Zeitpunkt, Wahrnehmung
als Alibi-Veranstaltung, unverstandliche Darstellung und Vermittlung der Inhalte und fehlende
Ergebnisoffenheit.

In Bezug auf den Beteiligungsgrad hatten die Stakeholder mehrheitlich den Formaten eine
anhdrende Zielrichtung attestiert. Die weiteren Formate hatten nach Wahrnehmung der Teil-
nehmenden zu gleichen Anteilen einen informierenden und beteiligenden Charakter. Von vie-
len Interviewten wurde berichtet, dass die Formate hinsichtlich der Beteiligungsgrade (infor-
mierend, anhdrend oder aber beteiligend) kombiniert durchgefihrt wurden.

Eine Beteiligung fand in Veranstaltungen zu spezifischen Themen oder mit einem konkreten
Kreis an Betroffenen durch Thementische, Projektbeirate oder Vor-Ort-Terminen statt. Von
anhoérenden Formaten wurde insbesondere dann berichtet, wenn die Interviewten ihre Mei-
nungen, Ansichten und Erfahrungen in das Vorhaben einbringen konnten, jedoch nicht an der
Formatauswahl oder bei der Bauausfihrungsvariante einbezogen wurden bzw. die Beteili-

99

103



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

gungsformate nicht ergebnisoffen geflihrt werden konnten. Rein informierende Formate fan-
den statt, wenn Uber den aktuellen Sachstand, die Planungen und das weitere Vorgehen be-
richtet wurde.

6.7 Auswirkungen der Offentlichkeitsbeteiligung auf Planung, Einstellun-
gen und Akzeptanz

Grundsétzlich geht es bei der Planung und Durchfiihrung von OB um einen Dialogprozess,
der eine Wirksamkeit entfalten soll. Intendiert sind die verstarkte Teilhabemdglichkeit aller be-
troffenen und interessierten Akteure und die Einbeziehung unterschiedlicher Interessen mit
der Folge verbesserter Legitimation. Was die konkreten Auswirkungen angeht, formuliert die
Beteiligungsforschung eine Reihe potenzieller Auswirkungen, wie beispielsweise Planungs-
verbesserungen, zeitliche Verzégerungen, Verbesserung der Atmosphare etc. Nachfolgend
werden die Wahrnehmungen und Einschatzungen der Stakeholder und Vorhabentrager in Be-
zug auf die Auswirkungen auf Basis der Onlineumfrage, der flachendeckenden Umfrage unter
den Vorhabentragern und der Intensivinterviews gepriift. Die Frage der Akzeptanz nimmt da-
bei eine heraufgehobene Position ein. In der 6ffentlichen Diskussion wird Beteiligung oft als
Mittel zur Sicherung von Akzeptanz fiir Vorhaben beschrieben und verstanden. Dabei wird ein
direkter Zusammenhang von Biirgerbeteiligung und Akzeptanzstiftung unterstellt. Die Frage,
ob birgerschaftliche Beteiligung die Akzeptanz von Vorhaben und deren Prozessen fordert,
ist eine empirisch zu prifende Frage und wird nachfolgend untersucht.

6.7.1 Einfliisse der frithen OB auf Planungen und Konsensfindung

Im Rahmen der standardisierten Onlineumfrage wurden die &ffentlichen und privaten Vorha-
bentrager gefragt, welchen Einfluss die friilhe OB auf die Planungen des Vorhabens und den
Konsens unter den teilnehmenden Akteuren hatte. Der Einfluss auf die Planung sollte mit Hilfe
unterschiedlicher Aussagen eingeschatzt werden Abbildung 30 zeigt, dass die frilhe OB bei
Vorhaben offentlicher Vorhabentrager relativ haufig zu einer Priifung fiihrte, ob weitere oder
andere Planungsvarianten untersucht werden sollten. Zu einem gleich groRen Anteil wurden
tatsachlich weitere Planungsvarianten untersucht. Zudem filhrte die frihe OB relativ oft zu
einer Veranderung der Antragsunterlagen. Eine Veranderung bedeutete jedoch nicht gleich-
zeitig, dass die Antragstellung verschoben wurde. Das war eher weniger der Fall. Ganz selten
berichteten die 6ffentlichen Vorhabentrager von keinem Einfluss.
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Abbildung 30: Einfluss auf die Planungen o6ffentlicher Vorhabentrager

Prifung weiterer Planungsvarianten 25
Untersuchung weiterer Planungsvarianten 24
Veranderung der Antragsunterlagen 19
Verschiebung der Antragstellung 6
Keinen Einfluss 4
0 5 10 15 20 25 30
n=52 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Auch bei den privaten Vorhabentragern wurde ein Einfluss der frilhen OB wahrgenommen
(siehe Abbildung 31). In Bezug auf die bei den 6ffentlichen Vorhabentragern haufigsten Ver-
anderungen (Prifung weiterer Varianten, tatsachliche Untersuchung weiterer Varianten und
Veranderung der Antragsunterlagen) unterschieden sich die privaten Vorhabentrager nicht.
Eine Verschiebung der Antragsstellung wurde durch die frilhe OB allerdings weniger haufig
bewirkt. Deutlich haufiger berichteten die privaten Vorhabentréger davon, dass die OB keinen
Einfluss ausgelibt hatte. Sehr selten trat der Fall ein, dass die Antragstellung unterblieb.

Abbildung 31: Einfluss auf die Planungen privater Vorhabentrager

Untersuchung weiterer Planungsvarianten 9
Prifung weiterer Planungsvarianten 9
Veranderung der Antragsunterlagen 7

Keinen Einfluss 7
Verschiebung der Antragstellung 4

Unterbliebene Antragstellung 1

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

n=17 Anzahl Nenung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Eine wesentliche Zielsetzung von OB ist das Erreichen von Konsens unter den Akteuren in
Bezug auf das Vorhaben, das Verfahren oder Einzelaspekte des Vorhabens und Verfahrens.
Wobei bei einem Vorhaben weniger realistisch ist, dass ein Konsens in allen Punkten erreicht
werden kann. Daruiber hinaus sollte unterschieden werden, ob ein Konsens unter allen erreicht
werden konnte oder ob die OB dazu beigetragen hat, dass der mehrheitlich erreichte Konsens
von allen Beteiligten mitgetragen wird. Erfolgreiche OB bedeutet eben auch, dass das Verfah-
ren, wie der Konsens erreicht wurde, als fair empfunden wird und daher von allen Beteiligten
mitgetragen kann. Daher wurde die Frage des Einflusses der OB auf den Konsens differenziert
angefragt.

Bei den o&ffentlichen Vorhabentragern konnte im Rahmen der OB mehrheitlich ein Konsens
erreicht werden (siehe Abbildung 32). Allerdings nicht vorhaltlos, vielmehr gaben relativ viele
an, dass zwar ein Konsens erreicht wurde, dieser jedoch nicht alle Teilnehmenden richtig fan-
den. Dennoch haben sie den Konsens akzeptiert und mitgetragen. Obwohl nach der mehrheit-
lichen Ansicht der 6ffentlichen Vorhabentrager ein Konsens erreicht werden konnte, lag auch
der Anteil der Vorhaben, bei denen kein Konsens erzielt wurde, relativ hoch. Bei relativ vielen
Vorhaben war die OB noch nicht abgeschlossen, daher war den Vorhabentragern eine Ein-
schatzung nicht mdéglich.

Abbildung 32: OB-Einfluss auf Konsens - 6ffentliche Vorhabentriger

Ja, ein Konsens wurde erreicht und akzeptiert,
jedoch nicht alle Teilnehmenden fanden ihn 13
richtig

Nein, die frilhe OB ist noch nicht abgeschlossen 9

Nein, kein Konsens unter allen Teilnehmenden 8

Ja, ein Konsens unter allen Teilnehmenden 7

0 2 4 6 8 10 12 14
n=37 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Die Bewertungen der privaten Vorhabentrager differieren deutlich: Fast bei der Halfte der Vor-
haben konnte kein Konsens erzielt werden (siehe Abbildung 33). Bei einigen wenigen Vorha-
ben konnte zumindest ein Konsens erreicht werden, der von allen mitgetragen wurde. Ein vor-
behaltloser Konsens konnte nur bei zwei Vorhaben realisiert werden.
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Abbildung 33: OB-Einfluss auf Konsens - private Vorhabentriger

Nein, kein Konsens unter allen Teilnehmenden 7

Ja, ein Konsens wurde erreicht und akzeptiert,
jedoch nicht alle Teilnehmenden fanden ihn 3
richtig

Ja, ein Konsens unter allen Teilnehmenden 2

Nein, die friihe OB ist noch nicht
abgeschlossen

0 1 2 3 4 5 6 7 8
n=13 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Die Vorhabentrager wurden dartiber hinaus auch nach den Griinden gefragt, warum ein Kon-
sens erreicht wurde oder warum nicht. Dazu wurde den Befragten, entsprechend ihrer Antwort
in der vorherigen Frage, eine Liste mit acht mdglichen Griinden fiir das Erreichen eines Kon-
sens bzw. das Erreichen eines Konsens, den zwar nicht alle richtig fanden jedoch akzeptierten,
vorgelegt. Aus der vorgelegten Liste sollten die drei wichtigsten Griinde ausgewahlt werden.
Falls in der vorherigen Frage angegeben worden war, dass kein Konsens erreicht werden
konnte, sollten anhand einer Liste die fiinf wichtigsten Griinde ausgewahlt werden, warum kein
Konsens erreicht werden konnte.

Abbildung 34 zeigt die drei wichtigsten Griinde, die die 6ffentlichen Vorhabentrager angaben.
Aufgrund der Moglichkeit von Mehrfachnennungen listet die Abbildung mehr als drei Aspekte
auf. An erster Stelle rangierte die Offenheit des Vorhabentragers fiir mégliche Anderungen.
Eine transparente Kommunikation wurde am zweithaufigsten genannt, gefolgt von der konti-
nuierlichen Bereitstellung von Informationen und frihzeitigen Einbindung der Akteure in den
Prozess. Weitere Griinde fiir das Zustandekommen eines Konsenses lagen in der Bereitstel-
lung verstandlicher Informationen und der Mediation bzw. Moderation durch externe Dienst-
leister. Weniger haufig wurden der klare Umgang mit den Ergebnissen sowie geeignete Betei-
ligungsformate genannt.
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Abbildung 34: Griinde fiir das Erreichen eines Konsenses — 6ffentliche Vorhabentra-
ger
Offenheit des VHT fiir Anderungen 5
Transparante Kommunikation 4
Kontinuierliche Bereitstellung von Informationen 3
Frihzeitige Einbindung der Akteure 3
Bereitstellung verstéandlicher Informationen 2
Externe Moderation/Mediation 2
Klarer Umgang mit Ergebnissen 1
Geeignete Beteiligungsformate 1

0 1 2 3 4 5
n=7 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Was die Bewertungen der privaten Vorhabentrager angeht, so lagen nur zwei Einschatzungen
vor (siehe Abbildung 35). Diese gaben als wichtigste Griinde die Folgenden an: Bereitstellung
von Informationen, Offenheit fir Anderungen, kontinuierliche Bereitstellung von Informationen,
frihzeitige Einbindung der Akteure sowie eine transparente Kommunikation. Insofern mafen
die privaten Vorhabentrager der Bereitstellung versténdlicher Informationen einen hoheren
Einfluss als 6ffentliche Vorhabentrager.
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Abbildung 35: Griinde fiir das Erreichen eines Konsenses — private Vorhabentrager

Bereitstellung verstandlicher Informationen 2
Offenheit des VHT fiir Anderungen 1
Kontinuierliche Bereitstellung von Informationen 1
Frihzeitige Einbindung der Akteure 1
Transparante Kommunikation 1
0 1 2
n=2 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Falls im Rahmen der friihen OB ein Konsens erreicht wurde, der zwar von den Teilnehmenden
nicht als richtig empfunden wurde, jedoch von allen akzeptiert und mitgetragen wurde, gaben
offentliche Vorhabentrager an, dass dies hauptsachlich an der friihzeitigen Einbindung der
Akteure, der Bereitstellung verstandlicher Informationen und der transparenten Kommunika-
tion lag (siehe Abbildung 36). Aber auch die Offenheit des Vorhabentragers flihrte dazu, dass
der Konsens von allen Teilnehmenden akzeptiert und mitgetragen wurde. Ein klarer Umgang
mit den Ergebnissen, geeignete Beteiligungsformate und eine externe Moderation bzw. Medi-
ation wurden weniger haufig als die drei wichtigsten Griinde benannt.
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Abbildung 36: Griinde fiir die Akzeptanz eines Konsenses - 6ffentliche Vorhabentra-
ger
Frihzeitige Einbindung der Akteure 10
Bereitstellung verstandlicher Informationen 8
Transparante Kommunikation 7

Offenheit des VHT fiir Anderungen 5
Klarer Umgang mit Ergebnissen 2
Geeignete Beteiligungsformate 2

Externe Moderation/Mediation 1

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Bei den privaten Vorhabentragern unterschied sich die Rangliste (siehe Abbildung 37). So
wurden von drei privaten Vorhabentrager als die drei wichtigsten Griinde angegeben: Offen-
heit fir Veranderungen, kontinuierliche Bereitstellung von Informationen und friihzeitige Ein-
bindung der Akteur. Des Weiteren hatte die Bereitstellung von Informationen und der klare
Umgang mit den Ergebnissen der friihen OB ebenfalls einen positiven Einfluss darauf, dass
die Teilnehmenden den Konsens mitgetragen und akzeptiert hatten.

Abbildung 37: Griinde fiir die Akzeptanz eines Konsenses - private Vorhabentrager

Offenheit des VHT fiir Anderungen 2
Kontinuierliche Bereitstellung von Informationen 2
Friihzeitige Einbindung der Akteure 2
Bereitstellung verstandlicher Informationen 1
Klarer Umgang mit Ergebnissen 1
0 1 2

n=3 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Wie bereits beschrieben, hatten einige Vorhabentrager angegeben, dass kein Konsens unter
den Teilnehmenden im Rahmen der frilhen OB gefunden werde konnte. Die &ffentlichen Vor-
habentrager sind sich weitgehend einig, dass dies hauptsachlich an den von Beginn an ver-
harteten Fronten lag (siehe Abbildung 38). Die ibrigen Griinde wurden jeweils immer nur ein-
mal benannt: Keine Offenheit fur Verdnderungen, unzuléngliche Bereitstellung von Informati-
onen, Einbindung der Akteure zu einem unpassenden Zeitpunkt und keine friihzeitige Einbin-
dung der Akteure.

Abbildung 38: Griinde fiir das Fehlen eines Konsenses — 6ffentliche Vorhabentrager

Verhartete Fronten von Beginn an 8

Keine Offenheit des Vorhabentrégers fur
Anderungen

Unzulangliche Bereitstellung verstandlicher
Informationen

Einbindung Akteure zu unpassendem Zeitpunkt 1

Keine frihzeitige Einbindung der Akteure 1

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9
n=8 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Bei den privaten Vorhabentragern waren die verharteten Fronten sogar der einzige Grund, der
angegeben worden war.

Die Frage nach Einflussfaktoren auf die Konsensfindung wurde auch im Rahmen von bi- und
multivariaten Analysen geprift. Mit Hilfe dieser Analysen wurde untersucht, ob kausale Zu-
sammenhange bestehen. Die nachfolgende Regressionsanalyse gibt eine Antwort auf die
Frage ob die Teilnehmenden der friihen OB einen Einfluss auf die Erreichung eines Konsen-
ses im Rahmen der frithen OB ausiiben.

Basierend auf den Daten der standardisierten Onlineumfrage wurden in einem ersten Schritt
bivariate Analysen durchgefiihrt, um den Zusammenhang und den Einfluss der verschiedenen
Akteure auf die Konsenserreichung der frilhen OB zu untersuchen. Die Variable beziiglich der
Erreichung des Konsenses stellt die abhangige Variable in den Modellen dar. Diese Variable
wurde codiert bzw. abgefragt mit 1 (Ja, es konnte unter allen Teilnehmenden ein Konsens
erreicht werden), 2 (Ja, es konnte ein Konsens erreicht werden, aber nicht alle Teilnehmenden
fanden den Konsens richtig. Dennoch haben sie den Konsens akzeptiert und mitgetragen), 3
(Nein, es konnte kein Konsens unter allen Teilnehmenden erreicht werden) und 4 (Nein, die
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friihe OB ist noch nicht abgeschlossen). Als unabhangige Variablen wurden die unterschiedli-
chen Akteure in die Modelle einbezogen. Aufgrund der Codierung der abhangigen Variable
wurde zur Analyse eine OLS-Regression verwendet. Mit Hilfe der OLS-Regression wurde ana-
lysiert, ob die verschiedenen Akteure einen Einfluss auf die Erreichung des Konsenses im
Rahmen der friihen OB hatten. Zunachst wurden bivariate OLS-Regressionen geschétzt und
darauf aufbauend wurde das multivariate Regressionsmodell gerechnet, um zu priifen, ob die
zuvor erkannten Zusammenhange auch kausal interpretiert werden kénnen. Die Ergebnisse
der multivariaten Analyse werden nachfolgend anhand von Tabelle 10 ausgewiesen.

Die bivariaten Analysen ergaben, dass es einen starken positiven Zusammenhang zwischen
den teilnehmenden Kommunen und der Erreichung des Konsenses gab. Dies bedeutet, dass
eine steigende Anzahl teilnehmender Kommunen dazu fiihrte, dass es im Rahmen der friihen
OB eine héhere Wahrscheinlichkeit dafiir gab, dass ein Konsens unter allen Teilnehmenden
erreicht wurde. Im Gegensatz dazu gab es einen schwachen negativen Zusammenhang zwi-
schen den an der frilhen OB teilnehmenden Biirgerinitiativen und der Erreichung eines Kon-
senses. Dies bedeutet, dass eine steigende Anzahl teilnehmender Blrgerinitiativen dazu
fiihrte, dass im Rahmen der friihen OB die Wahrscheinlichkeit stieg, dass kein Konsens unter
allen Teilnehmenden erreicht wurde.

In einem nachsten Schritt wurden die Variablen der bivariaten Analysen (Anzahl teilnehmende
Kommunen und Anzahl teilnehmende Birgerinitiativen) gemeinsam in einem Modell mit Hilfe
einer multivariaten OLS-Regression geschatzt. Tabelle 10 zeigt, dass der Einfluss der teilneh-
menden Kommunen und Biirgerinitiativen statistisch signifikant bleibt und somit die Teilnahme
Beider als Effekt interpretiert werden kann. Den Ergebnissen?’ zufolge flihrt eine steigende
Anzahl an Kommunen dazu, dass eher ein Konsens im Rahmen der friihen OB erreicht werden
konnte. Im Gegensatz dazu beeinflusste eine steigende Anzahl teilnehmender Burgerinitiati-
ven die Konsensfindung negativ, d. h. je mehr Biirgerinitiativen im Rahmen der friilhen OB
dabei waren, desto unwahrscheinlicher wurde die Erreichung eines Konsenses.

247 Die Vorzeichen der ausgewiesenen Koeffizienten miissen in diesem Zusammenhang erklart werden. So hat die
Anzahl der teilnehmenden Kommunen einen negativen und die Anzahl der teilnehmenden Burgerinitiativen ei-
nen positiven Regressionskoeffizienten. Jedoch muss die Wirkung entgegengesetzt interpretiert werden, was
auf die Codierung der abhangigen Variable zuriickzufiihren ist. Da die abhangige Variable mit 1 (Ja, es konnte
unter allen Teilnehmenden ein Konsens erreicht werden), 2 (Ja, es konnte ein Konsens erreicht werden, aber
nicht alle Teilnehmenden fanden den Konsens richtig. Dennoch haben sie den Konsens akzeptiert und mitge-
tragen), 3 (Nein, es konnte kein Konsens unter allen Teilnehmenden erreicht werden) codiert ist, meint ein
negativer Regressionskoeffizient, dass der Wert der abhéngigen Variable sinkt und in diesem Fall eher Richtung
1 und somit Richtung Erreichung eines Konsenses geht. Ist der Regressionskoeffizient der unabhangigen Va-
riable positiv, meint dies, dass es dazu fiihrt, dass der Wert der abhangigen Variable eher steigt und in diesem
Fall Richtung Codierung 3 geht und somit die Wahrscheinlichkeit steigt, dass eher kein Konsens erreicht wurde.
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Tabelle 10: Multivariate Analyse Zusammenhang Teilnehmende und Erreichung des
Konsenses

Abhangige Variable: Erreichung des Konsenses

Model

1.91%*
Intercept (0.45)
Anzahl Teilnehmende Kommunen -1.67*

(0.77)
Anzahl Teilnehmende Birgerinitiativen 0.75*

(0.29)
) 0.24
Adj. R? 0.19
n 33

***p < 0.001; ** p < 0.01; * p < 0.05
Somit belegt die Analyse, dass unterschiedliche Teilnehmende der friilhen OB einen Einfluss
auf die Erreichung eines Konsenses ausiibten.

6.7.2 Verfolgte Ziele der Vorhabentrager

Die Ziele, die die Vorhabentrager in Bezug auf das Verfahren und Vorhaben verfolgen, geben
einen Einblick in deren Sichtweisen und Prioritdten. Daher wurden die Ziele differenziert ab-
gefragt. Zum einen ging es um die Ziele in Bezug auf das Beteiligungsverfahren und zum
anderen um die Ziele hinsichtlich des Genehmigungsverfahrens und das Vorhaben. In einem
ersten Schritt wurden dabei die verfolgten Ziele abgefragt und in einem zweiten Schritt sollten
die Vorhabentrager bewerten, ob die Ziele erreicht werden konnten.

6.7.2.1 Ziele in Bezug auf das Beteiligungsverfahren

Mit Hilfe einer vorgegebenen Liste von sieben unterschiedlichen Zielen sollten die Vorhaben-
trager die drei aus lhrer Sicht wichtigsten Ziele, die mit der friihen OB erreicht werden sollten,
benennen. Abbildung 39 zeigt das Ranking. Die Antworten zeigen deutlich, dass die Akteure,
die Akzeptanz und die Informierung der Stakeholder sowie der Birgerinnen und Birgern im
Fokus der 6ffentlichen Vorhabentrager standen. So sollten alle betroffenen Akteure eingebun-
den, fir die Meinungen der beteiligten Akteure Akzeptanz geschaffen und ausgewogene In-
formationen vermittelt werden. Weniger wichtig waren Ziele, die auf eine aktive Beteiligung bei
der Erarbeitung von Lésungen und in Bezug auf Entscheidungen abstellten sowie Umweltver-
bande berlcksichtigten.
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Abbildung 39: Verfolgte Ziele des Beteiligungsverfahrens — 6ffentliche Vorhabentrager

Einbindung betroffener Akteure 34
Akzeptanz flr andere Meinungen 33
Vermittlung ausgewogener Informationen 30
Diskussion verschiedener Ansichten 18
Erarbeitung von Losungen 16

Miteinbeziehung von Umweltverbdnden 4

Méoglichkeit der Einflussnahme auf
Entscheidungen
0 5 10 15 20 25 30 35 40
n=59 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Im nachsten Schritt erfolgte ein Abgleich der Ziele mit der Realitat (siehe Abbildung 40). So
war offentlichen Vorhabentragern die Einbindung aller betroffenen Akteure sehr wichtig und
dies wurde auch am haufigsten als erreichtes Ziel angegeben. Relativ wichtig war des Weite-
ren die Vermittlung ausgewogener Informationen gewesen, was an zweiter Stelle der erreich-
ten Ziele rangierte. Danach unterschied sich das Ranking teilweise deutlich. Wahrend die Ak-
zeptanzgenerierung fur die meisten 6ffentlichen Vorhabentrager ein zentrales Ziel darstellte,
konnte es nur eher unzureichend verwirklicht werden. Im Unterschied dazu wurde die Diskus-
sion unterschiedlicher Ansichten zwar weniger hoch priorisiert, konnte aber relativ gut erreicht
werden. Die Bedeutsamkeit von Zielen, die auf eine aktive Beteiligung fokussierten war relativ
gering und das Gleiche galt fiir die Erflllung dieser Ziele.
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Abbildung 40: Erreichte Ziele fiir das Beteiligungsverfahren — 6ffentliche Vorhabentra-
ger

Einbindung aller betroffenen Akteure 28
Vermittlung ausgewogener Informationen 25
Diskussion verschiedener Ansichten 24
Erarbeitung von Lésungen 16

Akzeptanz fir andere Meinungen 14

Maoglichkeit der Einflussnahme auf
Entscheidungen

Miteinbeziehung von Umweltverbanden 5

0 5 10 15 20 25 30
n=45 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Die Priorisierung der Ziele durch die privaten Vorhabentrager unterschied sich kaum von de-
nen der Offentlichen Vorhabentrager (siehe Abbildung 41). Am haufigsten wurden von den
privaten Vorhabentragern als die drei wichtigsten Ziele angegeben: Einbindung der betroffe-
nen Akteure in das Beteiligungsverfahren, Vermittlung ausgewogener Informationen und die
Schaffung von Akzeptanz flir verschiedene Meinungen. Auch hier wurden Ziele, die eine aktive
Beteiligung in den Mittelpunkt stellen, weniger priorisiert. Eine Berticksichtigung von Umwelt-
verbanden wurde von keinem der privaten Vorhabentragern als eines der drei wichtigsten Ziele
benannt.

Abbildung 41: Verfolgte Ziele fiir das Beteiligungsverfahren — private Vorhabentrager

Einbindung betroffener Akteure 11
Vermittlung ausgewogener Informationen 8
Akzeptanz fiir andere Meinungen 7

Erarbeitung von Lésungen 6

Méglichkeit der Einflussnahme auf
Entscheidungen

Diskussion verschiedener Ansichten 1

0 2 4 6 8 10 12
n=15 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Ein Abgleich der von den privaten Vorhabentragern angegebenen Ziele mit der Realitat offen-
barte das identische Ranking wie bei den 6ffentlichen Vorhabentragern: So war privaten Vor-
habentragern die Einbindung aller betroffenen Akteure sehr wichtig und dies wurde auch am
haufigsten als erreichtes Ziel angegeben (siehe Abbildung 42). Relativ wichtig war des Weite-
ren die Vermittlung ausgewogener Informationen gewesen, was an zweiter Stelle der erreich-
ten Ziele rangierte. Danach unterschied sich das Ranking wieder: Wahrend die Akzeptanzge-
nerierung fur die meisten privaten Vorhabentrager ein zentrales Ziel darstellte, konnte es nur
eher unzureichend verwirklicht werden. Im Unterschied dazu wurde die Diskussion unter-
schiedlicher Ansichten zwar weniger hoch priorisiert, konnte aber relativ gut erreicht werden.
Die Bedeutsamkeit von Zielen, die auf eine aktive Beteiligung fokussierten war relativ gering
und das Gleiche galt fur die Erflllung dieser Ziele.

Abbildung 42: Erreichte Ziele fiir das Beteiligungsverfahren — private Vorhabentrager

Einbindung aller betroffenen Akteure 11
Vermittlung ausgewogener Informationen 9
Diskussion verschiedener Ansichten 7
Erarbeitung von Lésungen 4
Akzeptanz fiir andere Meinungen 4

Miteinbeziehung von Umweltverbanden 2

Méglichkeit der Einflussnahme auf
Entscheidungen
0 2 4 6 8 10 12
n=15 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

6.7.2.2 Ziele in Bezug auf das Genehmigungsverfahren und das Vorhaben

Wie bereits erwahnt, sollten die Vorhabentrager nicht nur deren Ziele fir das Verfahren ange-
ben, sondern dariiber hinaus die Zielsetzungen fir das Genehmigungsverfahren und das Vor-
haben priorisieren. Die Vorhabentrager sollten dabei aus einer Liste von sechs unterschiedli-
chen Zielen die drei ihrer Ansicht nach wichtigsten Ziele ankreuzen. Dabei wurden von den
offentlichen Vorhabentradgern am haufigsten die Akzeptanzgenerierung fur das Vorhaben und
die Erhéhung der Transparenz genannt (siehe Abbildung 43). Danach rangierten fast gleichauf
die Steigerung der Qualitat der Antragsunterlagen sowie die Schaffung von Akzeptanz fir das
Genehmigungsverfahren. Weniger haufig als die drei wichtigsten Ziele wurden die Beschleu-
nigung des Gesamtprozesses bis zur Realisierung des Vorhabens genannt sowie die Optimie-
rung der von der Genehmigungsbehorde getroffenen Planungsentscheidung.
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Abbildung 43: Verfolgte Ziele fiir das Vorhaben - 6ffentliche Vorhabentrager

Akzeptanz fir das Vorhaben

Erhéhung der Transparenz

Héhere Qualitat der Antragsunterlagen

Akzeptanz flr das Verfahren

Beschleunigung des Gesamtprozesses

Optimierung getroffener
Planungsentscheidung

n=47

40

34

18

17

15 20 25 30 35 40 45
Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Vergleicht man die Prioritat der Zielvorstellungen mit der Wahrnehmung, welche dieser Ziele
am haufigsten erreicht werden konnten, so zeigt sich, dass die Schaffung von Akzeptanz so-
wohl an erster Stelle der zu erreichenden Ziele rangierte als auch von den 6ffentlichen Vorha-
bentrégern am haufigsten als das tatsachlich erreichte Ziel angegeben wurde (siehe Abbildung
44). Ein weiterer Soll-Ist-Vergleich dokumentiert in Bezug auf die Transparenz Unterschiede:
Wahrend es an zweiter Stelle der drei wichtigsten Ziele rangierte, konnte es nach Wahrneh-
mung der offentlichen Vorhabentrager etwas weniger haufig erreicht werden. Transparenz
rangierte in Bezug auf die erreichten Ziele gleichauf mit der Akzeptanzgenerierung fiir das
Verfahren. Weniger haufig wurde als die drei wichtigsten erreichten Ziele genannt: die Opti-
mierung der Entscheidungen und die Beschleunigung des Gesamtprozesses — beides Ziele,
die auch am wenigsten haufig als die drei wichtigsten Ziele aufgefiihrt worden waren.
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Abbildung 44: Erreichte Ziele fiir das Vorhaben - 6ffentliche Vorhabentrager

Akzeptanz fiir das Vorhaben 24
Héhere Qualitat der Antragsunterlagen 16
Akzeptanz fiir das Verfahren 14
Erhéhung der Transparenz 14

Optimierung getroffener
Planungsentscheidung

Beschleunigung des Gesamtprozesses 4

0 5 10 15 20 25 30
Anzahl Nennun
n=34 ani Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Das Ranking der drei wichtigsten von den sechs aufgelisteten Ziele fir das Genehmigungs-
verfahren bzw. das Vorhaben von Seiten der privaten Vorhabentréager war identisch mit dem
der offentlichen Vorhabentrager (siehe Abbildung 45). An erster Stelle rangierte das Ziel der
Schaffung von Akzeptanz fiir das Vorhaben, gefolgt von der Steigerung der Transparenz. Da-
nach folgten gleichauf die Erhdhung der Qualitét der Antragsunterlagen sowie die Schaffung
von Akzeptanz fiir das Genehmigungsverfahren. Weniger haufig als die drei wichtigsten Ziele
wurden die Beschleunigung des Gesamtprozesses und eine Optimierung der bereits getroffe-
nen Planungsentscheidungen genannt.

Abbildung 45: Verfolgte Ziele fiir das Vorhaben — private Vorhabentrager

Akzeptanz fiir das Vorhaben 14
Erhéhung der Transparenz 13
Héhere Qualitat der Antragsunterlagen 6
Akzeptanz fir das Verfahren 6
Beschleunigung des Gesamtprozesses 3

Optimierung getroffener
Planungsentscheidung

0 2 4 6 8 10 12 14 16

n=16 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Auch in Bezug auf die erreichten Ziele waren sich die privaten und 6ffentlichen Vorhabentrager
weitgehend einig (siehe Abbildung 46). Der Soll-Ist-Vergleich bei den privaten Vorhabentra-
gern machte deutlich, dass die Erhéhung der Antragsunterlagen am starksten gelungen war —
ein Ziel, das an dritter Stelle der zu erreichenden Ziele rangierte. An zweiter Stelle befand sich
die Schaffung von Akzeptanz, ein Ziel, das von den privaten Vorhabentrdgern am haufigsten
als zentrales Ziel formuliert wurde. Ein weiterer Soll-Ist-Vergleich dokumentiert in Bezug auf
die Transparenz Unterschiede: Wahrend es an zweiter Stelle der drei wichtigsten Ziele ran-
gierte, konnte es nach Wahrnehmung auch der privaten Vorhabentrager etwas weniger haufig
erreicht werden. Nur ein Vorhabentrager nannte die Beschleunigung des Gesamtprozesses
als eines der drei wichtigsten erreichten Ziele und die Optimierung der Entscheidungen hatte
keiner der privaten Vorhabentrager als eines der Top drei erreichten Ziele angefiihrt.

Abbildung 46: Erreichte Ziele fiir das Vorhaben - private Vorhabentrager

Hohere Qualitat der Antragsunterlagen 6
Akzeptanz flr das Vorhaben 5
Akzeptanz fiir das Verfahren 3
Erhéhung der Transparenz 3
Beschleunigung des Gesamtprozesses 1
0 1 2 3 4 5 6 7
n=12 Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

6.7.3 Auswirkungen der frithen OB
6.7.3.1 MGoglichkeit der Einflussnahme durch Stakeholder

Sowohl die &ffentlichen und privaten Vorhabentrager als auch die beteiligten Stakeholder wur-
den im Rahmen der Interviews gefragt, inwiefern eine Einflussnahme durch die friihe OB auf
die jeweiligen Vorhaben mdglich gewesen sei.

Den Aussagen der meisten Stakeholder zufolge war eine Einflussnahme auf die jeweiligen
Vorhaben mdglich gewesen. So berichteten Vertreter der Naturschutzverbande, dass sie gut-
achterliche Naturschutzuntersuchungen anstof3en konnten und bei Variantenuntersuchungen
zur Beurteilung der Auswirkungen auf Natur und Umwelt beteiligt wurden. Auch etwa die Hélfte
der Gemeindevertreterinnen und -vertreter sprachen von der Moglichkeit der Einflussnahme,
sei es durch Anregungen, die durch den Vorhabentrager aufgenommen und in der Folge auch
umgesetzt wurde oder durch ein offenes Verfahren (Variantenuntersuchung mit der Méglich-
keit der Nullvariante). Von den Interviewten wurden als Formate, bei denen sie ihren Einfluss
geltend machen konnten, insbesondere die folgenden benannt: Begehungen, Vor-Ort Ter-
mine, direkte Gesprache und Beirdte. Zwar dominierte bei den meisten Interviewten der
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Wunsch nach Einflussmdglichkeiten, ein Blurgermeister berichtete jedoch auch von seiner be-
wussten Zuriicknahme wahrend des OB-Verfahrens.

Durch die Interviews wurde deutlich, dass insbesondere durch aktiv beteiligende Formate Ein-
fluss auf die Planungen des Vorhabens ausgeubt werden konnte. Mehrere private wie auch
offentliche Vorhabentrager berichteten (iber nachtréagliche bauliche Anderungen. Von einem
privaten Vorhabentriger wurde auf einen gemeinsam in der frilhen OB erarbeiteten Kriterien-
katalog hingewiesen, durch welchen direkter Einfluss auf die Planungen genommen worden
sei.

Kritik wurde von Seiten der Stakeholder geaulert, wenn aus ihrer Sicht durch den Vorhaben-
trager keine Einflussnahme auf die OB-Malnahmen zugelassen wurde und sich das in den
Formaten Besprochene nicht den Planungsunterlagen widerspeigelte. Ein Gemeindevertreter
verwies auf die durch ihn angestoRene Variantenuntersuchung, weil die zu dem Zweck der
Variantenpriifung durchgefiihrten BeteiligungsmalRnahmen des Vorhabentragers die Ge-
meinde nicht angesprochen hatten. Von mehreren interviewten Stakeholdern wurde berichtet,
dass nur Uber die schriftlichen Einwendungen des formalen Verfahrens eine Einflussnahme
méglich war und somit innerhalb der OB keine Méglichkeit zur Einflussnahme bestand. Insbe-
sondere einige Birgerinitiativen bemangelten fehlende Einflussmdglichkeiten. In der Folge
fuhrten Birgerinitiativen selbst Formate in Form von Informationsveranstaltungen oder De-
monstrationen durch, um auf die Planungen Einfluss nehmen zu kénnen. Mehrheitlich flihrten
Birgerinitiativen an, dass der 6ffentliche Druck die Méglichkeit einer Einflussnahme deutlich
erhéhe.

Die interviewten Stakeholder wurden um eine retrospektive Beurteilung der erfolgten Einbin-
dung gebeten. Sie wurden gefragt, ob sie riickblickend eine starkere Einbindung sinnvoll ge-
funden hatten. Wahrend eine Halfte der Befragten den Wunsch nach einer starkeren Einbin-
dung und Beriicksichtigung auerten, nahm die andere Halfte die Beteiligung als ausreichend
wahr. Die unterschiedliche Bewertung war vor allem eine Folge der Ansichten unterschiedli-
chen Akteure. So kritisierten insbesondere Birgerinitiativen eine unzureichende Einbindung,
wahrend Gemeindevertreterinnen und -vertreter sowie Verbande die Einbindung als ausrei-
chend einschatzten. Als Griinde fur die kritische Sichtweise wurden die unzureichende Be-
ricksichtigung kritischer Stimmen und von allen Betroffenen, das unzulangliche Einbinden von
lokalem Wissen fur die Planungen, die unzureichende Einbindung einer groRen ,schweigende
Mehrheit“ sowie eine nicht regelmaRige Durchfiihrung von Informationsveranstaltungen ange-
fuhrt. Von einer ausreichenden Einbindung wurde berichtet, wenn eine umfangreiche Beteili-
gung stattgefunden habe, auRerhalb der formellen Stellungnahmen keine weitere Notwendig-
keit fiir OB gesehen wurde und die Belange der Stakeholder gréRtenteils durch den Vorha-
bentrager berticksichtigt wurden.

6.7.3.2 Einfluss auf die Konflikthaftigkeit

Bei der Planung und Durchfihrung von Infrastrukturprojekten miissen die Vorhabentrager un-
terschiedliche Positionen und Belange berticksichtigen und einbinden. Die oft gegensatzlichen
Positionen zusammenzufihren bzw. in einer von Wertschatzung und Respekt getragenen At-
mosphare sich sachlich auszutauschen und eine gemeinsame LOsung zu entwickeln, stellt
eine der zentralen Herausforderungen der Vorhabentrager dar. Dabei ist es wichtig, konflikt-
reiche Themen und Situationen friihzeitig zu erkennen und einer Lésung zuzufihren. Je kon-
fliktreicher ein Vorhaben ist, umso schwieriger ist die gemeinsame Entwicklung eines Beteili-
gungsfahrplans auf den sich alle verstandigen kénnen.
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Aufgrund der Bedeutung der Konflikthaftigkeit eines Vorhabens hat das Evaluationsteam in
Bezug auf die vertieft untersuchten Vorhaben der OB einige relevante Aspekte der Konflikt-
haftigkeit untersucht.

Akteure

Einen wesentlichen Anteil an der Konflikthaftigkeit eines Vorhabens liegt im Verhalten und der
Zusammenarbeit der beteiligten Akteure. Die interviewten Stakeholder machten folgende Ak-
teure fir eine wahrgenommene Verscharfung des Konflikts verantwortlich: Vorhabentrager,
einzelne Burgerinnen und Birgern oder ein Teil der Burgerschaft, Gemeindevertreterinnen
und -vertreter sowie Naturschutzverbande. Nur vereinzelt wurden Blrgerinitiativen genannt.
Konfliktsteigernd hatten sich nach Ansicht der Stakeholder die Weigerung faktenbasierter Dis-
kussionen, eine fehlende Offenheit und Wertschatzung fiir andere Meinungen, unzureichende
Prufungen von Alternativen und der Profilierungsbedarf einzelner Akteure ausgewirkt. Kon-
flikte blieben dagegen aus, wenn die Mdéglichkeit fiir alle Beteiligten zu einer offenen und sach-
lichen Diskussion bestanden hatte. Allerdings verweis ein Gemeindevertreter auch darauf,
dass die Konflikthaftigkeit eines Verfahrens sehr von dem Projektentwicklung abhénge. So sei
mit einer Emotionalisierung und dem Ausbrechen eines Konflikts zu rechnen, sobald eine
Trassenentscheidung gefallt werden wiirde.

Hinsichtlich von Akteuren, die substanziell zu einer Minderung von Konflikten beigetragen hat-
ten, wurden insbesondere Vorhabentrager und externe Dienstleister genannt. Positiv hervor-
hoben wurden Gesprache zur Lésungsfindung, Vor-Ort-Termine und —Begehungen, die sei-
tens der Vorhabentrager stattgefunden hatten. Externe Dienstleister hatten durch Moderatio-
nen und Mediationen zu einer positiven Entwicklung beigetragen.

Atmosphére

Weiter wurden die Stimmung und Atmosphare im Rahmen des Beteiligungsscopings bzw. die
Konflikthaftigkeit zu Beginn der frihen OB untersucht. Eine Referentin eines &ffentlichen Vor-
habentragers schatzte die Stimmung zwischen den Teilnehmenden je nach Betroffenheit un-
terschiedlich ein. Durch die Bemuhungen wahrend des Beteiligungsscopings konnte unter den
Akteuren die Transparenz und Nachvollziehbarkeit hinsichtlich der vorzunehmenden Schritte
gesteigert werden. Den Beteiligten wurde hierdurch klarer, wieviel Aufwand und Zeit fir Pla-
nungen sowie fur Gutachten aufgewendet wurden. Von den meisten Interviewten wurde im
Rahmen des Beteiligungsscopings von einer guten Atmosphére oder von einer leicht ange-
spannten Atmosphare unter den Beteiligten berichtet. Es wurden konstruktive Dialoge be-
schrieben, die mit den Akteuren Uber die kommenden Formate der OB gefiihrt wurden. Diese
wurden zumeist in einem fir alle Beteiligten verbindlichen Beteiligungsfahrplan festgelegt. Ins-
besondere bei Vorhaben, in denen konfliktreiche Situationen bereits in der Phase des Beteili-
gungsscopings vorkamen, die Beteiligten negative Vorerfahrungen aus ahnlichen Bauvorha-
ben hatten oder aber einzelne Akteursgruppen auf ihren Einzelinteressen beharrten, entwi-
ckelten sich die Vorhaben von Beginn an stark konfliktar und emotionalisiert.

Hinsichtlich der Konflikthaftigkeit zu Beginn der friihen Beteiligung nahm ein Drittel der Inter-
viewten eine konfliktreiche Atmosphéare wahr. So wurden sehr angespannte und emotionale
Situationen von den Stakeholdern beschrieben, wenn das Bauvorhaben eine unmittelbare Be-
troffenheit ausloste (beispielsweise durch die unmittelbare Lage an bzw. in Wohngebieten),
Bauvorhaben bestimmter Infrastrukturbereiche ideologisch besetzt waren (z. B. Windkraft,
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Hochwasserschutz, Energieleitungen), zur Realisierung des Vorhabens Landabtretungen vor-
genommen mussten oder aber das Vorhaben ein Erweiterungsvorhaben darstellte (Erweite-
rung Steinbruch oder Windpark), bei welchem bereits vor den Erweiterungsplanungen Kon-
flikte vorherrschten. Weiter bestanden gegenulber den Vorhabentragern (sowohl bei privaten
als auch o6ffentlichen) verstarkt Konflikte, wenn keine Kompromissbereitschaft vorlag oder aber
ein Beteiligungsspielraum ausgeschlossen war, Akteure nicht berlcksichtigt wurden, sich der
Vorhabentrager hinsichtlich der bestehenden Konflikte bedeckt hielt und die Parteien an ihren
Einstellungen festhielten. Zudem waren bereits vor dem Beginn der friihen OB entstandene
konflikthafte Situationen, die Sensibilisierung zu &hnlichen Bauvorhaben in der Blirgerschaft
und Angste aufgrund des in dieser Form zuvor noch nicht umgesetzten Vorhaben Griinde fiir
die Konflikthaftigkeit. In einem Fall wurde dartber hinaus von Konflikten aufgrund fehlender
Beteiligung von per Zufall ausgewahlter Personengruppen im Projektbegleitkreis berichtet. Die
sehr unterschiedlichen Haltungen der Akteure zu den einzelnen Vorhaben wurden zudem als
entscheidender Grund fiir die Entwicklung der Stimmungen zu Beginn der friihen OB benannt.
Gemeinden und Kommunen verhielten sich zum Teil zurtickhaltend und neutral, wahrend in
anderen Vorhaben sich deren Vertreterinnen und Vertreter aktiv fiir oder gegen ein Vorhaben
einsetzten (bis hin zu einem Gemeinderatsbeschluss gegen das geplante Vorhaben). Weiter
variierte die Stimmung je nach Betroffenheit zum Vorhaben (Standort/Streckenverlauf des
Bauvorhabens) und Zeitpunkt, wenn beispielsweise anfanglich die unmittelbare Betroffenheit
durch die noch nicht getroffene Variantenentscheidung noch nicht eindeutig war.

Von keiner oder nur einer wenig konfliktreichen Situation zu Beginn der friilhen OB wurde be-
richtet, wenn die Stimmung gegeniber dem Vorhaben relativ positiv besetzt war, eine gute
Stimmung auch bereits wahrend dem Beteiligungsscoping bestand, das Vorhaben ein Aus-
bauvorhaben darstellte, durch welches fiir die Blirgerschaft direkt nur wenige Betroffenheiten
entstanden (beispielsweise die Erschlieung eines neuen Abbaugebietes, durch welches zwar
naturschutzrechtliche Belastungen aber keine weiteren Larmemissionen fir die Anwohnerin-
nen und Anwohner entstanden) oder aber die Diskussionen fachlich sowie sachlich abliefen.
Aber auch das Vorgehen des Vorhabentragers wurde als entscheidend fur den Beginn der
Beteiligungsmalnahmen gesehen. Positive hervorgehoben wurde ein griindliches und sen-
sibles Vorgehen bei konfliktreichen Themen, bestehende Beteiligungsspielraume, die ein ak-
tives Mitwirken an den Planungen zulieRen, sowie, wenn es dem Vorhabentrager gelang, Ver-
trauen bei den Teilnehmenden aufzubauen. Einige Interviewte wiesen jedoch auch darauf hin,
dass die Konflikthaftigkeit mit dem Verlauf des Beteiligungsprozesses zunahm — abhangig da-
von je konkreter die Planungen und Themen diskutiert wurden.

Themen

Konflikte haben haufig eine thematische Grundlage. Daher wurde im Rahmen der Interviews
nach den wahrgenommenen relevanten Konfliktthemen gefragt. Hier wurde eine Varianz von
Themen genannt: Die meisten Nennungen bezogen sich auf potenzielle Auswirkungen des
Vorhabens auf Natur und Umwelt (Eingriffe in Natur, Klima-, Arten- und Grundwasserschutz).
Ebenso haufig wurden die Bauausfiihrung, der Trassenverlauf und die Variantenentscheidung
als Konfliktthema genannt. Weiter wurden aufgezahlt (in absteigender Reihenfolge): Betrof-
fenheiten, Verlust von Nutzflachen, Emissionsbelastungen, die Notwendigkeit und Bedeut-
samkeit der Vorhaben sowie der Verkehr. Die interviewten privaten und 6ffentlichen Vorha-
bentréager gingen in ahnlicher Form mit den konfliktreichen Themen um. Bezogen sich die
Konflikte auf fachliche Themen oder galt es Variantenuntersuchungen vorzunehmen, so wur-
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den Gutachterinnen und Gutachter beauftragt und die Ergebnisse fachlich aufbereitet. Meh-
rere interviewte Vorhabentrager schilderten, dass im Zuge dessen, Variantenvorschlage oder
aber Bauausfiihrungen, die im Rahmen der frilhen OB durch die Beteiligten eingebracht wor-
den waren, mit untersucht wurden.

Thematisiert wurde dariiber hinaus der Umgang der Vorhabentrager mit konflikthaften Themen
und Situationen. Haufig wurden gesonderte Veranstaltungen zu konfliktreichen Themen mit
kritischen Akteursgruppen gefiihrt oder die Vorhabentrager suchten durch (Einzel-)Gesprache
den Kontakt mit den Stakeholdern, um Konflikithemen zu besprechen. Weiter wurden im Zuge
der Konfliktminderung und Akzeptanzsteigerung Vor-Ort-Termine und —Begehungen durchge-
fuhrt. Insbesondere durch die 6ffentlichen Vorhabentrager wurde das Thema Transparenz des
Vorgehens und des Umgangs mit den gesammelten Erkenntnissen betont: Ein &ffentlicher
Vorhabentrager berichtete beispielsweise, dass gegenulber den Beteiligten deutlich gemacht
wurde, dass die Kriterien zur Variantenentscheidung zusammen mit den Beteiligten erstellt
wurden, jedoch die Variantenentscheidung, welche auf der Gewichtung der Kriterien sowie
deren Bewertung beruhte, weiter in ihrer endgultigen Entscheidung beim Vorhabentrager ver-
bleibt. Handlungs- und Beteiligungsspielraume wurden offen gegeniiber den Beteiligten kom-
muniziert.

Grundsétzliche Bewertung

Die interviewten Akteure wurden abschlieflend um eine grundsatzliche Beurteilung des wahr-
genommenen Einflusses der durchgefiihrten OB-MaRnahmen auf die Konflikthaftigkeit eines
Vorhabens gebeten (siehe Abbildungen 47248 und 4824°). Dabei berichteten die meisten inter-
viewten Akteure (Blrgerinitiativen, Gemeinden, Verbande und Dienstleister) von einer Minde-
rung der Konflikte durch OB-MaRnahmen und -Formate. Hinsichtlich der Vorhaben, die von
offentlichen Vorhabentragern durchgefiihrt wurden, zeigte sich, dass die Mehrheit der Stake-
holder einschatzte, dass durch die friihe OB eine Minderung der Konflikte erreicht werden
konnte. Ein geringer Anteil schatzte ein, dass die Konflikte durch die frithe OB verscharft wur-
den. Ein noch geringerer Anteil beobachtete sowohl von konfliktférdernden als auch konflikt-
mindernden Einflisse. Ein Viertel der Stakeholder nahm keinen Einfluss auf die Konflikthaf-
tigkeit wahr.

248 Hinsichtlich der Vorhaben, die von privaten Vorhabentragern durchgefiihrt werden, wurden funf Stakeholder
zum Einfluss der friihen OB auf die Konflikthaftigkeit befragt.

249 Hinsichtlich der Vorhaben, die von 6ffentlichen Vorhabentragern durchgefiihrt werden, wurden 24 Stakeholder
zum Einfluss der friihen OB auf die Konflikthaftigkeit befragt.
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Abbildung 47: Einfluss der OB auf Konflikte — 6ffentliche Vorhabentriger
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Bei den von privaten Vorhabentragern durchgefiihrten Vorhaben erfolgte eine dhnliche Beur-
teilung (siehe Abbildung 48). Mehrheitlich wurde der OB ein konfliktminimierender Einfluss
attestiert. Nur ein Fiinftel der Akteure schatzte ein, dass sich die Konflikte durch die friihe OB
verscharft hatten und ein weiteres Flnftel der Stakeholder hatte keinen Einfluss wahrgenom-
men.

Abbildung 48: Einfluss der OB auf Konflikte — private Vorhabentrager
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben
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Grundsatzlich wurde von vielen Interviewten auf die Bedeutsamkeit friihzeitiger OB fiir die
erfolgreiche Durchfilhrung eines Vorhabens hingewiesen. Die friihe OB ermégliche eine friih-
zeitige Identifikation potenzieller Konfliktlinien und die gemeinsame Erarbeitung von Losungs-
wegen zur Vermeidung oder Minimierung von Konflikten.

Vonseiten eines Gemeindevertreters wurde geédulert, dass in der durchgefiihrten OB die Ent-
scheidungsgrundlage der Variantenentscheidung gegeniber den Betroffenen dargelegt
wurde. Hierdurch wurde zum einen der Prozess der weiteren Entscheidungsfindung transpa-
renter. Zum anderen wurden den Beteiligten durch die umfangreichen Erkenntnisse aus den
Voruntersuchungen (bzgl. Betroffenheiten) die umfangreichen PriifungsmalRnahmen, die im
Vorfeld der Planungen stattfanden, dargelegt. Insbesondere durch anhérende oder beglei-
tende Formate (oftmals genannt wurden hier [teilweise vertrauliche] Gesprache oder Beirate)
konnten fachliche Konflikte gemindert werden oder wieder zu einer sachlichen Arbeitsebene
zwischen den Stakeholdern zurlickgekehrt werden. Von vielen Interviewten wurde auf die Be-
deutsamkeit regelmafiger Kommunikation und Informierung hingewiesen. Auch vor-Ort-Be-
gehungen und Vortrage von Gutachterinnen und Gutachtern hatten sich sehr positiv auf eine
positive Entwicklung des Verfahrens ausgewirkt. Dadurch war es moglich, direkt einzelne Ak-
teursgruppen anzusprechen anstatt Konflikte in Veranstaltungen mit anderen Akteuren, die
vielmehr nur ihre Einzelanliegen artikulierten, zu besprechen. Ein privater Vorhabentrager wies
im Interview darauf hin, dass durch die OB in den Bereichen, in denen Handlungsspielrdume
bestanden, Lésungen bzw. Kompromisse angeboten werden konnten. Allerdings gebe es im-
mer auch Bereiche, in welchen die Planungen konflikthaft und aus Sicht des Vorhabentragers
nicht verhandelbar seien. Allerdings gebe es hinsichtlich dieser Konflikithemen fiir die Betroffe-
nen weiterhin die Méglichkeit, im formellen Verfahren tber schriftliche Einwendungen Ande-
rungen herbeizurufen. Weiter wurde von einem 6ffentlichen Vorhabentrager betont, dass die
frihe OB ein wichtiges Instrument darstelle, um Konflikt(-themen) zu identifizieren und friih-
zeitig die Planungsunterlagen entsprechend anzupassen. Daneben erfahren Akteure durch
die in der frihen OB erfolgte Beriicksichtigung ihrer Anliegen, eine wichtige Wertschatzung,
so die Aussage eines Gemeindereferents.

Es wurde aber auch von nicht eindeutigen oder nur teilweise positiven Auswirkungen berichtet.
Zum einen betraf dies Vorhaben, in denen nach Aussagen der Interviewten die gréf3ten Kon-
flikte noch nicht angesprochen worden waren, oder wenn die frithe OB noch nicht abgeschlos-
sen war und somit eine Bewertung noch nicht erfolgen konnte. Es wurde kritisch angemerkt,
dass auch weiterhin Beflirworterinnen und Befiirworter sowie auch Gegnerinnen und Gegner
des Vorhabens bestanden, eine Konfliktminderung nur durch sehr hohen Aufwand erwirkt wer-
den konnte oder aber die Minderung der Konflikthaftigkeit nicht vorrangiges Ziel der frilhen OB
war. So gab ein Gemeindevertreter an, dass die OB-Formate vielmehr dazu dienten, die Kon-
fliktthemen zu identifizieren, diese aber nicht zu bearbeiten. Auch ein Dienstleister betonte in
den Interviews, dass mit Hilfe der OB-MaRnahmen das Vorgehen gegeniiber den Betroffenen
erlautert werde (Transparenz des Verfahrens) und diesen eine Moglichkeit gegeben wiirde,
Frage zu stellen, aber Konflikte nicht gemeinsam gelést wurden. Kritisch wurde von einem
Interviewten eines Zweckverbandes angemerkt, dass zwar durch die OB-MaRnahmen die
Angste der Blirgerinnen und Biirger gemindert werden konnten, durch Einzelinteressen jedoch
auch neue Konflikte aufgekommen waren, die sich in der Folge aufgrund einzelner Partikula-
rinteressen auch nicht hatten l6sen lassen.

Keinen Einfluss durch die friihe OB konnte in den vertieft untersuchten Vorhaben nach Aus-
sage der Interviewten erzielt werden, wenn vonseiten des Vorhabentragers in der Wahrneh-
mung der Interviewten kein Beteiligungsspielraum zugelassen wurde. Auch wurde von ver-
scharften Konflikten berichtet, wenn der Vorhabentrager die von den Betroffenen gewtlinschten
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Formate verweigerte, Planungsvarianten oder die Nullvariante ausgeschlossen wurden oder
unpassende bzw. unzureichende BeteiligungsmalRnahmen bei den Betroffenen Resignation
hinterlassen hatten. Insbesondere bei Letzterem wurde auch davon berichtet, dass es zur
Spaltung der Biirgerschaft kam, da in den Beteiligungsformaten rein die Interessen Einzelner
gedullert worden und hierdurch neue Konflikte entstanden waren. Weiter wurde die Minderung
von Konflikten durch aulere Einfliisse verhindert, beispielsweise durch politische Entschei-
dungen, die den Beteiligungsprozess direkt oder indirekt beeinflussten. Ein 6ffentlicher Vorha-
bentrager berichtete zudem, dass die letztendliche Variantenentscheidung, auch wenn die
Entscheidungsfindung transparent im OB-Prozess dargelegt wurde, die vorherigen konflikt-
mindernd wirkenden OB-MafRnahmen zunichtemachten und es wieder zu einer Emotionalisie-
rung gegeniiber dem Gesamtvorhaben kam. Daher war in diesem Vorhaben nach Festlegung
der Ausfiihrungsvariante keine konstruktive Konfliktldsung mehr méglich.

6.7.3.3 Einfluss auf Verfahrens- und Vorhabensakzeptanz

Grundsatzlich geht es bei der Planung und Durchfiihrung von OB um einen Dialogprozess,
der eine Wirksamkeit entfalten soll. Intendiert sind die verstarkte Teilhabemdglichkeit aller be-
troffenen und interessierten Akteure und die Einbeziehung unterschiedlicher Interessen mit
der Folge verbesserter Legitimation. Was die konkreten Auswirkungen angeht, nimmt die
Frage der Akzeptanz nimmt eine heraufgehobene Position ein. Planungsprozesse und die
Durchfiihrung dieser Planungen sind fur die Vorhabentrager immer mit Konflikten und Wider-
stédnden verbunden, denn diese Prozesse sind in pluralistischen Gesellschaften haufig eine
Folge des Systems konkurrierender, vielfach gegensatzlicher Interessen und Wertvorstellun-
gen, aus denen wiederum unterschiedliche bzw. gegensatzliche Problemsichten resultieren.
Dabei erwartet die Bevolkerung nicht nur Offenheit gegentiber ihren Forderungen, die Be-
schaftigung mit ihnen, die 6ffentliche Debatte Uber die politische Agenda und das Ausarbeiten
von Vorschlagen zur Losung der anstehenden Probleme. Sie erwarten auch, dass am Ende
eines breiten, offenen und fairen Willensbildungsprozess eine fir alle Mitglieder der politischen
Gemeinschaft verbindliche Entscheidung steht, die das artikulierte Problem 16st. Diese Not-
wendigkeit flhrt fast unausweichlich zu Konflikten und Akzeptanzproblemen. Denn bei jeder
Entscheidung setzt sich eine Alternative gegeniiber konkurrierenden Alternativen durch. Wo-
bei nicht jedes Vorhaben gleichermalien problembehaftet ist und die konkrete Planung und
Durchfiihrung von OB eine wesentliche Rolle dafiir spielt, ob Akzeptanzprobleme auftreten.

Wenn lber Akzeptanzprobleme diskutiert wird, ist zwischen der Akzeptanz von Verfahren und
der von Vorhaben zu unterscheiden. Beteiligungsverfahren beseitigen haufig den in der Sache
bestehenden Dissens nicht. Jedoch kann es gelingen, dass bei Ablehnung eines Vorhabens
dennoch das Verfahren der Entscheidungsfindung und der Einbindung als fair betrachtet wird.
Die Vorhabensakzeptanz beschreibt die Akzeptanz, die sich auf das Projekt selbst bezieht, als
die Zustimmung zu einem Vorhaben im Gesamten. Die Verfahrensakzeptanz wiederum fokus-
siert den Prozess der Beteiligung. So kann ein Vorhaben auf Ablehnung stoRen, jedoch der
Prozess der Beteiligung als fair empfunden werden.

Abbildung 49 zeigt die Bewertungen der Verfahrensakzeptanz seitens der interviewten Stake-
holder fir Vorhaben in Offentlicher Tragerschaft. Fast zwei Drittel kamen zu einer positiven
Bewertung und nahmen eine gesteigerte Akzeptanz des Verfahrens durch die OB-MaRnah-
men wahr. Ein weiteres Drittel der Stakeholder beobachtete keine Veranderung?® und nur ein

250 Zwei Stakeholder konnten keine Aussage zu dieser Frage treffen.
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sehr geringer Anteil der Stakeholder kam zu einer negativen Bewertung und konstatierte eine
verminderte Akzeptanz.

Abbildung 49: Einfluss der OB auf die Verfahrensakzeptanz — 6ffentliche Vorhabentra-
ger
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gesenkt
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Bezlglich der Vorhaben, die von privaten Vorhabentragern umgesetzt werden, zeigte sich,
dass drei der interviewten Stakeholder eine Steigerung der Verfahrensakzeptanz durch die
frihe OB erreicht sahen. Ein Stakeholder schatzte hingegen ein, dass die friihe OB einen
negativen Einfluss auf die Verfahrensakzeptanz bzw. keinen Einfluss hatte.251252

Sowohl hinsichtlich der Vorhaben in privater als auch in Bezug auf die Vorhaben in 6ffentlicher
Tragerschaft erfolgte insbesondere seitens der Verbande und Gemeindevertreterinnen und -
vertreter eine positive Beurteilung. Die Interviewten begriindeten ihre Einschatzung mit der
gesteigerten Transparenz und Informiertheit der Beteiligten. Durch einen sachlichen und nach-
vollziehbaren Beteiligungsprozess der Vorhabentrédger konnte ein héheres Vertrauen in das
Verfahren erreicht werden. Es zeigte sich in den Interviews jedoch auch, dass viele Interviewte
zur Verfahrensakzeptanz keine eindeutige Aussage tatigen konnten. So wurde berichtet, dass
das Verfahren als gegebener Prozess angesehen wurde und die letztendliche Akzeptanz der
friihen OB von einem GroRteil der Beteiligten von der letztendlichen Varianten-/Bauentschei-
dung abhangig sei.

Wie bereits erwahnt, ist eine Veranderung der Verfahrensakzeptanz eher zu erwarten als eine
Steigerung der Akzeptanz gegentiber dem Vorhaben selbst. Entsprechend fielen die Antwor-
ten aus: Hinsichtlich der Vorhaben in 6ffentlicher Tragerschaft zeigte sich (Abbildung 5025%),

251 Ein Drittel der Stakeholder konnte diesbeziiglich keine klare Aussage treffen, welchen Einfluss die frihe OB
hier hatte.

252 Aufgrund der niedrigen Anzahl an Personen, die die Frage beantwortet hatten, wird hier auf eine grafische
Darstellung der Ergebnisse verzichtet.

253 Die Abbildung bezieht sich auf Aussagen von 22 Stakeholdern.
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dass 40 Prozent der interviewten Stakeholder keine Veranderung durch die frihe OB hinsicht-
lich der Vorhabensakzeptanz beobachten konnten. Knapp die Halfte der Stakeholder schatzte
hingegen ein, dass auch die Vorhabensakzeptanz durch die friilhe OB gesteigert werden
konnte. Nur wenige kamen zu einem negativen Urteil (13 Prozent).

Abbildung 50: Einfluss der OB auf die Vorhabensakzeptanz — 6ffentliche Vorhabentra-

ger
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Zu einem etwas anderen Urteil gelangten die Interviewten in Bezug auf die Vorhaben in priva-
ter Tragerschaft (siehe Abbildung 512%#). Einen positiven Einfluss wurde nur von einem Drittel
der Befragten beobachtet. Die Halfte der Stakeholder nahm keine Veranderung wahr. Von
einer Verringerung der Akzeptanz oder einer teilweisen Verdnderung wurde kaum berichtet.
Von einem privaten Vorhabentrager wurde insbesondere die dauerhafte Informierung von Ge-
meinde- und Ortsgemeinderat hervorgehoben, durch welche versucht wurde, die politische
Ebene dauerhaft mit einzubinden, damit sich keine Personen Gbergangen flhlten. Ein weiterer
privater Vorhabentrager berichtete, dass die OB positiv wahrgenommen wurde, aber aufgrund
verharteter Fronten eine Abschatzung schwierig sei. Er gehe aber davon aus, dass ohne eine
durchgefiihrte OB die Akzeptanz fiir das Vorhaben vermutlich geringer ausgefallen ware.

254 Die Abbildung bezieht sich auf Aussagen von acht Stakeholdern.
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Abbildung 51: Einfluss der OB auf die Vorhabensakzeptanz — private Vorhabentriger
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Insbesondere wenn Alternativplanungen geprift und/oder Kompromisse gemeinsam erarbei-
tet wurden, flhrte dies zu Akzeptanzsteigerungen. Weiter spielte neben dem Interessensaus-
gleich eine Steigerung der Informiertheit der Betroffenen eine Rolle. Eine Akzeptanzsteigerung
wurde verneint, wenn keinerlei Kompromissbereitschaft oder Beteiligungswille vorlag, die
grundsatzlichen Konflikie weiter bestanden oder aber der Vorhabentrager weiter an seiner
Variante/Bauausfliihrung festhielt. Ein Sonderfall stellte ein vertieft untersuchtes Gewéasserver-
fahren dar, in welchem die Ergebnisse des Beteiligungsprozesses komplett ignoriert wurden
und hierdurch, nach Aussage der Interviewten, jegliches Vertrauen verspielt wurde.

6.7.4 Zusammenfassung

In diesem Kapitel wurden die Auswirkungen der friihen OB auf unterschiedliche Aspekte ge-
pruft. Dabei wurden die Einflussfaktoren differenziert nach dem Vorhabentragertyp untersucht.

Eine wesentliche Zielsetzung von OB ist das Erreichen von Konsens unter den Akteuren in
Bezug auf das Vorhaben, das Verfahren oder Einzelaspekte des Vorhabens und Verfahrens.
Die Analysen konnten in diesem Zusammenhang verdeutlichen, dass bei den 6ffentlichen Vor-
habentragern mehrheitlich ein Konsens erreicht werden konnte. Allerdings nicht vorhaltlos,
vielmehr gaben relativ viele an, dass zwar ein Konsens erreicht wurde, dieser jedoch nicht alle
Teilnehmenden richtig fanden. Dennoch haben sie den Konsens akzeptiert und mitgetragen.
Bei den privaten Vorhabentragern fiel die Ansicht weniger positiv aus: Fast bei der Halfte der
Vorhaben konnte kein Konsens erzielt werden. Eine durchgefiihrte multivariate Analyse konnte
einen eindeutigen Zusammenhang zwischen der Teilnahme unterschiedlicher Akteuren und
der Konsensfindung belegen. Auf der einen Seite gab es eine steigende Wahrscheinlichkeit,
dass ein Konsens im Rahmen der frilhen OB unter allen Teilnehmenden erreicht wurde, je
mehr Vertreterinnen und Vertreter von Kommunen teilnahmen. Auf der anderen Seite sank die
Wahrscheinlichkeit, dass ein Konsens im Rahmen der friihen OB unter allen Teilnehmenden
erreicht wurde, je mehr Birgerinitiativen an der friihen OB teilnahmen.
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OB beinhaltet durchgéngig ein Angebot auf Teilhabe und einer Einflussméglichkeit auf As-
pekte des Verfahrens bzw. Vorhabens. Diese Mdglichkeiten konnten in einigen Punkten reali-
siert werden. Insbesondere die Planungen konnten beeinflusst werden, indem weitere Pla-
nungsvarianten geprift und tatsachlich untersucht wurden. Auch die Interviews mit unter-
schiedlichen Stakeholdern zeichneten ein positives Bild in Bezug auf Einflussmdglichkeiten.
Den Vorhabentragern wurde haufig eine Offenheit fiir Veranderungen attestiert. Insbesondere
das Beteiligungsscoping habe sich fiir das Einbringen von Ideen und einen konstruktiven Aus-
tausch als hilfreich und nitzlich erwiesen. Nicht zuletzt dem Beteiligungsscoping sei es zu
verdanken, dass einige Konflikte friihzeitig aufgedeckt und gemeinsam Ldsungen erarbeitet
werden konnten. Nur ein Drittel der Interviewten berichtete von angespannten Situationen
wahrend des Beteiligungsscopings. Die Stimmung und Atmosphére waren oft auch entschei-
dend fiir das weitere Verfahren. So war die Stimmung zu Beginn der frithen OB in der Regel
wenig konfliktreich, wenn bereits wahrend des Beteiligungsscopings eine positive Atmosphare
herrschte. In der Gesamtheit dominierte bei den Interviewten die Wahrnehmung, dass sich die
OB-MaRnahmen konfliktmindernd ausgewirkt hatten. Fiir eine Verringerung der Konflikte war
mafgeblich, dass die Entscheidungsgrundlage fiir die jeweilige Variantenentscheidung darge-
legt wurde sowie eine transparente und regelmaRige Kommunikation erfolgte. Bei den Vorha-
ben, bei denen keine Verringerung der Konflikte durch die OB-MaRnahmen wahrgenommen
wurde, waren insbesondere verhartete Fronten und eine geringe Offenheit der beteiligten Ak-
teursgruppen verantwortlich. Wurden dariiber hinaus die Beteiligungsmdglichkeiten und OB-
Fomate als unzureichend wahrgenommen, verscharften sich auch bestehende Konflikte. Als
in der Regel sinnvolle OB-Formate wurden Projektbeirite, Begehungen/Vor-Ort-Termine, di-
rekte Gesprache und offene OB-Verfahren mit Variantenuntersuchungen bezeichnet.

Ob und in welchem Umfang Konflikte auftraten, war auch abhangig von den beteiligten Akteu-
ren und deren Einstellungen und Verhalten. So wurde teilweise Vorhabentragern eine konflikt-
verscharfende Wirkung attestiert, wenn deren Standpunkte sehr festgelegt waren. Jedoch
konnten Vorhabentrager auch konfliktmindernd agieren, wenn sie sich beispielsweise offen fiir
Alternativen zeigten und die Belange der Betroffenen beriicksichtigten sowie aktiv fir einen
offenen Austausch sorgten. Die positive Wirkung externer Moderatorinnen und Moderatoren
bzw. Mediatorinnen und Mediatoren fir eine sachliche und konstruktive Gesprachsat-
mosphare wurde durchgangig hervorgehoben.

Eine zentrale Wirkung, die OB-MaRnahmen entfalten sollen, ist die Steigerung der Akzeptanz.
In diesem Zusammenhang haben die Analysen eine positive Wirkung auf die Verfahrensak-
zeptanz belegen kdnnen. Mehr als die Halfte der Interviewten hatte eine Akzeptanzsteigerung
wahrgenommen, insbesondere Vertreterinnen und Vertreter von Gemeinden und Verbanden
kamen zu dieser Einschatzung. Akzeptanzsteigernde Faktoren waren dabei vor allem die
Transparenz und regelmaRige Kommunikation tber den Stand des Verfahrens sowie tiber den
Umgang mit den Ergebnissen seitens der Vorhabentrager. Die Vorhabensakzeptanz konnte
im Vergleich weniger gesteigert werden. Hier dominierte, vor allem bei den privaten Vorha-
bentragern, die Ansicht, dass die OB keinen Einfluss auf das jeweilige Vorhaben ausgeiibt
habe.

6.8 Ressourcen
Um OB professionell planen und durchfiihren zu kénnen, bedarf es entsprechender zeitlicher
und fachlicher Ressourcen. Eine wesentliche Ressource stellen Dokumente dar, die tUber ver-
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schiedene zu beriicksichtigende Aspekte bei der Planung und Durchfiihrung von OB informie-
ren. In der standardisierten Onlineumfrage wurden die Vorhabentrager nach ihren Informati-
onsquellen befragt. Bei den 6ffentlichen Vorhabentrédgern dominierte als Informationsquelle
der aus Anlass der VwV OB erstellte Planungsleitfaden der Landesregierung Baden-Wiirttem-
berg (siehe Abbildung 52). Alle anderen Dokumente haben im Vergleich zu dem Planungsleit-
faden eine geringe Bedeutung, wie beispielsweise Webseiten, Leitfaden und Handbiicher von
Bundes- und Landesministerien und anderer Behérden oder Unternehmen sowie die Normen
VDI 7001, VDI 7000 und DIN ISO 2600.

Abbildung 52: Dokumente zur Planung der OB — 6ffentliche Vorhabentriger

Planungsleitfaden OB der Landesregierung

n=38 30
Webseiten 7
n=21
Leitfaden Bundes- und Landesministerien 6
n=21
VDI 7001 4
n=20
VDI 7000 4
n=20
Leitfaden weitere Behdrden 3
n=20
DIN I1SO 2600 3
n=21
Leitfaden anderer Unternehmen P
n=19
0 5 10 15 20 25 30 35

Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Hinsichtlich der Frage nach der Nutzung von eigenen Dokumenten oder Leitfaden hatte ein
RP auf ein selbst erstelltes Dokument verwiesen, das als interne Vorlage zur Vorbereitung und
Planung des Beteiligungsscopings sowie der frilhen OB genutzt wurde. Des Weiteren berich-
teten offentliche Vorhabentrager von bereits vorhandenen internen Mustervorlagen bzw.
Schemata, von Dokumenten eines Ingenieurs-/Planungsbiiros und der Inanspruchnahme ex-
terner Beratung zur Vorbereitung der friilhen OB. Auch Pressemitteilungen aus anderen Pro-
jekten mit gleichem Planungsstand und Webseiten ahnlicher Projekte wurden zum Abgleich
der eigenen Planungen verwendet.

Ebenso wurden auch die privaten Vorhabentrager nach deren Unterlagen und Quellen zur
Vorbereitung der OB befragt. Auch die privaten Vorhabentrager nutzten, wie die 6ffentlichen
Vorhabentrager, am haufigsten den Planungsleitfaden zur VwV OB des Staatsministeriums
Baden-Wurttemberg (siehe Abbildung 53). Allerdings verwendeten die privaten Vorhabentra-
ger in dhnlichem Umfang Webseiten als Quelle zur Planung und Vorbereitung der friihen OB.

127

131



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 / 9423

Seltener verwendeten private Vorhabentrager die VDI-Normen sowie die Leitfaden und Hand-
biicher von Behdrden und Bundes- und Landesministerien zur Informierung.

Abbildung 53: Dokumente zur Planung der OB — private Vorhabentriger

Planungsleitfaden OB der Landesregierung 1

n=14
Webseiten 1
n=11
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Anzahl Nennung

Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Auch die privaten Vorhabentrager stitzten ihr Planung und Vorbereitung auf selbst erstellte
Dokumente und Leitfaden. Hierbei handelte es sich um verschriftlichte Erfahrungen aus den
bisherigen Kommunikationen mit Gemeinden und Biirgerinnen und Blirgern sowie um interne
Kommunikationsanweisungen. Weiterhin wurde ein generelles unternehmensinternes Kom-
munikationskonzept verwendet. Aber auch Planungsunterlagen zogen die Befragten zusatz-
lich heran, um die friihe OB zu planen und durchzufiihren. Externe Unterstiitzung erhielten
private Vorhabentrager durch eine professionelle PR-Beratung.

Neben den durch die standardisierte Befragung gewonnenen Erkenntnissen Uber genutzte
Hilfestellungen sollen im Folgenden die Aussagen der 6&ffentlichen und privaten Vorhabentra-
gern aus den Interviews in Bezug auf die vertieft untersuchten Vorhaben Uber notwendige
Ressourcen und genutzte Unterstitzungsleistungen dargestellt werden. Hinsichtlich der zeitli-
chen und personellen Ressourcen gaben insbesondere die interviewten Vertreterinnen und
Vertreter der 6ffentlichen Vorhabentrager sowie private Vorhabentrager kleinerer und mittel-
standigerer Unternehmen an, nicht tber alle notwendigen zeitlichen und personellen Ressour-
cen zu verfugen. Die 6ffentlichen Vorhabentrager verwiesen auf folgende Aspekte, die sich als
herausfordernd bei der Planung und Durchfiihrung der OB gezeigt hatten: Involvierung in meh-
reren Projekten, zeitliche Verzégerungen durch interne Prozesse und Abstimmungen bei der
Durchflihrung aber auch in Bezug auf die Dokumentationspflicht der geleisteten MaRRnahmen.

128

132



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

Auch private Vorhabentrager berichteten Uber umfangreiche Mehrbelastungen, die insbeson-
dere kleinere oder mittlere Unternehmen massiv forderten.

Was Hilfestellungen und Ressourcenbedarfe angeht, die tiber Personalstellen und Aufwande
hinausgehen, wurde von 6ffentlichen Vorhabentragern der Bedarf an Fortbildungen im Bereich
Kommunikation und Moderation geduRert. Des Weiteren wurde mehrheitlich der Wunsch nach
weiteren Dokumenten formuliert. Dies betraf nach Angaben der Interviewten die Aufarbeitung
bestimmter Themenbereiche, wie beispielsweise Medienformate zur Visualisierung, das
Thema Datenschutz und organisatorische Aspekte. Weiter sollten, nach Ansicht der interview-
ten 6ffentlichen Vorhabentrager, die bestehenden internen Dokumente ausgebaut und regel-
maRig angepasst werden.

Der Bedarf nach weiteren Dokumenten zur Planung und Vorbereitung der OB war bei den
privaten Vorhabentragern deutlicher geringer ausgepragt. Nach Aussage der Interviewten der
privaten Vorhabentrager, aber auch der Zweckverbande, sei ausreichend Informationsmaterial
zum Thema OB vorhanden bzw. sei durch die Zusammenarbeit mit externen Dienstleistern
und Verbanden nicht notwendig. Als hilfreich wurden die Dokumente von Gutachterinnen und
Gutachtern sowie die Leitfaden des Landes Baden-Wurttemberg zum Planfeststellungsverfah-
ren und zur VwV OB bewertet. Nicht nur die Verfiigbarkeit von Dokumenten wurde als ausrei-
chend beurteilt, auch die Ressourcenlage insgesamt war nach Angaben der gré3eren Unter-
nehmen und Zweckverbande angemessen. Von diesen Akteuren wurde auf die Unterstit-
zungsleistungen der (Dach-)Verbande der Industrie, durch externe Dienstleister oder durch
die Zusammenarbeit mit Gutachterinnen und Gutachtern verwiesen. Gréfere Unternehmen
verflgten darliber hinaus nach eigenen Angaben Uber ein Planungsteam, bestehend aus fes-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, welches fiir die Konzeption sowie Durchfiihrung der OB
zustandig war. Vonseiten der privaten Vorhabentragern wurden Bedarfe lediglich in Bezug auf
Méglichkeiten einer direkten Beratung durch feste Ansprechpartnerinnen und Ansprechpart-
nern bei den Behérden formuliert, welche insbesondere kleineren Unternehmen oder aber Fir-
men, welche zum ersten Mal eine OB durchriihren, beratend zur Seite stehen sollten.

Der Planungsleitfaden des Staatsministeriums Baden-Wirttembergs wurde nicht nur in der
Onlineumfrage als zentrale Informationsquelle genannt, auch die Interviewten hatten diesen
mehrheitlich als sinnvoll eingeschatzt. Kritisiert wurden (auf Einzelkapitel bezogen) der Praxis-
bezug sowie der Umfang der aufbereiteten Inhalte, welche zwar zur Vertiefung des Themas
oder aber beim Erstkontakt mit der OB sinnvoll seien, jedoch aufgrund des groRen Umfangs
sich nicht praxistauglich erwiesen haben. Anpassungsbedarfe sahen die Interviewten in Bezug
auf folgende Aspekte: Erweiterung der Zusammenfassungen um Schemata sowie Ablaufdia-
gramme, starkere Unterscheidung zwischen kleinen, mittleren und Grof3projekten sowie das
Hinzufligen eines Glossars zum Nachschlagen relevanter Begriffe.

6.9 Kommunikation und Umgang mit Ergebnissen

Die Themen Kommunikation und Umgang mit den erzielten Ergebnissen stellen zentrale Bau-
steine einer erfolgreichen OB dar. Eine transparente und damit nachvollziehbare Planung
durch eine klare Kommunikation vor und wahrend des Verfahrens hat zentralen Einfluss auf
die Akzeptanz von Entscheidungen. Dies beinhaltet auch die klare Kommunikation der Mdg-
lichkeiten und Grenzen von Beteiligung. Die Kommunikation sollte respektvoll und wertschét-
zend, d. h. als Dialog auf Augenhdhe erfolgen. Innerhalb des Verfahrens sollte den Teilneh-
menden die Méglichkeit fir Rickmeldungen eingeraumt werden und die Option bestehen,
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Ideen und Vorschlage in den Prozess aufzunehmen. Ebenso wichtig ist es, Beteiligten zeitnah
und regelmafig Feedback zu geben.

Was den Umgang mit Ergebnissen angeht, so sollten diese fiir eine erfolgreiche OB transpa-
rent kommuniziert und deren Anschlussfahigkeit sichergestellt sowie deren Umgang festgelegt
werden. Dabei spielt die Dokumentation von Ergebnissen eine wichtige Rolle, denn Dokumen-
tation steht fir transparentes Agieren und bildet eine Grundvoraussetzung fiir die Verzahnung
von OB mit dem formellen Verfahren. Letztlich héangt von der Transparenz und Rechenschafts-
legung im Umgang mit den Ergebnissen die Akzeptanz der getroffenen Entscheidungen maf3-
geblich ab. Sowohl das Beteiligungsverfahren (inkl. Fristen, Spielregeln und die Weitverarbei-
tung der Ergebnisse) als auch die zugesicherten Gestaltungsspielraume missen verbindlich
sein. Vertrauen entwickelt sich durch friihzeitige Einbindung und Information. In Prozessen mit
mehreren Phasen muss gewahrleistet sein, dass Ergebnisse und Zwischenstéande gesichert
und in die nachste Phase Gbernommen werden. Dadurch kénnen die Ergebnisse aufeinander
aufbauen. Die Ergebnissicherung gewahrleistet allen einen transparenten Nachvollzug der
Diskussionen und Arbeitsstédnde. Auch fiir die Vorhabentrager ist der interne Umgang mit dem
gesammelten Erfahrungswissen wichtig. Schlielich stellt dieses eine wertvolle Basis fir die
Planung und Durchfiihrung zukiinftiger Vorhaben dar.

Aufgrund der Bedeutsamkeit beider Aspekte fiir eine erfolgreiche OB wurden die Vorhaben-
trager und Stakeholder im Rahmen der Onlineumfrage und den Interviews zu beiden Berei-
chen befragt.

6.9.1 Externe Kommunikation der Ergebnisse

Nach Auskunft der 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager wurde allen Teilnehmenden zu
Beginn der friilhen OB der Umgang mit den Ergebnissen klar kommuniziert. Nur zwei der &f-
fentlichen Vorhabentrager berichteten, dass den Teilnehmenden nur teilweise klar war, wie
mit den Ergebnissen der frihen OB umgegangen wurde bzw. das keinem der Teilnehmenden
bewusst war, wie mit den Ergebnissen umgegangen werden sollte. Die Kommunikation der
Ergebnisse an die Offentlichkeit erfolgte nach Auskunft der Vorhabentrager ebenfalls weitge-
hend transparent. Von einer fehlenden Kommunikation der OB-Ergebnisse an die Offentlich-
keit wurde in den Interviews nur von zwei privaten Vorhabentréagern berichtet. So sagte ein
Interviewter aus, dass den Betroffenen nur Uber die eigene Homepage eine Kontaktaufnahme
moglich gewesen sei, wahrend im anderen Vorhaben bisher nur eine Einbindung des Gemein-
desrates, aber nicht eine Spiegelung der OB-Ergebnisse an die Offentlichkeit erfolgt war. Die
absolute Mehrheit der privaten wie auch 6ffentlichen Vorhabentrager dokumentierte die durch-
gefiihrten OB-Veranstaltungen iiber Protokolle. Weiter wurde haufig von der konkreten Aufbe-
reitung der Anmerkungen sowie Hinweisen in Form einer Frage-und-Antwort-Zusammenstel-
lung berichtet. In der Folge wurden die so verschriftlichten Erkenntnisse durch die Interviewten
Uber die Projektwebseiten, Email- Verteiler (falls die Teilnehmenden sich in diesen eingetragen
hatten), Pressemitteilungen ([liber-]regionale Presse), Gemeindeblattern oder aber in Gemein-
derats-/Ortschaftsratssitzungen gegeniiber der Offentlichkeit kommuniziert.

Die Kommunikation der Ergebnisse gegenlber der Genehmigungsbehdrde erfolgte ebenfalls
in den meisten Fallen. Zwei Drittel der 6ffentlichen Vorhabentrager gaben an, dass sie die
Ergebnisse vollstandig der Genehmigungsbehdérde mitgeteilt hatten (64,5 Prozent). Nur in Ein-
zelfallen erhielt die Genehmigungsbehdrde teilweise oder keine Informationen. Auch die pri-
vaten Vorhabentrager kommunizierten die Ergebnisse mehrheitlich an die entsprechende Ge-
nehmigungsbehdrde.
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Die interviewten Stakeholder sollten schildern, ob ihnen verdeutlicht wurde, wie der Vorhaben-
trager mit ihren Forderungen, Ideen oder Einwendungen umgegangen war und ob die Erkennt-
nisse der OB mit in das formale Verfahren aufgenommen wurden. Etwa ein Drittel der Befrag-
ten (insbesondere Vertreterinnen und -vertreter von Gemeinden und Verbanden aus dem Be-
reich Naturschutz) gaben an, dass Forderungen aufgenommen und diese in das formale Ver-
fahren, bspw. in Form von veranderten Planungsunterlagen, aufgenommen worden waren. Als
Formen der Aufnahme von Ideen wurden die Erarbeitung von Kriterien beispielsweise in Form
eines Kriterienkataloges, welcher zur Varianten-/Bauausfiihrungsentscheidung herangezogen
wurde und das Erreichen von gutachterlichen Uberpriifungen von Sachverhalten, genannt.
Weiter wurden gegenuber den Beteiligten das Verfahren ber Protokolle und Frage-Antwort-
Listen transparent gestaltet, wodurch die interviewten Stakeholder eine kontinuierliche Infor-
mierung Uber das Vorhaben sahen. Die Interviewten berichteten zudem von intensiven Anho-
rungen, welche zu Machbarkeitsstudien oder auch Plananderungen flhrten, die auf Anmer-
kungen/Vorschlage seitens der Stakeholder zurlickgingen.

Jedoch berichtete auch ein Drittel der Befragten zwar von einer Anhdrung bzw. eines Aufneh-
mens von Anmerkungen sowie Vorschlagen, jedoch ohne dass eine Riickmeldung durch die
Vorhabentrager erfolgte, inwiefern diese in das formale Verfahren eingeflossen waren: Den
Befragten war unklar geblieben, inwieweit im weiteren Verlauf eine Prifung, Aufnahme oder
aber Berlicksichtigung der Anmerkungen erfolge. Am negativsten wurden, auch wieder von
knapp einem Drittel der Befragten eingeschatzt, Vorhabentrager genannt, welche auch auf
Anfrage den Verlauf des Verfahrens nicht transparent darlegten, Anmerkungen bzw. einzelne
Akteursgruppen bewusst umgingen oder aber Einwande einer breiten Masse (nachweisbar
durch in einem Fall gesammelte Unterschriftlisten) missachteten.

Auch wenn nur ein Drittel der Befragten davon ausging, dass ihre Forderungen durch den
Vorhabentrager mit aufgenommen und in den Planungen beriicksichtigt wurden, bejahten
knapp zwei Drittel der Befragten, dass diese aus ihrer Sicht auf einzelne Aspekte und den
Prozess des Vorhabens Einfluss nehmen konnten. Diese Einschatzung griindete sich unter
anderem auch auf den Termin des Beteiligungsscopings, aber auch auf die Mdglichkeit sich
im Voraus von Veranstaltungen der frithen OB in die Planungen einzubringen, technische Gut-
achten zu fordern und hierdurch den Untersuchungsgegenstand zu beeinflussen, Varianten
und Zielsetzungen der Beteiligung zu bestimmen oder aber die reine Teilnahme an allen OB-
Formaten. Vonseiten einer Blrgerinitiative wurde zwar eine Einflussnahme auf das Vorhaben
bestatigt, jedoch sei dies erst auf aufderen Druck durch eigene Veranstaltungen und eigene
Pressearbeit gelungen. Auch ein Gemeindevertreter, dessen direkt betroffene Gemeinde zu-
néchst nicht in den OB-Prozess mit eingebunden war, wurde erst nach aktiven Druck auf den
Vorhabentrager in die Diskussion und Planung von OB-MafRnahmen eingebunden. Keinen
Einfluss auf das Vorhaben (circa ein Drittel der Interviewten) hatten die Befragten insbeson-
dere dann, wenn nur ein Mitspracherecht suggeriert aber keinerlei Gehér beim Vorhabentrager
gefunden werden konnte, von auen Druck auf die Planungen ausgeiibt werden musste (6f-
fentlicher/politischer Druck, Presse 0.4.), vom Vorhabentrager rein auf die Mdglichkeit zum
Einwand im formellen Verfahren verwiesen oder aber nur eine frontale Informationsveranstal-
tungen fiir alle Betroffenen als OB-Format angeboten wurde.

Die Aufbereitung der im Prozess der OB gewonnenen Erkenntnisse in den Antragsunterlagen
wurde sehr unterschiedlich gehandhabt. Die meisten der befragten offentlichen Vorhabentra-
ger dokumentierten die MaBnahmen und Ergebnisse der OB in einem gesonderten Bericht,
welcher den Antragsunterlagen als offizieller Teil des Verfahrens beigelegt wird. Es wurde aber
auch von einem &ffentlichen Vorhabentrager berichtet, dass die Themen der OB nur in den
Antragsunterlagen thematisiert wurden, also eine sehr viel geringere Aufbereitung erfolgte.
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Aufseiten der privaten Vorhabentrager wurde mehrheitlich beschrieben, dass eine Aufberei-
tung des Umfanges der geleisteten OB-MalRnahmen zwar in den Antragsunterlagen vorge-
nommen wurde (von thematischer Dokumentation tber Ablauf bis hin zu einer reinen Doku-
mentation der OB-Termine in Listenform), jedoch keine Ergebnisaufbereitung und Darlegung
erfolgte, inwieweit die von den Betroffenen eingebrachten Bemerkungen/Einwurfe in den Pla-
nungen beriicksichtigt wurden. Einzig ein Zweckverband berichtete von durchgefiihrten OB-
Formaten, deren Ergebnisse aus dem Themengebiet Artenschutz direkt in die Planungen ein-
geflossen waren und auch in den Antragsunterlagen dargestellt wurden. Von keiner Aufberei-
tung in den Antragsunterlagen berichteten ein Dienstleister (dessen privater Auftraggeber die
Einbindung uber den Gemeinderat bevorzuge), ein privater Vorhabentrager sowie wie ein klei-
nerer Zweckverband.

6.9.2 Interner Umgang mit den Ergebnissen

Neben der Ergebniskommunikation an die Offentlichkeit und der Darstellung der Erkenntnisse
aus der OB in den Antragsunterlagen ist der Aufbau eines internen Wissensmanagements
sowie eine abschlieRende interne Evaluation der angewandten OB-Formate entscheidend fiir
die dauerhafte Etablierung von OB bei den privaten und éffentlichen Vorhabentragern. Eine
interne durchgefiihrte Evaluation beschreibt eine wahrend des Verfahrens und/oder im Nach-
gang durchgefiihrte Bewertung der angewandten OB-Formate in méglichst standardisierter
Form. Durch eine Evaluation des Verfahrens kdnnen wichtige Erfahrungen gewonnen und fiir
nachfolgende Beteiligungsverfahren genutzt werden. Dieses hierdurch gesammelte Wissen
sollten systematisch erfasst und institutionalisiert werden, um eine Weitergabe von Wissen an
Kolleginnen und Kollegen fiir zukiinftige OB-MaRnahmen zu erméglichen.

Etwa knapp ein Viertel der Befragten berichtete, dass intern in institutionalisierter Form eine
Evaluation und ein systematisches Wissensmanagement bestanden bzw. aufgebaut wurden.
Dies betraf insbesondere gréRere private Vorhabentrager. Die Formate wiirden, nach Aussage
der Interviewten, nachtraglich von den zustéandigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Er-
folg und Eignung zum Erreichen der gesetzten Ziele sowie der erhaltenen Resonanz vonseiten
der Betroffenen Uberprift. Im Anschluss wirden die gesammelten Erfahrungen systematisiert
und bewertend fiir zukiinftige OB-MaRnahmen aufbereitet. Insbesondere bei gréReren Unter-
nehmen, welche Gber mehrere Jahre hinweg immer wieder (&hnliche) Planungsvorhaben hat-
ten, in welchen eine friihe OB aufgrund des UVwWG durchgefiihrt werden musste, wurden feste
Kommunikationskonzepte entwickelt.

Die Uberwiegende Mehrheit der Interviewten berichtete zwar von evaluativen Auswertungen
der OB-MaRnahmen sowie von informellen nachfolgenden Besprechungen. Jedoch wurde
diese nicht in institutionalisierter und standardisierter Form verankert oder weitergegeben. Ins-
besondere offentliche Vorhabentrdger gaben an, dass zwar die durchgefihrten Manahmen
im Nachgang in Projektgesprachen, wochentlichen Jour-Fixes oder in den vierteljahrlich statt-
findenden Kerngruppentreffen mit den Kolleginnen und Kollegen aus den anderen RP erértert
wirden, es jedoch keinen systematischen Austausch oder eine institutionalisierte Verschriftli-
chung der Erfahrungen gabe. In den Interviews wurde von Vertreterinnen und Vertreter 6ffent-
licher Vorhabentrager berichtet, dass diese eine Systematisierung der Erfahrungen sinnvoll
fanden, wenn diese eine systematische Reflexion beinhalte, welche abschlieRend zu verbind-
lichen Vereinbarungen innerhalb der Abteilung/des Hauses flihren wirde. Kritisch angemerkt
wurde von einer Interviewten die Einstellung im Hause gegenuber einer Standardisierung von

132

136



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 16 /9423

OB-Prozessen, da dies bedeuten wiirde, dass die OB stets nach gleichen MaRstében durch-
gefuhrt werden misse. Sowohl die Leitungsebene als auch die durchfiihrenden Personen wiir-
den eine wenig standardisierte Form bevorzugen, um die OB individuell durchfiihren zu kén-
nen.

In den Interviews betonten die Befragten mehrheitlich die Notwendigkeit einer Sicherung der
gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse fiir die Qualitat zukiinftiger Planungen. Ahnliche
Angaben machten in den Interviews auch zwei private Vorhabentrager und ein Zweckverband.
Jedoch dominierten auch hier, trotz der Einsicht in die erforderliche Sicherung von Informatio-
nen und Wissen, der informelle und wenig systematisierte Austausch und die Weitergabe von
Erfahrungswissen.

Keine nachtragliche Evaluation fand bei etwa einem Viertel der Interviewten, mehrheitlich bei
privaten Vorhabentragern, statt. Zurlickgefuhrt wurde der Mangel bzw. das Fehlen auf feh-
lende Ressourcen aufgrund der (zu geringen) Grofte des Unternehmens einerseits und die
fehlende Verpflichtung zur OB bei den Bauvorhaben andererseits. Grundsatzlich wurde von
Seiten der kleineren privaten Vorhabentrager der Bedarf zusatzlicher Beratungsangebote
durch die Behdérden oder das Umweltministerium formuliert.

6.10 Nutzen und Bewertung des § 2 UVwG

OB-MaRnahmen werden mit unterschiedlichen Zielsetzungen durchgefiinhrt. Intendiert ist dabei
grundsatzlich ein Mehrwert sowohl fiir die Durchflihrenden als auch fir die Beteiligten und
Betroffenen. Die Vorhabentrager kénnen durch die OB-Prozesse profitieren, indem diese bei-
spielsweise zu einer Akzeptanz von Verfahren beitragen und Planungsprozesse verbessern
kénnen. Fir Blrgerinnen und Biirger sowie weitere Stakeholder kann OB wiederum Entschei-
dungen besser, transparenter und burgernaher machen. Welche Bewertungen unterschiedli-
che Akteure formulierten, wird nachfolgend dargestellt.

6.10.1 Nutzen und Mehrwert aus Sicht der Vorhabentrager

In den Interviews zu den vertieft untersuchten Vorhaben wurden die privaten und 6ffentlichen
Vorhabentrager nach dem internen Nutzen fiir ihre Behorde/inr Unternehmen sowie flr das
Vorhaben/die am Vorhaben Beteiligten befragt. Dabei lielRen sich fast keine Unterschiede zwi-
schen o&ffentlichen und privaten Vorhabentréagern feststellen.

Aus Sicht der Vorhabentrager lag der Nutzen von OB fiir die Offentlichkeit insbesondere in der
Steigerung der Transparenz und der Wertschatzung gegenutber den formulierten Belangen
sowie den Blrgerinnen und Birgern. Beides trage mafgeblich zu einer Reduzierung von Kon-
flikten bei. Weiter wiirden die Beteiligten durch OB-MaRnahmen die Méglichkeit erhalten, ei-
genes lokales Wissen in die Planungen einzubringen und frihzeitiger Gber das geplante Vor-
haben informiert zu werden.

An internem Nutzen fir die 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager wurde berichtet, dass
durch die Darlegung der einzelnen Arbeitsschritte, die umfangreichen Aufwande und Tatigkei-
ten der Bevolkerung vermittelt und dadurch Vertrauen aufgebaut werden konnte. Der Aufbau
einer gemeinsamen Vertrauensbasis durch méglichst transparente Darstellung der Planungs-
schritte nutze allen Akteuren. Weiter sei eine friihzeitigere Identifikation von Konfliktlinien mog-
lich, was in der Folge die Planungen verbessert und teilweise im Antragsverfahren zu weniger
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Stellungnahmen und Gutachten gefihrt habe. Die Interviewten auRerten zudem immer wieder,
dass es durch den friilhen Einbezug der Birgerschaft wahrscheinlicher werde, eine Varian-
tenentscheidung/-Lésung zu erreichen, welche von Vielen mitgetragen werden kdnne. Auch
lassen sich durch die OB-Formate Informationen gebiindelter an viele Betroffene vermitteln.
Private Vorhabentrager duerten sich hier &hnlich und betonten dariiber hinaus, dass Unter-
nehmen durch eine durchgefiihrte OB starker sichtbar seien: Dies habe positive Auswirkungen
auf die Wahrnehmung des Images und reduziere Kritik gegeniiber den Vorhabentragern. Wei-
ter genannt wurde die bessere Vorbereitung auf die formalen Prozesse durch die schon in der
frihen OB identifizierten Konfliktthemen. Allerdings gab es auch einen privaten Vorhabentré-
ger, der sich aufgrund des Mehraufwandes und der hierdurch entstehenden zeitlichen Verzé-
gerungen durchweg negativ gegeniiber der Verpflichtung zur Durchfilhrung einer friilhen OB
geduBert hatte und daher der OB keinen internen Nutzen attestierte.

Ein entstandener Mehrwert durch die Einfiihrung des UVwG auf Planung und Durchflihrung
der OB wurde, nach Einschétzung der bereits vor Einfiihrung des UVwWG in dieser Funktion
tatigen Vorhabentrager, sehr unterschiedlich beurteilt. Offentliche Vorhabentrager berichteten
von einer besseren und professionelleren Organisation der OB aufgrund der verénderten Rah-
menbedingungen. Hervorgehoben wurde von mehreren Vorhabentragern die Forderung von
Burgerinnen und Birgern nach einer friihen Beteiligung sowie die Mdglichkeit, diese Forde-
rung bei den Behdrden vortragen zu kdnnen. Weiter jedoch wurde der Mehrwert durch die
Einflhrung des UVwG stark von den Merkmalen des Vorhabens (vorhandener Planungsspiel-
raum, Grofte und Bedeutung des Vorhabens) abhangig gemacht. Trotz einer Vielzahl an Vor-
haben aus unterschiedlichen Infrastrukturbereichen wurde die OB auch bei den privaten Vor-
habentragern durch die rechtliche Verankerung des UVwG als relevanter erachtet, als dies vor
der Einfihrung des UVwG der Fall war. Positiv hervorgehoben wurde dariber hinaus die Aus-
gestaltung des UVwG dahingehend, als dass durch den Gesetzgeber festgeschrieben wurde,
dass eine frithzeitige OB zu erfolgen habe, aber die Ausgestaltungsformen und der Umfang
der OB-MaRnahmen dem Vorhabentrager iberlassen wurde.

Kritisch angemerkt wurde hingegen, dass der gesteigerte Bedarf an OB (und gestiegene Druck
zur Durchfithrung einer OB) weniger auf die Einfilhrung des UVwG, sondern vielmehr auf ge-
stiegene gesellschaftliche Widerstande gegenuber Infrastrukturvorhaben zuriickginge. So sei
es allgemein fiir private Vorhabentrager heute zentral, sich im Bereich OB weiter zu entwickeln
—insbesondere bei Infrastrukturvorhaben welche eine hohe Betroffenheit aufweisen oder aber
in gesellschaftspolitisch kritisch betrachtete Infrastrukturbereiche fallen (z. B. Windkraftanla-
gen). Der vermehrte Einsatz friiher OB-MafRnahmen kann also, nach Aussage dieser Vorha-
bentrager, nur bedingt auf die Einfiihrung des UVwG zuriickgefiihrt werden. Trotzdem wurde
angemerkt, dass der Vorhabentrager durch das UVwG eher in der Bringschuld sei. Ein privater
Vorhabentrager unterstellte der Verpflichtung zur Durchfilhrung einer frihen OB nach § 2
UVwG, dass die eigentlichen gewahlten Gemeindevertreterinnen und -vertreter nicht mehr als
Reprasentantinnen und Repréasentanten der Offentlichkeit in Erscheinung treten wiirden; die
Reprasentation der Meinung der betroffenen Bilrgerinnen und Blrger liege im Rahmen dieser
Verfahren jedoch in der Verantwortung dieser Gemeindevertreterinnen und -vertreter. Die Biir-
gerinnen und Biirger seien nicht Adressaten der OB, sondern lediglich deren gesetzlich ge-
wahlte Reprasentanten. Ein weiterer privater Vorhabentréger hielt die Informierung der Offent-
lichkeit fur selbstverstandlich und sah daher nicht die Notwendigkeit einer gesetzlichen Ver-
pflichtung zur Durchfiihrung der friihen OB.

Das UVwG formuliert Verpflichtungen fiir private und &ffentliche Vorhabentrager. Nach Aus-
kunft der privaten Vorhabentrager wurden ihnen diese Anforderungen durch die Genehmi-
gungsbehdrde oder durch unternehmensinterne Juristinnen und Juristen kommuniziert. Auch
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(Dach-)Verbande, in welchen private Vorhabentrager organisiert sind, hatten ihre Mitglieder
auf Anforderungen hingewiesen und Hilfsmittel zur Erfullung der Anforderungen bereitgestellt.
Einige Interviewte kritisierten, dass die in § 2 UVwG festgeschrieben Anforderungen erst sehr
spat (kurz vor Antragsstellung) durch die Genehmigungsbehdrden kommuniziert worden seien
und auferten den Wunsch, dass mehr Informationen zur verpflichtenden Durchfihrung der
friihen OB vonseiten des Umweltministeriums bereitgestellt werden. Dieser Wunsch umfasste
auch eine feste Ansprechperson, welche beratende Leistungen hinsichtlich der Planung und
Durchfiihrung der friilhen OB anbiete. Doppelte Anforderungen, welche sich bei Vorhaben er-
geben, die sowohl unter die VwV OB als auch das UVwG fallen, stellten fiir die interviewten
Vorhabentréger keine Probleme dar. Wahrend sich ein Teil der Vorhabentrager nicht uber
diese doppelten Anforderungen bewusst war, orientierten sich die anderen Akteure an der
spezifischeren Norm oder aber lielen im Voraus (falls mdglich) eine Vorprifung durch unter-
nehmensinterne Juristinnen und Juristen durchfiihren.

6.10.2 Bewertung der OB aus Sicht der Stakeholder

Die bei den Vorhaben beteiligten Stakeholder wurden hinsichtlich der Ziele der Vorhabentra-
ger, ihren eigenen Erwartungen an die friihe OB und der profitierenden Akteure im OB-Prozess
befragt.

Abbildung 54 zeigt die von den Stakeholdern genannten Ziele, die ihrer Wahrnehmung nach
die Vorhabentrager verfolgten, sortiert nach deren Anzahl der Nennungen.?5 Am haufigsten
wurde die Schaffung und Steigerung von Akzeptanz fiir das Vorhaben durch die friihe OB als
Ziel der Vorhabentrager genannt. Insbesondere von interviewten Gemeindevertreterinnen und
-vertretern wurde als eines der durch die Vorhabentrdger am meisten genannten Ziele ein
rechtssicheres Verfahren durch die Umsetzung der im UVwG gesetzlich verpflichteten friihen
OB genannt. Der Vorhabentrager komme damit den rechtlichen Vorgaben nach und garantiere
in dieser Hinsicht Rechtssicherheit fir das Verfahren. Ebenfalls haufig wurde die Informierung
und Beteiligung von Akteuren ebenso wie die Schaffung von Transparenz im Verfahren ge-
nannt. Hinsichtlich der Beteiligung fiihrten die Interviewten an, dass vonseiten des Vorhaben-
trégers eine Beteiligung im Sinne der Bericksichtigung von Argumenten bzw. Belangen der
Betroffenen/Bilrgerschaft und der Erarbeitung sowie Verbesserungen der Planungen im Vor-
dergrund stand. In der Folge fiihre eine Beteiligung zu einer Akzeptanzsteigerung/-schaffung
gegenuber den demokratischen Beteiligungsprozessen und gegeniiber dem geplanten Vorha-
ben. Das Vorhaben werde, nach Ansicht der Beteiligten, zielgenauer und kalkulierbarer was
den Zeit- und Kostenrahmen angehe. AuRerdem ermdgliche eine breitere Akzeptanz ein st6-
rungsfreieres Planen und fiihre nicht nur, wie bereits angesprochen, im weiteren Verlauf zu
weniger Einwendungen im formellen Verfahren. Mit Transparenz meinten die interviewten Ak-
teure sowohl die Transparenz des Verfahrens und des Vorgehens sowie die Entscheidungs-
findung in einem von allen Stakeholdern nachvollziehbaren Verfahren. Daneben stand nach
Aussage mehrerer Befragter die Konfliktreduzierung durch eine friihzeitige Erkennung und
Berlcksichtigung von konflikthaften Themen oder in der Folge eine mdgliche Konfliktiésung
Uber bilaterale Gesprache oder begleitende Formate als Ziel im Vordergrund. Auch die Vorbe-
reitung des formalen Verfahrens durch die friihe OB iber eine friihere Kenntnis relevanter
Themen, die Findung einer Trassenvariante bzw. Bauausfiihrung sowie die Einbindung von
Sachverstand durch beteiligte Akteure in die Trassenfindung wurde verbessert. Hierzu wurde
insbesondere das lokale Wissen als Grundlage fir die Verbesserung der Planungen genannt.

255 Auf eine Differenzierung nach Vorhaben zwischen &ffentlicher und privater Tragerschaft wird verzichtet. Die
Anzahl der Nennungen fiel so unterschiedlich aus, dass ein Vergleich nicht méglich ist. Die interviewten Akteure
konnten mehrere Ziele benennen.
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Abbildung 54: Ziele der Vorhabentrager aus Sicht der Stakeholder (6ffentliche und pri-
vate Vorhaben)
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Aufgrund negativer Vorhabenverlaufe, welche sich beziiglich der durchgefiihrten OB-Mafnah-
men bei den vertieft untersuchten Vorhaben gezeigt hatte, gaben mehrere Interviewte (mehr-
heitlich Biirgerinitiativen und Verbénde) an, dass die OB-MaRnahmen nur Alibi-Funktion ge-
habt hatten oder durch die friihe OB eine Beeinflussung der beteiligten Akteure im Sinne des
Vorhabentragers stattgefunden habe. Insbesondere OB-MalRnahmen, bei denen einerseits
ausschlieRlich die Vorhabentragervariante vorgestellt wurde (OB zur Beeinflussung der Of-
fentlichkeit im Sinne des Vorhabentragers) oder andererseits, bei denen Entscheidungen tber
die Vorhabenrealisierung noch wahrend der laufenden OB fiel, trugen dazu bei, dass die Be-
teiligten von einem nicht transparenten OB-Verfahren ausgingen.

Hinsichtlich der Frage, welche Akteure von der friihen OB profitieren wiirden, unterschieden
sich die Antworten der Stakeholder privater und 6ffentlicher Vorhaben in einigen Punkten maf3-
geblich (siehe Abbildung 55). Im Rahmen der &ffentlichen Vorhaben nannten die Stakeholder
vor allem die Gesamtheit der Akteure (,Alle“) und die Vorhabentrager als profitierende Akteure.
Alle Akteure hatten einen Vorteil, da sich durch die friihe OB die Méglichkeit zur Beteiligung
ergebe und ein transparenteres Verfahren ermdglicht werde. Der Vorhabentrager profitiere
insbesondere durch das Garantieren eines rechtssicheren Verfahrens bei Umsetzung der fri-
hen OB. Die Stakeholder benannten zudem andere Verbande, Kommunen bzw. TOB, Biirge-
rinnen und Burger sowie Naturschutzverbéande als profitierende Akteure.

Im Gegensatz dazu zeigte sich bei den Stakeholdern privater Vorhaben ein weniger differen-
zierteres Bild hinsichtlich der Einschatzung. Hier wurden gleichermalRen Dienstleister, Blrge-
rinnen und Birger, Naturschutzverbande und die Vorhabentrager als profitierende Akteure ge-
nannt. Die Gesamtheit der Akteure wurde von diesen Stakeholdern gar nicht erwahnt. Dariiber
hinaus (ebenfalls) wurden andere Verbénde, Dienstleister, Kommunen bzw. TOB, Biirgeriniti-
ativen sowie Gegnerinnen und Gegner des Vorhabens als profitierende Akteure genannt. We-
nige waren der Ansicht, dass niemand einen Vorteil durch die friihe OB habe.
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Abbildung 55: Profitierende Akteure aus Sicht der Stakeholder
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Anmerkung: n = Anzahl der Personen, die die Frage beantwortet haben

Weiter wurden die an den vertieft untersuchten Vorhaben beteiligten Akteure hinsichtlich ihrer
Erwartungen an die friihe OB befragt. Von den Personen, die Erwartungen formulierten, zeig-
ten sich zwischen Stakeholdern von Vorhaben in 6ffentlicher und privater Tragerschaft ahnli-
che Erwartungen (siehe Abbildung 56). Die am haufigsten formulierte Annahme von beiden
Stakeholdergruppen bezog sich auf die Beteiligung, d. h. dass von Seiten des Vorhabentra-
gers eine aktive Beteiligung aller Stakeholder stattfinden sollte. Auch die Informierung der be-
teiligten Akteure liber das jeweilige Vorhaben sollte erfolgen. Von beiden Gruppen wurden
ebenfalls erwartet, dass die Vorhabentrager eine Bereitschaft zur Diskussion Uber das Vorha-
ben zeigen. Eine Steigerung der Akzeptanz wurde starker bei privaten Vorhabentragern er-
wartet. Hingegen bei 6ffentlichen Vorhabentrédgern formulierten die Stakeholder die Erwartung
einer transparenten Durchfiihrung der Verfahren. Eine Reduzierung von Konflikten wurde bei
offentlichen Vorhabentragern kaum und bei privaten Vorhabentragern seitens der Stakeholder
Uberhaupt nicht als Erwartung formuliert.
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Abbildung 56: Erwartungen der Stakeholder an die frilhe OB
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Im Rickblick betrachtet schatzten fast alle Befragten sowohl der Vorhaben in 6ffentlicher als
auch privater Tragerschaft lhre urspriinglichen Erwartungen als erfiillt ein. Wahrend zwei In-
terviewte ihre Erwartungen nur zum Teil erfillt sahen, gaben vier Interviewte an, dass ihre
Erwartungen nicht erfiillt worden seien. Fur die Nichterflillung der Erwartungen wurden die
folgenden Griinde angegeben: Die Ausfiihrungsvariante entsprach nicht dem Ergebnis der
begleitenden OB, vonseiten des Vorhabentragers wurde eine Ergebnisoffenheit suggeriert,
welche in der Realitat nicht vorlag, es war keine Beteiligung an den Planungen méglich, da die
Trassenfuhrung festlag oder es entstand kein Dialog zwischen dem Vorhabentrager und den
Beteiligten.

Abschlieend wurden die Interviewten um eine Einschatzung gebeten, ob sie sich am Prozess
der noch laufenden frilhen OB weiter beteiligen und ob sie zukiinftig bei einem Vorhaben in
vergleichbarer GréRe sich ebenfalls wieder an einer OB beteiligen wiirden. Insgesamt besta-
tigten alle Interviewten, dass sie sich in den derzeitigen Beteiligungsprozess weiter einbinden
wirden. Als Griinde wurden insbesondere bestehende Betroffenheiten und die Thematik (z.
B. Einfluss des Vorhabens auf das Thema Naturschutz) genannt. Allerdings kritisierte ein Be-
teiligter die geringen Einflussméglichkeiten wéhrend der informellen OB. Daher wiirde er sich
zukunftig ausschlieRlich auf die Mdglichkeit der Abgabe von Einwendungen im formellen Ver-
fahren konzentrieren.

Auch zu einer Beteiligung bei einem ahnlichen Vorhaben zeigten sich die meisten Interviewten
bereit. Nur drei Personen gaben an, sich aufgrund der Erfahrungen nicht mehr an einer OB
beteiligen zu wollen. Als Grlnde fir eine zuklnftige Beteiligung wurden die direkte Betroffen-
heit, die Unterstlitzung demokratischer Prozesse und berufliche Verpflichtungen (z. B. als Ge-
meindevertreterinnen und -vertreter) angegeben. An Ursachen gegen zukiinftige Beteiligun-
gen wurden begrenzte Kapazitaten und Ressourcen (jetzige OB wurde als sehr Zeit-intensiv
eingeschatzt), die Frustration Gber den bisherigen negativ wahrgenommenen Umgang mit Be-
troffenen und (persénliche) Unterstellungen im OB Verfahren, genannt.
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6.10.3 Zusammenfassung

Grundsatzlich hatten die Untersuchungen eine positive Bewertung seitens der Stakeholder
ergeben. Dies wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass einerseits eine weitere Beteiligung
im jeweiligen Vorhaben von allen Interviewten bejaht wurde und andererseits bei zukiinftigen
Vorhaben die meisten der Befragten zu einer Beteiligung bereit waren. Auch die Beurteilung,
wer von der OB profitieren wiirde, belegt die positive Grundwahrnehmung. Insbesondere die
offentlichen Vorhabentrdger waren der Ansicht, dass alle am Verfahren Beteiligte sowie die
Vorhabentrager von der OB profitieren wiirden. Private Vorhabentrager kamen zu einer diffe-
renzierteren Einschatzung. Gleichwohl wurden auch hier eine Reihe von Akteuren benannt:
Burgerinnen und Blirger sowie politische Akteure. Ein weiterer wichtiger Aspekt flr eine posi-
tive Beurteilung liegt in der Regel in einem Abgleich der Erwartungen an der Realitat. In diesem
Zusammenhang fiel die Bilanz positiv aus. Die meisten Interviewten sahen ihre Erwartungen
an die OB (Transparenz, Informierung der Betroffenen, Diskussion- und Beteiligungsbereit-
schaft, Akzeptanzsteigerung und Konflikireduzierung) durch die von den Vorhabentragern
durchgefiihrten Maflnahmen als erfllt an.

Was den wahrgenommenen Nutzen der friihen OB angeht, unterschieden sich die Ausfiihrun-
gen zwischen privaten und 6ffentlichen Vorhabentragern kaum. Mehrheitlich wurde sowohl fur
die Vorhabentrager als auch fir die Behoérde bzw. das Unternehmen ein Nutzen identifiziert.
Der Wert liege insbesondere in der Steigerung der Transparenz, im wertschatzenden Umgang
mit Burgerinnen und Blrgern, in der Konfliktreduzierung bzw. der frihzeitigen Identifikation
von Problemlagen, in der friihzeitigen Informierung, dem Verfiigbarmachen lokalen Wissens
und dadurch in der besseren Vorbereitung auf das formale Verfahren.

Diese Aspekte decken sich in vielen Fallen mit den Zielen, die die Vorhabentrager aus Sicht
der Stakeholder verfolgen sollten. Allerdings nicht, was das nach Ansicht von Stakeholdern
am haufigsten zu erreichende Ziel angeht: Akzeptanz und Rechtssicherheit durch Umsetzung
des UVwG. Dariiber hinaus wurden die bereits oben angefiihrten Punkte formuliert: Informie-
rung, Einbinden lokalen Wissens in die Planung sowie Konfliktidentifikation und -minderung.
Nur sehr wenige Stakeholder nahmen die von den Vorhabentréagern durchgefihrte OB als
Alibi-Veranstaltungen wahr.

Bei der Frage nach einem Mehrwert durch das UVwG fiir die Planung und Durchfiihrung der
OB unterschieden sich die Ansichten der Vorhabentréager. Die Interviewten verwiesen darauf,
dass der Mehrwert insbesondere von den Merkmalen der Vorhaben abhangig sei, beispiels-
weise vorhandene Gestaltungsraume und der Umfang eines Vorhabens. Offentliche Vorha-
bentrager berichteten von einer professionelleren Organisation aufgrund der veranderten Rah-
menbedingungen. Des Weiteren hatte die rechtliche Verankerung zu einer grundséatzlichen
Steigerung der Bedeutsamkeit der OB gefiihrt. Die rechtlichen Anforderungen, die mit der Ein-
fuhrung des UVWG einhergingen, waren den 6&ffentlichen Vorhabentragern weitgehend be-
kannt. Bei den privaten Vorhabentragern tibernahmen die Informierung insbesondere die Ge-
nehmigungsbehérden und Dachverbande. Die doppelten Anforderungen, die aus der VwV OB
und dem UVwG resultieren, wurden als unproblematisch wahrgenommen.

7 Zusammenfassende Betrachtung aller Ergebnisse und Optimie-
rungspotenziale

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Ergebnisse des gesamten Evaluationszeitraums re-
slimierend dargestellt und, darauf aufbauend, Optimierungspotenziale dargestellt.
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Frihe OB, darin stimmen Akteure aus der Wissenschaft und Politik, den Verbéanden und Ge-
meinden, der Presse und Burgerinitiativen sowie der Bevdlkerung uberein, ist ein unverzicht-
barer und selbstverstandlicher Bestandteil bei der Planung und Durchfiihrung von Infrastruk-
turvorhaben. Gegen diese artikuliert sich immer wieder Widerstand, wobei sich die Proteste
sowohl gegen die Vorhaben selbst als auch gegen den Ablauf der Planungs- und Entschei-
dungsprozesse richten. Der Umgang mit diesen Protesten stellt die Vorhabentrager immer
wieder vor neue Herausforderungen. OB soll in diesem Zusammenhang dazu beitragen, be-
lastende Konflikte zu entschéarfen und, gemeinsam mit allen Betroffenen, Interessierten und
Stakeholdern, tragfahige Losungen zu erarbeiten.

In Baden-Wirttemberg ist Birgerbeteiligung eine bereits seit vielen Jahren gelebte Praxis. Die
geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen bieten Méglichkeiten fiir eine intensive Mitwirkung
der Offentlichkeit. Eine Méglichkeit stellt u. a. das UVwWG dar, das das Land sowie kommunale
und private Vorhabentrager verpflichtet, mehr Mitsprache bei InfrastrukturmalRnahmen zu er-
moglichen. Bei der Formulierung des UVwG war die Suche nach besseren Moglichkeiten der
formellen (also der gesetzlich vorgeschriebenen) friihen Birgerbeteiligung handlungsleitend.
So sollten Burgerinnen und Birger sowie Stakeholder bei bedeutsamen Infrastrukturvorhaben
friihzeitig einbezogen werden. Durch das UVwG wurde die Biirgerbeteiligung von einer Kann-
zu einer Mussvorgabe und somit fiir alle Vorhabentrager verbindlich. Ziel des UVwG ist u. a.
die Entwicklung einer neuen Planungs- und Beteiligungskultur mit Hilfe eines neuen regulato-
rischen und institutionellen Rahmens. Zwar dndern Gesetze alleine keine Beteiligungskultur,
jedoch kénnen sie dazu beitragen, dass frihe OB noch stérker zu einem selbstverstandlichen
Bestandteil jeder Planung von Infrastrukturvorhaben wird. Das UVwG trat am 1. Januar 2015
in Kraft.

Die Evaluierung seitens des FOV priifte die mit der Einfihrung des UVWG intendierten Ziele
auf ihre Umsetzung, beleuchtete die Erfahrungen von Beteiligten und untersuchte die Auswir-
kungen der OB in Bezug auf unterschiedliche Aspekte. Bevor resiimierend die Ergebnisse
dargestellt werden, soll eine generalisierende Bewertung erfolgen. Die Vielzahl durchgefiihrter
Analysen generierten Ergebnisse, die zu einer grundsatzlich positiven Beurteilung seitens des
FOV fiihren. Das Ziel der Entwicklung einer neuen Planungs- und Beteiligungskultur konnte in
weiten Teilen realisiert werden. Dieses Fazit ist das Ergebnis einer Reihe von Einzelaspekten,
aber auch die Ansicht der befragten Vorhabentrager. Birgerbeteiligung wurde auch vor der
Einflhrung des UVwG durchgefihrt, allerdings war die (mdglichst frihzeitige) Umsetzung ei-
ner OB teilweise abhangig von den Erfahrungen und Kompetenzen sowie dem Willen der mit
der OB betrauten Personen. Durch die Einfiihrung entstand auch bei den Durchfilhrenden ein
neues Bewusstsein und die friihe OB konnte sich zu einem festen und selbstverstandlichen
Bestandteil bei der Planung und Durchfiihrung von Vorhaben entwickeln. U. a. durch das
UVwG wurde ein rechtlicher Rahmen geschaffen, der die Forderung der Blirgerinnen und Biir-
ger nach mehr Beteiligung ernst nimmt. Ungeachtet der grundsatzlich positiven Bewertung
des UVwWG hat die Evaluation auch Optimierungspotenziale identifiziert, die nachfolgend be-
schrieben werden.

Die Evaluation des UVwG erfolgte ex-post und kombinierte sowohl flachendeckende als auch
systematisch ausgewahlte Analysen. Eine flichendeckende Evaluation der Aufwande, einge-
setzten Formate und Teilnehmenden wurde durch die von den RP Ubermittelten Daten in den
Jahren 2015 bis 2019 realisiert. Dabei wurden die Daten aufbereitet und mit Hilfe der statisti-
schen Programmpakete SPSS und R ausgewertet. Fir diese Auswertungen standen rund
2150 Fragebdgen von 140 Vorhaben zur Verfligung. Grundlage der ex-post-Evaluation waren
zum einen quantitative Erhebungen in Form einer umfangreichen standardisierten Onlineum-
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frage bei 94 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager. Zum anderen wurden qualitative Erhe-
bungen in Form leitfadengestltzter Interviews bei Stakeholdern in Bezug auf ausgewahlte
Vorhaben durchgefiihrt. Insgesamt wurden 48 Tiefeninterviews bei 15 exemplarisch ausge-
wabhlten Vorhaben durchgeflhrt. Das dreistufige Verfahren (flachendeckende Analyse der RP,
umfassende Onlineumfrage bei 6ffentlichen und privaten Vorhabentragern und intensive Un-
tersuchungen bei systematisch ausgewahlten Vorhaben) wurde gewahlt, um einerseits Aus-
sagen Uber die in der Breite eingesetzten OB-MaRnahmen, Teilnehmenden und Aufwénde
treffen zu kénnen (flachendeckende Analyse und Onlineumfrage). Andererseits, um tieferge-
hende Wirkungsanalysen durchfihren zu kénnen (Onlineumfrage und Tiefenanalyse ausge-
wabhlter Vorhaben).

Im Folgenden werden die relevanten Ergebnisse prasentiert, gefolgt von einer Darstellung
identifizierter Optimierungspotenziale.

7.1 Vergleich der 6ffentlichen und privaten Vorhabentrager

Das UVwG wendet sich als Gesetz an alle Vorhabentrager im Land, d. h. sowohl an 6ffentliche
als auch an private Vorhabentrager. Die durchgefilhrten Analysen konnten keine scharfe
Trennlinie zwischen privaten einerseits und 6ffentlichen Vorhabentragern andererseits identi-
fizieren. Vielmehr hingen die Einstellungen, Bewertungen und Erfahrungen der Vorhabentra-
ger und Stakeholder von anderen Faktoren als der Tragerschaft ab. Es spielt weniger eine
Rolle, ob das Vorhaben durch einen privaten oder 6ffentlichen Vorhabentrager durchgefihrt
worden war. Als entscheidend haben sich vielmehr andere Faktoren erwiesen: Rahmenbedin-
gungen und Umfang des Vorhabens sowie GroRe und Ressourcenlage des Vorhabentragers.

Ressourcen der Akteure

So verfiigten beispielsweise RP iiber eigene OB-Referentinnen und Referenten und damit
liber fest institutionalisierte Strukturen zur Vorbereitung der OB. Kommunale Vorhabentrager
haben dagegen fur die Wahrnehmung dieser Aufgaben keine eigene Struktur. Bei den privaten
Unternehmen war eine dhnliche Diskrepanz aufgrund unterschiedlicher Gréen und Ressour-
cen zu beobachten: Wahrend grofle Unternehmen mit Hilfe eigener Abteilungen und perso-
neller Ressourcen umfangreiche OB-MaRnahmen planen und durchfiihren kénnen, verfiigen
kleinere Unternehmen Uber keine entsprechenden zeitlichen, fachlichen und personellen Res-
sourcen. D. h. der Unterschied manifestiert sich in der Grof3e und den damit einhergehenden
fehlenden Ressourcen: Kleinere Kommunen sowie kleinere und mittelstandische Unterneh-
men kritisierten haufig einen Mangel an Ressourcen. Die unterschiedliche Ressourcenlage
wirkte sich maRgeblich auf die Planung und Durchfiihrung von OB-MaRnahmen aus. So ver-
wiesen die RP auf ihre vergleichsweise guten Austauschmaglichkeiten und Ansprechpartne-
rinnen und -partner. Das Gleiche galt fur die gréeren Unternehmen, deren Abteilungen fiir
die OB-MaRnahmen zusténdig waren. Im Unterschied dazu waren kleinere Unternehmen we-
niger in der Lage, entsprechende OB-Angebote vorzuhalten. D. h. ein Mangel verantwortlicher
Personen und Abteilungen fiihrt zu einer reduzierten Auswahl an (professionell durchgefiihr-
ten) OB-Angeboten bzw. zu einer deutlich erhdhten Arbeitsbelastung der verantwortlichen Vor-
habentrager. So fanden beispielsweise die fiir die Vorbereitung der OB wichtige Umfeldana-
lyse und ein Beteiligungsscoping nur in seltenen Fallen bei kleineren privaten oder kommuna-
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len Vorhabentragern statt. Darliber hinaus ist die Wahrscheinlichkeit, dass bei gréReren priva-
ten Unternehmen regelmafiger Vorhaben realisiert werden, welche unter das UVwG fallen,
sehr viel hoher, als dies bei kleineren Unternehmen der Fall ist.

Die unterschiedliche Ressourcenlage hatte nicht nur Auswirkungen auf die Planung und
Durchfiihrung der OB-Formate, sondern auch in Bezug auf die Kommunikation wahrend des
formellen Verfahrens und die nachtragliche Evaluation durchgeflihrter Malinahmen. So fand
eine institutionalisierte Form der Evaluation nur bei gréeren Unternehmen statt. Bei kleineren
Unternehmen, Kommunen und auch bei den RP wurden die OB-MaRnahmen zwar im Nach-
gang teilweise intern erortert, eine systematische Evaluation fehlte jedoch groitenteils wegen
fehlender personeller Ressourcen.

Konflikt, Konsens und Akzeptanz

Die Konflikthaftigkeit der Vorhaben und wahrend des Verfahrens hing eher von den Rahmen-
bedingungen des Vorhabens und dem Vorhaben selbst ab als von der unterschiedlichen Tra-
gerschaft. So unterschieden sich die mit der frihen OB verfolgten Ziele zwischen den Typen
der Vorhabentrager kaum. Das Gleiche gilt fiir die Beschreibung der Konflikthaftigkeit, der
Konfliktthemen und dem Umgang mit Konflikten. Dass die Konflikthaftigkeit im Gesamten eher
als gering eingeschatzt wurde, war nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, dass die meisten
Stakeholder ihre Erwartungen als erflllt angesehen haben, ungeachtet der Tragerschaft des
Vorhabens. Jedoch unterschieden sich die Vorhabentrager in Bezug auf die Wahrnehmung,
ob durch die friihe OB ein Konsens erreicht werden konnte: Wahrend bei den 6ffentlichen
Vorhabentragern mehrheitlich die Ansicht dominierte, dass ein Konsens erreicht werden
konnte, fiel die Beurteilung der privaten Vorhabentragern weniger positiv aus: Fast bei der
Halfte der Vorhaben konnte kein Konsens erzielt werden. Die Auswirkungen der friihen OB
auf die Verfahrensakzeptanz wurden von beiden Typen von Vorhabentragern ahnlich positiv
bewertet. In Bezug auf die Vorhabensakzeptanz fiel die Bewertung in beiden Fallen ambiva-
lenter aus.

Umgang mit Ergebnissen

Was den Umgang mit den Ergebnissen angeht, kristallisierten sich jedoch auch Unterschiede
zwischen o6ffentlichen und privaten Vorhabentrédgern heraus. Wahrend 6ffentliche Vorhaben-
trager die Ergebnisse haufig in einem eigenem Bericht/Berichtsteil der Antragsunterlagen auf-
bereiteten, stellten private Vorhabentrager die Ergebnisse zwar auch in Antragsunterlagen dar,
erlauterten aber nicht, wie die Ergebnisse der OB in die Planung eingeflossen waren.

Bewertung des Nutzens

Der wahrgenommene interne Nutzen der frilhen OB wurde von den &ffentlichen und privaten
Vorhabentragern éhnlich beschrieben und bewertet. Durch die friihe OB werde der Arbeitsauf-
wand fiir die Offentlichkeit sichtbar, es kénne eine Vertrauensbasis aufgebaut, Konflikte friih-
zeitig identifiziert werden und es sei eine gute Vorbereitung auf den formalen Prozess maoglich.
Der Mehrwert des UVwG liege nach Ansicht der 6ffentlichen Vorhabentréager insbesondere in
der Professionalisierung der OB.
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7.2 Aufwande

Belastbare Aussagen uber Aufwande und Kosten konnten fiir Vorhaben im Zeitraum 2015 bis
2019 getroffen werden, bei denen die RP Vorhabentrédger waren. Insgesamt wurden in dem
genannten Zeitraum 51.800,9 Stunden von allen RP fiir frihe OB aufgewendet. Mehrheitlich
wurden die aufgewendeten Stunden fir vorhabenspezifische Tatigkeiten verbucht, nur wenige
Ubermittelte Aufwande entfielen auf allgemeine interne Koordinierungstatigkeiten. Umgerech-
net auf den sich hieraus ergebenden Stellenbedarf ergaben die Normstellenberechnungen ei-
nen Bedarf von 10,9 Stellen fir alle RP pro Monat tiber den gesamten Evaluierungszeitraum.

7.3 Planung und Start der friihen Offentlichkeitsbeteiligung

Zwei Drittel der Befragten gaben an, friihe OB-MaRnahmen durchgefiihrt zu haben. Der Start-
zeitpunkt der friihen OB unterschied sich dabei zwischen privaten und éffentlichen Vorhaben-
tragern: Wahrend die 6ffentlichen Vorhabentrager eher spater starteten, nach der Grundsatz-
entscheidung bzw. nach der Vorplanung, filhrten private Vorhabentrager OB-MaRnahmen so-
wohl sehr friih durch - bereits nach der ersten Projektidee - als auch eher spater - nach der
Vorplanung. Die mit der friihen OB verfolgten Ziele waren nach Auskunft sowohl der Vorha-
bentrager als auch der Stakeholder friihzeitig und umfassend kommuniziert worden. Nur eine
Minderheit der Stakeholder kritisierte einen Mangel an Offenheit und Transparenz, was die
Notwendigkeit einer klaren und kontinuierlichen Kommunikation unterstreicht.

Die Professionalisierung der Planung von OB war, wie bereits ausgefiihrt, auf unterschiedli-
chem Niveau und abhangig von der Gré3e des Vorhabentragers sowie den damit zusammen-
hangenden Ressourcen und (personlichen) Erfahrungen. In der Gesamtschau, und ungeach-
tet der hohen Professionalitét groBer Unternehmen und der RP, schien die Planung der OB
ein eher schrittweiser Prozess zu sein, der sich aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen
und Erfahrungen ergab und stellte weniger ein systematisiertes und formalisiertes Vorgehen
dar. Die Lange der Planungsprozesse war sehr unterschiedlich und vor allem abhangig von
dem jeweiligen Vorhaben. So gab es Vorhaben, bei denen die Planung der OB innerhalb einer
Woche erfolgte, andere Vorhabentrager berichteten dagegen auch von jahrelangen Planungs-
phasen. Grundsatzlich positiv auf die Planungen wirkten sich nach Ansicht der Vorhabentrager
das Beteiligungsscoping und die Umfeldanalyse aus. Durch den Einsatz beider Methoden sei
eine frihzeitige Identifikation und Einbindung relevanter Akteure mdéglich gewesen.

Als zentrale Informationsquelle zur Vorbereitung der Planung hat sich der zur Einfiihrung der
VwV OB erstellte Planungsleitfaden der Landesregierung Baden-Wiirttemberg erwiesen, und
zwar sowohl bei 6ffentlichen als auch bei privaten Vorhabentragern. Private Vorhabentrager
informierten sich zudem relativ haufig (iber Webseiten zur Vorbereitung der OB-MalRnahmen.

7.4 Akteure und Atmosphire

An der friithen OB nahmen viele Akteure teil und in der Regel waren alle Stakeholder seit Be-
ginn der OB involviert. Fast bei allen Vorhaben waren Gemeindeamter, betroffene Blirgerinnen
und Biirger sowie interessierte Personen involviert. Weitere relevante Akteure waren Umwelt-
verbande, RP und Burgerinitiativen. Unter den Teilnehmenden befanden sich auch durchgéan-
gig Vertreterinnen und Vertreter von Genehmigungsbehdrden.
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Da bei einigen Vorhabentragern ein Mangel an Ressourcen zur Planung und Durchfiihrung
von OB herrschte, fand die Beauftragung externer Dienstleister relativ extensiv statt. Deren
Aufgaben lagen insbesondere in der Planung und Organisation der OB, Moderation und Er-
stellung von Gutachten. Die Zusammenarbeit mit den Dienstleistern wurde von den Vorhaben-
tragern grundsatzlich positiv bewertet. Zum einen fiihre die Beauftragung zu einer notwendi-
gen Arbeitsentlastung und zum anderen erhéhe die Vergabe die Qualitat der Leistungen im
Rahmen der frilhen OB. In diesem Zusammenhang wurden insbesondere die Moderationsta-
tigkeiten von Dienstleistern hervorgehoben. Ein externer und als neutral wahrgenommener
Akteur kdbnne maRgeblich zu einer Versachlichung der Atmosphére und damit zu einer erfolg-
reichen OB beitragen.

Die Atmosphare und das Vertrauen zwischen den Akteuren stellt eine zentrale Komponente
fir eine erfolgreiche OB dar. Gerade die friihe OB bietet die Chance, eine Vertrauensbasis
zwischen den Vorhabentragern und Stakeholdern zu entwickeln und damit die Grundlage fur
eine konstruktive und wertschatzende Atmosphare auch im weiteren Verlauf der Vorhaben zu
schaffen. Die Atmosphare wurde seitens der Vorhabentrager und Stakeholder unterschiedlich
wahrgenommen und war haufig abhéngig von einzelnen am OB-Prozess teilnehmenden Per-
soOnlichkeiten. Die Vorhabentréager und Stakeholder gaben zwar an, dass sich deren Einstel-
lungen gegenliber dem Vorhaben oder Verfahren kaum verandert habe. Gleichzeitig offenbar-
ten die Analysen, dass die Atmosphare im Laufe des OB-Verfahrens und im Vergleich zu Be-
ginn als vertrauensvoller empfunden wurde. Insofern konnten positive Wirkungen der OB er-
mittelt werden. Diese positive Beurteilung basierte nicht zuletzt auf der Wahrnehmung einer
weitgehend gleichberechtigten Beriicksichtigung der Belange aller Akteure. Gleichwohl wurde
durchgéangig auf das Problem einer schweigenden Masse hingewiesen. So seien insbeson-
dere junge Personen bei der OB unterreprasentiert und es bediirfe entsprechender Strategien
zum Einbezug dieser Zielgruppe.

7.5 Offentlichkeitsbeteiligungsformate: Charakter, Auswahl und Bewer-
tungen

Im Rahmen der untersuchten Vorhaben kam eine grof3e Bandbreite unterschiedlicher Formate
und MaRnahmen zum Einsatz, wobei das Angebot vorrangig auf informierenden und anhéren-
den Formaten lag. Von anhdérenden Formaten wurde insbesondere dann berichtet, wenn die
Interviewten ihre Meinungen, Ansichten und Erfahrungen in das Vorhaben einbringen konnten,
jedoch nicht an der Formatauswahl oder bei der Bauausfiihrungsvariante einbezogen wurden
bzw. die Beteiligungsformate nicht ergebnisoffen gefiihrt werden konnten. Rein informierende
Formate fanden statt, wenn Uber den aktuellen Sachstand, die Planungen und das weitere
Vorgehen berichtet wurde.

Die Auswahl der Formate erfolgte durch die 6ffentlichen Vorhabentrager insbesondere auf der
Grundlage der Umfeldanalyse oder des Beteiligungsscopings, welche die Betroffenheiten und
die Akteure verdeutlichen konnten. Des Weiteren spielten Beteiligungsgruppen und Projekt-
beirate eine wichtige Rolle fir die gemeinschaftliche Erarbeitung geeigneter Formate. Bei den
privaten Vorhabentrager waren fiir die Entscheidung lber die Formate die Stimmung vor Ort
und die Riickmeldungen der Betroffenen starker relevant. Des Weiteren wurden in der Regel
bewusst Formate gewahlt, die Vor-Ort-Beteiligung ermoglichten.

Fir die Planung und Durchflihrung der Formate fiihlten sich die Vorhabentrager einerseits gut
informiert, identifizierten aber andererseits auch interne Optimierungspotenziale. Die Halfte
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der Interviewten, die sich als gut informiert einschatzten, flhrte das auf folgende Griinde zu-
ruck: Austausch mit Kolleginnen und Kollegen oder Unternehmen derselben Branche uber
(Dach-)Verbande, Fortbildungsangebote, Einbezug externer Dienstleister und systematische
Aufbereitung und Dokumentation bestehenden Erfahrungswissens. Die andere Halfte fihrte
fur ihre wahrgenommenen unzureichenden Kompetenzen folgende Aspekte an: kein systema-
tischer Wissensaufbau, -transfer und -austausch, Abhangigkeit der Kompetenzen vom Erfah-
rungsgrad einzelner Personen sowie keine Fortbildungen sondern learning-by-doing.

Die eingesetzten Formate erhielten von den teilnehmenden Stakeholdern unterschiedliche Be-
wertungen. Als gut wurden OB-Formate bewertet, wenn ein klarer Aufbau, eine verstandliche
Aufbereitung der Inhalte, die Einbindung aller Betroffenen, gemeinschaftlich abgestimmte For-
mate, eine friihzeitige Durchfiihrung, eine neutrale und professionelle Moderation sowie die
Berlicksichtigung und Anhoérung aller Belange wahrgenommen wurde. Ambivalent wurden
Formate bewertet, wenn die Bedenken nur unzureichend bertcksichtigt wurden, der Umgang
mit den Ergebnissen unklar war, keine regelmafige Informierung stattfand, groRe zeitliche Ab-
stande bei der Durchfiihrung einzelner Formate bestanden und die Grenzen der Beteiligung
nicht transparent dargestellt wurden. Eine ausschlief3lich negative Bewertung seitens der Sta-
keholder erfolgte aufgrund folgender Faktoren: falscher bzw. spéater Zeitpunkt der friihen OB,
Wahrnehmung als Alibi-Veranstaltung, unverstandliche Darstellung und Vermittlung der In-
halte und fehlende Ergebnisoffenheit.

7.6 Auswirkungen der frithen Offentlichkeitsbeteiligung

Eine wesentliche Zielsetzung von OB ist das Erreichen eines Konsenses unter den Akteuren
in Bezug auf das Vorhaben, das Verfahren oder Einzelaspekte des Vorhabens und Verfah-
rens. Die Analysen konnten in diesem Zusammenhang verdeutlichen, dass bei den 6ffentli-
chen Vorhabentrdgern mehrheitlich ein Konsens erreicht werden konnte. Allerdings nicht vor-
behaltlos, vielmehr gaben relativ Viele an, dass zwar ein Konsens erreicht wurde, diesen je-
doch nicht alle Teilnehmenden richtig fanden. Dennoch wurde von den Teilnehmenden der
Konsens akzeptiert und mitgetragen. Bei den privaten Vorhabentragern fiel deren Einschat-
zung weniger positiv aus: Bei fast der Halfte der Vorhaben konnte kein Konsens erzielt werden.
Mafgeblich fiir eine Konsensbildung waren u. a. die teilinehmenden Akteure: So belegten mul-
tivariate Analysen einen kausalen Zusammenhang zwischen einer Konsensfindung, je mehr
Vertreterinnen und Vertreter von Kommunen teilnahmen. Auf der anderen Seite wirkte sich
eine steigende Anzahl teilnehmender Birgerinitiativen negativ auf die Konsensfindung aus.

Biirgerinnen und Biirger sowie Stakeholder erwarten von OB-MaRnahmen haufig, dass sie
Einfluss auf unterschiedliche Aspekte des Vorhabens ausiiben kénnen. In dieser Hinsicht
zeichneten die Analysen ein positives Bild. So sei eine Einflussnahme auf die Planungen mog-
lich gewesen, weil die friilhe OB dazu gefiihrt habe, dass weitere Planungsvarianten einerseits
wahrend der Verfahren geprift und andererseits auch in Teilen tatsachlich untersucht wurden.
Den Vorhabentragern wurde seitens der Stakeholder haufig eine Offenheit fir Veranderungen
attestiert. Insbesondere das Beteiligungsscoping habe sich fir das Einbringen von Ideen und
einen konstruktiven Austausch als hilfreich und nitzlich erwiesen. Nicht zuletzt dem Beteili-
gungsscoping sei es zu verdanken, dass einige Konflikte friihzeitig aufgedeckt und gemeinsam
Lésungen erarbeitet werden konnten. Gleichwohl unterstreicht diese Erwartungshaltung der
Stakeholder die Notwendigkeit, den Rahmen und die Grenzen der friihen OB von Beginn an
deutlich zu machen, um falsche Erwartungen zu verhindern.
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Die Stimmung und Atmosphére zu Beginn eines Verfahrens war oft auch entscheidend fiir das
weitere Verfahren. So war die Stimmung zu Beginn der frithen OB in der Regel wenig konflikt-
reich, wenn bereits wahrend des Beteiligungsscopings eine positive Atmosphare herrschte. In
der Gesamtheit dominierte bei den Interviewten die Wahrnehmung, dass sich die OB-Maf-
nahmen konfliktmindernd ausgewirkt hatten. Ob und in welchem Umfang Konflikte auftraten,
war auch abhangig von den beteiligten Akteuren und deren Einstellungen und Verhalten. So
wurde teilweise Vorhabentragern eine konfliktverscharfende Wirkung attestiert, wenn deren
Standpunkte sehr festgelegt waren. Jedoch konnten Vorhabentrager auch konfliktmindernd
agieren, wenn sie sich beispielsweise offen flr Alternativen zeigten und die Belange der Be-
troffenen berlcksichtigten sowie aktiv fur einen offenen Austausch sorgten. Die positive Wir-
kung externer Moderatorinnen und Moderatoren bzw. Mediatorinnen und Mediatoren fiir eine
sachliche und konstruktive Gesprachsatmosphare wurde durchgangig hervorgehoben.

Eine zentrale Wirkung, die haufig von Vorhabentragern als Ziel von OB-MaRnahmen formuliert
wird, ist die Steigerung der Akzeptanz. In diesem Zusammenhang haben die Analysen eine
positive Wirkung auf die Verfahrensakzeptanz belegen kénnen. Mehr als die Halfte der Inter-
viewten hatte eine Akzeptanzsteigerung wahrgenommen, insbesondere Vertreterinnen und
Vertreter von Gemeinden und Verbanden kamen zu dieser Einschatzung. Akzeptanzstei-
gernde Faktoren waren dabei vor allem die Transparenz und regelmalige Kommunikation
Uber den Stand des Verfahrens sowie iber den Umgang mit den Ergebnissen seitens der
Vorhabentrager. Die Vorhabensakzeptanz konnte im Vergleich weniger gesteigert werden.
Hier dominierte, vor allem bei den privaten Vorhabentragern die Ansicht, dass die OB keinen
Einfluss auf das jeweilige Vorhaben ausgelibt habe.

7.7 Bewertung und Nutzen

Grundséatzlich haben die Untersuchungen eine positive Bewertung der friihen OB seitens der
Stakeholder ergeben. Dies wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass einerseits eine Mitwir-
kung bei weiteren Beteiligungsschritten im jeweiligen Vorhaben von allen Interviewten bejaht
wurde und andererseits bei zukiinftigen Vorhaben die meisten der Befragten zu einer erneuten
Beteiligung bereit waren. Auch die Beurteilung, wer von einer friihen OB profitieren wiirde,
belegt die positive Grundwahrnehmung. Insbesondere die 6ffentlichen Vorhabentrager waren
der Ansicht, dass alle am Verfahren Beteiligte sowie die Vorhabentrager von der OB profitieren
wirden. Private Vorhabentrager kamen zu einer differenzierteren Einschatzung. Gleichwohl
wurden auch hier eine Reihe von Akteuren benannt: Burgerinnen und Blrger sowie politische
Akteure. Die guinstige Beurteilung lag auch an der positiven Bilanz, die die meisten Stakehol-
der in Bezug auf ihre Erwartungen (Transparenz, Informierung der Betroffenen, Diskussion-
und Beteiligungsbereitschaft der Vorhabentrager, Akzeptanzsteigerung und Konfliktreduzie-
rung) zogen. So sahen die meisten Interviewten ihre Erwartungen an die OB durch die von
den Vorhabentragern durchgefiihrten MalRnahmen als erfillt an.

Was den wahrgenommenen Nutzen der friihen OB angeht, unterschieden sich die Ausfiihrun-
gen zwischen privaten und 6ffentlichen Vorhabentragern kaum. Mehrheitlich wurde sowohl fiir
offentliche Vorhabentrager als auch fiir die Behorde bzw. das private Unternehmen ein Nutzen
identifiziert. Der Wert liege insbesondere in der Steigerung der Transparenz, im wertschatzen-
den Umgang mit Burgerinnen und Biirgern, in der Konfliktreduzierung bzw. der frihzeitigen
Identifikation von Problemlagen, in der friihzeitigen Informierung, dem Verfligbarmachen loka-
len Wissens und dadurch in der besseren Vorbereitung auf das formale Verfahren.
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Bei der Frage nach einem Mehrwert durch das UVwG fiir die Planung und Durchfiihrung der
OB unterschieden sich die Ansichten der Vorhabentrager. Die Interviewten verwiesen darauf,
dass der Mehrwert insbesondere von den Merkmalen der Vorhaben abhangig sei, beispiels-
weise vorhandenen Gestaltungsspielraumen und dem Umfang eines Vorhabens. Teilweise
berichteten &ffentliche Vorhabentréger von einer professionelleren Organisation aufgrund der
veranderten Rahmenbedingungen. Des Weiteren hatte die rechtliche Verankerung zu einer
grundsatzlichen Steigerung der Bedeutsamkeit der OB gefiihrt. Die rechtlichen Anforderun-
gen, die mit der Einfihrung des UVwG einhergingen, waren den 6ffentlichen Vorhabentragern
weitgehend bekannt. Die doppelten Anforderungen, die aus der Uberschneidung der sachli-
chen Anwendungsbereiche der friihen OB der VwV OB und dem UVwG resultieren, wurden
als unproblematisch wahrgenommen. Bei den privaten Vorhabentragern tibernahmen die In-
formierung insbesondere die Genehmigungsbehérden und Dachverbande.

7.8 Optimierungspotenziale

Die durchgefiihrten Analysen belegen, dass die mit dem UVwG einhergehenden Veranderun-
gen weitgehend positive Auswirkungen hatten und auf breite Zustimmung seitens der Vorha-
bentrager und Stakeholder stieen. Gleichwohl verdeutlichen die Ergebnisse der Untersu-
chungen auch Optimierungspotenziale, die nachfolgend dargestellt werden. Grundsatzlich be-
ziehen sich die Optimierungspotenziale auf Beratungs- und Unterstltzungsleistungen, damit
die friihe OB entsprechend den Anforderungen des UVwG vorausschauend und planungsbe-
gleitend durchgefiihrt werden kann.

Ressourcen

Die Planung und Durchfiihrung friher OB, die durch die Einflihrung des UVWG verbindlich
verankert wurde, erfordert fachliche, zeitliche und personelle Ressourcen. Bei kleineren und
mittelstdndischen Unternehmen, aber auch bei kommunalen Vorhabentragern fehlen diese
Ressourcen haufig. In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung von Strategien zu empfeh-
len, um Unterstitzungsleistungen anbieten zu kénnen, beispielsweise durch Verbande und
Ubergeordnete Behorden. Eine offene Kommunikation mit den Vorhabentragern lber beste-
hende und fehlende personelle und zeitliche Ressourcen sowie Bedarfe wird empfohlen.

Beratung

Dieser Aspekt schliet sich nahtlos an den zuvor dargestellten Gesichtspunkt der Ressourcen
an. Die Untersuchungen ergaben einen gro3en Beratungsbedarf durch Ansprechpartnerinnen
und -partner im Umweltministerium (sowie in den Genehmigungsbehdrden) fir kleinere und
mittlere private sowie fir kommunale Vorhabentrager. Notwendig seien vielfaltige Beratungs-
leistungen, beispielsweise in Bezug auf die strategische Planung, die Ressourcen- und Zeit-
planung sowie die Zielgruppen- und Umfeldanalyse. Des Weiteren wurde haufig eine unzu-
reichende Informationslage in Bezug auf die Anforderungen, die sich durch das UVwG erge-
ben haben, angefihrt. In diesem Zusammenhang sollte geprift werden, durch wen und wann
eine Informierung erfolgen kann, damit eine frilhe OB im Sinne und nach den Voraussetzun-
gen des UVwG erfolgen kann.
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Erstellung eines Leitfadens

Eine weitere hilfreiche Unterstiitzung bei der Planung und Durchfilhrung friiher OB ist den
Untersuchungen zu Folge ein pragmatischer und kurzer Leitfaden mit den wichtigsten Infor-
mationen und Checklisten. Dieser sollte die wesentlichen Aspekte in verstandlicher Form auf-
bereiten: Vorstellung geeigneter und erprobter OB-Formate mit Bezug zu unterschiedlichen
Verfahrensstanden, Voraussetzungen fiir die Planung und Durchfiihrung, Modellprojekte zur
Veranschaulichung von Méglichkeiten und Grenzen friiher OB, geeignete MalRnahmen zur
Konfliktminimierung und Konsensfindung, Angaben (ber eine adaquate Kommunikation, tiber
Moderationstechniken und den Datenschutz. Der Planungsleitfaden im Zusammenhang mit
der VwV OB wird als zu umfangreich und wenig praxistauglich eingeschatzt.

Schulungsbedarfe

Auf Seiten der Vorhabentrager wurde wiederholt der Bedarf nach zusatzlicher Expertise in
Bezug auf Moderationstechniken deutlich. Zwar wurde vor allem ein Mangel an zeitlichen Res-
sourcen kritisiert, jedoch auch fehlende fachliche Ressourcen fiihrten dazu, dass externe
Dienstleister beauftragt wiirden. Im Zusammenhang mit Schulungsbedarfen wurde auch auf
Wissensdesiderate beim Datenschutz hingewiesen.

Zusammenarbeit mit Verbdnden

Eine starkere Einbindung von und Kooperation mit Wirtschafts- und Interessensverbanden
wird dringend empfohlen. Die Analysen zeigten deutlich deren wichtige Unterstutzungsleistun-
gen bei der Planung der friihen OB, als Quelle von Informationen und Materialien sowie als
Austauschforum von Erfahrungen und Wissen in Bezug auf die Planung und Durchfiihrung
anstehender und zukiinftiger frither OB bei Vorhaben. Verbande stellen somit einen Ankniip-
fungspunkt dar, die vom UVwG betroffenen Vorhabentréager zu erreichen und diesen Unter-
stlitzung zentral und niedrigschwellig anzubieten.

Institutionalisierung von Wissen und Erfahrungen

Sowohl bei den privaten als auch bei den &ffentlichen Vorhabentragern werden die Erfahrun-
gen und das gesammelte Wissen nicht systematisch dokumentiert, gesichert und verfugbar
gemacht. Vielmehr ist der professionelle Umgang mit den Ergebnissen und dem Wissen eine
Folge verfligbarer Ressourcen. Hier sollte ein Weg gefunden werden, um alle Vorhabentra-
gern bei der Entwicklung eines internen Wissensmanagement zu unterstitzen.

Fazit

Durch die Einfiihrung des UVwG wurde die friihe OB verbindlich verankert. Diese rechtlichen
Rahmenbedingungen bilden eine wichtige Grundlage dafir, dass OB firr alle Beteiligten ver-
bessert wird, auch indem die Vorhabentriger zu einer vorausschauenden Beteiligung der Of-
fentlichkeit verpflichtet werden. Grundsatzlich betrifft der Anwendungsbereich des UVwG sehr
unterschiedliche Arten von Vorhabentragern bzw. Vorhaben, die in gleichem Umfang unter-
stitzt und befahigt werden sollten, damit die Zielsetzungen des UVwG erreicht werden kon-
nen.
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	Mitteilung 
	Mitteilung 
	des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft
	Gesetz zur Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Stärkung der Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich 
	hier: Evaluation nach Artikel 4 
	Landtagsbeschluss 
	 
	Der Landtag hat am 13. November 2014 das Gesetz zur Vereinheitlichung des Umweltverwaltungsrechts und zur Stärkung der Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich verabschiedet. Artikel 4 sieht darin vor (vgl. Gesetzesbeschluss Drucksache 15/6137): 
	-
	-

	 
	„Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft evaluiert die Regelungen des Umweltverwaltungsgesetzes zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung über einen Zeitraum von fünf Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes. Der Landtag ist über das Ergebnis der Evaluierung zu unterrichten.“ 
	-

	 
	 
	 
	 
	 
	Bericht 
	 
	Mit Schreiben vom 8. Dezember 2020, Az.: 1-02112020/2, berichtet das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft wie folgt: 
	-

	 
	Mit dem Umweltverwaltungsgesetz des Landes wurde zum 1. Januar 2015 bundesweit erstmalig eine verpflichtende frühe Öffentlichkeitsbeteiligung für Großvorhaben eingeführt. Mit der Regelung verbunden war, die Auswirkungen über einen Zeitraum von fünf Jahren zu evaluieren und den Landtag über das Ergebnis zu unterrichten. In der Anlage übersende ich den Abschlussbericht des Deutschen Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung, welches vom Umweltministerium mit der Evaluierung beauftragt wurde. Die Ergebnis
	-
	-
	-

	 
	1. Gegenstand und Ablauf der Evaluierung 
	 
	Ziel der Evaluation war die Überprüfung der verfolgten Ziele, die Ermittlung der Wirkungen und die Auswertung der Erfahrungen aus der Praxis. Im Evaluationszeitraum von 2015 bis 2019 führte das Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung (FÖV) langfristige Untersuchungen und Wirkungsanalysen der von den öffentlichen und privaten Vorhabenträgern durchgeführten frühen Öffentlichkeitsbeteiligung durch, die im Laufe des Jahres 2020 ausgewertet wurden. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung, darin stimmen alle Akteure überein, ist ein unverzichtbarer Bestandteil bei der Planung und Durchführung von Groß- und Infrastrukturvorhaben. Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung soll dazu beitragen, Konflikte zu entschärfen und mit allen Beteiligten tragfähige Lösungen zu erarbeiten. In Baden-Württemberg ist Bürgerbeteiligung eine mittlerweile seit vielen Jahren gelebte Praxis. Eine wichtige Ausprägung stellt hierbei die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem Umweltverw
	-
	-
	-
	-

	 
	Durch das Umweltverwaltungsgesetz wurde die frühe Bürgerbeteiligung zu einer verpflichtenden Vorgabe für alle Vorhabenträger. Zwar schaffen Gesetze alleine noch keine Beteiligungskultur, jedoch können sie dazu beitragen, dass die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung noch stärker zu einem selbstverständlichen Planungsbestandteil wird.  
	-

	 
	Die Evaluation des Umweltverwaltungsgesetzes erfolgte ex-post. Eine umfassende Evaluation der Aufwände, eingesetzten Formate und Teilnehmenden wurde anhand der von den Regierungspräsidien übermittelten Daten in den Jahren 2015 bis 2019 vorgenommen. Die Datengrundlage bildeten 140 Vorhaben, für die im Berichtszeitraum rund 2.150 Fragebögen ausgewertet wurden. Des Weiteren wurden 94 öffentliche und private Vorhabenträger mit Hilfe einer Online-Umfrage befragt. Eine Tiefenanalyse erfolgte bei 15 ausgewählten V
	-
	-

	 
	 
	2. Bewertung 
	 
	 
	2.1 Gesamtbewertung  
	 
	Die Evaluation kommt grundsätzlich zu einem positiven Ergebnis. Die Ziele der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung konnten weitgehend realisiert werden. Dies ist auch die Ansicht der befragten Vorhabenträger. Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung konnte sich zu einem festen und selbstverständlichen Bestandteil bei der Planung und Durchführung von Vorhaben entwickeln. Trotz der grundsätzlich positiven Bewertung hat die Evaluation auch Optimierungspotenziale identifiziert (siehe bei 2.8). 
	-

	 
	 
	2.2 Vergleich der öffentlichen und privaten Vorhabenträger 
	 
	Das Umweltverwaltungsgesetz wendet sich sowohl an öffentliche als auch an private Vorhabenträger. Die durchgeführten Analysen konnten insoweit keine signifikanten Unterscheide identifizieren. Es spielte weniger eine Rolle, ob das Vorhaben durch einen privaten oder öffentlichen Vorhabenträger durchgeführt wurde. Als entscheidend haben sich vielmehr andere Faktoren erwiesen: Rahmenbedingungen und Umfang des Vorhabens sowie Größe und Ressourcenlage des Vorhabenträgers.  
	-
	-
	-

	 
	In Bezug auf die Ressourcen verfügen beispielsweise die Regierungspräsidien über für die Öffentlichkeitsbeteiligung zuständige Referentinnen und Referenten und damit über fest institutionalisierte Strukturen. Kommunale Vorhabenträger haben dagegen für die Wahrnehmung dieser Aufgaben oftmals keine eigene Struktur. Bei den privaten Unternehmen war eine ähnliche Diskrepanz zu be obachten: Während große Unternehmen mit Hilfe eigener Abteilungen und personeller Ressourcen umfangreiche Öffentlichkeitsbeteiligungs
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Hinsichtlich der Bewertung ähneln sich die öffentlichen und privaten Vorhabenträger weitgehend. Die Auswirkungen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung auf die Verfahrensakzeptanz wurden von beiden Vorhabenträgern ähnlich positiv bewertet. In Bezug auf die Vorhabensakzeptanz fiel die Bewertung in beiden Fällen ambivalenter aus. Auch in Bezug auf den internen Nutzen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung gab es kaum Differenzen zwischen den öffentlichen und privaten Vorhabenträgern. Die relativ positive Bewert
	-
	-
	-
	-

	 
	 
	2.3 Planung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
	 
	Die Planung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung war abhängig von der Größe des Vorhabenträgers sowie den damit zusammenhängenden Ressourcen und (persönlichen) Erfahrungen. In der Gesamtschau, und ungeachtet der hohen Professionalität großer Unternehmen und der Regierungspräsidien, schien die Planung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ein eher schrittweiser Prozess zu sein, der sich aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen und Erfahrungen ergab. Als zentrale Informationsquelle hat sich der Leitfaden fü
	-
	-

	 
	Die Dauer der Planungsprozesse war sehr unterschiedlich und vor allem abhängig vom jeweiligen Vorhaben. So gab es Vorhaben, bei denen die Planung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung innerhalb einer Woche erfolgte, andere Vorhabenträger berichteten dagegen von langwierigen Planungsphasen. Grundsätzlich positiv auf die Planung wirkte sich ein Beteiligungsscoping und eine Umfeldanalyse aus.  
	-

	 
	 
	2.4 Akteure und Atmosphäre 
	 
	In der Regel waren alle Beteiligten, Betroffenen und Interessengruppen von Beginn an involviert. Da bei einigen Vorhabenträgern ein Mangel an Ressourcen herrschte, fand die Beauftragung externer Dienstleister relativ häufig statt. Deren Aufgaben lagen insbesondere in der Planung, der Organisation und der Modera tion der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Zusammenarbeit mit den Dienstleistern wurde von den Vorhabenträgern grundsätzlich positiv bewertet, insbesondere wegen der hierdurch entstandenen Arbei
	-
	-
	-
	-

	 
	 
	2.5 Öffentlichkeitsbeteiligungsformate 
	 
	Im Rahmen der untersuchten Vorhaben kam eine große Bandbreite unterschied licher Formate und Maßnahmen zum Einsatz. Die eingesetzten Formate erhielten von den teilnehmenden Stakeholdern unterschiedliche Bewertungen. Als gut wurden Formate bewertet, wenn ein klarer Aufbau, eine verständliche Aufbereitung der Inhalte, die Einbindung aller Betroffenen, gemeinschaftlich abgestimmte Formate, eine frühzeitige Durchführung, eine neutrale und professionelle Moderation sowie die Berücksichtigung und Anhörung aller B
	-
	-
	-
	-

	 
	2.6 Auswirkungen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
	 
	Konsensbildung: 
	 
	Eine wesentliche Zielsetzung von früher Öffentlichkeitsbeteiligung ist das Erreichen eines Konsenses unter den Akteuren in Bezug auf das Vorhaben, das Verfahren oder Einzelaspekte. Die Analysen konnten verdeutlichen, dass bei den öffentlichen Vorhabenträgern mehrheitlich ein Konsens erreicht werden konnte. Allerdings nicht vorbehaltlos, vielmehr gaben relativ viele Befragte an, dass zwar ein Konsens erreicht wurde, diesen jedoch nicht alle Teilnehmenden richtig fanden. Dennoch wurde von den Teilnehmenden de
	-
	-

	 
	Konfliktminderung: 
	 
	Bürgerinnen und Bürger sowie Interessengruppen erwarten von der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung häufig, dass sie Einfluss auf unterschiedlichste Aspekte des Vorhabens ausüben können. In dieser Hinsicht zeichneten die Analysen ein positives Bild. Den Vorhabenträgern wurde häufig eine Offenheit für Veränderungen attestiert. In der Gesamtheit dominierte bei den Interviewten die Wahrnehmung, dass sich die Maßnahmen konfliktmindernd ausgewirkt hatten. Ein wichtiger Gesichtspunkt ist auch die Steigerung der Akz
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	 
	2.7 Bewertung und Nutzen 
	 
	Grundsätzlich haben die Untersuchungen eine positive Bewertung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ergeben. Dies wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass einerseits eine Mitwirkung bei weiteren Beteiligungsschritten in den jeweiligen Vorhaben von allen Interviewten bejaht wurde und andererseits bei zukünftigen Vorhaben die meisten der Befragten zu einer erneuten Beteiligung bereit wären. Die günstige Beurteilung lag auch an der positiven Bilanz, die die meisten Beteiligten in Bezug auf ihre Erwartungen 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	 
	2.8 Optimierungspotenziale 
	 
	Die durchgeführten Analysen belegen, dass die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem Umweltverwaltungsgesetz weitgehend positive Auswirkungen hatte und auf breite Zustimmung seitens der Vorhabenträger, Betroffenen und Inte ressen gruppen stieß. Gleichwohl wurden folgende Optimierungspotenziale erkennbar: 
	-

	 
	Die Planung und Durchführung früher Öffentlichkeitsbeteiligung erfordert fach liche, zeitliche und personelle Ressourcen. Bei kleineren und mittelständischen Unternehmen, aber auch bei kommunalen Vorhabenträgern fehlen diese Ressourcen häufig. In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung von Strategien erforderlich, um weitere Unterstützungsleistungen anbieten zu können, beispielsweise durch Verbände und Behörden. Die Untersuchungen haben auch ergaben, dass Beratungsbedarf, insbesondere für kleinere und mittl
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	 
	Untersteller 
	 
	Minister für Umwelt, 
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